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Ueber unfreiwillige Amtsenthebung . von 
Kirchendienern. 


Von 


Th. Braun, 


Ober-Consistorialrath in Berlin. 


Bei dem unlängst von mir gemachten Versuche einer 
Feststellung der Grenzen der Disciplinargewalt nach dem Rechte 
der preussischen Landeskirche, — Bd. XVII. S. 271 ff. dieser 
Zeitschrift — , hatte ich mir die Aufgabe gestellt, zunächst 
ein Urtheil über den Umfang der kirchlichen Beamtendiseiplin 
in subjectiver Hinsicht somit darüber zu gewinnen, welche 
Beamtenclassen der kirchlichen Diseiplinargewalt überhaupt 
unterworfen seien. Heute bitte ich mir in Fortsetzung 
jener früheren Besprechung oder doch im Anschluss an dieselbe 
eine Betrachtung dieser Grenzen in objectiver Hinsicht zu 
gestatten, wobei meine Absicht insbesondere auf die Prüfung 
der kirchenrechtlichen Zulässigkeit einiger Disciplinarmaass- 
regeln gerichtet ist, bezüglich deren die Ansichten gegenwärtig 
auseinander gehen. 

Unter Disciplinargewalt. verstehe ich das der Kirchen- 
gewalt' zustehende Recht zur Ausübung eines Zwanges gegen 
die ihr unterstellten Beamten, gleichviel ob es sich dabei um 
Verletzung der Amtspflicht oder um sonstige Maassregeln im 
‚Interesse des Kirchendienstes handelt, und ich erlaube mir, 
auf die Gefahr, hierin eines logischen Schnitzers geziehen zu 
werden, das Recht der Kirchenbehörden zu Maassregeln der 
letzteren Art als Disciplinargewalt im weiteren Sinne dem 

Zeitschrift f. Kirchenrecht. XIX. 1. | 1 
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Rechte zur Bestrafung von Dienstvergehen als der Disciplinar- 
gewalt im engern Sinne gegemüberzustellen. Beide Arten 
der Disciplinargewalt unterscheiden sich wesentlich nur in 
Beziehung auf die Gründe ihrer Anwendbarkeit,. nicht nach 
ihren Wirkungen, vielmehr gipfeln, was letztere betrifft, beide 
in der Entziehung des Amtes als der härtesten überhaupt 
zulässigen Zwangsmaassregel. 

Die Amtsentziehung ist in doppelter Hinsicht möglich; _ 
sie ist entweder Entziehung des Amtes schlechthin, in dem 
Sinne einer völligen Entfernung des Beamten aus dem Kirchen- 
dienste, oder nur die Entziehung des dem Beamten gegen- 
wärtig zustehenden Amtes in der Absicht einer alsbaldigen 
Verwendung desselben in einem andern Amte, wobei von den 
mehr oder weniger empfindlichen Folgen, von welchen die 
Maassregel im besondern noch wieder begleitet sein kann — 
ob Entlassung mit oder ohne Ruhegehalt, ob Versetzung auf 
eine Stelle gleichen oder geringeren Einkommens —, vor- 
läufig abgesehen werden mag. Diese Maassregeln treffen den 
Beamten, mögen sie aus dem einen oder aus dem andern Grunde 
gegen ihn verhängt werden, im Erfolge gleichmässig; sie rauben 
ihm unter Umständen die Mittel der Existenz oder doch die 
Möglichkeit der Fortführung des von ihm erwählten Lebens- 
berufes. Je nach der Verschiedenheit ihres Grundes können 
jedoch die Gewähren, welche die Rechtsordnung zum Schutze 
der Beamten gegen willkürliche Behandlung aufgerichtet hat, 
nicht die gleichen sein, sie sind es zum Theil wirklich nicht, 
so dass ein Beamter sehr wohl auf dem einen Wege mit einer 
Zwangsmaassregel getroffen werden könnte, welche sich auf 
dem andern gegen ihn nicht durchsetzen lassen würde; hier 
das Erforderniss eines förmlichen Diseiplinarverfahrens, dort 
etwa die Möglichkeit einer einfachen Entlassung im Verwal- 
tungswege. Soviel steht fest, dass disciplinarische Amtsent- 
'ziehungen nur aus bestimmten gesetzlichen Gründen zulässig 
sind; das kirchliche Prineip erfordert für die Mehrzahl. der 
Aemter die Uebertragung auf Lebensdauer und betrachtet eine 
Anstellung und Entlassung der Kirchendiener ad bene placi- 
tum als unzulässig. | 

Demnach sind hiernach vorweg diejenigen Verhältnisse 
auszuscheiden, in denen ein Beamter ausdrücklich nur auf 
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Probe, auf Kündigung oder auf Widerruf oder sonst für einen 
bloss vorübergehenden Zweck angestellt ist, wie diess nicht 
nur bei niederen Kirchendienern, sondern auch bei Geistlichen, 
insbesondere bei kirchenamtlicher Verwendung von Hülfsgeist- 
lichen, Vicaren, Aufträgen zur interimistischen Verwaltung 
‘ einer Pfarrstelle u. s. w. in rechtlich ebenso zweifellos zu- 


lässiger wie tbatsächlich unentbehrlicher Weise vielfach vor- 


kommt. Weiter bedarf es sodann einer Aussonderung solcher 
Fälle, in denen die Entziehung des Amtes — oder etwa auch 
der Rechte aus der Ordination — aus Gründen geboten er- 
scheint, welche zeitlich vor der Uebertragung des Amtes 
bezw. vor dem Ordinationsacte: liegen, bei denen es sich somit 
nicht um eine disciplinarische Verwirkung des erworbenen 
Rechtes oder eine Entziehung desselben wegen nachträglich 
eingetretener Unfähigkeit zur Fortführung des Amtes handelt, 
sondern um die Möglichkeit, den das Verhältniss begründenden 
- Rechtsact wegen eines demselben anhaftenden Mangels in sei- 
‚ nen Wirkungen rückgängig zu machen oder gar mit rück- 
wirkender Kraft für nichtig zu erklären. Die Praxis wird 
mit gutem Grunde geneigt sein, auch solche Fragen in den 
Formen des Disciplinarverfahrens zu erledigen ; auch erscheint 
es unter Umständen möglich, derartigen in der Vergangen- 
_ heit liegenden Verhältnissen für die Würdigung der Gesammt- 
persönlichkeit des Betreffenden eine im engern Sinne diseipli- 
narische Seite abzugewinnen; der eigentlich entscheidende 
Gesichtspunct wird. dabei jedoch immer nur der eines die 
Rechtsbeständigkeit- der Vocation, Bestätigung oder Ordina- 
tion in Frage stellenden Umstandes sein können. Auf dem- 
selben Standpuncte steht, wie ich glaube, eine Entscheidung 
des Evangelischen Oberkirchenraths aus dem Jahre 1876, bei 
welcher es sich darum handelte, einem Geistlichen die Rechte 
aus der Ordination zu entziehen. Es sei angemessen, heisst 
es darin, die zeitlich vor der Ordination liegenden Ausschrei- 
tungen des Angeschuldigten auf sich beruhen zu lassen. Diese 
_ Vorgänge seien im Wesentlichen dem Consistorium bekannt 
gewesen, gleichwohl habe es die Ordination ertheilt, und es 
erscheine nicht gerechtfertigt, den Angeschuldigten aus diesen 
Gründen jetzt aus dem geistlichen Stande zu entfernen. 
Dieselben Gesichtspuncte werden insbesondere auch für die 
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Entziehung eines vermittelst Simonie erworbenen Kirehenamtes 
Platz greifen müssen. Simonische Handlungen, wenn sie von 
einem im Amte stehenden Kirchendiener begangen werden, 
enthalten den Thatbestand eines Dienstvergehens, im Uebrigen 
aber bildet die simonische Bewerbung um ein Amt lediglich 
ein Hinderniss zulässiger Uebertragung bezw. einen Grund 
nachträglicher Entziehung des gleichwohl übertragenen Amtes. 
Dass der herrschende Sprachgebrauch, vielleicht gar das Gesetz, 
von einer Cassation zur Strafe redet, wird an dem Wesen 
der Sache nichts ändern können. In Preussen macht das 
geschriebene Recht in dieser Hinsicht keinerlei Schwierigkeiten ; 
das A. L.-R. behandelt vielmehr in seinem für die Kirche 
gegenwärtig allein noch in Betracht kommenden $. 337 II. 11 
die Simonie nur unter dem Gesichtspuncte der Unfähigkeit 
des Schuldigen für das geistliche Amt. Diese für das öffent- 
liche Recht bisher wenig erörterten, praktisch auch ziemlich 
unerheblichen Fragen hier weiter zu verfolgen, namentlich 
auch mit Rücksicht auf die das Verhältniss nicht erschöpfenden 
besonderen Bestimmungen in $. 385 II. 11 A. L.-R., liegt 
nicht in meiner Absicht; völlig umgangen werden durften sie 
nicht, um eine feste Unterlage für die Begrenzung unserer 
unmittelbaren Aufgabe zu gewinnen. 

Endlich soll hier von den Mitgliedern der presbyterialen 
und synodalen Organe gänzlich abgesehen und nur von der 
Stellung der berufsmässigen Kirchenbeamten, zunächst der 
Geistlichen, gehandelt werden. 

Wenn wir bei der Betrachtung der kirchenrechtlichen 
Normen von einer Vergleichung der entsprechenden Vorschriften 
der neueren Staatsdienergesetze den Ausgang nehmen, so be- 
gegnen uns in den letzteren neben den Disciplinarstrafen als 
zulässige Maassregeln der Disciplinargewalt im weiteren Sinne 

1. die Versetzung in ein anderes Amt, 

2. die Versetzung in den Ruhestand unter Gewährung 
von Ruhegehalt, 

3. die einstweilige Versetzung in den Ruhestand mit 
Wartegeld. 

Während die letztere als eine dem Kirchenrechte un- 
bekannte Maassregel hier ohne Weiteres auf sich beruhen 
bleiben kann, werden die beiden ersteren in Bezug auf ihre 
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Anwendbarkeit gegen Kirchenbeamte einer näheren. HEISBUIE 
‚allerdings bedürfen. 

Ueber die Zulässigkeit einer > unfrejwilligen Versetzung 
von Geistlichen, insofern dieselbe nicht zur Strafe erfolgt, sind 
die Ansichten getheilt. Für das canonische Recht wird man 
es als die herrschende Ansicht bezeichnen dürfen, dass dem 
Bischofe das Recht zustehe, einen Pfarrer aus dringenden 
Gründen — ex causa necessarıa — zu versetzen, zweifellos 
ist diess jedoch nicht, und das für die bejahende Meinung 
vorzüglich angeführte c. 5. X. de rerum permutatione 8. 19. 
lässt-grade den entscheidenden Punect, ob die Versetzung auch 
gegen den Willen des Pfarrers erfolgen könne, in hohem Grade 
zweifelhaft. Die Entwickelung; welche dies Verhältniss in 
nachreformatorischer Zeit ausserhalb der evangelischen Kirche 
genommen hat, interessirt uns hier nicht. 

“ Auch für das evangelische Kirchenrecht fehlt es nicht an 
Vertretern der Ansicht, dass der Kirchenbehörde das Recht 
nicht zu bestreiten sei, unter ausserordentlichen Umständen 
einen Geistlichen auch wider seinen Willen zu versetzen, sei 
es dass man dabei auf das so verstandene canonische Recht 
auch als protestantische Rechtsquelle zurückgehen, sei es dass 
man den Inhalt des evangelischen Kirchenrechts aus sonstigen 
Gründen in diesem Sinne auffassen will. Ich lasse es dahin 
gestellt sein, wie weit in dieser Beziehung die Befugnisse des 
Bischofs nach canonischem Rechte gehen, kann aber nicht an- 
erkennen, dass es sich hier um Verhältnisse handelt, welche 
durch die Reformation principiell unberührt geblieben seien, 
glaube vielmehr, dass ein Zurückgreifen auf das canonische 
Recht hier so wenig wie in sonstigen Verhältnissen, wo das 
evangelisch-kirchliche Gemeindeprineip im Spiel ist, ohne Wei- 
teres als zulässig erscheint. Nach canonischem Rechte sind 
die Pfarrer Gehülfen des Bischofs, »Theilnehmer seiner Sorgen 
in Ausübung der Seelsorge«; sie sind seine Beamten für die 
nicht ihm selbst besonders vorbehaltenen jura ordinis innerhalb 
eines bestimmten Bezirks, der Parochie, wodurch sie zu den 
ihrer geistlichen Pflege anvertrauten Eingesessenen dieses Be- 
zirks in gewisse Beziehungen treten. Diese Beziehungen sind 
objectiv allerdings sehr enge, dergestalt, dass das Band 
zwischen Priester und ecclesia einem Ehebunde verglichen 
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wird, und die Lösung dieses Bandes durch den Uebergang 
des Geistlichen in eine andere Parochie als etwas Unerwünschtes 
und nur aus besonderen Gründen Statthaftes erscheint. Gleich- 
wohl sind es — abgesehen von der doch erst auf dieser Grund- 
lage erwachsenen privatrechtlichen Seite des Pfründenverhält- 
nisses — lediglich Gesichtspuncte eines allgemeinen kirchlichen 
Interesses, nicht aber innere, in der juristischen Natur des 
Amtsverhältnisses selbst liegende Gründe, welche den Bischof 
hindern könnten, einen seiner Beamten nach Bedürfniss an 
einer andern Stelle seiner Diöcese zu verwenden; das Recht 
des Bischofs, seine Beamten zu versetzen, wird vielmehr als 
ein principiell gegebenes und nur durch positive kirchen- 
rechtliche Vorschrift eingeschränktes betrachtet werden müssen. 

Wesentlich anders verhält sich die Sache nach evan- 
gelischem Kirchenrechte. Hier erscheinen die Einwohner der 
Parochie nicht als blosse Abtheilung der durch den Bischof 
und seine Beamten geweideten Heerde, vielmehr bildet die 
Gemeinde mit ihrem Pfarramte in der Mitte kirchlich und 
kirchenrechtlich die Grundlage der gesammten kirchlichen Or- 
ganisation, und erst aus der Gesammtheit der Gemeinden 
erbaut sich — ohne dass hierin ein Unterschied zwischen lu- 
therischem und reformirtem Verfassungstypus anzuerkennen 
wäre — von unten nach oben begrifflich die Landeskirche. 
Das Kirchenamt der isolirten Gemeinde ist nothwendig Ge- 
meindeamt. Ob und inwieweit darin durch die Eingliederung 
der Gemeinde in den Organismus der Landeskirche Etwas 
geändert worden, ist eine thatsächliche, nach dem Inhalte der 
besonderen Kirchenverfassung zu beantwortende Frage. Bei 
der Vertheilung der einzelnen Functionen, in deren Gesammt- 
heit erst das corporative Leben der Kirche sich vollzieht, 
. zwischen Landeskirche und Einzelgemeinde ist hier wie in 
anderer Beziehung ein Mehr oder Minder nicht ausgeschlossen. 
Der bestehende Zustand zeigt, und die Würdigung der ge- 
schichtlichen Bedingungen, unter denen die Durchführung der 
Reformation in den Territorien in der Regel von oben nach 
unten erfolgte, erklärt es zur Genüge, dass das landesherrliche 
Kirchenregiment durchweg einen tiefgreifenden Einfluss auf 
die Verhältnisse der Einzelgemeinde gewonnen hat. Nichts- 
destoweniger wird grundsätzlich daran festgehalten werden 
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müssen, dass eine Beschränkung der Gemeinde als kirchlichen 
Individuums nur insoweit eingetreten ist, wie diess auf Grund 
der geschichtlichen Entwickelung für die einzelne Landeskirche 
positiv nachgewiesen werden kann. Hieraus rechtfertigt sich 
für das evangelische Kirchenrecht bis zum Beweise des Gegen- 
theils die Auffassung des Pfarramtes als eines Gemeindeamtes, 
nicht als eines Amtes der Landeskirche, wobei die aus der 
gliedlichen Stellung der Einzelgemeinde innerhalb der letz- 
teren für die Amtsinhaber folgenden Pflichten auch gegen- 
über der Landeskirche einer besondereu Erklärung nicht be- 
dürfen. 

Wie sich nun diese Dinge in den einzelnen Landeskirchen 
gestaltet haben, lässt sich von einem aussen Stehenden nicht 
mit Sicherheit beurtheilen. Für die preussische Landeskirche 
unterliegt es keinem Zweifel, dass das Pfarramt Gemeindeamt 
ist, insbesondere betrachtet das A. L.-R. den Pfarrer nicht 
als minister prineipis in ecelesiasticis, sondern wie ich schon 
früher hervorzuheben Gelegenheit gehabt habe, als Beamten 
der örtlichen Gemeinde. Ein Unterschied zwischen Geistlichen 
und sonstigen Kirchenbeamten, den niedern Kirchendienern 
und den wohl im engern Sinne sogenannten kirchlichen Ge- 
meindebeamten, ist in dieser Hinsicht nicht vorhanden. Damit 
steht es im Einklange, dass das A. L.-R. von der: Wahl und 
Vocation der Geistlichen durch die Gemeinde als Regel aus- 
geht, und es thut dem grundsätzlichen Standpunct des Gesetz- 
buchs keinen Eintrag, dass diese Regel in sehr vielen Fällen 
durch begründete patronatische Ernennungsrechte durchbrochen 
wird. Es wiederholt sich hierin eben nur die allgemeinere 
Eirscheinung, dass die activen kirchlichen Functionen der Orts- 
gemeinde, namentlich in den östlichen Landestheilen, bis in 
die neueste Zeit rechtlich so vielfach fast völlig durch den 
Patronat absorbirt waren. Auch kann man sich dem Obigen 
gegenüber nicht auf die den Behörden ausnahmsweise kraft 
Devolutionsrechts zufallenden Ernennungsbefugnisse berufen, 
oder auf den Umstand, dass unter den jetzt sog. Besetzungs- 
rechten landesherrlichen Patronats manche — keineswegs alle 
— auf ursprüngliche kirchenregimentliche Befugnisse zurück- 
zuführen sein mögen, oder endlich auf das Erforderniss kir- 
chenregimentlicher Bestätigung der Vocation. In letzterer 
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Hinsicht braucht nur daran erinnert zu werden, dass noch viele 
andere Rechtsgeschäfte der Gemeinden einer Bestätigung der 
geistlichen Obern bedürfen, und dass auch diese regelmässig 
mittelbar mehr oder weniger das Interesse der Gesammtkirche 
berühren, während gleichwohl nur die Einzelgemeinde nicht 
aber die Landeskirche als Subject in das betreffende Verhält- 
niss eintritt. 

Das Recht des Geistlichen das durch die Uebertragung 
des Amtes zwischen ihm und der Gemeinde begründete Rechts- 
verbältniss seinerseits zu lösen, ist gegenwärtig zweifellos; die 
mancherlei Bedenken, welche sich die ältere Theorie, Rechts- 
und Gewissensfragen vermengend, in dieser Hinsicht machte, 
sind aus dem heutigen Rechte bis auf wenige Reste ver- 
schwunden, wie sie die 88. 524—528 II. 11. A. L.-R. und 
8. 53 der rheinisch-westfälischen K.-O. zeigen. Dagegen 
steht der Gemeinde ein entsprechendes Recht dem Geistlichen 
gegenüber nicht zu; die Möglichkeit einer Lösung des Ver- 
hältnisses gegen den Willen des Geistlichen ist, insoweit sie 
überhaupt Platz greift, durchweg der Kirchenbehörde vor- 
behalten. Dieses Recht der Behörde, in das formell zwischen 
Dritten begründete Verhältniss einzugreifen, bedarf nothwendig 
eines stricten, von positiv evangelisch-kirchenrechtlicher Grund- 
lage zu erbringenden Nachweises, es bedarf dessen namentlich 
soweit es sich um die Möglichkeit handelt, einen Beamten 
aus Zweckmässigkeitsgründen im Verwaltungswege zu versetzen. 

Die neueren Schriftsteller !), welche sich für die Zulässig- 
keit der Versetzung nach evangelischem Kirchenrechie aus- 
sprechen, beziehen sich, soviel ich sehe, für ihre Ansicht 
sämmtlich auf Böhmer. 

Böhmer — J. E. Prot. I. 7. 88. 19 ff. — äussert sich 
hierüber folgendermaassen: In der protestantischen Kirche 
kommen nnfreiwillige Versetzungen vor, und zwar zur Strafe. 
Ich halte Versetzungen ex justa causa nicht für unzulässig; 
dagegen habe ich Bedenken gegen die Strafversetzung. Ein 
schlechter Geistlicher muss abgesetzt, nicht in eine andere 


1) Richter-Dove, K.-R. 7. Aufl. $. 205, Note 9. Büff, Kur- 
hessisches K.-R. 8. 151. Vering, Lehrb. d. K.-R. 2. Aufl. $. 111°- 
und besonders Küster in dem im Allg. K.-Blatt (1853) Bd. 2, S. 533 ff. 
abgedruckten Eisenacher-Conferenz-Gutachten. 
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‚Gemeinde versetzt werden. Ich glaube aber, dass eine Zwangs- 
versetzung zu billigen und in Anwendung zu bringen ist in 
Fällen, wo sie zum Besten der Kirche gereicht, sofern nicht 
Dienstvergehen, sondern andere Gründe dafür vorliegen, z. B. 
wenn ein Geistlicher imprudenter peccat excedendo limites 
offieii elenehtici und sich dadurch die Gemeinde entfremdet, 
wenn er sich auf ärgerliche Streitigkeiten mit seinen Amts- 
brüdern einlässt, wenn aus sonstigen Gründen Zwietracht 
zwischen ihm und seinen Zuhörern entsteht, wenn er an einem 
andern Orte zweckmässiger verwandt werden kann, etwa wegen 
des Umfangs seiner Stimme, aus Gesundheitsrücksichten oder 
aus andern Gründen, worüber das Consistorium zu entscheiden 
— arbitrari — haben wird. | 

Zu einiger Vorsicht gegenüber dieser Ansicht mahnt uns 
schon der in ihrer Begründung verwerthete Satz salus eccle- 
siae suprema lex. Die Vorliebe für diesen Satz, welche Böh- 
mer so vielfach an den Tag legt, zeigt uns den grossen 
Rechtslehrer als den echten Sohn seines Jahrhunderts. Der 
Territorialismus ist eben nur eine besondere Erscheinungsform 
des Absolutismus. Immerhin bin ich nicht sicher, ob Böhmer 
hier wirklich ein Zeugniss über den Inhalt des bestehenden 
Rechts ablegen oder nur die Wege bezeichnen will, welche 
hm für dessen weitere Entwickelung als die empfehlenswerthen 
erscheinen. Keinenfalls wird die Frage abgelehnt werden 
können, wie weit diese Behandlung der Sache in dem Rechte 
der einzelnen Landeskirchen Anerkennung gefunden hat. 

Die von Böhmer angeführten Beispiele zerfallen in zwei 
Gruppen; die eine umfasst Fälle, welche ein wenn auch ge- 
ringeres Verschulden des Geistlichen voraussetzen, und die des- 
halb, jedenfalls nach heutiger Auffassung, als Disciplinar- 
fälle ım engeren Sinne bezeichnet werden müssen; bei der 
zweiten dagegen handelt es sich in der That um die Mög- 
lichkeit einer Versetzung aus Zweckmässigkeitsgründen und 
zwar in einem so weiten und unbestimmten Umfange, dass 
dabei selbst jenes canonische ’Erforderniss einer causa neces- 
saria?) als völlig verflüchtigt erscheinen würde. Wäre die 


*) Vergl. darüber Hinschius, System des Kath. K.-R. Bd. 3. 
$. 165. S. 3171. 
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Böhm er’sche Ansicht geltendes Recht geworden, so läge darin 
die Anerkennung des Grundsatzes der Versetzbarkeit der Geist- 
lichen nach freistem Ermessen der Behörde. Ich glaube nicht, 
dass diese Ansicht einen Anspruch darauf bat, für die des ge- 
meinen Kirchenrechts in Deutschland erklärt zu werden, der 
Standpunct des letzteren dürfte vielmehr ein grade entgegen- 
gesetzter sein, während keineswegs geleugnet werden soll, dass 
sich die Verhältnisse in einzelnen Rechtsgebieten allerdings in 
der fraglichen Richtung entwickelt haben. 

Was Preussen betrifft, so hat das A. L.-R. gegenüber 
der Böhmer’schen Auffassung sehr bestimmt Stellung genom- 
men; dasselbe’ hat die Fälle der ersten Gruppe berücksichtigt 
und in $. 531 II. 11 die Versetzung da zugelassen, wo ein 
Pfarrer ohne bösen Vorsatz durch unvorsichtiges Verhalten 
das Vertrauen der Gemeinde verloren hat. Dagegen hat es 
die Fälle der zweiten Gruppe, und damit insonderheit auch 
die Möglichkeit einer Versetzung im Verwaltungswege ex 
causa necessaria, gänzlich ausgeschlossen. Auch lässt sich der 
Grundsatz administrativer Unversetzbarkeit der Geistlichen, 
wenn man ihn überhaupt will, nicht dadurch retten, dass man 
das den Behörden gleichwohl eingeräumte Versetzungsrecht 
durch ausdrückliche Vorschrift auf Fälle eines dringenden Be- 
dürfnisses beschränkt. Eine solche Beschränkung wird sich 
für einen wirksamen Rechtsschutz im einzelnen Falle als prak- 
tisch werthlos erweisen. Wäre etwas Derartiges aus Gründen 
des Dienstes nicht völlig zu entbehren — wovon die Erfah- 
rung das Gegentheil lehrt — so würde es hier legislativ 
mindestens der Specialisirung eines in bestimmter Richtung 
begründeten öffentlichen Interesses bedürfen. Das A. L.-R. 
hat diese Klippe glücklich vermieden. Mit der bier ver- 
tretenen Auffassung stimmt die dem Verfasser des in Note 1 
erwähnten Eisenacher-Conferenz-Gutachtens über die preussische 
Praxis gewordene Auskunft überein, wie denn auch die daselbst 
angeführten Mittheilungen aus den übrigen Landeskirchen m. 
E. die Annahme nur bestätigen, dass das evangelische Kirchen- 
recht in Deutschland, abgesehen von den für einzelne Rechts- 
gebiete allerdings bezeugten Ausnahmen, eine administrative 
Zwangsversetzung der Geistlichen aus Zweckmässigkeitsgründen 
in der That nicht kennt. 
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Die Versetzung auf Grund des $. 531 Il. 11 A. L.-R. 
ist eine Disciplinarstrafe und kann nur im Wege des förm- 
lichen Disciplinarverfahrens erfolgen. Wenn Koch in Note 81 
seines Commentars (6. Aufl. S. 447) dieselbe nicht als eine 
Strafe, sondern nur als eine Maassregel der amtlichen Noth- 
wendigkeit bezeichnet, so kann er sich dafür allerdings auf 
den von ihm angeführten Ministerial-Erlass vom 29. Juli 1840 
— Min.-Blatt £. d. innere Verwaltung 1840 S. 289 — be- 
rufen, in welchem, übrigens nur nebenher, der Möglichkeit 
gedacht wird, einen unschuldigen Geistlichen wegen eines auf 
ihm ruhenden Verdachtes aus Rücksichten des Dienstes zu 
versetzen. Der Erlass. selbst gründet aber diese Möglichkeit 
doch wiederum nur auf den $. 531 und steht mit dessen In- 
halt in ‘Widerspruch. Die Stellung der Praxis ist völlig 
zweifellos. Sie behandelt den Fall des $. 531 als den That- 
bestand eines Dienstvergehens und hält sich bei seiner An- 
wendung an die Vorschriften über das ich Disciplinar- 
verfahren gebunden. 

Ueber die Strafversetzung, anf welche bien im Allgemeinen 
nicht näher eingegangen werden soll, werden in diesem Zu- 
sammenhange einige Bemerkungen vielleicht am Platze sein. 
Die Schwierigkeiten, welche sich der Natur der Sache nach 
einer Verwendung der Strafversetzung als Disciplinarmittel bei 
Gemeindebeamten in den Weg stellen, und welche die Staats- 
diener-Gesetzgebung zu einer Beschränkung derselben auf un- 
mittelbare Staatsbeamte bestimmt haben, liessen sich in der 
Kirchenverwaltung mittelst der zahlreichen, neuerdings be- 
kanntlich sehr verminderten Besetzungsrechte landesherrlichen 
Patronates einigermaassen überwinden. Der Grund, weshalb 
die Kirche auf diese Strafart Werth legen muss, und der 
trotz mancher dagegen erhobener sachlicher Bedenken, wie 
ich glaube, auch ihrer ferneren Beibehaltung das Wort reden 
wird, liegt in dem Bedürfniss nach einer mittleren Strafart, 
welche die Härte der Dienstentlassung vermeidet und doch 
die unter Umständen unerlässliche Entfernung des Beamten 
aus der bisherigen Gemeinde zur Folge hat. Diesem Bedürf- 
nisse vermochte die Strafversetzung in Preussen aber doch 
erst dann wirklich zu genügen, nachdem einerseits durch die 
Cab.-O. vom 27. April 1880 — G.-8. 81 — die kirchliche 
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Centralbehörde in den Stand gesetzt war, die wegen Alters 
oder sonst verminderter Dienstfähigkeit des Beamten für nicht 
anwendbar zu erachtende Versetzung in Strafemeritirung zu 
verwandeln, andererseits die Praxis sich dahin entwickelt hatte, 
dass sie diese Strafverwandlung immer für zulässig erachtete, 
wo sich die Versetzung aus irgend welchen Gründen als that- 
sächlich unausführbar erwies. In diesem Sinne machte man 
von der so gestalteten Strafart ausgiebigen Gebrauch, erkannte 
überall, wo die Absetzung zu hart war, auf Strafversetzung 
mit dem Vorbehalt der Strafemeritirung und substituirte diese 
dann nach Bedürfniss ohne Weiteres der ersteren. So ist 
namentlich vielfach auch in solchen Fällen verfahren, wo von 
vornherein feststand, dass die Versetzung niemals zur Aus- 
führung gebracht werden könne und solle. Dieser constanten 
und auch nicht etwa erst seit 1850 entstandenen Praxis ist 
neuerdings die Bd. XVI. S. 339 dieser Zeitschrift mitgetheilte 
Entscheidung des Gerichtshofs für kirchliche Angelegenheiten 
vom 12. Mai 1880 entgegen getreten, in welcher — wie ich 
ausdrücklich anerkenne, den Worten des Gesetzes entsprechend 
— auf die Nothwendigkeit einer Feststellung der selbststän- 
digen gesetzlichen Voraussetzungen der Strafumwandlinng hin- 
gewiesen ist. Die Strafemeritirung setzt demnach gegenwärtig 
voraus, erstens, dass zur Zeit der Vorentscheidung ein Ver- 
schulden des Geistlichen vorliegt und gleichzeitig an einem 
neuen Orte eine zufriedenstellende Verwaltung des geistlichen 
Amtes von ihm erwartet werden darf, und zweitens dass zur 
Zeit der zu treffenden Nachentscheidung die Strafversetzung 
wegen Alters oder verminderter Dienstfähigkeit unausführbar 
ist. Unter diesen Umständen werden die Kirchenbehörden 
hinfort auch in milderen Fällen von der Strafversetzung nur 
mit grosser Vorsicht Gebrauch machen können, und man darf 
deshalb sagen, dass die unfreiwillige Versetzung von Geist- 
lichen in der preussischen Landeskirche gegenwärtig! nur in 
einem äusserst beschränktem Umfange überhaupt noch Raum 
findet. Für die Fortbildung des Rechts liegt hier nach meiner 
Auffassung die Aufgabe in einer Erleichterung der Straf- 
versetzung. | | 
Bei der nunmehr zu betrachtenden unfreiwilligen Ent- 
lassung aus dem Kirchendienste wird es sich neben der 
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Amtsentsetzung zur. Strafe und der Emeritirung wegen Ge- 
brechlichkeit vorzüglich um die Frage handeln, ob ein Geist- 
licher auch wegen einer aus sonstigen Gründen eingetretenen 
Unfähigkeit zur Fortführung des Amtes aus dem Dienste ent- 
fernt werden kann. 

Die Möglichkeit, einen Beamten wegen eines Dienstver- 
gehens in dem dafür vorgeschriebenen förmlichen Disciplinar- 
verfahren des Dienstes zu entlassen, unterliegt keinem Zweifel, 
und es braucht darauf hier nicht eingegangen zu werden. 

Die unfreiwillige Emeritirung von Kirchendienern 
wegen Alters und Gebrechlichkeit gehört erst der neueren Ent- 
wickelung des Kirchenrechts an. Im ältern Rechte diente dem 
hier fraglichen Bedürfnisse die Beiordnung eines Amtsgehülfen, 
zu welcher die Kirchenbehörde auch gegen den Willen des Amts- 
inhabers schreiten konnte. Diesem Verhältnisse begegnen wir 
für Preussen noch im A. L.-R. II. 11 88. 515— 522, wonach 
dem Geistlichen, welcher durch Krankheit, Schwachheit oder 
Alter verhindert ist, sein Amt nach dessen ganzem Umfange 
gehörig zu verwalten, von der Kirchenbehörde auch gegen 
seinen Willen ein Amtsgehülfe beigeordnet werden kann, sei 
es mit dem Rechte der Nachfolge, sei es ohne dieselbe. Diese 
Bestimmungen des Landrechts sind noch jetzt in zweifelloser 
Uebung®). Ihre Bedeutung im heutigen Rechte ist ins- 
besondere für solche Fälle anzuerkennen, wo ein Geistlicher 
voraussichtlich dauernd theilweise oder aber vorübergehend 
ganz oder theilweise wegen Gebrechlichkeit an der Ausübung 
seines Amtes behindert ist. 

Dagegen kennt das A. L.-R. eine ausdrückliche Vor- 
schrift, dass ein Geistlicher unter Umständen unfreiwillig 
emeritirt werden kann, noch nicht. Es erwähnt nur im 
$. 528 II. 11, dass einem Pfarrer, welcher sein untadelhaft 
geführtes Amt wegen Alters oder Krankheit njederlegen müsse, 
ein lebenswieriger Gnadengehalt gebühre. An einer späteren 
positiven Gesetzesvorschrift, durch welche die Zwangsemeri- 
tirung für die gesammte Landeskirche zugelassen wäre, fehlt 


*2) Motive des K.-Gesetzes betr. den Ruhegehalt der Geistlichen. — 
K.-Ges.- u. Ver.-Blatt 1879, 8. 116. Instruction vom 29. Nov. 1880 
zu dem angef. Gesetze sub I. 1. K.-G.- u. Ver.-Bl. 1880, S. 154. 
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es ebenfalls. Die neueren gesetzlichen Bestimmungen über 
die Pensionirung der Staatsdiener, insbesondere die Verord. 
v. 29. März 1844 — G.-S. 90 — über die unfreiwillige 
Pensionirung der Beamten, sind auf Kirchendiener nicht bezogen, 
obgleich letztere nicht wie das an demselben Tage erlassene 
Gesetz über das Disciplinarverfahren — G.-S. 1844 S. 77 — 
eine ausdrückliche Ausnahmsvorschrift für Kirchendiener ent- 
hält. Für die westlichen Provinzen ist dagegen durch 8. 74 
der K.-O. von 1835 die Emeritirung für solche Fälle positiv 
vorgeschrieben, in denen ein Pfarrer durch Altersschwäche 
oder unheilbare Krankheit an der Fortsetzung seines Amtes 
verhindert ist. Die Verwaltung hat jedoch die vorhin ange- 
führten Bestimmungen des Landrechts in ihrem allgemeinen 
Zusammenhange wohl mit Recht so aufgefasst, dass dauernde 
völlige Amtsunfähigkeit eines Geistlichen dessen auch unfrei- 
willige Emeritirung nach sich ziehen könne*). Den Grund 
einer solchen Maassregel bildet dann aber keineswegs jede 
überhaupt denkbare Unfähigkeit zur Fortführung des Amtes, 
sondern — und darum ist es mir hier hauptsächlich zu thun 
— lediglich eine durch Alter oder sonstige Gebrechlichkeit 
verursachte Unfähigkeit, und zwar, wie man hinzufügen muss, 
voraussichtlich nicht bloss vorübergehende Unfähigkeit. Die 
unbedingte Möglichkeit einer Zwangsemeritirung bei Eintritt 


eines bestimmten Lebensalters, wie sie das neueste preussische 


Staatsbeamtenrecht bei vollendetem 65. Lebensjahre gewährt, 
kennt das Kirchenrecht nicht. Die General-Synode von 1846 
hat sich allerdings eingehend mit der Frage beschäftigt, ob 
nicht die Emeritirung der Geistlichen mit vollendetem 75. 
Lebensjahre ohne Weiteres zuzulassen sei; der Vorschlag ist 
dann aber von der Synode mit Rücksicht auf die dagegen im 
Plenum vorgebrachten erheblichen Einwendungen mit über- 
wiegender Mehrheit abgelehnt worden’). Diesemnach giebt 
das Kirchengesetz vom 26. Januar 1880 — K.-G.- u. V.-Bl. 
S. 37 — das geltende Recht völlig zutreffend wieder, wenn 


%) Cult.-Min.-Erl, vom 28. Februar 1844. Min.-Bl. f. d. innere 
Verwaltung 1844, 8. 67. Erl. d. Ev. Ob.-K.-Raths vom 27. November 
1854. Akt. St. II. 7. S. 16, 

6) Verhandlungen 8. 118—133. Anlagen S. 43. 
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es im $. 1 die Versetzung in den Ruhestand da, und eben 
auch nur da, als zulässig voraussetzt, wo ein Beamter in 
Folge eines körperlichen Gebrechens oder Schwäche seiner 
körperlichen oder geistigen Kräfte zur Erfüllung seiner Amts- 
pflichten dauernd unfähig ist, wobei dasselbe in bewusster und 
zweckmässiger Weise eine mit der entsprechenden Staats- 
 dienergesetzgebung in Preussen wörtlich übereinstimmende Fas- 
sung gewählt hat. Diese zunächst nur für einen bestimmten 
Zweck, nämlich die Bestimmung der Voraussetzungen eines 
Anspruchs auf Ruhegehalt, erfolgte kirchengesetzliche Fixirung 
des bisherigen Rechtsinhalts hat dann durch das Landesgesetz 
vom 15. März 1880 — G.8. 216 — die ausdrückliche staat- 
liche Sanction erhalten und bietet somit namentlich auch für 
eine etwaige weitere kirchengesetzliche Regelung des Disciplinar- 
rechts die erwünschte staatsrechtlich gesicherte Unterlage. - 
Was das Verfahren bei Zwangsemeritirungen betrifft, so 
ist eine Entlassung mittelst einfachen Administrativ-Decrets 
stets für unzulässig erachtet. Ein Cultus-Ministerial-Erlass 
vom 28. Februar 1844 — M.-Bl. f. d. innere V. 8. 67 — 
wies auf die für das Disciplinarstrafverfahren vorgeschriebenen 
Formen hin, nämlich auf ein nach förmlicher Untersuchung 
zu. erlassendes Resolut mit Zulässigkeit des Recurses. Die 
Beobachtung dieser »dem Disciplinarverfahren analogen Form« 
wurde durch einen Erlass des Evangelischen Oberkirchenraths 
vom 24. November 1854 — Akt. St. II. 7. 8. 17 — von 
Neuem eingeschärft. Das Verfahren war demnach ursprüng- 
lich das nämliche wie bei Dienstvergehen. Hierin ist erst durch 
die General-Synodalordnung eine Aenderung herbeigeführt. Die 
dureh 8.7 Nr. 6 der letzteren auf das Disciplinarstrafverfahren 
übertragenen Bestimmungen der Staatsdiener-Gesetzgebung 
finden. bei Zwangsemeritirungen keine Anwendung, bezüglich 
dieser ist.’ es vielmehr bei den Formen des älteren Disciplinar- 
verfahrens geblieben. Der Unterschied besteht hauptsächlich 
in dem Wegfall der nur dort vorgeschriebenen mündlichen 
Verhandlung vor der erkennenden Behörde. Auch die Be- 
rufung an den Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten ist 
bei Emeritirungen ausgeschlossen. Man wird deshalb das 
gegenwärtige Verhältniss richtig dahin characterisiren, dass 
dem Geistlichen gegen diese Art der Emeritirung ein ge- 
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ringerer Schutz gewährt ist als gegen Entlassung oder Emeri- 
tirung zur Strafe. 

Es bleibt nun noch die vorhin angedeutete dritte Möglich- 
keit zu prüfen, einen Beamten wegen eingetretener Dienst- 
unfähigkeit überhaupt seines Amtes zu entlassen. Fälle 
der Unfähigkeit zur Fortführung des Amtes, in denen weder 
ein Dienstvergehen noch Gebrechlichkeit vorliegt, sind an sich 
wohl denkbar, sie sind es um so eher, je enger man den 
Begriff des Dienstvergehens und der Invalidität zu fassen 
geneigt ist. 

Ein Theil der positiven Kenntnisse, die Jemand sich für 
das Examen angeeignet, geht erfahrungsmässig bald wieder 
verloren. Reichen Fleiss und Begabung nicht aus, um den 
lebendigen Kern des früher Erlernten zu befruchten und durch 
neuerworbenes Wissen zu bereichern, so wird der Beamte 
unter das die wissenschaftliche Befähigung für das geistliche 
Amt bedingende Maass von Kenntnissen herabsinken. Män- 
nern von geringer Begabung wird es nur durch besondere 
Anstrengung gelingen, sich die erforderliche Energie für den 
Beruf zu bewahren. Es giebt Geistliche, deren Gesammt- 
leistungen so schwach sind, dass ihre Entfernung aus dem 
Dienste im kirchlichen Interesse nur gewünscht werden könnte. 
Die musikalische Befähigung, deren ein Kirchenbeamter etwa 
als Cantor oder Organist bedarf, kann sich auf die Dauer als 
unzureichend erweisen. Endlich aber ist es möglich, -— und 
damit berühre ich den Schwerpunct dieser Frage, — dass 
ein Geistlicher in Folge seiner wissenschaftlichen oder reli- 
giösen Ueberzeugungen in einen unlösbaren Widerspruch mit 
dem Bekenntnisse der Kirche geräth. Fälle dieser Art sind 
es gewesen, in denen sich die Kirchenbehörden vor die Frage 
gestellt gesehen haben, ob es nicht zulässig sei, einen -Be- 
amten wegen Unfähigkeit zur Fortführung des Amtes zu 
entlassen. 

Die Behauptung, dass man Jemanden ein ihm für eine 
bestimmte Thätigkeit übertragenes Amt dann müsse entziehen 
können, wenn er für diese Thätigkeit unfähig geworden sei, 
hat auf den ersten Blick etwas Bestechendes. Es ist der- 
selbe Gesichtspunct, unter welchem man bei der Dienstmiethe 
dem Miether den Rücktritt vom Vertrage gestattet, wenn 
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ihm die Fortsetzung desselben nach den Grundsätzen der 
bona fides nicht zugemuthet werden kann, insbesondere also 
dann, wenn sich der Arbeiter zur Leistung der übernommenen 
Dienste untüchtig erweist. Gleichwohl muss dieser Gesichts- 
punct für das Öffentliche Beamtenverhältniss abgelehnt wer- 
den. .Bei diesem bilden nicht, wie dies bei dem privatrecht- 
lichen Dienstvertrage bezüglich der versprochenen Dienst- 
leistungen der Fall ist, die einzelnen Amtshandlungen den 
Gegenstand des Rechtsverhältnisses. Bei Uebertragung des 
Amtes hat man nicht sowohl die einzelnen Amtshandlungen 
als vielmehr die Person als solche im Auge. Die Annahme, 
dass der Beamte, in dessen Person man Vertrauen setzt, auch 
fähig sein werde, die Amtspflichten zu erfüllen, ist zunächst 
nur ein Motiv für die Uebertragung des Amtes. Daher die 
Sorgfalt bei der Auswahl der in den öffentlichen Dienst auf- 
zunehmenden Personen, die Prüfungen und sonstigen Gewähren, 
durch welche man sich über deren Fähigkeit für den Dienst 
vorher zu vergewissern sucht. Als die Gegenleistung, welche 
dem mit der Anstellung begründeten Rechte des Beamten 
auf. Amt und Pfründe entspricht, wird man dagegen nur die 
Verpflichtung zur Amtstreue bezeichnen können. Ich erinnere 
hier. an die verwandten Verhältnisse des Lehnrechts. Auch 
bei dem Lehnsherrn bildete die Erwartung gewisser Dienste, 
namentlich Kriegsdienste des Vasallen, ein Motiv für die 
Uebertragung des Lehens; dem begründeten vasallitischen 
Rechte aber stand lediglich die Verpflichtung zur Lehnstreue 
gegenüber, dergestalt dass nur der Bruch der letzteren, nicht 
aber die Unfähigkeit.zur Leistung der erwarteten Dienste die 
Entziehung des Lehens rechtfertigte. So erfolgt auch kirchen- 
rechtlich die Uebertragung des Amtes nicht für die Dauer 
‘der Fähigkeit zur Verwaltung desselben sondern auf Lebens- 
zeit, und es ist feststehender Grundsatz des älteren Rechts, 
dass selbst die durch körperliche Gebrechlichkeit bewirkte 
völlige Dienstunfähigkeit eines Geistlichen nicht das Recht zu 
seiner Entlassung sondern nur die Nothwendigkeit herbei- 
führte, ihm durch Beiordnung eines Vicars zu Hülfe zu kom- 
men. Erst die spätere Entwickelung zeigt in dieser Hinsicht 
in der Zulassung der Zwangsemeritirung einen entscheidenden 
Schritt in abweichender Richtung, und dabei handelte es sich, 
Zeitschrift für Kirchenrecht. XIX. 1. | 2 
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wie vorhin gezeigt wurde, ausschliesslich um den Gesichts- 
punet der Invalidität, keineswegs aber um ein die analoge 
Anwendung auf alle möglichen Fälle der Dienstunfähigkeit 
überhaupt zulassendes allgemeines Princip. Wenn neuere 
 Kirchenverfassungen die Entlassung von Aeltesten und Gemeinde- 
vertretern nicht nur wegen Verletzung der Amtspflicht, son- 
dern auch wegen Dienstuntüchtigkeit oder Verlustes der die 
Wählbarkeit bedingenden Eigenschaften zulassen, so thun sie 
diess nicht im Anschluss an die für das kirchliche Berufs- 
beamtenthum geltenden Grundsätze, sondern im bewussten 
Gegensatz zu den letzteren und in Berücksichtigung der hier 
obwaltenden besonderen Verhältnisse. 

Für die Beurtheiluug von Fragen des Beamtenrechts der 
preussischen Landeskirche wird es sich immer empfehlen, die 
entsprechende Staatsdiener-Gesetzgebung nicht ausser Acht zu 
lassen, indem hier eine Gleichheit der Anschauungen und Be- 
dürfnisse in beiden Verwaltungen in der Regel vorausgesetzt 
werden darf. Diess liegt nicht nur in der engen Verbindung 
der Kirchenverwaltung mit der allgemeinen Landesverwaltung, 
wie sie in Preussen in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts 
bestanden hat, sondern auch in den Verhältnissen der in der 
Landeskirche nach Tausenden zählenden verbundenen Kirchen- 
und Schulämter. Nun hat es allerdings in der Praxis der 
staatlichen Behörden an Wünschen und Schwankungen in der 
Richtung auf Absetzbarkeit eines Staatsbeamten wegen Un- 
fähigkeit zur Fortführung des Dienstes anscheinend ebenso 
wenig gefehlt wie in der Kirchenverwaltung, die Gesetzgebung 
aber hat sich dem gegenüber völlig ablehnend verhalten; so 
wenig das preussische Landesrecht wie das Reichsrecht kennt 
für die Staats- bezw. Reichsbeamten neben der Dienst- 
entlassung zur Strafe und der Pensionirung wegen Gebrech- 
lichkeit eine Dienstentlassung wegen Dienstunfähigkeit im 
Allgemeinen. 

In der Kirchenverwaltung hat man sich für die entgegen- 
gesetzte Auffassung wohl auf einige Cabinets-Ordres berufen 
zu können gemeint. Von diesen soll die Cabinets-Ordre vom 
27. April 1830 — G.-S. 81 — überhaupt nur genannt wer- 
den; sie bezieht sich, wie oben nachgewiesen wurde, auf ein 
Disciplinarverfahren im engeren Sinne und setzt zweifellos ein 
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Dienstvergehen voraus. Daneben handelt es sich um die 
Cabinets-Ordre vom 17. Decemher 1805 — VogtI. S. 386 —, 
durch welche die Kirchenbehörde die Befugniss erhielt, einen 
Geistlichen, ungeachtet eines absolutorischen gerichtlichen 
Erkenntnisses, bloss nach Gründen, welche das Beste der 
Kirchenzucht bezwecken, seines Amtes zu entlassen. Dieselbe 
nimmt auf einen Artikel der Halle’schen Literatur-Zeitung 
Bezug, in welchem ausgeführt wird, dass Verbrechen im 
Dienste wie andere. Vergehen durch die Gerichte zu bestrafen 
seien, die Unfähigkeit einem Amte vorzustehen, die Ver- 
nachlässigung der wichtigsten und nötkigsten Dienstgeschäfte 
aber nur von den Vorgesetzten im Dienste beurtheilt werden 
könnten. Die Bedeutung dieses Gesetzes ist jedoch eine rein 
processualische, sie machte die Kirchenbehörden in ihren disei- 
plinarischen Erwägungen unabhängig von den Entscheidun- 
gen der Gerichte. Eine Aenderung des materiellen Rechts 
bezweckte dieselbe nicht. Die hierüber dennoch etwa mög- 
lichen Zweifel sind durch die Cabinets-Ordre vom 12. April 
1822 — G.-S. 105 — im Wege authentischer Interpretation 
beseitigt. Die letztere bezeichnet die nach der Cabinets-Ordre 
von 1805 zulässige Entscheidung der Verwaltungsbehörde als 
eine »disciplinelle« dahin gerichtet, »ohne nachtheilige Weit- 
läufigkeiten unwürdige Subjecte von dem wichtigen Amte 
der Religionslehre und der Jugendbildung sofort zu entfernen«. 
In einem mir vorliegenden ungedruckten Gutachten Richter’s 
ist auf die Zweifel hingewiesen, welchen die Anwendbarkeit 
der Cabinets-Ordre von 1805 auf nicht im engeren Sinne disci- 
plinarische Fälle unterliege. Bei Lichte besehen beziehe. sich 
dieselbe auf einen Fall sittlicher Unwürdigkeit; die Cabinets- 
Ordre vom 12. April 1822 habe dieselbe Richtung: und :biete 
für die Bejahung der Frage keine unmittelbare Begründung. 
»Hier«, heisst es dann, »tritt eben die Lücke in. der Gesetz- 
gebung hervor, um deren geeignete Ergänzung es sich handelt«. 

Die damit berührte, hisher absichtlich zurückgestellte 
Frage, ob denn hier in der That eine solche Lücke in dem 
geltenden Rechte vorhanden sei, wird nun aber, wie ich 
glaube, doch in einer das kirchliche Interesse befriedigenden 
Weise beantwortet werden können. Die hauptsächlichste Schwie- 
rigkeit liegt hier in der Behandlung von Lehrabweichungen 
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und beruht auf der hierüber namentlich von Eichhorn und 
Richter vertretenen Auffassung®). Richter bezeichnet zu- 
nächst die Stellung, welche die Kirche bei Lehrabweichungen 
solehen Personen gegenüber einzunehmen hat, welche ihr ledig- 
lich in der Eigenschaft als Mitglieder angehören. »Andere 
Gesichtspuncte«, fährt er fort, »treten bei einem Geistlichen 
ein, der durch seine Lehrthätigkeit zeigt, dass er mit dem 
Bekenntnisse zerfallen ist, und durch seine öffentlichen Vor- 
träge in der Kirche Spaltungen herbeiführt. In einem solchen 
Falle ist seine Entlassung vom Amte nicht als Strafe um 
eines Verbrechens willen, sondern deshalb gerechtfertigt, weil 
er durch tbatsächliche Verleugnung des Bekenntnisses seine 
Unfähigkeit zur Ausübung seines Amtes bekun- 
det hate. 

Der Zerfall eines Geistlichen mit dem Bekenntnisse der 
Kirche kann ja sowohl in Beziehung auf den Inhalt der ab- 
weichenden Ueberzeugungen als nach der Art, in welcher sich 
derselbe äusserlich kundgiebt, verschieden sein. Ihrem Inhalte 
nach kann sich die Abweichnng zunächst als ein völliger 
Abfall vom Christenthum überhaupt oder doch als ein Zerfall 
mit den gemeinchristlichen Grundlehren der Kirche darstellen. 
Anderseits kann dieselbe bestehen in einem Preisgeben solcher 
Bestandtheile der Lehre, auf welche die evangelische Kirche 
nach dem Maasse der von ihr erkannten Wahrheit in Be- 
hauptung ihrer confessionellen Eigenart  nichtevangelischen 
Kirchengemeinschaften gegenüber besonderes Gewicht zu legen 
hat. Endlich können hier blosse Heterodoxien oder Subjec- 
tivitäten gegenüber einzelnen Stücken der Lehre in Frage 
kommen. Je nach dem Gewicht dieser Abweichungen wird 
das Bedürfniss einer kirchlichen Reaction dagegen grösser oder 
geringer sein. Dieselbe Verschiedenheit besteht mit Rück- 
sicht auf die Art, in welcher die Abweichungen äusserlich 
kundgegeben werden. Tritt ein Geistlicher damit überhaupt 
nicht öffentlich hervor, gelangen dieselben aber gleichwohl, 
etwa durch freimüthige Aeusserungen in einem Colloquium, 
zur Kenntniss der Behörde, so wird die Kirche sie ignoriren 


6) Eichhorn, K.-R. II. 8. 122. Richter-Dove, K.-R. 7. Aufl. 
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können. Nach 8. 74 II. 11 A. L.-R. ist es dem Gewissen 
des Geistlichen überlassen, inwiefern er bei innerer Ueber- 
zeugung von der Unrichtigkeit der Grundbegriffe seiner Reli- 
gionspartei sein Amt dennoch fortsetzen zu können glaubt. 
Im geraden Gegensatz hiezu steht der Fall, wo der Geistliche 
seinen abweichenden Standpunct in seiner amtlichen Lehr- 
 thätigkeit, namentlich in der Predigt und im kirchlichen 
Religionsunterrichte zur Geltung bringt. — $. 73 IL 11 
a. a. O. — Weiter ist es möglich, dass der Subjectivismus 
im seelsorgerischen Verkehr mit den Gemeindegliedern allzu- 
stark hervorgekehrt wird. Endlich aber können die Abwei- 
chungen sich auch lediglich in der ausseramtlichen Thätigkeit 
der Geistlichen kundgeben, sei es in rein wissenschaftlichen 
Arbeiten, sei es in mehr volksthümlichen Schriften, gewöhn- 
lichen Zeitungsartikeln, Öffentlichen Vorträgen u. s. w. In 
allen diesen Verhältnissen wird die Kirchenbehörde nach den 
Umständen des besonderen Falles zu beurtheilen haben, ob 
und wann die Kundgebung einer Lehrabweichung mit Rück- 
sicht auf Form und Inhalt einen Geistlichen zur Fortführung 
seines Kirchenamts unfähig macht. Dabei hat sich das Urtheil 
über das Maass des Zulässigen zwischen der rein wissenschaft- 
lichen Forschung und der amtlichen Lehrthätigkeit als den 
beiden Endpuncten zu bewegen, von denen die erstere den 
relativ grössten, die letztere den relativ geringsten Spielraum 
für die Bethätigung subjectiver Meinungen gewährt. Bei der 
Beantwortung der ja oft so ungemein schwierigen Frage, an 
welcher Stelle der durch jene beiden Puncte bezeichneten 
Linie im einzelnen Falle die Grenze des Zulässigen liegt, wird 
die Kirche nach meiner Ueberzeugung in ihrem eigensten 
Interesse das Maass der zulässigen freien Bewegung nicht zu 
eng greifen dürfen; gleichwohl wird es immer einen gewissen 
Punct geben, wo sie die Fähigkeit zur Fortführung des Amts 
zu verneinen hat. 

‚Bei der Allgemeinheit, mit welcher Richter a. a. O. 
sich ausspricht, muss der Gesichtspunct eines Dienstvergehens 
bezw. der Entlassung zur Strafe für sämmtliche soeben ent- 
wickelten Möglichkeiten als abgelehnt erscheinen. So weit ist 
ihm die Praxis der preussischen Landeskirche entschieden 
nicht gefolgt, sie hat vielmehr für alle Fälle eines in der 
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amtlichen Lehrthätigkeit kundgegebenen Dissensus in Beziehung 
auf die evangelischen Grundwährheiten die disciplinarische 
Amtsentsetzung wegen Irrlehre für zulässig gehalten”). Die 
Bedenken der Praxis beginnen erst bei der durch ausseramt- 
liche Kundgebungen bewiesenen Unfähigkeit zur Fortführung 
des Amts. Nichtsdestoweniger ist die Ansicht Richter’s, 
wenn sie überhaupt richtig ist, in ihrem vollen Umfange nur 
consequent und würde eventuell zum Ausgangspuncte für die 
principielle weitere Behandlung der Sache zu machen sein; 
die Richtigkeit derselben überhaupt ist aber meines Erachtens 
nicht anzuerkennen, 

Verstehe ich die Ansicht recht, so geht dieselbe dahin, 
dass es etwas sittlich wie rechtlich Erlaubtes sein müsse, 
eigene, auch von der Kirchenlehre abweichende Ueberzeugun- 
gen zu haben und zu äussern, und dass es aus diesem Grunde 
unmöglich sei, ein solches erlaubtes Handeln unter den Gesichts- 
punct eines Vergehens, bezw. die dagegen nöthige kirchliche 
Reaction unter den Gesichtspunct einer Strafe zu bringen. 
In einer Entscheidung des preussischen Staatsministeriums aus 
dem Jahre 1851 wider einen aus der Landeskirche ausge- 
tretenen, an einer confessionell evangelischen Schule angestellten 
Lehrer ist in dieser Beziehung Folgendes ausgeführt. 

Eine Confessionsveränderung könne an sich, wenn nicht 
zugleich Verletzungen bestimmter Amtspflichten vorlägen, 
nicht Gegenstand des Disciplinarverfahrens sein. Es würde 
mit der durch die Staatsverfassung gewährleisteten Freiheit 
des religiösen Bekenntnisses in Widerspruch stehen, wenn 
einem Beamten mit seiner Ernennung oder Bestätigung die 
Pflicht, seine Confession beizubehalten, auferlegt und wenn er 
wegen Veränderung derselben bestraft werden sollte. Schon 
von anderer Seite sei ausgesprochen, dass es sich in einem 
solchen Falle nicht um die Entsetzung eines Schullehrers zur 
Strafe für eine unerlaubte Handlung oder ein Amtsvergehen, 
sondern um dessen Entlassung auf Grund einer durch seine 
eigenen Handlungen eingetretenen Unfähigkeit zur ferneren 
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Verwaltung des von ihm unter anderen Verhältnissen über- 
nommenen Amtes handeln könne. Hiernach sei ein. Disciplinar- 
verfahren unzulässig, es müsse vielmehr der Entscheidung der 
Verwaltungsbehörde überlassen bleiben, ob der betreffende 
Lehrer durch seine Confessionsveränderung zur ferneren Ver- 
waltung seiner evangelischen Schulstelle unfähig geworden sei. 

Ich führe diese Entscheidung nur deshalb an, weil in ihr 
der Standpunct, welcher uns bei den Kirchenbehörden so 
häufig begegnet, mit besonderer Bestimmtheit zum Ausdruck 
gelangt ist. In derselben Richtung hat der Evangelische 
Oberkirchenrath in einem Erlasse vom Jahre 1872 seine Stel- 
lung zu dieser Frage dahin präcisirt, dass ausseramtliche 
Kundgebung eines Dissensus mit den fundamentalen Lehren der 
Kirche zur Anwendung einer Disciplinarstrafe nur dann führen 
könne, wenn die Kundgebung zugleich als eine Verletzung 
anderweiter Amtspflichten sich darstelle, sonst könne dieselbe 
nur zur Entlassung aus dem Amte wegen eingetretener Un- 
fähigkeit zur Fortsetzung desselben führen. Es dürfte sich 
indessen zeigen, dass diese Ansicht im letzten Grunde auf 
eine Verwechselung des sittlich und rechtlich Erlaubten oder 
auf eine in ihrer Allgemeinheit und Unbestimmtheit unzuläng- 
liche Vorstellung von der Rechtspflicht hinausläuft. 

Die sittliche Pflicht unterliegt dem eigenen Urtheil des 
Einzelnen. Er ist darüber nur Gott und seinem Gewissen 
verantwortlich. Unter den Gründen, welche dieses Urtheil be- 
stimmen, wird die Rücksicht auf die bestehende Rechtsordnung 
ein wichtiges aber nicht das einzige Motiv zu bilden haben. 
Dies gilt in allen Beziehungen, in welchen eine rechtliche 
Gebundenheit des Willens möglich ist, die Verbote des Cri- 
minalrechts nicht ausgenommen. Grade die höchste sittliche 
Pflichterfüllung wird hier zu einem Conflict mit der Rechts- 
ordnung führen können: Hier stehe ich, ich kann nicht 
anders! Dabei wird es sich immer um seltene, nur unter 
ganz besondern geschichtlichen und persönlichen Voraussetzun- 
gen denkbare Fälle der ausserordentlichsten Art handeln und 
ein Berufen auf die sittliche Pflicht gegenüber den straf- 
rechtlich geschützten Fundamenten der Rechtsordnung wird 
zumeist nur eigener Eitelkeit und unchristlicher Selbstüber- 
hebung zum Vorwande dienen. Dahingegen werden solche 
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Conflicte leichter da als berechtigte anerkannt werden können, 
wo der Einzelne sich in der Freiheit seines Handelns nur 
durch solche Pflichten behindert sieht, welche ihm durch 
individuelle Rechtsverhältnisse auferlegt werden, ins- 
besondere also solche, die dem Gebiete des Privatrechts ange- 
hören. Selbstverständlich aber handelt der Einzelne hier wie 
dort immer auf seine Gefahr, und die Reaction der verletzten 
Rechtsordnung — diese müsste denn selbst in Trümmer gehen 
— gegen das begangene Unrecht wird durch die Recht- 
fertigung der Handlung vor dem sittlichen Urtheil nicht aus- 
geschlossen. Wie dort die Strafen des Criminalrechits, so 
werden hier die privatrechtlichen oder sonstigen Folgen der 
verletzten Rechtspflicht den Schuldigen treffen. Der Gesichts- 
punct sittlicher Erlaubtheit des Handelns erweist sich dem- 
nach für die Frage, ob sich ein Kirchendiener durch gewisse 
Kundgebungen einer Verletzung seiner Amtspflicht schuldig 
gemacht habe und deshalb mit Strafe belegt werden könne, 
von vornherein als unbrauchbar. 

Ebensowenig wird sich die Argumentation vom Stand- 
puncte einer rechtlichen Erlaubtheit der Handlung als stich- 
haltig erweisen. Man hat sich hier zunächst von der An- 
schauung frei zu machen, als gebe es für alle Menschen ganz 
im Allgemeinen rechtlich erlaubte und unerlaubte Handlungen; 
auch hier bedarf es einer Unterscheidung der verschiedenen 
Arten des Unrechts. Von einer Unerlaubtheit der Handlung 
im Allgemeinen würde man vielleicht am ersten da reden 
können, wo dieselbe nach den Grundsätzen des Criminalrechts 
verboten ist. Aber selbst im Sinne des Criminalrechts ist 
nicht Jedem dasselbe verboten oder erlaubt. Es kommt 
darauf an, wie weit die betreffende Vorschrift ihrem Inhalte 
nach auf die bestimmte einzelne Person bezogen werden muss. 
Was für einen Deutschen Landesverrath ist, kann für einen 
Ausländer erlaubt sein. Gewisse criminalrechtliche Verbote 
sind überhaupt nur gegen Personen einer bestimmten Berufs- 
stellung gerichtet, gegen Staatsbeamte, Geistliche, Vormün- 
der u. s. w., und ein Dritter, welcher etwa in die Lage käme, 
die betrefiende Handlung vorzunehmen, würde damit etwas 
ihm Erlaubtes thun. Ä 

Ein strafrechtlich indifferentes Thun kann ja nun aber 
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in der mannigfachsten Weise für eine bestimmte Person zu 
einem im privatrechtlichen Sinne rechtswidrigen werden und 
aus diesem Grunde gewisse Rechtsnachtheile für dieselbe zur 
Folge haben, sei es den Zwang, eine übernommene Verpflich- 
tung zu erfüllen, sei es die Verbindlichkeit zum Schadens- 
ersatz oder zur Bezahlung einer Strafe. Wer es vertrags- 
mässig übernommen hat, eine Sache in bestimmter Form zu 
bearbeiten oder einen Menschen für gewisse Zwecke auszu- 
bilden, und diess unterlässt, weil er die Form für unschön, 
die bedungene Methode für unzweckmässig, den Zweck für 
einen nicht mehr zeitgemässen hält, bleibt darum nichtsdesto- 
weniger dem Gegner für die Nichterfüllung der übernommenen 
Verpflichtung verantwortlich. Und von hier bis zur Dienst- 
pflicht des Öffentlichen Beamten bedarf es nur noch eines 
kleinen Schritte. An der Schwelle des öffentlichen Rechts 
steht auch hier das Vormundschaftsrecht. Dem Schutze des 
zwischen dem Vormunde und dem Mündel bestehenden Rechts- 
verhältnisses dem ersteren gegenüber dient neben der actio 
tutelae directa die Disciplinargewalt des Vormundschaftsgerichts. 
Der Vormund, welcher seine ihm persönlich völlig freistehende 
religiöse Ueberzeugung in unstatthafter Weise auf das Gebiet 
der confessionellen Erziehung des Mündels überträgt, ist wegen 
Verletzung seiner vormundschaftlichen Pflicht vom Vormund- 
schaftsgerichte abzusetzen. In der nämlichen Weise erscheint 
nun aber das Verhalten eines Staats- oder Kirchenbeamten, 
welches einerseits mit dem Wesen des Amtes in Widerspruch 
steht und dessen Zweck vereitelt, anderseits auf den Willen 
des Beamten zurückgeführt werden muss, als ein für den In- 
haber des Amtes rechtswidriges, es enthält eine Verletzung 
der Amtspflicht und begründet gegen ihn die Anwendung der- 
jenigen Rechtsmittel, welche das Gesetz wegen Verletzung 
der Amtspflicht zur Verfügung stellt. Diess sind aber in 
Beziehung auf Kirchenbeamten erstens die der Gemeinde wegen 
der vermögensrechtlichen Ansprüche aus dem Amtsverhältnisse 
zustehende, bisweilen durch zugelassene Verwaltungsexecution 
verstärkte civilrechtliche Klage, und zum Andern die der 
Kirchenbehörde vorbehaltenen Maassregeln der Disciplinar- 
gewalt, durch welche jene Klage für die eigentlich öffentlich 
rechtliche Seite des Dienstverhältnisses erst ihre praktisch 
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nothwendige Ergänzung findet. Vermöge der Disciplinargewalt 
ist. die Behörde befugt, einerseits gegen den Beamten mit 
Rücksicht auf seine Pflicht zur Erledigung bestimmter ein- 
zeinar Amtshandlungen mittelst Anwendung sogenannter Exe- 
cutivstrafen einen Erfüllungszwang zu üben, anderseits wegen 
Verletzung der Amtspflicht überhaupt das Disciplinarstraf- 
verfahren einzuleiten. Die in diesem Verfahren verhängte 
Strafe ist eben nur eine der Formen zulässiger Reaction der 
Dienstordnung gegen Verletzungen der Amtspflicht, welche 
letztere der Sprachgebrauch wohl gerade mit Rücksicht auf 
diese Form als »Dienstvergehen« zu bezeichnen pflegt. Es 
ist in der That nicht abzusehen, warum diese allgemeine und 
so nähe liegende Anschauungsweise auf Kirchenbeamte, welche 
sich durch ein auf ihren Willen zurückführbares Verhalten 
in Beziehung auf ihre Lehrstellung mit den nach Inhalt des 
freiwillig von ihnen übernommenen Rechtsverhältnisses an sie 
zu stellenden Anforderungen in Widerspruch setzen, ausnahms- 
weise keine Anwendung finden sollte. Hat doch z. B. die 
Anwendbarkeit des Begriffs des Dienstvergehens auf eine mit 
dem Amte eines Geistlichen unverträgliche politische Thätig- 
keit meines Wissens niemals Anstand gefunden. Alle Be- 
denken schwinden mit der gewonnenen Einsicht, dass es sich 
bei der Disciplinargewalt um Verhältnisse handelt, welche 
inhaltlich dem Civilrechte ungleich verwandter sind als dem 
Strafrechte, und dass die strafbare Verletzung der Amtspflicht 
ihre Analogie nicht im Verbrechen des Criminalrechts, sondern 
in der Verletzung der privatrechtlichen Vertragspflicht findet. 
Suchen wir nach einer Erklärung für die Entstehung jener 
Bedenken , so dürfte hier Verschiedenes zusammengewirkt 
haben; zunächst die geschichtliche Entwickelung des heutigen 
Disciplinarrechts auf einer von durchaus criminalistischen An- 
 schauungen gefärbten Grundlage, weiter die bereits hervor- 
gehobene Eigenthümlichkeit, dass die Reaction gegen das Un- 
recht noch jetzt formell in Gestalt einer Strafe erfolgt, end- 
lich wohl auch der Umstand, dass der Inhalt der Amtspflicht 
der Geistlichen sich der Hauptsache nach im Einzelnen aus 
solchen Pflichten zusammensetzt, welche auf die Führung eines 
unsträflichen Lebenswandels hinauslaufen, so dass es nahe lag, 
in ihrer ‘Verletzung einen Verstoss gegen gewisse schon an 
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und für sich gegebene Anforderungen von Recht und Sitte, 
nicht aber gegen solche Pflichten zu erblicken, welche in 
Wirklickeit doch nur positive Folgen der Bingehung eines 
bestimmten Rechtsverhältnisses sind. 

‘In thatsächlicher Hinsicht endlich noch die Bemerkung, 
dass mir eine Reihe von Disciplinarentscheidungen vorliegt, 
in denen die erkannte unfreiwillige Dienstentlassung damit 
motivirt ist, dass der Beamte mit Rücksicht auf seine Stel- 
lung zur Kirchenlehre zur Fortführung eines Kirchenamtes 
unfähig geworden sei; aber fast immer hat: man gesucht, 
damit den Gesichtspunct eines mit dem Unfähigkeitsgrunde 
concurrirenden strafbaren Verschuldens in der einen oder an- 
deren Weise zu verbinden. Dahingegen fehlt es auch keines- 
wegs ganz an solchen Entscheidungen, in ‘welchen die ausser- 
amtliche Öffentliche Kundgebung tiefgreifender Abweichungen 
eines Geistlichen von der Kirchenlehre als disciplinarisch straf- 
bares Dienstvergehen behandelt ist. Die mir bekannten Ent- 
scheidungen sind ausnahmslos im förmlichen Disciplinarver- 
fahren ergangen®?), wie man denn überhaupt trotz alledem 
die Analogie für die sog. Entlassung wegen Unfähigkeit un- 
verkennbar in der i. e. S. disciplinarischen Dienstentlassung, 
nicht aber in der unfreiwilligen Emeritirung wegen Gebrech- 
lichkeit erblickt hat; insbesondere begegnen wir der vorläu- 
figen Amtssuspension und der Verurtheilung des Beamten in 
die Untersuchungskosten. Kurzum man hatte die Sache selbst, 
wagte aber nicht, sie beim rechten Namen zu nennen. 

Gegenwärtig ist in Preussen durch die Kirchenverfassung 
ein Zusammenwirken der Synodalvorstände mit den Kirchen- 
behörden vorgeschrieben, wenn in einer wegen »Irrlehre« gegen 
einen Geistlichen geführten Disciplinaruntersuchung Entschei- 
dung abgegeben werden soll’). Ueber die Tragweite dieser 
Vorschriften sind Zweifel erhoben mit Rücksicht auf die engere 
Bedeutung, in welcher die bisherige Praxis den Begriff der 
Irrlehre verstand. Dieselben werden indessen auf alle Fälle 
bezogen werden müssen, in welchen einem Geistlichen wegen 


8), Vergl. hierzu Kahl, Bd. XV. S. 228 ff. besonders S. 256 dieser 
Zeitschrift. 

®) General-Synod.-Ordnung $. 36!- Kirchengem.- u. Synod. -Ordnung. 
8. 688 
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Abweichungen von der Kirchenlehre der Process gemacht 
wird, gleichviel ob dieselben in seiner amtlichen Lehrthätig- 
keit oder ob sie ausseramtlich kundgegeben sind. Hierauf 
weist nicht nur das Wesen der Sache, sondern auch die Vor- 
geschichte der Verfassung auf das Bestimmteste hin. Die 
Nothwendigkeit einer Verstärkung der Kirchenbehörden durch 
synodale Elemente war längst, insbesondere in der General- 
Synode von 1846 und später in den dem Erlass der Verfas- 
sung unmittelbar vorhergehenden Verhandlungen — in denen 
man namentlich auch auf $. 66 der hannoverschen Kirchen- 
vorstands- und Synodal-Ordnung von 1864 exemplificirte — 
für sog. Lehrprocesse im weitesten Sinne des Wortes aner- 
kannt. Das Bedürfniss, die Verantwortlichkeit der Consistorien 
zu erleichtern, und zugleich für die zu trefiende Entscheidung 
die Bürgschaft zu gewinnen, dass dieselbe aus dem vollen 
Bewusstsein der Kirche selbst herstamme, war von der Kirchen- 
regierung grade auch in solchen Fällen praktisch empfunden 
und betont worden, wo es sich um ausseramtliche Kund- 
gebungen eines Zerfalls mit der Kirchenlehre handelte. Diesem 
Bedürfnisse hat die Verfassung im vollen Umfange abhelfen wollen. 

Wesentlich andere Gesichtspuncte müssen entscheiden, 
wo etwa ein Geistlicher sich Abweichungen von der vor- 
geschriebenen Liturgie gestattet oder trotz seiner kirchen- 
ordnungsmässigen Zuständigkeit sich weigert, eine kirchlich 
nothwendige Trauung vorzunehmen. Dem brauchen nicht 
immer Lehrabweichungen zu Grunde zu liegen, es könuen dabei 
liturgische Liebhabereien, Feindschaft, Eigensinn u. dgl. im 
Spiel sein. Das wegen eines solchen strafbaren Verstosses gegen 
kirchliche Ordnung und Amtspflicht eingeleitete Verfahren ist 
an sich kein Lehrprocess und wird diess auch dadurch nicht 
etwa, dass der Geistliche sich vertheidigungsweise auf sub- 
jective Lehransichten beruft, welche eine mildere Beurthei- 
lung seiner an sich unerlaubten Handlungsweise vielleicht 
rechtfertigen könnten. Der Gesichtspunct eines Lehrprocesses 
wird vielmehr erst dann, dann aber allerdings nothwendig, 
Anwendung finden müssen, wenn die fraglichen Abweichungen 
von der Liturgie u. s. w. zur Substantiirung des Vorwurfes 
eines unzulässigen Verhaltens in Beziehung auf die Lehre 
benutzt werden sollen. 
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Die oben erwähnten sonstigen Gründe einer Unfähigkeit 
zur Fortführung des Amtes sind gegenüber den Lehrabwei- 
chungen von untergeordneter Bedeutung. Bei der allgemeinen 
Abnahme der geistigen Kräfte eines Beamten ist man früher 
in der Bejahung eines Emeritirungsgrundes bisweilen allzu 
ängstlich gewesen. Eine verständige Handhabung der Bestim- 
mungen über Emeritirung hat gezeigt, dass dieselben. dem 
kirchlichen Bedürfnisse auch in dieser Hinsicht im Wesent- 
lichen genügen. Anderseits werden bei wirklich vorhandener 
_ Dienstunfähigkeit Verstösse gegen. bestimmte Amtspflichten, 
mangelhafte Erledigung einzelner Geschäfte oder eine allge- 
meine Vernachlässigung des Dienstes nicht ausbleiben, so dass 
auch hier, wenn Mahnungen und Ordnungsstrafen nicht aus- 
reichen, zur disciplinarischen Dienstentlassung wird: geschritten 
werden können. 

Die bisher. entwickelten Grundsätze , einschliesslich der- 


jenigen über das Verfahren, finden auf die. unfreiwillige 


Versetzung, Emeritirung und sonstige Dienstentlassung der 
niederen Kirchendiener gleichfalls Anwendung, selbstredend 
mit dem Unterschiede, dass der Inhalt der Amtspflicht hier 
nicht derselbe ist wie bei Geistlichen. Nur auf Geistliche 
beziehen sich jedoch die Vorschriften über Mitwirkung der 
Synodalvorstände in Lehrprocessen. 

Zum Schlusse wird hier noch des landeskirchlichen Ephoral- 
amtes zu gedenken sein. Ausdrückliche Vorschriften über die 
rechtliche Stellung der Superintendenten sind in Preussen nicht 
vorhanden, insbesondere bezieht sich die Bestimmung im $. 18 
des Gesetzes vom 11. Mai 1873 — G.-8. 191 — durch 
welche der Staat die dauernde, das will sagen definitive und 
lebenslängliche Anstellung der Pfarrer gewährleistet, auf das 
Superintendenturamt als solches nicht. Territorialistischer 
Auffassung entsprach die Behandlung der Superintendenten 
als landesherrlicher Beamten und damit die Anwendung der 
jeweiligen Staatsdienertheorie auf dieselben. Schon von hier- 
aus würde die Entwickelung eines festen Beamtenrechts und 
das damit zur Anerkennung gelangende Verbot willkürlicher 

Amtsenthebung, wie wir es bereits im A. L.-R. finden, auch 
den Superintendenten zu statten gekommen sein. Indessen 
haben offenbar noch andere Umstände, nicht am wenigsten 
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die regelmässige Verbindung mit dem Pfarramte, mitgewirkt, 
trotz des Mangels einer selbstständigen Pfründe der Anwen- 
dung des Prineips der lebenslänglichen Uebertragung des 
Amts auf das Ephoralamt Vorschub zu leisten, und jedenfalls 
kann es gegenwärtig als feststehender Grundsatz des preus- 
sischen. Rechts bezeichnet werden, dass die Bestellung der 
Superintendenten nicht im Sinne eines willkürlich oder doch 
aus besonderen Gründen widerruflichen kirchenregimentlichen 
Auftrags erfolgt‘). Den Gegensatz hierzu bildet die bei 
der Erledigung des Amtes vielfach eintretende widerrufliche 
Ernennung sogenannter Superintendenturverweser. Discipli- 
narische Amtsentsetzung eines Superintendenten ist möglich 
und wiederholt vorgekommen, Ebenso trage ich hei der 
gegenwärtig auch formal kirchenrechtlichen Natur des Epho- 
ralamtes kein Bedenken, die Zulässigkeit der Zwangsbeiordnung 
eines Ephoralgehülfen !!) und der Emeritirung principiell zu 
bejahen; die practische Bedeutung dieser Maassregel, insonder- 
heit mit Rücksicht auf die hier vorzugsweise erhebliche ver- 
mögensrechtliche Seite der Sache, ist jedoch bei der neben- 
amtlichen Eigenschaft des Ephorats erklärlicher Weise nur 
gering. Ein Eingehen auf die in mehrfacher Hinsicht abwei- 
chende Stellung der Superintendenten im Gebiete der rheinisch- 
westfälischen K.-O. würde aus dem Rahmen unserer gegen- 
wärtigen Aufgabe allzuweit hinausführen. 

Blicken wir auf die hauptsächlichsten Ergebnisse der 
bisherigen Untersuchung zurück, so begründet nach preussischem 
Rechte die Anstellung eines Kirchenbeamten ein unentziehbares 
Recht desselben auf das Amt; die Kirchenhehörde ist nicht 
befugt, denselben wider Willen zu versetzen oder zu entlassen, 
es sei denn diseiplinarisch zur Strafe oder im Wege der Eme- 
ritirung wegen Gebrechlichkeit. Die Entziehung des Amtes 
ist niemals möglich ohne ein förmliches Disciplinarverfahren, 
für welches nur bei Emeritirungen einige Besonderheiten vor- 
kommen. Ein kirchliches Bedürfniss nach Erweiterung der 
Rechte der Behörde besteht nicht, sofern der Begriff des 


10) Vergl. Verhandlungen der General-Synode v. 1846, S. 514—524. 
Stahl, Kirchenverfassung. 2. Aufl. S.329. Jacobson, K.-R. $.42- 
8. 185. Thudichum, K.-R. S. 179. 

11) Vergl. Weber, Sächsisches K.-R. 1818. Bd. 1. 8. 718. 
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Dienstvergehens nicht unnöthig eingeschränkt wird. Dieselben 
Grundsätze dürften im Wesentlichen auch als die des ge- 
meinen evangelischen Kirchenrechts anzuerkennen, vorkommende 
Abweichungen aber. als particularrechtliche Sonderbildungen 
aufzufassen sein. Dass solche vorhanden sind, ist einzuräumen, 
sie finden sich insbesondere im Gebiete des hessischen Rechts, 
welches hier durchweg im geraden Gegensatz steht zu der 
Entwickelung, wie sie uns die Zustände in Preussen zeigen. 
Dort betrachtet man. den Pfarrer als landeskirchlichen oder 
auch als landesherrlichen Beamten !2), man gestattet der Be- 
hörde die Versetzung aus Zweckmässigkeitsgründen nach admi- 
nistrativem Ermessen !3), ja man erlaubt ihr, Pfarrer auch in 
Fällen, wo sie nicht wegen Abnahme ihrer körperlichen oder 
geistigen Kräfte zur Fortsetzung ihres Amtes dauernd unfähig 
geworden sind, gegen ihren Willen aus Gründen dienstlichen 
Interesses in den Ruhestand zu versetzen ?*). 

Eine kirchliche Dienstpragmatik nach bürokratischem 
Zuschnitt ist unzweifelhaft für die Verwaltung mit gewissen 
Bequemlichkeiten verbunden, sie erleichtert unter Umständen 
die angemessene Erledigung eines einzelnen Falles. Der augen- 
blickliche Vorzug überall möglicher glatter Geschäftserledigung 
ist jedoch seinen Preis nicht werth. Die dauernde Gesund- 
heit eines Organismus verlangt eine gewisse Selbstständigkeit 
der Glieder und die unnöthige Anspannung der Verantwort- 
lichkeit der Regierung ist vom Uebel; eine solche ist nicht 
durch discretionäre Selbstbeschränkung sondern nur bei fester 
positivrechtlicher Begrenzung der Rechte und Pflichten der 
Regierung zu vermeiden. Gründe, welche in der Staatsver- 
waltung ein freies Verfügungsrecht der Regierung für einzelne 
Klassen der Beamten unerlässlich machen, kommen für die 
Kirchenverwaltung, namentlich bezüglich der Pfarrgeistlichkeit, 
schlechterdings nicht in Betracht. Mit Recht hat die Kirche 
immer Werth darauf gelegt, das Band zwischen dem Geist- 
lichen und der Gemeinde als ein dauerndes zu gestalten. Mag 


12) Büff, Kurh. K.-R. $$. 90. 191. Hess. Homburg’sche V. v. 30. 
October 1837. — H. Homb. Amtsblatt Nr. 46, Beilage. — | 

15) Büff, a. a. O. $. 151. Darmstädtisches K.-Ges. v. 11. Juli 
1879. — A. K.-Blatt 1880. S. 70, 

14) 8. 33 der Note 13 angeführten Gesetzes. 
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uns der Vergleich dieses Bandes mit der Ehe an sich wenig 
zusagen, so viel ist doch richtig, dass mit der Erleichterung 
administrativevr Lösung dieses Bandes kirchlich werthvolle 
erziehliche Momente verloren gehen, welche der jetzige Zu- 
stand in sich trägt. Grade den Geistlichen im Verhältnisse 
zu ihren Gemeinden würde damit der schlechteste Dienst 
erwiesen werden. Die preussische Landeskirche wird deshalb 
wohl thun, auch bei etwaiger Fortbildung ihrer Beamten- 
ordnung die geschichtlich gewordenen Grundlagen ihres bis- 
herigen Rechts nicht Preis zu geben. 
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Il. 


Skizzen zur Verfassungsgeschichte des 
Klosters Loccum. 


Vortrag, 
in der Gesellschaft für Kirchenrechtswissenschaft zu 
Göttingen auf Grund archivalischer Quellen gehalten 
am 17. Juli 1882 


von 


C. F. Th. Schuster, 


Consistorialrath in Hannorer. 


Der Name des Klosters Loccum, auf dessen Verfassungs- 
geschichte ich Ihre Aufmerksamkeit, g. H., zu richten mir 
erlaube, wird den meisten von Ihnen nicht ganz unbekannt sein. 

Kirchengeschichtliche Bedeutung hat ein Abt von Loccum 
bereits im 12. Jahrhundert gewonnen, indem es ein Abt 
Berthold von Loccum war, welcher als Nachfolger des 
ersten Bischofes in Liefland, Meinhard, von 1196 bis 
1198 die dortige Bevölkerung für das Christenthum zu ge- 
winnen suchte. Nach einer nur kurzen Wirksamkeit fiel er 
im Kampfe gegen die heidnischen Lieven. Die näheren Nach- 
richten über die Art seines Endes weichen in den Quellen- 
schriften erheblich von einander ab. — In der späteren 
Folgezeit war. der berühmteste Abt von Loccum Gerhard 
Molanus, welcher von 1677 bis 1722 dem Kloster vorstand, 
in weiteren Kreisen bekannt durch seine Bemühungen in Ver- 
bindung mit Spinola, dem Bischof von Wienerisch Neustadt 
und Bossuet eine Wiedervereinigung der evangelischen mit 
der katholischen Kirche zu erreichen. In der Hannoverschen 
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Kirche haben die Aebte zu Locenm als Direcetoren oder Mit- 
glieder des Consistoriums von jeher eine hervorragende Stellung 
eingenommen und als erste Geistliche des Landes einen bedeu- 
tenden Einfluss auf die kirchliche Entwicklung ausgeübt; diess 
um so mehr als wir in ihrer langen Reihe gar mancher edlen 
Persönlichkeit begegnen, die es verdiente, dass die Nachwelt 
ihrer dankbar gedachte und kein einziger aus ihrer Mitte 
genannt werden kann, dem man geradezu das Gegentheil 
nachsagen dürfte. Ihr Einfluss erstreckte sich aber auch auf 
das staatliche Gebiet von Alters her, denn schon seit dem 
Ende des 16. Jahrhunderts sind die Aebte zu Loccum als 
solche die geborenen Mitglieder und nachmals Präsidenten 
der Calenberg-Grubenhagenschen Landschaft geworden, ein 
Ehrenamt, welches ihnen bis auf den heutigen Tag verblieben 
ist. Als solche waren sie, so lange eine Hannoversche Stände- 
versammlung bestand, also seit deren Organisation im J. 1819, 
stets Mitglieder der ersten Kammer und rangirten im öffent- 
lichen Leben als gleichberechtigt neben den Bischöfen von 
Hildesheim und Osnabrück, wozu sie um so mehr berechtigt 
erscheinen mussten, als sie vor jenen Prälaten durch den, von 
ihnen vertretenen reichen Grundbesitz des Klosters an Gütern 
und Forsten in sehr beachtenswerther Weise sich auszeichneten. 

Im weiteren wird von vornherein darauf hinzuweisen sein, 
dass wir im Kloster Loccum unter dem Namen »Hospiz« eine 
Bildungsstätte für junge Theologen besitzen, welche das älteste 
Predigerseminar der evangelischen Kirche genannt werden 
darf, da die Anfänge seiner Gründung sich in das vorige 
Jahrhundert hinein erstrecken. Aus einem lebensfähigen Keime 
ist diess »Hospiz« unter der einsichtsvollen Pflege treu sor- 
gender Aebte, welche in dieser Anstalt die »Blüthe des Klo- 
sterse mit Recht erblickten, der bereits heimgegangenen D. 
Salfeld, D. Hoppenstedt, D. Rupstein und des gegenwärtigen 
Abtes D. Uhlhorn Schritt vor Schritt in einer gesunden Ent- 
wicklung in der Weise allmählich gewachsen, wie es die alten 
und die neu hervortretenden Bedürfnisse der Kirche erforderten 
und hat sich entfaltet zu einem Predigerseminar im vollen 
Sinne des Wortes, von dem ein reicher Segen über die Han- 
noversche Landeskirche fort und fort sich ergiesst. Hunderte 
von ihren Geistlichen haben dort in der wissenschaftlichen 


Skizzen zur Verfassungsgeschichte des Klosters Loceum. 85 


und namentlich auch der praktischen Vorbereitung auf das 
Amt der Kirche die mannigfachste Anregung und Förderung 
gefunden und dabei zugleich in dem frischen und fröhlichen 
Gemeinschaftsleben unter einander solche Jahre verlebt, welche 
sie zu den schönsten ihres Lebens zählen. Es gewährt denjenigen 
Candidaten Aufnahme — zur Zeit deren 12 — welche der 
Hannoverschen Landeskirche angehören oder in sie eintreten 
wollen zu einem zweijährigen Aufenthalte, sofern ihre Leistungen 
im Examen bessere waren und kann den jüngeren Theologen 
nicht genug empfohlen werden, ihre weitere Vorbereitung für 
das Amt in dem Predigerseminar des Klosters Loccum zu 
suchen, indem dieses nach seiner ganzen innern Organisation 
und seinem Studienbetriebe vor anderen ‚Predigerseminaren 
sich dadurch auszeichnet, dass es das sog. Societätsprincip 
zu voller Geltung bringt, welches im Unterschiede von dem 
entgegenstehenden Collegprincip die eigene Thätigkeit der 
Lernenden zu vollster Kraftentfaltung führt. 

Inmitten der ganzen, noch jetzt so wohl erhaltenen klöster- 
lichen Anlage fesselt den Blick vor allem die altehrwürdige 
Klosterkirche, welche im J. 1240 von dem Baumeister Bodo 
angefangen und im J. 1277 vermöge vieler Ablassbriefe voll- 
endet ward, wie sie im Innern und Aeussern vom J. 1842 
bis 1854 in ihrem ursprünglichen Uebergangsstile unter der 
kunstgeübten Meisterhand des Bauraths C. W. Hase in Han- 
nover mit reichen klösterlichen Mitteln erneuert ward. Als 
ein grossartiges Denkmal des Cistercienserordens nach der, diesem 

eigenthümlichen Bauart bekundet sie sich dem Kenner alsbald 
_ durch den schlanken Dachreiter, welcher in der Mitte der 
Vierung leicht und geschmackvoll sich erhebt, und bestätigt 
wird dieser Ursprung der Kirche durch die weitere Beobach- 
tung, dass ihr hoher Chor zu .beiden Seiten von je zwei 
Kapellen sich umgeben findet. Auch in ihrem Innern birgt 
die Stiftskirche neben dem tief empfundenen Altarbilde des 
Professor Dr. Oesterley in Hannover und den Werken der 
Bildhauer von Bandel und Hengst, welche Altar und Kanzel 
schmücken, manche Kunstwerke und Alterthümer aus alter 
und neuerer Zeit; darunter verschiedene Altaraufsätze und die 
Epitaphien von Angehörigen der hannoverschen Adelsgeschlech- 
ter von Münchhausen, von Klenck, von Mandelsloh u. a., 
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welche als sog. Grabbrüder in den Kreuzgängen des Klosters 
begraben liegen. 

Von der Kirche durch die Kreuzgänge getrennt ist das 
alte Refectorium zu einer Bibliothek hergerichtet, welche in 
ihrem Aeusseren stylvoll und schmuckreich gehalten, in ihrem 
Innern einen Bücherschatz von etwa 10,000 Bänden birgt. 
Unter den dort aufbewahrten alten Mönchshandschriften er- 
wähne ich an dieser Stelle insbesondere eines sehr gut erhal- 
tenen und leserlichen Manuscriptes des Sachsenspiegels cum 
glossa in 3 Büchern von 1454, indem ich Grund habe zu 
der Vermuthung, dass das Vorhandensein dieses werthvollen 
Manuscripts im Kloster Loccum unter den Herren Juristen, 
auch unter den Specialisten auf dem Gebiete des alten säch- 
sischen Rechtes wenig bekannt ist. 

Hat nun das lebensfrische Denkmal aus alter Zeit, auf 
welches ich Ihre Blicke richten möchte, eine Vergangenheit 
von mehr als 700 Jahren hinter sich, so kann ich heute die 
Verfassungsgeschichte des Klosters Loccum während eines so 
langen Zeitraums nicht im einzelnen verfolgen,‘ sondern nur 
einzelne Streiflichter auf dieselbe werfen, welche hervorragende 
Puncte von ihrem Anfange an bis auf die Gegenwart be- 
leuchten. 

1. Wenden wir uns zur Gründung des Klosters Loccum, 
so ist als der eigentliche Stifter desselben mit urkundlicher 
Sicherheit der Graf Wilbrandus de Halremund, auch Wulbrand 
der Alte genannt, zu bezeichnen. Von ihm berichtet eine 
Urkunde des Bischofs Anno zu Minden, in dessen Sprengel 
Loccum lag, dass er zur Zeit seines Vorgängers, des Bischofs 
Werner (1153—1170) mit seiner Gemahlin Beatrix und drei 
Söhnen, Burchard, Ludolf, Wildbrand und deren ührigen 
rechtmässigen Erben (qui jure successionis hereditatem ipsorum 
vendicare sibi poterant) in die Domkirche zu Minden gekommen 
sei und hier vor dem Altare in Gegenwart des gesammten 
Clerus und einer ansehnlichen Versammlung vom Adel und 
der Geistlichkeit Loccum und drei Dörfer der Umgegend 
(locum in lucca cum villa et suthvelde et wagenrothe et wisin- 
horst) mit dem bittweise von der Mindener Kirche abgelösten 
Zehnten dieser Dörfer, allem Eigenthumsrechte entsagend, der 
Maria, dem heil. Georg und den Brüdern, welche dort mit 
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Mönchsgelübde Gott dienen würden, ehrerbietigst dargebracht 
habe. | 

Diese Schenkung des Grafen von Hallermund und seiner 
erbberechtigten Familie sei zu ihrer Versöhnung und des 
Grafen Burchard Seelenheil geschehen (pro anime sue suo- 
rumque successorum remedio nec non burchardi comitis salute, 
cujus ipse successor et heres legitimus extitit) und von dem 
Bischof Werner rechtskräftig bestätigt. 

Dieses, als eigentliche Fundationsurkunde anzusehende 
Document, im Original im Archiv des Klosters Loccum auf- 
bewahrt, enthält zugleich eine, ins Einzelne gehende Aufzäh- 
lung der Erwerbungen und Schenkungen, durch welche jene 
ursprüngliche Dotation in der nachfolgenden Zeit einen Zuwachs 
erhalten hat und sichert deren Besitz dem Kloster durch die 
Anerkennung und vollgültige Bestätigung von Seiten des Bischofs 
Anno, welcher sich zugleich als den Augenzeugen jenes feier- 
lichen Uebergabeactes bezeichnet. Leider ist diese Urkunde 
ohne Datum; man wird aber nicht fehl gehen, wenn man 
ihre Entstehung etwa in das J. 1183 setzt. — Als Stiftungs- 
jahr des Klosters, welches man in jener bischöflichen Urkunde 
gleichfalls vermisst, wird in einer, im Kloster selbst auf- 
gezeichneten, von den Geschichtsforschern neuerdings in das 
J. 1260 verlegten vetus narratio das J. 1163 mit Angabe 
des Tages 14 Kal. Apriles (19. März) genannt. Wie aus der 
ersten grundlegenden Urkunde des Bischofs Anno von Minden 
sich ergibt, ist die fromme Hallermundsche Stiftung am 19. 
März 1163 nicht bloss zur Sühne für die Schenkenden selbst 
nach damaliger kirchlicher Sitte, sondern auch zum Seelen- 
heile Graf Burchards geschehen. Dieser letztere muss also 
damals verstorben gewesen sein und wird mit Graf Wilbrand 
und seiner Gemahlin An der allerengsten Familienbeziehung 
gestanden haben. Die Weltgeschichte berichtet uns nun von 
einem Grafen Burchard von Loceum oder ähnlichen Namens, 
einem Freunde Kaiser Lothars, den im J. 1130 Hermann von 
Wintzenburg meuchlings auf einem Kirchhofe ermorden liess, 
in Folge dessen dieser vom Kaiser seiner Lehen verlustig 
erklärt und die Wintzenburg zerstört ist. Dieser Begebenheit 
gedenkt auch eine, im Kloster Loccum aufbewahrte Chronik 
des Abtes Stracke ohne weiteren Zusatz in folgender Weise: 
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»anno 1129 hat Grave Hermann von Wintzenburg, der auch 
Lantgrave in Düringen wass, hatte auch ein Theil von der 
Marck inne und ist der fürnehmste und reichste unter allen 
Graven dazumahl gewesen, dieser hat schelmischerweis uff 
einem Kirchhove erstechen lassen Burchardum Graven zu 
Lockum, welcher dem Kaiser Lothario sonderlich lieb war. 
Solches hatt er gethan wider alle gegebene promiss. Der 
Schimpf ist dem Kaiser sehr zu Hertzen gegangen, ist dero- 
wegen uf Kaiserlichen Befehl für einen gehigten pfalzgerichte 
verklaget wurden, da denn der niedergesetzte Richttag alle 
seine Lehen, vom Reiche habende, ihme abgesprochen. Diess 
Urtheil hat der Kaiser exequirt und ihme die Landgraffschaft 
genohmen und seinem Eydam Lantgrave Ludwigen gegeben, 
der Kaiser hat auch uff dassmal die Wintzenburg zerbrochen«. 
— Es scheint möglich, dass dieser vorgenannte kaiserliche 
Freund der letzte hier ansässige, in jener Stiftungsurkunde 
mit Fürbitte bedachte Graf von Lucca gewesen ist. Eine ur- 
alte Sage geht nun weiter dahin, dass Burchard von Lucca 
ohne männliche Erben verstorben und drei Töchter hinterlassen, 
deren älteste Beatrix den Grafen W. v. Hallermund geheirathet, 
während die zweite Elisabeth mit einem Grafen Christian von 
Oldenburg, die dritte mit einem Grafen von Adenoys (Idensen 
bei Wunstorf) vermählt gewesen. 

Für die Glaubwürdigkeit dieser Ueberlieferung spricht 
die ausdrückliche Erwähnung der Beatrix in der Urkunde 
Bischof Annos, welche schwerlich zur Rechtsgültigkeit erfor- 
derlich war, wenn sie nicht grade die Erbtochter und somit 
nächste Besitzerin der dortigen Grafschaft war; ferner erklärt 
sich so am leichtesten, dass ihr Gemahl ausdrücklich nicht als 
filius bezeichnet wird, sondern nur als »successor et heres legiti- 
mus«, denn solcher Nachfolger war er in der Eigenschaft eines 
Schwiegersohnes des verstorbenen Grafen; endlich kommt in 
Betracht, dass die Grafschaft Hallermund meilenweit von Loccum 
entfernt lag, nämlich bei Eldagsen und Springe am Deister, 
durch die Grafschaft Schaumburg von Loccum getrennt. Hier- 
nach würde es vielleicht ererbtes Heirathsgut sein, welches Graf 
Wilbrand im Verein mit den Seinen der Kirche zur Verfügung 
gestellt und verdankt demselben Edelmann einer, wohl nicht 
unbegründeten Ueberlieferung zufolge auch das benachbarte 
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Kloster Schinna an der Weser seine Entstehung, so würde 
diess denselben Ursprung haben. Im übrigen bemerke ich 


hier nur noch, dass tiefere Untersuchungen über die Stiftung: 


des Klosters Loccum und die Genealogie der Grafen von Haller- 
mund — nach dem Aussterben der Familie ist ihr Name und 
Titel, jedoch ohne die Herrschaft selbst, an die Familie Graf 
Platen-Hallermund, durch Belehnung übergegangen — neuer- 
dings von den kürzlich verstorbenen Dr. Ahrens,‘ Director 
des Lyceums in Hannover und Geh. Legationsrath v. Alten 
angestellt sind, welche sich in der Zeitschrift des histor. Ver- 
eins für Niedersachsen, 1863 f. finden. 

Die neue Ansiedelung zu Loccum fiel dem, im 12. Jahr- 
hundert frisch aufblühenden Cistercienserorden zu und ent- 
sprach demnach die erste Verfassung des Klosters den 
Regeln jenes Ordens. Von dessen Kloster zu Volkerode bei 
Mühlhausen in Thüringen kamen im Herbste 1163 die ersten 
Mönche hieher, welche die unwirthliche Gegend durch ange- 
strengtesten Fleiss bald cultivirend umgestalteten. Ein solcher 
Mönchsconvent musste ausser dem Abte aus mindestens zwölf 
Mönchen (ein Abbild des Herrn und seiner Jüngerschaar) 
bestehen nach der Ordensregel, dann erwarb das aussendende 


Kloster das Mutterrecht. Nach der strengen Ordnung, die im 


Cistereienserorden herrschte, hatte dieses Mutterkloster über 
das neugegründete das Recht der Visitation und dieses ist in 
Loceum stets von den Aebten zu Volkolderoth oder Volkerode 
ausgeübt, bis diese darin im 16. Jahrhundert von dem Abte 
zu Altenkamp, des vorigen Mutterkloster und zuletzt vom 
Abt zu Harderhausen abgelöst wurden. — Zwei bedeutungs- 
volle Ereignisse aber waren es, welche in der Folgezeit der 
Verfassung des neu begründeten Klosters erst ihren dauernden 
Bestand sicherten und für die Erhaltung und Fortentwicklung 
der neuen Niederlassung von weitgreifendster Bedeutung wer- 
den mussten: es war der Schutz, welcher sowohl von geist- 


licher wie von weltlicher Seite dem Kloster Loccum durch 


umfassende Privilegien bereitwillig ertheilt ward. Es gelang 
nämlich dem ersten Abte zu Loccum Eckehard im J. 1183 
vom Papst Lucius III. eine Bulle zu erwirken, welche das 
nunmehr 20jährige Kloster unmittelbar unter den Schutz 
des heil. Petrus und des päpstlichen Stuhles stellte, alle seine 
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Besitzungen feierlich bestätigte, Abgabenfreiheit und andere 
Privilegien des Cistercienserordens überhaupt ihm sicherte. 
Diesem Documente, welches noch heute im Archiv des Klosters 
Loccum sehr wohlerhalten aufbewahrt wird, geht ein anderes 
aus demselben Jahre als Breve zur Seite, welches die Zins- 
freiheit des Klosters ausdrücklicher noch hervorhebt. Der 
zweite Abt zu Loccum, der vorerwähnte Bertoldus, welcher 
als Bischof in Lievland erschlagen wurde, empfing sodann vom 
Papste Gregor VIII. im J. 1187 abermals eine Bulle, welche 
die Besitzungen des Klosters bestätigte. Erst durch solche 
Anerkennung konnte der Bestand des Klosters auf die Dauer 
gesichert erscheinen. Dazu kam dann noch eine Sicherung 
von weltlicher Macht, indem im J. 1252 Kaiser Wilhelm von 
Holland dem Kloster Loccum einen kaiserlichen Freibrief aus- 
stellte, durch welchen es unter den Schutz von Kaiser und 
Reich kam und seine Güter ihm bestätigt wurden zu einer 
Zeit, wo in Folge der Fehden zwischen den benachbarten 
Grafen von Hoya und den Bischöfen von Minden manche 
Gefahren drohten. 

“2. Treten wir hiernach der Reformationszeit näher, so 
werden wir die Wahrnehmung machen, wie in einem allmäh- 
lichen, sicheren Fortschritte die Verfassung des Klosters 
Loccum in der Weise sich gestaltet, dass dasselbe in seiner 
Entwicklung und seinem Fortbestande geradezu als ein Uni- 
cum in dem ganzen Gebiete der evangelischen Kirche 
bezeichnet werden muss. Der nächste beachtenswerthe Vor- 
gang in der alten Cistercienserabtei verfestigt dieselbe, wie 
es scheint, nur in den alten Zuständen; aber für ein tiefer 
blickendes Auge legt er zugleich das feste Fundament, ver- 
möge dessen dieses Kloster die nachfolgenden Jahrhunderte 
um so sicherer zu überdauern vermochte. Dieser Vorgang 
galt nämlich der Erhaltung des Klosters im katholischen 
Glauben und einer grösseren Sicherung seiner äusseren Macht- 
stellung, die ihm eine weitere Zukunft verbürgte. Wie erfolg- 
. reich die, auf die Erhaltung des römischen Bekenntnisses 
gerichteten Bemühungen des Stiftes waren, ergibt sich vor 
Allem aus jenem denkwürdigen Documente, »von Franzisco, 
Bischoff zu Minden aussgebracht«, durch welches Kaiser 
Karl V. im J. 1530 demselben abermals die Reichs- 
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unmittelbarkeit in den allerfeierlichsten Formen eines 
kaiserlichen Freibriefes verbürgte. Dieses Edict Karls V., im 
Loceumer Archiv im Original aufbewahrt, ist von dem Kaiser 
eigenhändig unterzeichnet (mit einer so eleganten Handschrift, 
dass sie dem 19. Jahrhundert Ehre machen würde), an der 
rechten Seite von dem Cardinal und Erzbischof Albert von 
Mainz als Erzkanzler, an der linken weiter unten von dem 
kaiserlichen Secretär Schweis contrasignirt und mit dem 
kaiserlichen Siegel in blecherner Kapsel (Reichsadler mit dem 
spanischen und Österreichischen, auch anderen Wappen) aus- 
gefertigt. Als der Abt Magnus (Schlüter) diess Privilegium 
erwirkte, welches Loccum und sein Gebiet von Neuem unter 
den unmittelbaren Schutz des Reiches stellte, ward er dazu 
in nächster Veranlassung bewogen durch die Bedrängnisse, in 
welche ihn wiederholt die Streitigkeiten mit den benachbarten 
Grafen von Hoya versetzten, zu deren Ueberwindung ihm 
der bisher schon angerufene Schutz des Herzogs von Braun- 
schweig-Calenberg nicht mächtig genug erscheinen mochte. 
Aber sicherlich reichte sein Blick auch weiter, es war ihm 
neben den weltlichen Angelegenheiten nicht minder um die 
Behütung der alten Religion zu thun und je mehr die Aus- 
breitung der Reformation in den nächstgelegenen hannover- 
schen Landen von Jahr zu Jahr wuchs, um so mehr würdigte 
er die Lage seines Klosters unter solchen Umständen gleich 
der eines vorgeschobenen Postens in Feindesland. Auf der- 
artige Beweggründe weist schon der beachtenswerthe Umstand, 
dass Kaiser Karl V. jenes Privileg, wie sein Datum beweist, 
gerade in den Tagen ausgestellt hat, als er im J. 1530 sich 
auf jenem Reichstage zu Augsburg befand, dem wir das 
Grundbekenntniss unserer Kirche verdanken. In jenen be- 
wegten Tagen, wo der Schutz der Klöster allen katholischen 
Ständen zur besonderen Herzensangelegenheit wurde, hat der 
mächtige Kaiser im Süden Deutschlands auch das entfernte 
Loceum nicht vergessen, es in seine schirmende Obhut aus- 
drücklich aufgenommen. Was dabei die tiefste Absicht ge- 
wesen, ergibt aber auch der Inhalt dieses kaiserlichen Edictes 
selbst auf’s Klarste, denn diess ist sein Kern, dass »Abbhas 
et Conventus ac Monasterium ab omni illieita exactione et 
jJurisdictione ordinaria sint exempti et sancte sedi Apostolice 
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et Nobis ac sacro Jmperio immediate subjectie. Da wird 
also noch vor dem Kaiser des Papstes zu Rom gedacht und 
ausserdem war es nicht zufällig, dass es gerade katholische 
Kirchenfürsten waren, welche mit dem besonderen Schutz des 
ihnen nahe belegenen Klosters in diesem Pergamentdiplome 
betraut werden, nämlich die Bischöfe von Hildesheim, Paderborn 
und Osnabrück cum difficile foret pro singulis querelis ad Nos 
habere recursum. — Vor der Hand war auf solchem Wege 
das irgend Mögliche zum Besten des Klosters erreicht und was 
die Zukunft bringen würde, musste man abwarten. 

Alle jene Bemühungen mit ihrem grossartigen Er- 
folge sicherten nun zwar das ursprünglich verfolgte Ziel nicht; 
aber sie blieben doch für das Kloster von grosser Bedeu- 
tung sowohl auf weltlichem als auf geistlichem 
Gebiete. — Blicken wir zunächst auf jenes, so bewirkte die 
Reichsunmittelbarkeit des Klosters, dass dieses auf 
Grund seines neubefestigten kaiserlichen Rechtes mit den 
benachbarten Fürsten als ebenbürtig und seines Gleichen ver- 
handeln konnte. Diess machte sich vor Allem geltend in 
seinem Verhältnisse zu den Herzögen von Calenberg. Mit den 
letzteren war das Stift schon vor 1530 unter Vorbehalt aller 
seiner Rechte durch ein Schutzverhältniss verbunden, um 
namentlich auch vor den, im 16. Jahrhundert immer mehr 
zunehmenden Ansprüchen der Bischöfe zu Minden gesichert zu 
werden, in deren Sprengel das exempte Kloster Loccum lag. 
Mehr als einmal musste namentlich das von letzteren in 
Anspruch genommene subsidium charitativum und andere thät- 
liche Grenzübergriffe mit Nachdruck zurückgewiesen werden 
und dabei halfen die Wolfenbütteler Fürsten dem reichsfreien 
Stift treulichst. Das letztere erkannte dabei die Calenberger 
Herzöge nicht als Landesherren in seinem Gebiete an, sondern 
Abt und Convent räumten ihnen nur ein jus advocatiae ein und 
noch in einer Eingabe an den Herzog Julius vom Juli 1586 er- 
klärt diesem der Loccumer Abt Barnewold: »wihr demnach die 
Hochlöblichen Fürsten von Braunschweig jeder Zeitt als unsere 
illustres advocatos und gnedige Schutzfürsten geehrt und er- 
kannt haben«. Inzwischen waren aber doch thatsächlich die 
Verhältnisse schon etwas andere geworden, denn schon im 
Juli 1585 musste vom Kloster die erste Erkhuldigung 8° 
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leistet werden und zwar dem neuen Herzog Julius. Dieser 
liess nach dem Ableben Herzog Erich des Jüngeren 1584 
Besitz auch von Loccum ergreifen, legte bei dem Wider- 
streben des Klosters sechs Mann Schützen als Execution in 
dasselbe, erschien dann im Juli des folgenden Jahres mit 
seinem herzoglichen Gefolge und erklärte einfach, dass er 
hier so lange bleiben werde, bis Abt und Convent mit ihren 
Untersassen ihm die Huldigung geleistet hätten. Als nun 
die letztere erfolgte, versprach der Herzog Julius seinerseits, 
durch besondere Reversalien vom 22. Juli 1585, dass er das 
Kloster in allen seinen Rechten und Privilegien schützen 
werde, insonderheit wolle er Abt, Prior und Convent bei 
ihrem »jetzigen Habit« lassen, so lange es ihnen gefalle und 
sie der Religion halber nicht nöthigen, sondern ihnen dieselbe, 
vermöge’ des göttlichen Wortes und der Reichs-Abschiede frei- 
stellen und Gott durch seinen heil. Geist bei ihnen wie bei 
Sich und Anderen walten und wirken lassen. — In ähnlicher 
Weise ward nun auch nachmals die Religionsfreiheit und die 
Ordenskleidung dem Kloster Loccum durch besondere Rever- 
salien von Seiten der Herzöge von Calenberg garantirt und 
eine exemte Stellung ihm eingeräumt, so von den Herzögen 
Heinrich Julius durch Revers von 1589, Friedrich Ulrich 
durch Reversalien vom 20. November 1613, von Herzog 
Georg unter dem 18. Februar 1636, Herzog Christian Lud- 
wig unter dem 31. August 1642, Herzog Georg Wilhelm 
unter dem 6. Juli 1649, Herzog Johann Friedrich unter dem 
23. Mai 1671, Herzog Ernst August unter dem 12. October 
1680, König Georg I. von England, Kurfürsten von Hannover 
unter dem 24. December 1716, König Georg II. unter dem 
20. August 1729, König Georg III. unter dem 12. April 1763. 
— Erst seit Ende des vorigen Jahrhunderts und insbesondere 
seit der Auflösung des deutschen Reiches sind von den nun- 
mehr unbeschränkten Landesfürsten derartige Garantien für die 
selbstständige Verfassung und Stellung des Klosters nicht mehr 
ausgestellt worden. Es war mithin ursprünglich eine gegen- 


seitige Uebereinkunft, vermöge deren im Kloster Loccum bis 


spät in das 16. Jahrhundert hinein alle alten Religionsverhält- 
nisse im Wesentlichen ganz so unverändert blieben, wie sie 
von früheren Zeiten her überliefert waren. Diese bis zu dem, 
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von Herzog Julius ausdrücklich garantirten »Habit« herab, 
so dass also die Kleidung des Cistercienserordens, der weisse 
oder graue Rock aus dem groben, selbstgefertigten Tuche mit 
dem schwarzwollenen Gürtel, schwarzem Scapulier und schwarzer 
Kapuze auch seit dem J. 1585 von Abt und Convent nach 
wie vor getragen werden konnte. 

Auch nachmals hat das kaiserlich freie Stift Loc- 
cum auf diese seine Stellung so weit möglich mit Sorgsam- 
keit gehalten. Hiefür nur zwei Beispiele: Herzog Heinrich 
Julius verlangte 1594 von dem Abt Fenger, dass er und seine 
Nachfolger sowohl die Hoya’schen als die Calenberg’schen 
Landtage besuchen sollten. Ersteres verhinderte der Abt durch 
die Vorstellung, dass seine Vorgänger nie als Prälaien oder 
Stände der Grafschaft Hoya wären betrachtet worden. Der 
zweiten Forderung jedoch konnte er sich nicht entziehen; aber 
gleichzeitig versicherte der Herzog durch einen besonderen 
Revers d. d. Wolfenbüttel, den 29. November 1594, dass 
durch die Erscheinung der Aebte zu Loccum auf dem Calen- 
berger Landtage den Prärogativen des Klosters kein Nach- 
theil erwachsen solle. Thatsächlich erschien übrigens der Abt 
auf diesem Landtage doch nicht persönlich, sondern sandte 
den damaligen Amtmann oder Syndicus des Klosters, Tile- 
mann Büsing, welcher ein geschickter, um das Kloster sehr 
verdienter Mann war. Offenbar sahen die Aebte nach da- 
maligen Verhältnissen die Uebernahme von Sitz und Stimme 
in jener Corporation als eine Degradation an, welche sie zu 
vermeiden suchten und erst nachmals — zu welcher Zeit 
wird aus den Acten nicht ersichtlich — ist diese Angelegen- 
heit dahin geordnet, dass der Abt zu Loccum zum ersten 
Land- und Schatzrathe von der Prälatur des Fürstenthums 
Calenberg ernannt und dauernd mit dem Vorsitze auf den 
Landtagen des Fürstenthums Calenberg betraut wurde. Die 
Stellung eines Schatzrathes ward mit der Abtei zu Loccum 
schon um das J. 1600 zu der Zeit des Abtes Stracke verbun- 
den. — Das zweite Beispiel versetzt uns in die Zeit, wo im 
deutschen Reiche noch die allgemeinen Wolfsjagden gehalten 
wurden. Unter den alten Gerichtsacten im Kloster Loccum 
findet sich ein Convolut mit der Ueberschrift » Wolfsjagden« ; 
seine Schriftstücke gehen durch das 16. und 17. Jahrhundert 
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hindurch bis um das J. 1680, wo in der Gegend des Stein- 
huder Meeres und im benachbarten Schaumburger Walde zum 
letzten Male derartige Wolfsjagden gehalten zu sein scheinen. 
Sie wurden der Regel nach durch ein Schreiben des Ober- 
jägermeisters am herzoglichen Hofe dem Kloster angekündigt 
und dieses aufgefordert, aus allen seinen untergebenen Dorf- 
schaften und zwar Haus bei Haus ein oder zwei Mann zu 
stellen, mit Barte und Proviant auf zwei Tage versehen, 
welche sich zu bestimmter Zeit an einem Orte wie Neu- 
stadt a.,R. einzufinden hatten. Bei derartiger Gelegenheit 
beschwert sich nun das Kloster. einmal sehr ernstlich bei dem 
Herzoge darüber unter .feierlicher Berufung auf seine ver- 
brieften Freiheiten und Gerechtsame, dass neulich seine Leute 
zu einer Hirschjagd herangezogen seien, wozu sie nicht ver- 
pflichtet seien und es erfolgt auf diesen Protest ein höfliches 
Schreiben aus der herzoglichen Kanzlei mit der Erklärung, 
es sei die anberaumte Jagd: wirklich eine Wolfsjagd gewesen 
und nur nachträglich eine Hirschjagd mit derselben verbunden 
worden, es solle das aber in Zukunft nicht wieder vorkommen. 

Wenden wir uns hierauf dem geistlichen Gebiete 
zu und treten der Frage näher, zu welcher und in welcher 
Weise die Reformation im Kloster Loccum Eingang 
fand: so erwähne ich unter den verschiedenen Vorläufern der- 
selben nur einen Mann, Anton Corvin, der nachmals als 
Reformator in den Calenbergischen Landen die ausgedehnteste 
Wirksamkeit geübt. 1501 geboren, muss Anton Corvin im 
jugendlichen Alter in das Kloster Loccum gekommen sein. 
Abt Burchhard II. hat bald die in ihm schlummernden Fähig- 
keiten erkannt, denn er sandte ihn auf des Klosters Kosten _ 
nach Strackes Angabe 1520 zum Studiren nach Leipzig, was 
bei Hoffnung erweckenden jungen Männern ab und an wohl 
vorkam, aber doch immer nur als eine Auszeichnung. Wel- 
chen Dienst der katholische Abt mit dieser Sendung wider 
Willen der Sache der Reformation geleistet, das zeigte sich 
alsbald nach der Heimkehr Corvins. Zwar ist es uns nicht 
vergönnt, den inneren Entwicklungsgang des grossen vater- 
ländischen Reformators während dieser entscheidenden Zeiten 
im Genaueren zu verfolgen — die klösterlichen Nachrichten 
schweigen über den unliebsamen Vorfall bis auf Strackes 
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Chronik —; aber schwerlich geht man irre in der Annahme, 
dass während seines Studiums die Einflüsse der Reformatoren 
auf ihn eingewirkt haben und dass sich dieses gleich nach 
‚seinem Wiedereintritt in das Kloster stark genug geltend 
machte. Jedenfalls ist sein Aufenthalt in Loccum nur kurz 
gewesen, denn schon 1523 schlossen sich hinter ihm des Klo- 
sters Pforten. Er ist nicht freiwillig gegangen, sondern man 
hat ihn hinausgestossen. Diess lässt sich auch aus Strackes 
Chronik schliessen, die freilich in der Jahreszahl sehr fehl 
geht: »Anno 1543 ist Magister Anthonius Corvinus aus 
dem Kloster gelaufen: zu Locken ist er ein Conventualis ge- 
wesen, hernach im Braunschweig’schen Lande zwischen Deister 
und Leine Superintendent geworden in Herzog Erich des Jün- 
geren Lande. Dieses Herzogs Erich Frau Mutter hat Elisa- 
beth geheisen; die hat diesen Corvinum lassen bestellen. Er 
hat auch eine Kirchenordnung gestellt, darnach sich das ganze 
Land müssen richten; in Summa, er hat auch andere Bücher 
mehr gemacht; allein alles nach seinem verwirrten Kopfe, da 
er ist aus dem Kloster gelaufen. Um seiner grossen Kunst 
willen (denn er ist voller Künste gesteckt) hat ihm das Klo- 
ster Locken noch müssen eine Summe Geldes geben; das ist 
der Dank und Lohn gewesen, dass sie ihn zu Leipzig haben 
studiren lassen; hat dem Kloster viel gekostet«. 
| Die einzige Wirkung der reformatorischen Pre- 
digt in dem Kloster Loccum bestand vor der Hand darin, 
dass von 1536 bis 1587 einzelne der Mönche vom katholischen 
Glauben abfielen und aus diesem Grunde das Kloster ver- 
liessen; aber verhältnissmässig ist die Zahl derselben doch 
gering. Die Gesinnung der übrigen Mitglieder des Klosters 
lässt sich zur Genüge daraus erkennen, dass man in dieser 
Zeit jeden Versuch einer Visitation von evangelischer 
Seite mit aller Entschiedenheit zurückwies. So verlief die 
erste Visitation, welche dem Kloster Loceum unter der Her- 
zogin Elisabeth im J. 1543 zugemuthet ward, resultatlos. 
Wie sich derselben der damalige Abt Hartmann (Busse) und 
der ganze Convent des Klosters widersetzte, ergibt sich aus 
dem Schreiben des letzteren an die Herzogin Elisabeth, wel- 
ches der Abt Molan in einer Copie (vom 14. September 1680) 
aufbewahrt hat. 
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Dasselbe lautet: »Durchlauchtige, hochgeborne Fürstin etc. 
Erfahren von I. F. G. verordneten: Visitatoren dat de sulften 
bie Uns tho kommende In Unser olden wolgebrachten Fry 
und Vreiheiten och gerechtigkeit to turbiren., schullen vor- 
hebben, des Wir Uns denn to. I. F. G. In Ansehung und 
nach dem Unser Fryen Kloster Lockum — noch kein Für- 
sten oder Herren der mehre an Unser eigen grentz gelegen, 
det nicht verletzt und vielmehr vertröstet hebben wollen, dat 
selbe Anordnung ohne I. F. G. Befehl geschehen. Bidden 
demnach ufs aller demüdigste I. F. G. Uns mit selber Be- 
swerung und Visitation viell gnediglich Unbemögetlich solches 
sein wir schuldig mit um so innigerem gebet an got den Al- 
mechtigen tho verbidden. Und uns mit solcher Nierung wollen 
unbesweret laten, den vielmehr bi Unser Freiheit schützen — 
dat werde ohne Twifel der Allmächtige um I. F. G. nicht 
Unbelohnet laten und sind datselfte och mit Flehen an Gott 
den Herrn demüdiglich to verbidden willig. 

Datum unter Unser Kloster Secret. Donnerstag nach 
Palmarum ao (15)43 ee 

LF.G. 
willige Capellane | 
Hartmann Abt und gantze Convent uns. Klosters Tosami: 

Wie auf diess Schreiben hin von weiteren reformatorischen 
Versuchen Abstand genommen wurde, so verlief auch der 
abermalige Versuch einer Visitation im J. 1583 im Wesent- 
lichen resultatlos. Zu derselben gibt Abt Molan die Er- 
läuterung, die Visitatoren hätten nicht Befehl gehabt, das 
Kloster zu visitiren, sondern mit dem Abt zu conferiren. 
»Die Visitatores haben den Abt und sein Kloster wie anderen 
Klöstern im Wolfenbüttelschen geschehen, gerne reformiren 
und zur evangelischen Lehre bringen wollen, haben aber eine 
Visitation anzustellen sich nicht getraut, welches ihnen auch 
der Abt als Cistercienser nicht gestattet haben würde. Sie 


haben daher die List erdacht, die Rehburgischen und Wölze- 


schen in Loccum zu examiniren. — Dass die fratres um ein 
corpus doctrinae angehalten, ist daher gekommen, dass sub 
regimine des Abtes Barnewold schon verschiedene Lutherische 
fratres im Kloster gewesen, denen der Abt in capella ante 
portam auf Evangelisch zu predigen und sub utraque com- 
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munionem zu administriren erlaubt oder vielmehr nach der 
Beschaffenheit dasiger Zeiten erlauben musste. Dass nun diese 
fratres reformationem extra dubium optantes nicht nur examina 
evangelica gern gehört, sondern noch dazu ein corpus do- 
ctrinae zu haben verlanget, ist kein Wunder. Illustrissimus 
hatte kein Recht, das Kloster zu reformiren, es ist auch gar 
niemals von magistratu seculari reformirt, sondern es haben 
sich sub regimine abbatis Fenger sowohl Abt als Conventualen 
freiwillig zur evangelischen Religion gewendete«. 

Weitere Versuche zu reformiren erfolgten dann noch von 
dem Pastor Gosslar in dem benachbarten Neustadt a. R. 
Derselbe berichtet unter dem 22. Mai 1592 an das Consisto- 
rium zu Wolfenbüttel, wie er auf Befehl seines Landesfürsten 
auch in das Kloster Loccum zu zwei verschiedenen Malen 
nach Pfingsten und nach Michaelis im J. 1591 angekommen 
sei, »den Herren Abten des gedachten Klosters freundlichen 
und diemüthigen lassen bitten, er wolte die kirchen seiner 
Herrschaft, der fürstlichen Braunschweigischen kirchenordnung 
undergeben, dieselbigen ad examen fürstellen.e — »Darauff 
— hatt der Herr Abt des mehrgedachten stiffts Locken 
durch den Herrn Priorem, auch Ambtmann Tilemannum Bü- 
singk mir zur antwort gegeben, der Herr Abt were nicht 
bedacht seine kirchen der fürstlichen kirchenordnung under- 
zugeben, viel weniger ad examen publicum vorzustellen ursach 
des weilandt der durchleuchtige und hochgeborne Fürst und 
Herr, Herr Julius christmilder gedechtnisse in der erbhul- 
dunge dem ofitgedachten stifft Lockon das exercitium Reli- 
gionis hatte frei gelassen«e. Auf die weitere Anfrage des 
Super. Gosslar, welcher offenbar mit Eifer und Gewissenhaftig- 
keit in dieser Sache verfuhr, ob er sich auch »hinforder gen 
Locken zur visitation solle begeben oder hinfürder es solle 
bleiben lassen« , erfolgt dann unter dem 8. Juni 1592 fol- 
sende Erwiederung des Consistoriums zu Wolfenbüttel, welche 
einerseits über den Stand der Sache im Stifte Loccum sichere 
Auskunft gibt und andererseits als’ ein erfreuliches Zeichen 
regimineller Weisheit beachtenswerth erscheint. 

»Unsere freundliche Dienst zuvor, wirdiger und wolge- 

»lahrter besonder guter freundt, Euer ahn Uns gethanes 
»schreiben, die Special visitation In euerer Inspection und 
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»sonderlich im Kloster Locken betreffend, haben wir em- 
»pfangen und daraus vernommen, was der Abt dasselbe 
»sich auf euer anfordern erwert, dieweil es nun nicht ohn, 
»dass seinem Vorgeben nach, ehr mit Reverssen versehen 
>— und gleichwol vor sich selbst In neuigkeit ein guten 
»anfangk zur reformation gemacht, also dass man gute 
»Hofnung hat, ermeldt Kloster werde mit der Zeit die 
»papistische Irthum freiwillig abthun und die reine Lehr 
»des heiligen Evangelii annehmen, So muss man sie in 
»solchem hoffentlichen Vornehmen nicht Irr noch stutzig 
»machen, sondern Ihnen etwas zusehen, derowegen Ihr auch 
»des Visitirens daselbst noch eine Zeitlang enthalten wollet, 
»biss die Sache durch göttliche Hülfe auf anderen weg 
»gerichtet worden, welches wir euch zu freundlichster Ande- 
»wort nicht verhalten wollen und seien euch zu dienen 
»erpötige. | 
Datum Wulfenbüttel den 8. Juni ao 1592 
F. Br. Consistoriales 
und verordnete Kirchenräthe. 
An den Specialen . | gez. N. N. 
zur Neustadt am Rubenberge. 

Die Hoffnung des Consistoriums sollte bald in Erfüllung 
gehen. Noch im J. 1591 mit des Abtes Barnewold Tode, 
als der Abt Johannes VII. (Fenger) an die Spitze des Klosters 
trat, erfolgte jener Umschwung, welchen man wohl als die 
Reformation des Klosters bezeichnen kann. Jedoch ist 
unter dieser nicht ein einmaliger feierlicher oder kirchenrecht- 
licher Act des Uebertritts zu verstehen, mittelst dessen sich nun- 
mehr Abt, Prior und Convent des Stiftes von der alten. Kirche 
losgesagt und durch eine öffentliche Erklärung vor der Gemeinde 
oder sonstwie unter Annahme des lutherischen Bekenntnisses der 
evangelischen Kirche angeschlossen hätten. Eine derartige 
significante Handlung ist im Kloster Loceum überhaupt nicht 
vorgekommen und deshalb findet sich auch kein, dieselbe 
beurkundendes Document im Archiv. Vielmehr vollzog sich 
diese Umwandlung, welche aus dem katholischen Kloster 
Loccum ein lutherisches machte, ganz allmählich, indem man 
in wohlerwogener Stille und Zurückgezogenheit zu evangelischer 
Predigtweise überging, die katholischen Ceremonien nach und 
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nach beseitigte, z. B. die Processionen und das Fronleich- 
namsfest 1591 und den Gottesdienst überhaupt nach lutheri- 
scher Art umänderte. »Denn da Abt Barnewold ist gestorben, 
hat man solches nachgelassen, denn er war ein wahrer catholi- 
cus und ein Mann von der alten Welt bis in seinen Tod. Ach 
Gott der solcher Leute viel hätte im Kloster«, schreibt der 
Abt Stracke. Die Reformation ist also nicht durch formellen 
Uebertritt, sondern einfach durch factische Umgestaltung 
vollzogen worden. Man mag es bedauern, dass über die 
näheren Umstände, unter welchen das Kloster zu der lutheri- 
schen Lehre fortschritt, aus jener Zeit keine Nachrichten oder 
Urkunden sich aufgezeichnet finden, aber dieses erklärt sich 
zur Genüge aus der Natur der Sache. Innerhalb wie ausser- 
halb des Klosters werden gewichtige Gründe vorgelegen haben, 
welche einen offenbaren Bruch mit der Vergangenheit ver- 
meiden liessen. Zu jener Zeit war z. B. der nachmalige Abt 
Stracke als Custos im Kloster, seine Chronik bezeugt es an 
vielen Stellen, dass er bei aller evangelischen Gesinnung doch 
noch viele Sympathien für die römische Kirche und nament- 
lich den Cistercienserorden hegte und vielleicht waren noch 
andere Mitglieder im Convente, die solche Gesinnung theilten 
und die Neuerungen ganz oder doch theilweise mit innerem 
Murren aufgenommen haben werden. Da gab ihnen der um- 
sichtige Abt wenigstens zum energischen Protest oder gar zum 
Aufsehen erregenden Austritt durch die Art seines Verfahrens 
keinen stärkeren Anlass als unumgänglich nötbig war. Vor 
allem aber war es eine pietätsvolle Rücksicht auf die bisherige 
Verbindung mit dem Cistercienserorden, welche in jener so 
bedeutungsvollen Aenderung mit Schonung und Vorsicht vor- 
zugehen gebot, denn man wünschte nicht die Lösung oder 
Zerreissung sondern die möglichste Erhaltung jenes uralten 
Bandes. 

Unter solchen Umständen gestaltete sich das Verhält- 
niss des zur lutherischen Lehre übergetretenen Klo- 
sters zu dem Cistercienserorden in ganz eigenthümlicher 
Weise und diese liefert vielleicht wie kein zweites Beispiel in 
der Geschichte in der That den Beweis, wie viel die römische 
Kirche zu tragen vermag, wenn nur das äussere Band der 
Verfassung mit ihr noch festgehalten wird. Aus eigenem 
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freien Antriebe des Klosters und nur unter der Hand hatte 
sich in seinem Innern eine reformatorische Umwandlung voll- 
zogen. Selbstverständlich hatte man von diesem unerlaubten 
Vorgange den bisherigen kirchlichen Oberen keine Anzeige 
gemacht und so ging denn der officielle Verkehr mit den 
letzteren noch viele Jahre ganz seinen gewohnten Gang, als 
wäre gar nichts vorgefallen. Nach wie vor übte der katho- 
lische Orden über das lutherische Kloster sein Mutterrecht. 
Namentlich vollzog sich die Wahl der Aebte nach Fengers 
Tode 1596 zunächst noch ganz unter seiner Leitung und in 
den kanonischen Formen. Sein Nachfolger Abt Johann VI. 
(Beese), nicht minder dann im J. 1600 der Abt Stracke 
wurden unter Assistenz eines Delegirten des Abtes von Hars- 
widehausen, der als Visitator an Stelle des Abtes zu Campen 
getreten war, also unter Leitung eines commissarius ordinis 
vom Kloster erwählt und beidemale absolvirte die Confirma- 
tionsurkunde den neugewählten Abt a quibusvis excommuni- 
cationis sententiis aliisque censuris ecelesiasticis. Als ferner 
Abt Edmund von Cistereien im J. 1600 ein Generalcapitel 
seines Ordens ausschrieb und die Citation zu demselben in die 
. deutschen Klöster ergehen liess, ward zwar der Bote oder 
Abgesandte nicht auf das Kloster gelassen; aber unter der 
Hand nahm Abt Stracke doch diese Citation an und bevoll- 
mächtigte den Abt zu Harswidehausen im Namen des Klosters 
jenem Generalcapitel beizuwohnen. 

Auch im Uebrigen fanden nach wie vor die officiellen 
Verbindungen des Klosters Loccum mit den übrigen Cister- 
cienserklöstern in alter Weise statt. Das Loccumer Archiv 
enthält viele Briefe von den dortigen Aebten an andere Aebte 
des Cistercienserordens und vice versa, namentlich auch von 
den Aebten de Sancto ‘Campo und dem Generalvisitator des 
Ordens etc. bis zum J. 1604 und darüber hinaus, in welchen 
immer unter der Voraussetzung geschrieben und gehandelt 
wird, als gehöre das Kloster Loccum nicht allein noch zum 
Cistereienserorden, sondern halte auch noch an der katholischen 
Kirche fest. Hiefür nur einzelne Beispiele. Bartholomaeus 
abbas Veteris Montis abbati Luccensi Fenger am 1. Juli 1594 
schreibend, schickt einen Frater zu Fenger, weil er beschlossen 
ihn ablegare ad aliud ordinis nostri monasterium, in quo 
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sciremus regularem disciplinam in suo pristino nitore fervere 
und Loccum gewählt habe vor allen anderen, praesertim quod 
in eodem regularem disciplinam in primaevae institutionis 
fervore illaesam et inconvulsam religiose observari certo cogno- 
vimus. — Fenger abbati in Reiffenstein eist. Ord. schreibt 
2. Septbr. 1595: »Cogitanti mihi persaepe de varıis Christia- 
norum hominum calamitatibus solet in mentem venire non 
paucos illos impellere ut a vera Religione deficiant et falsis 
haereticorum dogmatibus adhaereant. Quare aedificatio Ecclesiae 
tum omnium nostrum qui uno et eodem patrono nomina dedi- 
mus, similique habitu vestiti sumus exigere videtur ut his 
“qui de nostri ordinis professoribus in exilio vel in aliis cala- 
mitatibus vitam degunt liberalitate nostra succurremus« etc. 
und empfiehlt einen Frater zur Aufnahme. — Abt Beese zu 
Loccum schreibt: abbati Campi Sanctae Mariae 19. März 1599 
und schickt fratrem Hermannum professum monachum sacer- 
dotem et suppriorem nach Camp. S. M. ubi regularem disci- 
plinam in primaevae institutionis fervore illaesam et inconvulsam 
religiose observari certo cognovimus. — Johannes Volberus 
abbas in Marienrode Besenio abb. Luce. 25. Oct. 1599 fast 
wörtlich mit derselben Erklärung. Ebenso Gregorius abb. 
Campi S. M. abbati Luccensi 7. April 1599. — Abbas Heister- 
bacensis abbati Theodoro Stracke. Epiph. 1601. — Philippus 
abbas Reiffensteinensis Theodoro Stracke 20. Dechr. 1600. — 
Philippus abbas Reiffensteinensis 'Theodoro Stracke schreibt 
am 20. Decbr. 1600 und schickt einen Conventual aus Loccum 
mit folgenden Worten: »Sintemal wir endlich mit sonder- 
baren Schmerzen gelernt, dass er übermässig Kundschaft mit 
M. Luthero getroffen und also per consequens S. Bernardi 
nostri Antesignani praescription etwas geringe schätzen solle 
und daher auch spötlich und nicht viel Erspriesslichkeit 
bringen würde ihn in monasteriis bene reformatis ubi inprimis 
primaeva viget fides in die Länge aufenthalten« etc. | 
Erhebliche Weiterungen erfolgten dann im J. 1602, denn 
nun war Inzwischen der Abfall des Klosters von dem römischen 
Bekenntniss in der katholischen Welt immer bekannter gewor- 
den und die dieserhalb an die Ordensoberen dringenden all- 
gemeinen Klagen konnten von diesen nicht wohl mehr über- 
hört werden. Auf den sehr interessanten Briefwechsel, der 
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sich jetzt zwischen dem Abt Stracke und dem Abte von Mori- 
mond anknüpfte, kann ich hier nicht näher eingehen. Er 
lässt u. a. erkennen, welche nachtheiligen Gerüchte über 
Loceum römischerseits im Schwange gingen. Da Abt und 
Convent sie zu wissen verlangte, so wurden sie rückhaltlos 
von dem kirchlichen Oberen in diesen Verhandlungen mit- 
getheilt und da sie im wesentlichen schwerlich unbegründet 
waren, wird grade aus ihnen am ersichtlichsten, welche Fort- 
schritte die Reformation in ihrem stillen Gange seit etwa 
10 Jahren auf dem klösterlichen Gebiete gemacht hatte. Man 
beschwert sich da, dass die Abtei Loccum sich ein freies Colleg 
nenne, dass die Fasten, das Messopfer, der Mariencultus, die 
Anbetung der Heiligen, die Seelenmessen abgeschafft, einige 
Altäre zerstört seien, dass Predigten gegen die Katholiken 
gehalten und in den Gottesdiensten die deutsche Sprache 
gebraucht werde. Bei dem allen ist ja dann die Reformation 
vollständig in ihren Grundzügen gegeben und als nun bei 
dem Tode des Herzogs Heinrich Julius 1613 sein Sohn und 
Nachfolger Friedrich Ulrich die Regierung antrat, da lauteten 
die, von ihm bei der Huldigung des Klosters ausgestellten 
Reversalien in Sachen der Religion wesentlich anders, sie 
versprachen, dass Abt, Prior und Convent bei der Augsbur- 
gischen Confession und dem Corpore doctrinae Julii verharren 
‘solle. Nur einmal noch haben seitdem die Katholiken im 
Kloster Loccum 5 Jahre lang festen Fuss fassen können, 
nämlich unter den Wirren des 30jährigen Krieges von 1630 
bis 1635, zu welcher Zeit die alten Cistercienser dort wieder 
einzogen. Als aber am Ende des Jahrhunderts 1691 der Akt 
Gerhard Molan (Abt von 1677 bis 1722) auf Verhandlungen 
mit dem Wiener Bischof Spinola und Bossuet sich einliess, 
welche eine Wiedervereinigung der evangelischen mit der 
katholischen Kirche zum Zwecke hatten, an denen später auch 
Leibnitz sich betheiligte: da veranlasste den Ersteren zu sol- 
chem Unternehmen nicht bloss die theologische Richtung und 
persönliche Friedensneigung, sondern es wurden auch die alten 
Traditionen seines Klosters in ihm wieder lebendig und jene 
pietätsvolle Zuneigung zum Cistercienserorden, deren Spuren 
auch nach 1591 sich noch lange wirksam erwiesen. Völlig 
erloschen ist jene alte Verbindung erst im 19. Jahrhundert, 
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indem in der ersten Hälfte desselben noch ab und an katho- 
lische Mönche die Gastfreiheit des Klosters in Anspruch 
nahmen und freundliche Aufnahme in Loccum fanden. 

3. Werfen wir hiernach einen kurzen Blick auf die 
Gegenwart, so möchte ich nur einzelne Hauptpuncte her- 
vorheben. Zunächst die Hinweisung darauf, dass die bis- 
herige, in ihren Grundzügen dargelegte Entwicklung der 
Verfassung des Klosters Loceum, namentlich auch die 
Artund Weise, wiein ihm gerade die Reformation 
aus eigenem freien Antriebe sich vollzog, es voll- 
kommen erklärlich erscheinen lässt, warum das- 
selbe verschiedene Episcopal-Rechte und Con- 
sistorial-Rechte beibehalten hat, welche es noch bis 
auf den heutigen Tag in seinem Bezirke ausübt, wiewohl 
gegenwärtig in Abhängigkeit von der Landesherrschaft. Das 
Gebiet des Klosters Loccum besteht als ein besonderer Con- 
sistorialbezirk neben den übrigen in der Hannoverschen Landes- 
kirche und ist einer Generalsuperintendentur nicht weiter 
unterstellt. Die Consistorialrechte, zu denen auch die Ordi- 
nation und Anstellung der Geistlichen gehört, übt der Abt 
nomine des Klosters aus nach Maassgabe der hierüber in der 
neuen Verfassung festgestellten Bestimmungen. — Ein wei- 
teres Vorrecht des Klosters von erheblicher Bedeutung ist 
die Wahl seines Abtes und seiner Mitglieder über- 
haupt und zwar erfolgte dieselbe bis auf die neueste Zeit 
im Wesentlichen durchaus nach den alten Bestimmungen des 
kanonischen Rechtes und dem in der römischen Kirche gül- 
tigen modus. Die Mitglieder des Conventes hatten eine Can- 
didatenliste aufzustellen, welche dem Landesherrn zur Geneh- 
migung oder Modification vorgelegt wurde. Sobald diese ein- 
gegangen, erfolgte die Wahl des Abtes unter der Leitung 
eines ad hoc committirten königlichen Commissars durch freies 
schriftliches Scrutinium der Conventsmitglieder. Der neu- 
gewählte Abt hatte im Kloster die plena potestas cum in tem- 
poralibus tum in spiritualibus; jedoch war diese Omnipotenz 
nicht unwesentlich beschränkt durch diejenige Capitulation, 
welche jeder neu antretende Abt vor seiner Einführung mit 
dem Convente abzuschliessen hatte. Dieselbe liess es aber 
gleichwohl in manchen sehr wesentlichen Fällen zweifelhaft, 
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welche Rechte einerseits dem Abte, andererseits den übrigen 
. Mitgliedern des Conventes zustanden. Nicht selten ward auch 
schon bei Lebzeiten des Abtes ein Coadjutor in der oben an- 
gegebenen Weise gewählt mit der Bestimmung, der Nach- 
folger des Abtes zu werden; jedoch bedurfte es neuerdings 
in einem solchen Falle immer der besonderen Genehmigung . 
der Regierung, welche nicht immer ertheilt ist. Die weit 
verbreitete Annahme, dass der Abt zu Loccum seinen Nach- 
folger selbst ernennen könne, beruhte auf völligem Irrthume. 
— In der oben angegebenen Weise, also im Wesentlichen 
nach Art der römischen Bischofswahlen wurden bis zur Wahl 
des Abtes Rupstein im J. 1831 die Aebte creirt. 

Schon in den ersten Decennien dieses Jahrhunderts fan- 
den wegen der Reorganisation des Klosters in Veran- 
lassung der Bestimmungen des Reichsdeputationshauptschlusses 
Verhandlungen statt, welche durch die vom Könige unter 
dem 8. April 1831 dem Kloster gegebene Constitution ihren 
Abschluss gefunden haben. In dieser Verfassung ist die 
Selbstständigkeit des Klosters als eigener corporativ verfasster 
Stiftung aufrecht erhalten und nur in Betreff der Vermögens- 
verwaltung desselben die Mitwirkung eines weltlichen Con- 
ventsmitgliedes und eine Oberaufsicht angeordnet, in Betreff 
deren Ausübung die weiteren Bestimmungen vorbehalten wur- 
_ den. Nach den in dieser Constitution enthaltenen Vorschriften 
fand demnächst schon die Wahl des Abtes Friedrich Rupstein 
statt. Die Bestimmungen über die Vermögensverwaltung ge- 
langten dagegen nicht sofort zur Durchführung, vielmehr 
blieb es in dieser Hinsicht bis zu dem am 7. October 1876 
in Hannover auf dem dortigen Loccumer Hofe erfolgten Tode 
des genannten verdienstvollen Abtes bei der früheren Uebung. 
Während der nun eingetretenen Sedisvacanz fand jedoch auch 
in dieser Beziehung eine definitive Regelung statt auf Grund 
der Verhandlungen, mit welchen von dem damaligen Cultus- 
minister Dr. Falk der Geheime Oberregierungsrath Bark- 
hausen beauftragt war und bei welchen auch einige andere, 
im Laufe der Zeit als erforderlich erkannten Puncte einer 
anderen Regelung unterzogen wurden. Dem wohlwollenden 
Entgegenkommen des genannten Ministeriums ist es zu ver- 
danken, dass im J. 1878 die Reorganisation des Klosters zum 
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definitiven Abschluss kam, welche den Fortbestand desselben 
im Sinne der bisherigen Wirksamkeit auch nach den auf 
staatsrechtlichem Gebiete inzwischen eingetretenen Umwälzun- 
gen sicherte, Unter dem 10. April 1878 erging eine Cabi- 
netsordre Sr. Majestät des Kaisers Wilhelm, welche die vom 
Convente beschlossenen, von Minister Dr. Falk in neun Para- 
graphen acceptirten »Aenderungen und Zusätze zu den Grund- 
zügen der Verfassung des Klosters Loccum« vom 19. März 
1878 genehmigte. Im Laufe desselben Jahres erfolgte im 
weiteren noch eine besondere »Conventsordnung«e und eine 
»Verwaltungsordnunge , durch welche jene Grundzüge mit 
ihren Aenderungen und Zusätzen in weitere Wirksamkeit ge- 
setzt wurden und der Uebergang von dem katholischen Episco- 
palsystem in das evangelische Collegialsystem zum bestimmten 
Ausdrucke kam. - 

Auf Grund dieses Abschlusses der Verhandlungen erfolgte 
zunächst die erforderliche Ergänzung des aus fünf Mitgliedern 
bestehenden Convents durch die Wahl und Bestätigung zweier 
neuer Mitglieder, des Consistorialraths Professor D. th. Wie- 
singer und des Generalsuperintendenten Guden und sodann 
die Wahl und Bestätigung des gegenwärtigen Abtes, D. th. 
Gerhard Uhlhorn, welcher am 29. Juni 1878 von dem da- 
maligen Unterstaatssecretär im Cultusministerium, Dr. Sydow 
als königlichem Commissarius nach dem althergebrachten Ritus 
des Klosters feierlich in sein Amt eingeführt wurde. 

Indem ich hiermit diese Mittheilungen schliesse, möge es 
gestattet sein, einen warmen Ausdruck des Dankes hinzu- 
zufügen, welcher der vormaligen königlich Hannoverschen und 
der gegenwärtigen königlich Preussischen Regierung für die 
landesväterliche Fürsorge gebührt, mit welcher dieselben durch 
die Jahrhunderte hindurch in dem Kloster Loccum ein werth- 
volles Kleinod der lutherischen Kirche frisch und lebenskräftig 
für die Zukunft erhalten, gepflegt und gefördert haben. 
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Zur Lehre vom Simultanrecht. 


Ein Rechtsfall. 


Mitgetheilt von 
D. Dr. K. Köhler, 


Grossherzoglich Hessischem Oberconsistorialrath in Darmstadt. 
I. Am 9. März 1875 liess die katholische Kirche zu 

Planig (Rheinhessen), vertreten durch ihren Kirchenvorstand, 
und Namens derselben der bestellte Anwalt Advocat Dau- 
distel zu Alzei der. evangelischen Kirche zu Bosenheim, 
vertreten durch den evangelischen Kirchenvorstand daselbst, 
mittelst Gerichtsvollzieher-Actes erklären: Die Katholiken in 
Bosenheim, welche jetzt als Filiale zur Pfarrei Planig ge- 
hören, üben seit unvordenklichen Zeiten das Recht aus, die 
evangelisch e Kirche zu Bosenheim bei allen Casualfällen, 
Taufen, Hochzeiten, Begräbnissen, auf einfache Anzeige zu 
benutzen, sich auch des Geläutes zu bedienen. Als der katho- 
lische Geistliche von Planig aber im November 1872 von 
diesem Rechte Gebrauch machen und ein Brautpaar einsegnen 
wollte, sei iım die Benutzung der Kirche von dem evange- 
lischen Kirchenvorstande verweigert worden. Die auf dem 
Verwaltungswege gepflogenen Verhandlungen, um die Sache 
in Güte zu ordnen, seien erfolglos geblieben. Der katholische 
Kirchenvorstand zu Planig sehe sich deshalb genöthigt, den 
Rechtsweg zu betreten, wozu er auch durch Verfügung des 
Grossh. Administrativ-Justizhofess vom 4. November 1874 
ermächtigt sei, und werde der requisitische Kirchenvorstand 
vorgeladen, innerhalb der gesetzlichen Frist von acht Tagen 
vor dem Grossh. Berzirksgerichte Alzei mittelst Anwaltbestel- 
lung zu erscheinen, woselbst der requirentische Kirchenvorstand 
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vor- und antragen werde: dass es dem Gericht gefallen wolle, 
in Ermangelung des Verklagten, die behaupteten Thatsachen 
bestritten zu haben, solche von Amtswegen für zugestanden 
zu erachten, sofort auszusprechen, dass die Katholiken in 
Bosenheim, beziehungsweise die katholische Kirche in Planig, 
berechtigt seien die evangelische Kirche zu Bosenheim sammt 
dem Geläute bei allen Casualfällen, Taufen, Hochzeiten, Be- 
gräbnissen, auf einfache Anzeige hin zu benutzen, und dass 
der evangelische Kirchenvorstand die Klägerin in diesen ihren 
Rechten dadurch gestört habe, dass er dem katholischen 
Pfarrer in Planig im November 1872 die Benutzung zur Einseg- 
nung eines Brautpaares verweigerte, dem Verklagten jede weitere 
Störung zu verbieten und denselben in alle Kosten zu verfällen. 

II. Nachdem hierauf von dem verklagten Kirchenvorstande 
der Advocat-Anwalt Petri in Alzei zu seinem Processbevoll- 
mächtigten bestellt worden war, richtete dieser an das Bezirks- 
gericht den Antrag (registrirt den 3. Juni 1875): dass es 
dem Gericht gefallen wolle, die Klage wegen mangelnder 
Klageberechtigung der Klägerin und überhaupt als unzuläs- 
sig, jedenfalls aber als grundlos abzuweisen, unter Verurthei- 
lung .der Klägerin in die Kosten. 

Zur Begründung wurde geltend gemacht: der katholische 
Kirchenvorstand in Planig erscheine nicht ohne Weiteres zur 
Vertretung der in Bosenheim lebenden Katholiken berechtigt, 
da diese, wenn auch nach Planig eingepfarrt, eine eigene 
Filialgemeinde bildeten. Auch sei der Klagegegenstand kein 
solcher, der zum Wirkungskreis des Kirchenvorstandes über- 
haupt gehöre. Denn es handle sich untergebens, wo ein Mit- 
eigenthumsrecht oder ein dingliches Recht an dem evange- 
lischen Kirchengebäude zu Bosenheim oder ein eigentliches 
Vermögensrecht nicht behauptet werde, lediglich um angeb- 
liche persönliche Rechte der in Bosenheim wohnenden Katho- 
liken und seien deshalb nur diese selbst als befugt und 
berufen zu erachten, diese ihre angeblichen Rechte vor Gericht 
zu vertreten. — Zur Sache selbst wurde eventuell bemerkt: 
die Benutzung der Kirche zu Bosenheim bei Casualfällen sei 
den dortigen Katholiken immer nur auf bittliches Ersuchen 
gestattet worden, ein darauf gerichtetes Recht. bestehe nicht 
und sei noch weniger von dem evangelischen Kirchenvorstande 


Zur Lehre vom Simultanrecht. 59 


jemals als bestehend anerkannt worden; nach Art. 2232 des 
Code eivil könnten aber solche Handlungen reinen Beliebens 
und einfacher Duldung einen rechtlichen Besitz oder eine 
‘ Ersitzung niemals begründen, wenn sie auch noch so lange 
Zeit gedauert haben sollten‘), und könne demgemäss auch die 
behauptete Verweigerung nicht eine Störung in einem recht- 
lichen Besitz bilden. So viel ersichtlich, werde von der 
Klägerin nicht ein eigentliches Simultaneum, sofern darunter 
ein Miteigenthumsrecht verstanden werde, in Anspruch genom- 
men, sondern nur ein Gebrauchsrecht im Sinne des Art. 625 u. ff. 
. des Code eivil?) und sei Klägerin der Meinung, das behauptete 
Recht auf die Ausübung desselben seit unvordenklicher Zeit 
stützen zu können. Nach den Grundsätzen des bürgerlichen 
Gesetzbuchs sei jedoch eine sog. Ersitzung derartiger Rechte 
durch unvordenklichen Besitz nicht möglich und überdiess 
eine Ersitzung an Kirchen und deren Zuständigkeiten aus. 
dem Grunde überhaupt ausgeschlossen, weil dieselben dem 
Verkehr entzogen seien. Wolle aber das Gericht gleichwohl 
einen Ersitzungsbeweis, welcher selbst mittelst Zeugen geführt 
werden könne, zulässig erachten, so seien jedenfalls Thatsachen 
erforderlich, welche einen ruhigen, Öffentlichen, ununter- 
brochenen und nicht lediglich vergünstigungsweise gewährten 
Eigenthumsbesitz jenes angeblichen Gebrauchsrechts während 
der Dauer von 30 Jahren vor der Klage, bezw. der behaup- 
teten Störung, herzustellen geeignet wären. Etwaige Beweisaner- 
bietungen in dieser Richtung behalte man sich vor, zu kritisiren. 

II]. Dem entgegen richtete der klägerische Anwalt an 
das Gericht den Antrag (der Gegenpartei mitgetheilt am 
7. Juni 1875): es möge dem Gerichte gefallen, unter Ver- 
werfung der Einrede der mangelnden Activ-Legitimation und 
aller Einreden in der Hauptsache auszusprechen, dass die 
Katholiken zu Bosenheim bezw. deren Geistliche zu Planig 
berechtigt seien, die evangelische Kirche zu Bosenheim bei 
allen Casualfällen zu benutzen u. s. w. (wie im ersten Klage- 
antrag), subsidiarisch die Klägerin zu dem Beweise zuzulassen, 


%C. c. art. 2232. Les actes de pure facult6 et ceux de simple 
tolerance ne peuvent fonder ni possession ni prescription. 

2) C. c. art. 625. Les droits d’usage et d’habitation s "stablissent 
et se perdent de la möme maniere que l’usufruit. Cf. art. 579. 
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dass der katholische Geistliche für Bosenheim seit unvordenk- 
licher Zeit bis zu der Störung im November 1872 bei den 
Casualfällen der katholischen Bewohner von Bosenheim die 
evangelische Kirche allda mit Geläute auf einfache Anzeige 
hin benutzte, Öffentlich und ungestört, dass diess ausweislich 
der Kirchenbücher von Pfaffen-Schwabenheim, wozu Bosen- 
heim bis zum Jahre 1806 als Filiale gehörte, schon vom 
Jahre 1708 an geschah, dass der evangelische Kirchenvorstand 
in Bosenheim aber im November 1872 dem katholischen 
Geistlichen in Planig die Einsegnung eines katholischen Braut- 
paares in der Kirche zu Bosenheim nicht gestattete. Zur 
Begründung wurde ausgeführt: Der Einwand der mangeln- 
den Activ-Legitimation des katholischen Kirchenvorstandes sei 
zu verwerfen, da nach Art. 1 des Edictes vom 6. Juni 1832°) 
Filialgemeinden keinen eigenen Kirchenvorstand besitzen, viel- 
mehr der Kirchenvorstand der gesetzliche Vertreter der ge- 
sammmten Kirchengemeinde sei, ein dieser zustehendes Recht 
auf Benutzung einer Kirche aber natürlich auch als ein 
Recht der einzelnen, beständig wechselnden Mitglieder sich dar- 
stelle. Zur Hauptsache: Es handle sich hier um ein Recht 
eigenthümlicher Natur, das sog. Simultaneum, d. h. das Mit- 
gebrauchsrecht einer Religionsgemeinde an einer Kirche, welche 
Eigenthum einer Gemeinde anderer Confession sei. Dieses 
Recht könne an und für sich von sehr verschiedener Aus- 
dehnung sein und verdanke seine Entstehung Verhältnissen, 
welche vor der Einführung des bürgerlichen Gesetzbuchs liegen. 
Nach dem Westfälischen Frieden nämlich sei überall da, wo 
am Normaltage, dem 1. Januar 1624, der gemeinschaftliche 
Gebrauch eines Kirchengebäudes durch Protestanten und Katho- 
liken bestand, dieser und zwar in dem Umfange, wie er da- 
mals bestand, ohne Rücksicht auf die Entstehung des Ge- 
brauchs, als berechtigt anzuerkennen‘). Es bilde aber bei 


8) Das Edict vom. 6. Juni 1832, die Organisation der Kirchen- 
vorstände evangelischer und katholischer Confession betreffend, welches 
für die evangelische Kirche des Landes durch die neue Verfassungs- 
reform antiquirt ist, besteht für die katholischen Gemeinden noch fort. 
Nach Art. 1 desselben besteht ein Kirchenvorstand »in jeder christlichen 
Kirchengemeinde, welche einen eigenen Gottesdienst hat oder welche 
eigenes Kirchenvermögen besitzts. 
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solchen Rechten publicistischer Natur der nachzuweisende un- 
vordenkliche Besitzstand den Ersatz für den unerweislichen, 
in Vergessenheit oder Verlust gerathenen Rechtstitel. Klägerin 
erbiete sich deshalb zu dem Beweise, dass ausweislich der 
Kirchenbücher von Pfaffen-Schwabenheim, wozu Bosenheim 
bis 1806 als Filiale gehörte, vom Anfang des 18. Jahrhun- 
derts an die evangelische Kirche zu Bosenheim bei Taufen, 
Heirathen und Sterbefällen der katholischen Einwohner von 
Bosenheim benutzt und das Geläute gebraucht wurde, dass 
diess auch fort geschah, nachdem Bosenheim im J. 1806 der 
Pfarrei Planig als Filiale zugetheilt war, bis zu der Störung 
im November 1872. 

IV. So instruirt kam die Sache in der öffentlichen 
Sitzung des Bezirksgerichtes vom 16. Juni 1875 zum Aufruf 
und Vortrag. Nach Anhörung der Anwälte der Parteien mit 
ihren An- und Vorträgen sowie der Grossh. Staatsbehörde mit 
ihren Conclusionen wurde von dem Gericht die Urtheilsfällung 
auf eine seiner nächsten Sitzungen vertagt. Sie erfolgte in 
der Sitzung vom 24. Juni 1875. Die gegen die Legitimation 
der Klägerin erhobene Einrede wurde als unbegründet abge- 
‘wiesen, da die Katholiken zu Bosenheim keine selbstständige 
Kirchengemeinde bildeten, vielmehr zur katholischen Gemeinde 
in Planig eingepfarrt seien und mithin, wie aus Art. 15 des 
Edictes vom 6. Juni 1832, die Organisation der Kirchen- 
vorstände betreffend, und aus Art. 40 der Verordnung vom 
nämlichen Tage, die Verwaltung des Kirchenvermögens betr., 
hervorgehe, in Angelegenheiten der Kirche und des Gottes- 
dienstes als solchen, die vorzugsweise das Vermögen der 
Kirche in Anspruch nehmen, durch den dortigen Kirchen- 
vorstand vertreten werden°). Auch darin trat das Gericht 


#) Besser wäre wohl auf die bekannte Clausel des Friedens von 
Ryswick (1697) Bezug genommen worden, auf welche die hier in Frage 
stehende Mitbenutzung einer evangelischen Kirche durch die Katholiken 
(seit Anfang des 18. Jahrhunderts) ohne Zweifel zurückzuführen sein wird. 

5, Ed. die Organis. der Kirchenvorst. betr. Art. 15: »Der Wir- 
kungskreis des Kirchenvorstandes umfasst folgende Functionen: 1. Mit- 
aufsicht über die äussere Kirchenzucht, — 2. unmittelbare Verwaltung 
und nächste Beaufsichtigung des Lokal-Kirchen- und geistlichen 
Stiftungsvermögens« u.s. w. Art. 40 der Verordn, über die Verwaltung des 
Kirchenvermögens handelt von der Führung von Processen der Kirchenfonds. 
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der klägerischen Partei bei, dass es die auf die Bestimmungen 
des bürgerlichen Gesetzbuchs gegründeten Einreden gegen die 
Zulässigkeit und Erheblichkeit des von ihr gestellten Beweis- 
anerbietens zurückwies.. Die Bestimmungen des B. G.-B. 
seien für das in Anspruch genommene Recht nicht maass- 
gebend, weil dasselbe, wie von beiden Seiten anerkannt sei, 
aus der Zeit vor Erlass des Gesetzbuchs datire.. Es werde, 
wie Klägerin mit Recht behaupte, hier ein sog. Simultaneum 
geltend gemacht, ein Recht, das nach übereinstimmender An- 
sicht des Grossh. Obergerichts und Cassationshofs durchaus 
singulärer Natur sei und weder als eigentliches Miteigen- 
thumsrecht noch als eigentliches Gebrauchsrecht beurtheilt 
werden könne. In Rücksicht auf den öffentlichen Zweck dieses 
Rechts und der ihm hierdurch innewohnenden publicistischen 
Natur könne, insofern wie hier behauptet, dessen Entstehung 
vor Einführung des Code civil falle, der unvordenkliche Besitz- 
stand den Ersatz für den unerweislichen, in Vergessenheit oder 
Verlust gerathenen Rechtstitel bilden, weshalb denn ‚auch das 
klägerische Beweisanerbieten als zulässig und erheblich er- 
scheine und der betreffende Beweis sowohl mit Zeugen, als 
mit Urkunden erbracht werden könne, ohne dass jedoch jetzt 
schon die Beweiskraft der in dem Beweisanerbieten genannten 
Kirchenbücher gewürdigt zu werden vermöge. — Aus diesen 
Gründen liess das Bezirksgericht die Klägerin, unter Ab- 
weisung der ihrer Legitimation entgegengesetzten Einwände 
als unbegründet, vor endlichem Erkenntniss in der Hauptsache 
zu folgenden, für zulässig und erheblich erklärten Beweisen 
und zwar auf jede Art, mit Urkunden und selbst mit Zeugen, 
zu: 1. dass der katholische Geistliche für Bosenheim seit un- 
vordenklicher Zeit bis zu der Störung im November 1872 bei 
den Casualfällen der katholischen Bewohner. von Bosenheim 
die evangelische Kirche allda auf einfache Anzeige hin öffent- 
lich und ungestört benutzte und namentlich, dass diess schon 
vom Jahre 1702 an geschah; 2. dass der evangelische Kirchen- 
vorstand im November 1872 dem katholischen Geistlichen von 
Planig die Einsegnung eines katholischen Brautpaares in der 
“ Kirche nicht gestattete. 

V. In Ausführung dieses Urtheils sowie eines weiteren, 
auf beiderseitigen Antrag der Parteien das Beweisverfahren 
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erstreckenden Urtheils vom 29. März 1876 fand am 22. No- 
vember 1875 und am 27. November 1876 die Vernehmung 
der von den Parteien namhaft gemachten Zeugen — meist 
hochbetagte Leute, darunter ein ehemaliger evangelischer Pfar- 
rer, ein ehemaliger Bürgermeister und mehrere ehemalige 
Schullehrer zu Bosenheim —- statt. Den Inhalt der Zeugen- 
aussagen ergiebt das weiter unten mitzutheilende Urtheil. 
Zunächst blieb nun der Rechtsstreit beruhen, bis ihn die 
Klägerin durch einen, die Ladung zu dem auf den 11. December 
1880 anberaumten Verhandlungstermin enthaltenden Schrift- 
satz vom 28. October 1880 wieder aufgriff und bei dem Grossh. 
Landgericht für die Provinz Rheinhessen, zweite Civilkammer, 
anhängig machte. Zugleich bot sie damit einen Auszug aus 
dem Kirchenbuch der Gemeinde Pfaffen-Schwabenheim zur 
Einsicht an. In dem Verhandlungstermin vom 11. December 
1850 wurde die Sache auf Antrag der Rechtsanwälte der 
Parteien auf den 4. Januar 1881 und in diesem wieder auf 
den 11. Januar 1881 vertagt. Am 7. Januar 1881 liess 
Klägerin weiter von einem Schreiben des evangelischen Pfarr- 
amts Bosenheim vom 13. Februar 1862 Einsicht anbieten. 
Die producirten Kirchenbuchsauszüge ergeben, dass in den 
Jahren 1702, 1709 und 1710 je eine katholische Taufe statt- 
fand in ecelesia Bosenheimiensi, 1725 und 1742 eben solche 
in ecelesia filiali Bosenheim, 1771 in filiali (ecclesiae) pa- 
rochialis Schwabenheimensis dieta Bosenheim. Bei letzterem 
Acte wurden von katholischen Schülern die Glocken gezogen 
nemine contradicente nisi ministro Calviniano, dessen Einspruch 
jedoch von dem Oberamtmann und dem Inspector zu Kreuz- 
nach (a domino Satrape De Stahl et inspectore Crucenacensi) 
als unbegründet abgewiesen wurde, nobis praetendentibus pul- 
sum campanarum utpote ad communitatem spectantium etiam 
a nostris fieri posse. Gleichfalls mit Geläute fanden dann 
1777 und 1784 Taufen statt, im letzteren Falle absque ulla 
protestatione, ebenso 1792, ausserdem 1791 eine katholische 
Beerdigungsfeier mit Predigt und Requiem. — In dem weiter vor- 
gelegten Schreiben desevang. Pfarramts Bosenheim an das katho- 
lische Pfarramt Planig vom 13. Februar 1862 wird, bezug- 
nehmend auf eine dem ersteren mitgetheilte Verfügung des 
bischöflichen Ordinariates vom 14. März 1861, gesagt: »Nach 
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Ansicht des anliegend angeschlossenen, in Abschrift aus- 
gefertigten Actenstückes acceptiren wir, dass katholischer Seits 
aus der bisher stattgehabten Benutzung unserer evangelischen 
Kirche bei katholischen Casualfällen kein weiteres, über den 
bisherigen Usus hinausgehendes Recht, etwa ein Miteigen- 
thumsrecht oder ein förmliches Simultanrecht u. Ss. w. 
begründet werden, sondern dass es lediglich bei dem Her- 
kommen verbleiben soll. Da jedoch zugleich die Ansicht 
ausgesprochen ist, dass diese Benutzung ohne vorhergegangene 
Anfrage zu geschehen habe, so entscheidet das Herkommen 
gegen diese Behauptung. Es ist bisher stets die Anfrage 
hierorts geschehen, ob unsere Kirche zur Disposition stehe. — 
Ebenso kann es keinem Zweifel unterliegen, dass bei Fällen, 
wo von beiden Confessionen zugleich die Kirche beansprucht 
werden sollte, den Evangelischen zuerst das Recht der Be- 
nutzung zusteht. Auch bemerken wir noch, dass die Katho- 
liken nach dem Herkommen ohne Fahnen, Bildniss u. dgl. 
ihre Casualien in hiesiger Kirche zu verrichten haben«. 

VI. Infolge verschiedener von den Parteien beantragter 
Terminverlegungen kam die Sache in der Sitzung vom 21. April 
1881 zum Aufruf und zur Verhandlung, wobei Klägerin ihren 
in der Klage gestellten Antrag wiederholte und Verklagte 
dessen Abweisung begehrte. Das Gericht vertagte den Ur- 
theilsspruch in seine Sitzung vom 21. Mai 1881, Vorherver- 
kündigung vorbehalten, und erliess sodann nach stattgehabter 
Berathung unter dem 26. April 1881 seine Entscheidung dahin: 
dass die durch Act vom 9. März 1875 erhobene Klage als 
unbegründet abgewiesen und die Klägerin in die Kosten ver- 
urtheilt werde. (Die den Geldwerth des Streitgegenstandes 
betreffenden Anträge und Entscheidungen bleiben überall weg.) 
Die Entscheidungsgründe führen Folgendes aus: 

»Auch bei der heutigen Verhandlung ist die Verklagte 
auf die Einrede der Unzulässigkeit der klägerischen Ansprüche 
und Beweise auf Grund der Bestimmungen des bürgerlichen 
Gesetzbuchs, welche bereits in dem Urtheil des Gr. Bezirks- 
gerichts Alzei vom 4. October 1875 gewürdigt worden ist, 
zurückgekommen. Die in diesem Urtheil niedergelegten Er- 
 wägungen und Rechtsausführungen, von welchen das frühere 
Obergericht in Mainz und der Cassationshof in Darmstadt in 
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ihren Entscheidungen vom 9. December 1865 bei einem Rechts- 
streite der katholischen Kirchengemeinde zu Biebelsheim gegen 
die evangelische Kirchengemeinde allda über ein bestrittenes 
Simultaneum ausgegangen ist und auf welche das Urtheil des 
Gr. Bezirksgerichts Alzei Bezug genommen‘), erscheinen jedoch 
auch für die heutige Beurtheilung maassgebend, und hat 
demnach das Gericht sich lediglich mit der Beweisfrage zu 
befassen und zu prüfen, ob Klägerin den ihr nachgelassenen 
Beweis erbracht hat. Diess muss aber verneint werden. Die 
in Klage befangene Berechtigung der Klägerin, die evange- 
lische Kirche in Bosenheim sammt dem Geläute bei allen 
Casualfällen, Taufen, Hochzeiten, Begräbnissen, auf einfache 
Anzeige hin zu benutzen, ist nicht dargethan. In dem Aus- 
zuge aus dem katholischen Kirchenbuche von Pfaffen-Schwaben- 
heim, wohin in früheren Zeiten die wenigen Katholiken Bosen- 


®) Eine ausführliche Darstellung des hier in Bezug genommenen 
Rechtsstreites (von J. Hirschel) findet sich in Vering’s Archiv für 
das kathol, Kirchenrecht, XXV. (N. F. XIX. 1871.) S.1ff. Durch Urtheil 
vom 12. October 1869 bestätigte das Ober-Appellationsgericht zu Darm- 
stadt, als Cassationshof erkennend, das oben angeführte, in der Cassa- 
tionsinstanz an es gelangte Urtheil des Obergerichts zu Mainz vom 
9. December 1865 und sprach in den Erwägungsgründen u. A. Folgendes 
aus: »I. E, — dass der Westfälische Friede durch Festsetzung eines 
Normaltags, wonach der am 1. Januar 1624 bestandene factische Besitz 
von nun an für einen rechtlichen gelten sollte, insofern eine Eigen- 
thümlichkeit in der rechtlichen Erwerbung des hier zur Sprache kom- 
menden Rechts geschaffen hat, als da, wo am obigen Tage ein gemein- 
schaftlicher Gebrauch von Kirchengebäuden bestand, dieser ohne Rück- 
sicht auf die Art seines Ursprungs als ein rechtsbeständiger angesehen 
werden muss; dass das Obergericht mit Rücksicht auf diese Entstehung 
und den öffentlichen Zweck des Simultaneums und die ihm hierdurch 
innewohnende publicistische Natur dasselbe als ein Rechtsinstitut sin- 
gulärer Art bezeichnen und erklären konnte, dass bei Entscheidung 
desfallsiger Rechtsstreite besondere Rechtsquellen in Betracht zu ziehen 
seien und zwar um so mehr, als der Richter erster Instanz den vor- 
liegenden Rechtsstreit lediglich nach den Grundsätzen des Code civil 
beurtheilt hatte und daher von der Annahme ausgegangen war, dass 
ein erst unter der Herrschaft dieses Gesetzbuchs entstandener Erwerb 
den Gegenstand desselben bilde; — — i. E. dass bei Rechten publi- 
eistischer Natur, insofern deren Entstehung, wie im Fragefall behauptet 
wird, vor Einführung des Code civil fällt, der nachzuweisende unvor- 
_ denkliche Besitzstand den Ersatz für die unerweislichen, in Vergessen- 
heit oder Verlust gerathenen Rechtstitel bildet« u. s. w. 
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heims eingepfarrt waren, kann eine solche Berechtigung nicht 
gefunden werden. Das besagte Kirchenbuch enthält nur spär- 
liche und in grossen Zwischenräumen erfolgte Einträge von 
Taufhandlungen aus den Jahren 1702, 1709, 1710, 1725, 
1742, 1771, 1777, 1784, 1792 und 17917). Die Vornahme 
von weiteren kirchlichen Taufhandlungen seit diesen Jahren, 
also in einem Zeitraum von über achtzig Jahren vor der 
Klage, ist weder durch Urkunden, noch durch Zeugen bewiesen; 
von einer Berechtigung hieraus, wenn überhaupt eine solche 
bestand oder eine solche aus dergleichen einseitigen Einträgen 
für die Zeit, in der sie geschehen, eine Zeit zahlreicher 
Streitigkeiten über kirchliches Eigenthum und kirchliche Be- 
rechtigungen, hergeleitet werden könnte, was aus Bemerkungen 
zu einzelnen Einträgen und dem Erwähnen, dass protestirt 
und nicht protestirt worden sei, mehr als zweifelhaft erscheint, 
kann also nicht weiter die Rede sein. Auch der Einsegnung 
von Brautpaaren und der Vornahme kirchlicher Handlungen 
bei Hochzeiten in der evangelichen Kirche zu Bosenheim 
seitens der Katholiken geschieht in dem Beweisverfahren 
nirgends Erwähnung.« 

»Was die Benutzung der evangelischen Kirche zu Bosen- 
heim bei Begräbnissen von Katholiken anbelangt, so ist diese 
Thatsache durch eine Reihe von Zeugen (vgl. ob. unter V.) 
dargethan, aber in keiner Weise eine Berechtigung hierzu. 
Vielmehr sprachen sich fast alle Zeugen darüber aus, dass 
diess erst nach einer Anfrage bei dem evangelischen Pfarrer, 
dem Bürgermeister oder dem evangelischen Lehrer, welcher 
die Kirchenschlüssel in Verwahr hatte, geschehen sei. Wenn 
auch einige Zeugen, wie der Zeuge Ingebrand und Gaul, die 
von Planig sind und bei den Begräbnissen, deren sie erwähnen, 
nicht direct betheiligt waren, sich in mehr oder minder un- 
bestimmter Weise dahin auslassen, dass ihnen von einer Anfrage 
oder Einsprache gegen diese vorzunehmenden kirchlichen Hand- 
lungen nichts bekannt geworden sei, so werden diese Aussagen 
doch durch die Angaben einer Reihe von anderen Zeugen 
näher illustrirt und aufgeklärt, dass auch in diesen Fällen 
eine vorherige Anfrage erfolgt war, und erscheinen den posi- 


') Eine kleine Ungenauigkeit, vgl. oben unter V. 
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tiven: Angaben der klägerischen Zeugen, Ellfeld und Kraft 
und den übereinstimmenden Aussagen der von der Verklagten 
vorgeführten Zeugen, welche ein stets vorausgegangenes Nach- 
suchen und Einholung der Erlaubniss seitens der Katholiken 
und ihrer Pfarrer zur Benutzung des Geläutes und der Kirche 
bei Begräbnissen ihrer Confessionsverwandten und selbst Fälle 
von Verweigerungen auf das Unzweideutigste und Einhelligste 
constatiren, ohne alles Gewicht und in keiner Weise danach 
angethan, die behauptete Berechtigung darzuthun«. 

»Man beschränkt sich in dieser Beziehung nur auf die 
Angaben. der Zeugen zu verweisen, auf die Aussagen des 
hochbetagten Zeugen Boller, der 42 Jahre lang Gemeinde- 
rathsmitglied war und drei katholische Pfarrer in Planig. 
erlebt hat, von denen jedoch keiner solche Ansprüche bezüg- 
lich der Kirchenbenutzung in Bosenheim erhoben hat, wie 
die dermalen in Frage stehenden, aber des ausdrücklichen 
Nachsuchens wie die anderen Zeugen erwähnt, des früheren 
Pfarrers Weiffenbach, des früheren. Bürgermeisters Eckweiler, 
des Lehrers von der. Au, der Zeugen Schuckmann, Mayer, 
der früheren Lehrer Kraft und Rodenbach und der Zeugen 
Philipp und Peter Machemer.« 

»Die vorgekommene Gestattung der Benutzung des Geläutes 
und der evangelischen Kirche zu Bosenheim bei Begräbnissen 
von Katholiken stellt sich lediglich als ein bereitwilliges Ent- 
gegenkommen dar, als actes de pure tol&rance seitens der 
Evangelischen auf vorher nachgesuchte Erlaubniss, und kann 
aus solchen Acten der Duldung ein Recht und eine Berech- 
tigung nicht hergeleitet werden. Auch aus dem Schreiben 
des evangelischen Pfarramts Bosenheim an die katholische 
Pfarrei Planig vom 13. Februar 1862, wohl eine Erwiderung 
auf die ihm mitgetheilte Ansicht in der Zuschrift des bischöf- 
lichen Ordinariats zu Mainz an den Pfarrer Hirter zu Planig 
vom 14. März 1861, lässt sich eine solche Berechtigung nicht 
folgern, indem in dem ersten Schreiben grade auf das be- 
stehende Herkommen, die ‚vorhergängige Anfrage Bezug 
genommen’ und sich gegen ein, über den seitherigen Usus 
hinausgehendes Recht förmlich verwahrt wird. Die bean- 
spruchte Berechtigung und behauptete Störung, sowie das 
beantragte Verbot solcher angeblicher Störungen stellt sich 
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demnach als ein unbögründetes Verlangen dar, und ist somit 
die Klage abzuweisen und die Klägerin als unterliegender Theil 
in die Kosten zu verurtheilen.« 

VIH. Gegen dieses Urtheil erhob die unterlegene Partei 
unter dem 28. Juni 1831 das Rechtsmittel der Berufung an 
Gr. Oberlandesgericht zu Darmstadt, weil die von ihr zu 
führenden Beweise als nicht erbracht erklärt worden seien. 
Der Antrag der Berufungsklage ging dahin: »dass es dem 
Gerichte gefallen wolle, die Berufung gegen das Urtheil des 
Gr. Landgerichts der Provinz Rheinhessen in Mainz vom 26. 
April 1881 begründet zu erklären, dieses Urtheil aufzuheben, 
von Neuem erkennend Urkunde zu ertheilen, dass die Klägerin 
den ihr obliegenden Beweis erbracht hat, sofort auszusprechen, 
dass die Katholiken in Bosenheim, beziehungsweise die katho- 
lische Kirche in Planig berechtigt sind, die evangelische Kirche 
in Bosenheim sammt dem Geläute bei allen Geburtsfällen, 
Taufen, Hochzeiten, Begräbnissen auf einfache Anzeige hin 
zu benutzen und dass der evangelische Kirchenvorstand in 
Bosenheim die Klägerin in diesem ihrem Rechte dadurch 
gestört hat, dass er dem katholischen Pfarrer in Planig im 
November 1872 die Benutzung zur Einsegnung eines Braut- 
paares verweigerte, der Verklagten jede weitere Störung zu 
verbieten und sie in die Kosten beider Instanzen zu verur- 
theilene. Berufungsbeklagte erhoben ihrerseits Anschluss- 
berufung, darauf gestützt, dass der erste Richter mit Unrecht 
nicht die Klage als in jure unbegründet verworfen und die 
anerbotenen Beweise nicht als irrelevant erklärt habe. 

VII. Das Oberlandesgericht, zweiter Civilsenat, erkannte 
hierauf unter dem 22. October 1881 zu Recht: dass die Be- 
rufung als unbegründet verworfen und Berufungsklägerin zu den 
Kosten dieser Instanz verurtheilt werde. Die Gründesind folgende: 

»Dass die Lehre von dem Erwerb discontinuirlicher Ser- 
vituten durch Ersitzung und ohne Vertrag auf das Verhältniss 
der Simultaneität, des Rechts an Kirchen seitens der beiden 
paritätischen christlichen Confessionen nicht anwendbar ist, 
war schon im älteren deutschen Kirchenrecht unbestritten, 
und auch in Rheinhessen ist daran durch die französische 
Kirchengesetzgebung nichts geändert. Zudem besagt Art. 691 
C. c. in seinem zweiten Absatze, dass jene Lehre nicht rück- 
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wirkend auf Rechte anwendbar sei, die vor Einführung des 
Code civil erworben worden sind. Auch unterliegt es keinem 
Zweifel, dass der Erwerb durch einen unvordenklichen Besitz 
(prescription immemoriale) bei Verhältnissen des öffentlichen 
Rechts nicht ausgeschlossen ist. Mit diesen Sätzen fällt die 
ursprünglich präjudieielle Anschlussberufung als unbegründet 
hinweg und musste verworfen werden.« 

»Anlangend die Hauptberufung, so kommt es bei deren 
Würdigung darauf an, ob Berufungsklägerin den ihr durch 
den Vorbescheid des Gr. Bezirksgerichts Alzei vom 24. Juni 
1875 nachgelassenen Beweis erbracht hat: dass der katholische 
Geistliche für Bosenheim seit unvordenklicher Zeit bis zur 
Störung im November 1872 bei den Casualfällen der katho- 
. lischen Bewohner von Bosenheim die evangelische Kirche 
allda auf einfache Anzeige hin Öffentlich und ungestört benutzte, 
namentlich dass diess schon vom Jahre 1702 an geschah.« 

»Nach den bekannten Bestimmungen des Westfälischen 
Friedens und, für die von der französischen Armee im sog. 
Pfalz-Orleanskriege occupirt gewesenen Landestheile, nach dem 
4. Artikel des Ryswicker Friedens (1697 Ryswicker Clausel) 
zu Gunsten der Katholiken musste ein zu der betreffenden 
Normalzeit bestandenes Simultaneum auch in dem angegebenen 
beschränkten Maasse anerkannt werden. In concreto soll von 
den Besitzverhältnissen im folgenden Jahrhundert nicht etwa 
allein darauf geschlossen werden, sondern es soll der Besitz- 
stand das Recht beweisen. Dazu, dass ein solcher Besitzstand 
bewiesen werde, woraus hervorgeht, dass er als auf einem 
Rechtsanspruch beruhend ausgeübt worden sei, gehört aber, 
dass die Besitzhandlungen nicht bloss (nicht) gewaltthätig und 
heimlich, sondern auch, dass sie (nicht) auf Bitte, nicht als 
precarium ausgeübt worden seien.« 

»Das vorliegende Beweismaterial kann nun zu keinem 
andern Ergebniss führen, als dass die Berufungsklägerin die 
ihr obliegenden Nachweise nicht erbracht hat. Es ist hierin 
den sehr erschöpfenden Ausführungen des vorderen Richters 
lediglich beizupflichten und darauf sich zu beziehen. Es mag 
nur noch etwa bemerkt werden: 1. dass die producirten 
Auszüge aus den Kirchenbüchern der katholischen Gemeinde 
Pfaffenschwabenheim, welcher die wenigen Bosenheimer Ka- 
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tholiken früher eingepfarrt waren, grade indem sie bei der 
Beurkundung einzelner Taufhandlungen und Beerdigungen 
bemerken, die Kirche und das Geläute sei ohne Einspruch 
seitens der Evangelischen benutzt worden, erkennen lassen, 
dass man auf einen solchen Einspruch gefasst war, also doch 
kein unbestrittenes Recht in Anspruch genommen wurde; 
2. dass, wenn Berufungsklägerin in dieser Instanz, allem An- 
scheine nach als Novum, hervorhebt, dass die Anfrage zur 
Benutzung, von welcher Pfarrer Engelbach in dem Schreiben 
an das katholische Pfarramt Planig vom 13. Februar 1862 
die Einräumung der Kirche abhängig macht, weil diess 
dem Herkommen entspreche, etwas ganz anderes sei als die 
Bitte um Erlaubnissertheilung, die dem precarium, wie 
jene der Rechtsübung entspreche, hiergegen zu bemerken ist, 
dass es zwar richtig sein mag, dass der evangelische Pfarrer 
mit dem Ausdruck Anfrage nicht ganz den Sinn getroffen 
hat, in welchem er jenes Schreiben abzufassen beabsichtigte. 
Aber dennoch bleibt die Bedeutung des Schreibens klar. In- 
dem er sagte, es solle Alles beim Herkommen bleiben, verwies 
er klar auf das Gefälligkeitsverhältniss und wollte nicht etwa 
das precarium zu einem Rechte gestalten, sondern ein für 
allemal erklären, unter welchen Bedingungen künftig die 
Gefälligkeit erwiesen werden solle: dass keine Fahnen und 
Bildnisse in die Kirche eingebracht werden sollten, dass die 
Evangelischen bei den Casualien zuerst einzutreten hätten 
u. s. w. Indem er auf das Herkommen verwies, stellte er 
damit grade die Precarietät in den Vordergrund dessen, was 
er verlangte und bewilligte. Da nun im gegenwärtigen Pro- 
cesse "grade ein erworbenes Recht behauptet wird, so bleibt 
jenes Schreiben, auch wenn, was nicht der Fall ist, dasselbe 
als ein unzweifelhafter Rechtstitel erscheinen könnte, für die 
- Begründung der Klage bedeutungslos«. 

»Da also die Berufung zu verwerfen war, mussten 
Berufungskläger zu den Kosten der Instanz verurtheilt wer- 
den, zumal die Anschlussberufung nur eventuell erhoben 
worden ist.« 
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WV. 


Zu Friedberg’s Ausgaben der Gregorianischen 
Decretalen-Sammlung und der Quingue 
Compilationes Antiquae. 


Von 


Dr. Eduard Rittner, 


ordentlichem Professor der Rechte in Lemberg. 


Bei einem so mühevollen Werke, wie die Friedberg’sche 
Ausgabe des Corpus juris canonici ist es geradezu unvermeidlich, 
dass sich nicht Rechnungs-, Schreib- und uncorrigirte Druckfehler 
einschleichen, welche den Werth der Ausgabe zwar in keiner 
Weise beeinträchtigen, aber bei deren Benutzung irreführen 
können. Ich habe mich eben mit den Decretalen Gregor’s IX. 
eingehender beschäftigen müssen und bin dabei auf eine Reihe 
solcher Fehler gestossen. Ich will dieselben anzeigen, nicht 
etwa um an dem ausgezeichneten Werke kleinliche Kritik zu 
üben, sondern einfach in der Absicht, das Ergebniss meines 
Zählens, Summirens, Collationirens etc. auch Anderen zu Gute 
kommen zu lassen. — 


A: telrubriken. 


Nach Friedberg (Corp. jur. II p. XVIH u. in dieser 
Zeitschr. XVIII S. 120) sind von den 185 Rubriken der 
Gregor. Titel entnommen: 

der Compilatio I 150 
» » II 10 
> » II 18 
» » IV 1 
neu hinzugekommen 6 


185. 
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Dagegen würden die Einzelangaben in den Tabellen p. 
XIX --XXVIH in derselben Ordnung die Zahlen 149, 13, 
16, 1, 6 ergeben; es kommt jedoch zu berichtigen: 


a. 


Die Rubriken de rerum permutatione III 19 und ne 
clerii vel monachi saecularibus negotiis se immis- 
ceant III 50 sind der Comp. I (lib. III tit. 16, 37), 
nicht der Comp. II entnommen; somit ergiebt sich als 
die richtige Zahl 149 +2 = 151. 


. In der Comp. II: Auszuscheiden sind die sub a 


genannten lib. III tit. 19, 50, ferner tit. de feudis 
III 20 und de clerico per saltum promoto V 29, 
welche der Comp. III angehören (lib. III tit. 16, 
lib. V tit. 13); hinzuzufügen: tit. de reliquiis 
et veneratione sanctorum III 45 in der Comp. II 
mit der Rubrik de veneratione sanct. V 21 (von 
Friedberg den neuen Rubriken beigezählt), ferner 
tit. de conseer. ececl. vel altaris III 40 und tit. de 
baptismo et ejus receptu III 42, welche nicht der 
Comp. III, sondern der II (lib. V 20, 19) angehören. 
Also: 13 — 4 +3 = 12 als die richtige Zahl. 


c. In der Compil. III kommt auszuscheiden tit. III 


d. 


40 und 42 und hinzuzufügen tit. III 20 und V 
29 (cf. sub b); somit (16 — 2 +2) bleibt 16 als 
die richtige Zahl. 

Aus der Zahl der neuen Titel ist wie sub b bemerkt 
tit. III 45 auszuscheiden. 


Demnach vertheilen sich die 185 Titelrubriken in nach- 
stehender Weise: 


Compilatio I 151 


R I 12 

R II 16 

e IV 1 
neue Titel 9 
185 !) 


1) Schulte, Gesch. II 11 zählt aus der Comp. I 149, II 14, 111 17 
und 5 neue Titel. In seinem Verzeichniss ist richtig zu stellen: tit. I 
37 ist aus der secunda, tit. IV 14 aus der tertia in die prima (Comp. I 
tit. 128, IV 14) zu versetzen; tit. I8 und III 41, welche sowohl 
bei der secunda als bei der tertia angeführt sind, gehören ersterer in 
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B. Zahl der Capitel, 
Die richtigen Ziffern sind: 


über I 439 
» DI 418 
> IUI 491 
» IV 166 
» V 457 


somit als Gesammtzahl | 1971 


Friedberg hat die richtige Gesammtzahl (der Druck- 
fehler 1371 p. X ist corrigirt), aber in den Tabellen p. XXXV 
sq. (und XIX sq.) unrichtige Ansätze bei den einzelnen Titeln 
bezw. Büchern, (letzteres auch in der Zeitschr. a. a. O.). 

Nämlich: 


a. Im dritten Buche giebt Friedberg als Gesammtzahl 
493, während sich aus den einzelnen Ansätzen die 
Summe von 492 ergiebt. Nebstdem kommt zu be- 
richtigen : | 

im tit. 18 ist statt 3 zu setzen 4 
>» 20)» » 5» » 2 
»» 2» » 20» » 21 
(p. XXIV sind diese Ziffern richtig angegeben, dafür 
ist im tit. 30 die Zahl 34 statt 35). Demnach: 
4922 +1—-3-+-1= 491. — 
 b. Im vierten Buche zählt Friedberg 165 Capitel, 
weil tit. 1 mit 31 statt 32 Cap. angegeben ist (p. 


XXV steht sogar 22 und ausserdem im tit. 16 statt 


7 die Zahl 83), 


c. Im fünften Buche steht 456, nämlich bei tit. 6 die 
Capitelzahl 18 statt 19 (p. XXVII richtig) ?). 


die secunda (tit. I 4), letzterer in die tertia (tit. III 33); in der tertia 
ist noch tit. de confessis II 18 (Comp. LU tit. II 10) hinzuzufügen 
und statt tit. II 5 zu setzen tit. II 6; endlich noch tit. de summa 
trinit. et fide cathol. I 1 der Comp. quarta (tit. de fide cathol, I 1) 
beizuzäblen. 

.”) Schulte, 8. 10 hat durchaus richtige Ansätze bei den ein- 
zelnen Titeln, summirt sie aber im ersten Buche irrigerweise zu 429 
statt 439, woraus sich dann auch die unrichtige Gesammtsumme 1961 
ergiebt. 
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C. Die Capitel der Gregor. Sammlung im Verhält- 
nisse zu den Compilationes Antiquae. 


I. Unter den 1971 Capiteln der Gregor. Sammlung ge- 
hören Papst Gregor IX. selbst 195. Cap. an, und zwar im: 


ib. I 65 
a 45 
„ II 40 
„ W 10 

V 35 


9% 
Friedberg zählt 191 (in der Zeitschr. a.a. 0.8. 121 
steht 192); in seinen Tabellen p. XXIX sq. finden sich fol- 
gende Fehler: 
a. die Summe im ersten Buche ist, obwohl die Ansätze 
im Einzelnen richtig sind (bei tit. 30 ist 9 statt 3 
Druckfehler, der auf die Zählung ohne Einfluss ge- 
blieben ist) irrig 66 (statt 65). 

b. Im dritten Buche zählt er im tit. 32 nur 2 
statt 3 (ebenso p. XXXII), lässt die 3 Gregorianischen 
Capitel des tit. 39 aus (richtig p. XXXII), zählt 
dafür im Titel 20 ein nicht-Greg. Capitel als solches 
(richtig p. XXX11), hat so im Ganzen (40—1—3--1>) 
37 statt 40 Capitel. 

c. Im vierten Buche tit. 1 sind 3 statt 4 (ebenso 
p. XXXII), somit in der Summe 9 statt 10 Capitel 
angegeben. 

d. Im fünften Buche tit. 6 steht 1 statt 2 (ebenso 

p. XXXIV), und in der Summe 34 statt 35. 

Im Ganzen ergiebt sich somit die Differenz: (+ 1—3 
—1-—1>) — 4, aus welcher eben die richtige Zahl der 
Gregor. Capitel resultirt®). 

II. Von den vor-Gregorianischen Capiteln stehen 9. in 
keiner der Compilationes antiquae *); letzteren sind somit ent- 


8) Schulte hat in seinem Verzeichniss S. 12 N. 11 auch c. 15 de 
renunt. I. 9 aufgenommen, welches zwar. die Inscription Greg. IX. trägt, 
aber Honorius III. angehört und auch in der Compil. V (. 2h.t. 17) 
vorkommt. Die Gesammtsumme ist dessenungeachtet richtig, nur ist 
bei tit. III 17 statt c. 1 zu lesen c. 7, und bei tit. III 39 statt c. 
25—37 zu lesen c. 25—27. 

4) Schulte 8.12 N. 12 zählt hieher bloss 8 Capitel, weil er c. 45 
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nommen: 1971 — 195 — 9 = 1767 Capitel, während nach 
Friedberg 1971 — 191 — 9 = 1771 hiefür entfallen. Ta- 
belle A zeigt, wie sich diese Capitel auf die einzelnen Com- 
pilationen und Bücher vertheilen, während Tabelle B die 
betr. Friedberg’schen Ansätze (p. XXXIX) enthält. 


| A, 
Lib. Comp. I 1 In | IV | V | Summe 
I 130 42 | 119 45 | 36 | 372 
II 133 65 | 11 32 | 32 | 373 


208 | 55 | 118 | 48 | 81 | 450 
35 I al sa | 6) 2) 15 
190 | 5232| 96 | 48| 8ı1| 417 


Zusammen 741 | 242 | 478 | 174 | 182 | 1767 


435 


B. 
Lib. Comp. I 11 IH IV | V | Summe 
I 127 | 44 122 438 | 35 | 8371 
I ‚137 | 64 108 32 | 32 | 373 
IM 208 | 61 109 44 | 383 | 455 
IV 85 | 32 30 6 2 | 155 
V 190 | 58 90 49 | 80 | 417 


. Zusammen 747 |259 | 459 | 174 | 182 | 1771 
Die Differenz erklärt sich aus nachfolgender Berichtigung: 
a. im ersten Buche: 

1) p. XXIX sind tit. 3 c. 8, 9= Compil. I. c. 6, 7 
(1, 2) — nicht Comp. secunda, daher in der Ta- 
belle p. XXXV bei diesem Titel die Anzahl der 

‚aus der prima entnommenen Capitel auf 7 (statt 
5), der secunda auf 6 (statt 8) zu berichtigen ist. 

2) In der letztgenannten Tabelle ist ferner bei tit. 6 
die Comp. IV mit 10 (statt 11), die V mit 4 
(statt 3) zu zählen (richtig im Verzeichnisse p. 
XXIX); 


de sent. excomm. V 39 auslässt. Deswegen und wegen des obenge- 
nannten Rechnungsfehlers in der Gesammtsumme zählt Schulte 1758 
 Capitel, als den Compil. entnommen. 
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3) bei tit. 10 sind die 3 Capitel der Comp. III in 
IV zu versetzen (richtig p. XXIX); 
4) bei tit. 27. Comp. I statt 1 die Zahl 2 zu setzen 
(richtig p. XXX). — 
Demnach beträgt in diesem Buch der Unterschied der 
Friedberg’schen Ansätze gegen die richtigen: 
inder Com. I (-2 — 1=) —3 


I +2 
II +38 
V-+1-3-)—2 
V = 


für das ganze Buch somit — 1. 


b. Im zweiten Buche: 


1) Im Verzeichnisse p. XXXI ist tit. 21 c.4 = Com- 
pil. II ec. 1. (2, 5) — nicht Compil. I, daher in 
der Tabelle p. XXXVII bei diesem Titel die Zahl 
der Capitel aus der Comp. I 3 (nicht 4), der aus 
der Comp. II 4 (nicht 3) beträgt. | 

2) In der Tabelle ist ferner bei tit. 7 der Compil. I 
bloss 5 (statt 6), dagegen ein Capitel der Com- 
pil. DII beizuzählen (richtig p. XXX); 

3) im tit. 17 ist das der Compil. II zugeschriebene 
Capitel in die tertia zu versetzen (richtig p. XXX); 

4) ebenso tit. 18 ein Capitel aus der prima in die 
tertia (richtig p. XXX); 

5) im tit. 24 gehören der Compil. prima 10 (nicht 
11), der secunda 5 (nicht 4) Capitel an (richtig 
p. XXX). 

Die Differenz beträgt somit im lib. II: 
Compll. I(-I+1+1+1=) +4 
II (-1+1-1=) —1 
ıu (-1—-1-1=) —3 
während sich in Betreff des ganzen Buches die Differenzen 
aufheben. — 
c. Im dritten Buche: 

1) Im Verzeichnisse p. XXXII ist fit. 3l ce. 7 = 
Comp. I ce. 2 (8, 27) — nicht Compil. II, somit 
in der Tabelle p. XXXVII bei diesem Titel in 
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_ der prima 10 (statt 9), in der secunda 4 (statt 5) 
zu setzen. 

2) In der Tabelle p. XXXVII. im tit. 2 ist bei Com- 
pil. II 1 (statt 2), bei Compil. III 2 (statt 1) zu 
setzen (richtig p. XXX). 

3) Im tit. 20 ist bei der Compil. I die Zahl 8, bei 
der IV. die Zahl 1 zu streichen, hingegen der III. 
2 Capitel beizuzählen (richtig p. XXX). 

4) Bei tit. 30 ist in der Colonne Compil. I 57 statt 
17 ein Druckfehler, welcher die Zählung nicht 

_ beeinflusst hat. 

5) Im tit. 39 sind die richtigen Ansätze (cf. Verzeich- 
niss p. XXXID: in der prima 12 (statt 15), secunda 
3 (statt 7), tertia 7 (statt 1), quinta 1 (statt 3). 

Daher die Differenz im lib. III: 


Compil.I (-1+3+3-)+5 
I (H1+1+449J+6 
ae ep ae EEE Re, 
IV +1 
V 7:2, 


für das ganze dritte Buch: + 5. 


d. Im vierten Buche ist bloss in der Tabelle p. XXXIX 
bei tit. 17 in die Compil. secunda 2 (statt 6) zu 
setzen, dafür in die Comp. tertia 4 einzustellen (rich- 
tig XXXIH); dadurch zeigt 

Compil. I +4 
TI — 4 
als Differenz, während sich diese rücksichtlich des 
ganzen Buches aufhebt. 


e. Im fünften Buche: 


1) In der Tabelle p. XXXIX ist bei tit. 21 das der 
Compil. IV zugewiesene Capitel der V beizuzählen 
(richtig XXXIV); 

2) im tit. 34 sind die 6 Capitel der secunda in die 
tertia zu versetzen (richtig p. XXXIV); 

3) das bei tit. 41 der Compil. II beigezählte Capi- 
tel ist das c. 11 X de reg. juris V 41, welches 
sowohl in der Comp. I (ce. 13 h. t. V 37), als 
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in der Compil. II (c. 2 de excess. prael. V 13) 
vorkommt, übrigens in der Summe der secunda 
nicht mitgezählt wurde. 
Die Differenz besteht somit 
Compil. U + 6 
I —6 
IV +1 
v-—-1l 
so dass sich also auch für dieses Buch die Differenz aus- 
gleicht. 
Für sämmtliche Bücher und Compilationen stellt sich 
somit der Unterschied der Friedberg ’schen Ziffern von den 
richtigen folgendermaassen dar: 


Lib. Comp. I | II | TI | IV | V |Im Ganzen 


I - 3 |+ + 3a —2|-ı) —ı 
II +4l- 1 sl . |. 
II +51+ 6—- 9 +ıl+2| +5 
IV +4- 4 .|. 

V + 6— 6) +1] 1 


Gesammtdifferenz +6 | +11 -ı9J) . | . | +4 
welches Resultat auch die oben angegebenen Tabellen A B 
aufweisen. — Noch sind in dem Capitelverzeichnisse p. XXIX 
bis XXXV folgende Fehler, die auf die Zählung von keinem 
Einflusse waren, zu berichtigen : 

1) ce. 10 X (1,2) = Comp. Ill e. 5 (2, 2) nicht c. 3. 
2) c. 45 X (1,6) = Comp. V c.3 (1, 1) nicht e. 4. 
3)c. 4X (1,9) = Comp. Ice. 8 (3, 22) nicht c. 4. 
4) c. 10 X (1,9) = Comp. II c. 4 (1, 8) nieht c. 3. 
5) c. 6 X (1, 11) = Comp. Ic. 9 resp. 5 (1, 4) nicht c. 3. 


6)c. 4 X (1, 24) = Comp. I e. 5 (1, 16) nicht c. 4. 
7)«. 4X (1,31) = Comp. Ic. 5 (1, 23) nicht ce. 4. 
8) c. 1X (1, 42) = Comp. Ic. 14 (2,20) nicht c. 14 (2,19). 
9))c. 2 X(2,2) = Comp. Ic. 3 (2, 2) nicht ce. 2. 


10) ce. 1X (2, 14) = Comp. I c. 1 (2, 10) nicht (7, 10). 
11) c.7,8X (2, 20) = Comp.Ic. 23,24 (2, 13) nicht c. 22,23. 
12) c. 49 X (2, 20) = Comp. V. c. 2 (2, 12) nicht ce. 5. 
15) ce. 9X (2, 21) = Comp. IV c.1 de testibus (2, 7) 
nicht de testam. (1,7). 
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14) c. 14 X (2, 23) = Comp. III c. 1 (2, 14) nicht (2, 24). 
15) c. 2 X (3, 31) = Comp. Ic. 4 (3, 27) nicht c. 2. 
16) ec. 11 X (3, 39) = Comp. Te. 6 (1, 26) nicht c. 1. 
17) ec. 2 X (8, 44) = Comp. IV ec. 1 (3, 17) nicht (3, 16). 
18) Statt c. 3 X (5, 14) soll es heissen: c. 2 X (5, 14). 
19) Im Iib. V tit. 19 ist ausgelassen : c. 4X = Comp. | 
c. 3 (5, 15). 
20) c. 5X 6, 31) = Comp. UL: ce. 1 (5, 13) nicht (5, 18). 


D. Die Capitel der Quinque Compilationes 
Antiquae im Verhältnisse zur 
Gregor. Sammlung. 


Dieser Berechnung sind nunmehr die Ausweise in den 
Friedberg’schen Ausgaben der un p. VI sq. zu 
Grunde zu legen. 


| I. Compilatio prima. 
Friedberg zählt (p. VID: 
im ib. I 162 + 7 Cap., hievon nicht recipirte 19 


. II 166 » » » 38 
II 251 > > » 52 
IV 10+2 > m» 02 8 
v223_ » > »e 27 


Zusammen 912 + 9 Cap. Hievon nicht recipirte 161 
wobei die mit + beigesetzten Ziffern jene Canonen bezeichnen, 
welche zwar in der Augustinischen Edition, aber nicht 
im ursprünglichen Text enthalten sind. Von der Summe 
bringt er 13 Capitel, welche zweimal vorkommen, in Abzug, 
so dass sich dort die Zahl 899 ergiebt, von welcher 738 als 
recipirt, 161. als nicht recipirt bezeichnet werden. 

Hinsichtlich dieser Zählung kommt aber folgendes zu 
berichtigen: 
a) Liber I. 
1) Bei tit. 4 ist die Zahl der Capitel mit 18 + 4 
(statt 19 -+ 3) zu bezeichnen, nach dem von den 
22 Capiteln der Augustinischen Edition ec. 5—8 
der Sammlung nicht angehören (cf. p. 2 Note ad 
6. 5. 14). 
2) Da die ebengenannten, wie auch andere im Origi- 
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naltexte der Compil. I fehlenden Capitel in der 
Gregor. Sammlung nicht enthalten sind, so muss 
diess auch bei der Zählung der canones non recepti, 
und zwar beim tit. 4 durch ein + 4, bei den Titeln 
9, 12, 16, 19 durch ein + 1, also bei der Summe 
durch + 8 angedeutet werden, weil sonst das Ver- 
hältniss der recipirten und nicht recipirten Capi- 
tel alterirt wird. 

3) Von den 7 Capiteln des tit. 8 ist eines (c. 7) nicht 
‚ recipirt ; 

4) die Zahl der nicht recipirten Capitel im tit. 21 
beträgt 5 (nicht 3). 

Somit ist die Capitelsumme des ersten Buches mit 161 

+ 8 (statt 162 + 7), die Summe der nicht reeipirten Capitel 
mit 22 + 8 (statt 19) anzusetzen. 

b. Liber II. Die Zahl der nicht recipirten Capitel im 

tit. 13 beträgt 6 (nicht 5), daher die Summe der- 

selben 39 (nicht 38). 

c. Liber II. Im tit. 2 sind 5 (nicht 4) nicht reci- 

pirte Canonen, also im Ganzen 53 (statt 52). 

d; Liber IV. 

1) Bei tit. 4 sind die zwei, von Augustin aufge- 
nommenen Capitel auch bei den nicht recipirten 
anzumerken (wie oben sub a. 2), somit 3 + 2 zu 
setzen. 

2) Von den zwei Canonen des tit. 14 ist das erste 
nicht, recipirt. 

3) Von den vier Capiteln des tit. 19 sind 3 (nicht 2) 
recipirt. 

Demnach beziffert sich die Summe der recipirten Capitel 
auf 27 + 2 (statt 25). 
e. Liber V. 
1) tit. 6 enthält 11 (nicht 10) Canonen; 
2) im tit. 34 sind 4 (nicht 3) nicht recipirte Canonen. 
Es beträgt somit die Gesammtsumme 224 (statt 223), 
und die Summe der nicht recipirten Capitel 28 (statt 27). 
Friedberg’s Zusammenstellung ist demgemäss in folgender 
Weise zu berichtigen: 
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lib. I cap. 161 + 8, nicht recip. 22 + 8 


1 » 166 » >» 39 

11 » 251 > > 53 | 
IV» 10+2 >» » 27+ 2 

V » 224 > » 28 


Zusammen 912 -+ 10, nicht recip. 169 -+ 10 


Will man hievon jene 13 Canonen, welche Friedberg 
als wiederholt bezeichnet, in Abzug bringen, so ist zu berück- 
sichtigen (was Friedberg ausser Acht lässt), dass sich 
darunter auch ein nicht recipirter (ce. 3 IV 19 = e. 8 II 13) 
befindet, also von der Summe der nicht reeip. Capitel eben- 
falls abzuziehen ist. Es bleibt dann als Gesammtzahl der 
Capitel, wie bei Friedberg, 899 (weil die Fehler bei lib. I 
und V sich gegeneinander aufheben), als Summe der nicht 
recipirten Capitel dagegen 168, so dass die Zahl der recipirten 
Canonen 731 (nicht wie bei Friedberg 738) beträgt. — 
Indess macht dieser Abzug die Zählung keineswegs genauer 
oder übersichtlicher, weil erstlich nicht sämmtliche, nament- 
lich nicht jene Wiederholungen berücksichtigt worden sind, 
bei welchen Theile von Capiteln an anderer Stelle wieder als 
selbständige Capitel erscheinen, weil ferner. die Congruenz 
der Rechnung erfordern würde, jenem Abzuge auch derartige 
Wiederholungen in Gregor’s Decretalensammlung. gegenüber- 
zustellen. Ohne Rücksicht auf die Wiederholungen aber stellt 
sich die Zahl der aus Compil. prima recipirten Capitel auf 
922 (resp. 912) — 179 (resp. — 169) = 748, 


II. Compilatio secunda, _ 


Friedberg zählt (p. XXVIN): 


lib. I cap. 59, nicht reeipirte 16 
I» 32 >» » 19 


II » 8 >» » 38 
V» 4 » >» .22 
V-» 68 > » 13 


Zusammen cap. 331, nicht recipirte 88 
und weil ein Canon zweimal vorkommt (ec. un. V 16 = c. 
Zeitschrift f. Kirchenrecht. XIX, (N. F. IV.) 1. 6 


5 
1 
| 
f al 
{) i Alı 
i Er 
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2 V 8, nicht wie bei Friedberg p. 102 c. 5 V 8) 330 
Capitel. 
Es ist jedoch richtig zu stellen: 
a. Lib. I tit. 18 enhält 8 (nicht 2) Capitel, also das 
ganze Buch 60 (statt 59). — 
b. Im lib. II tit. 17 ist bloss ein nicht recipirtes Ca- 
pitel (nicht 2), daher in der Summe.18 (statt 19) zu 
setzen ist. — | 
c. Im hib. IH tit. 22 sind 4 (nicht 3) nicht recipirte 
Canonen, und von den zwei Capiteln des lib. IH ist 
eines nicht recipirt. Die Zahl der nicht recipirten 
Capitel beläuft sich somit auf 30 (nicht 28). 
Obige Differenzen ergeben für die Compilatio secunda 
folgende richtige Zahlen: 
lib. I cap. 60, nicht recipirte 16 
1» 2 » > 18 


II » 81 > >» 30 
IV» 4 >» > 12 
vV»68_> » 13 


Zusammen cap. 332, nicht recipirte 89 | 
Demnach beträgt die Zahl der aus dieser Compilation 
recipirten Canonen 243. 


III. Compilatio tertia. 


Bei Friedberg stehen folgende Ziffern: 
lib. I cap. 120, nicht recipirte 2 


II » 107 > » 5 
II » 131 >» > 7 
IV» 38 >» » 3 

vV» 9% >» > 1 


Zusammen cap. 489, nicht reeipirte 18 

Folgendes ist zu berichtigen: 

a. Im lib. III sind zwar die einzelnen Ansätze durchaus 
richtig, die Summe der Capitel jedoch mit 131 statt 
125 angegeben. 

b. Lib. IV tit. 13 enthält 2 (nicht 1) nicht reeipirte 
Capitel, somit das ganze Buch 4 (nicht 3). 

‘ec. Lib. V tit. 9 zählt bloss 1 (nicht 2) Capitel. 
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d. Im lib. V ist als letzter Titel tit. 22 mit 10 Capiteln 
angeführt. Das Buch enthält aber 23 Titel und zwar 
tit. 22 mit 1, tit. 23 mit 10 Capiteln. — Die Summe 
im lib. V bleibt jedoch, weil sich dieser Fehler gegen 
den sub c genannten aufhebt, richtig, nur die Summe 
der Titel ist in Folge dessen in der Comp. tertia auf 
123 (statt 122) zu berichtigen. 
Die richtigen Ziffern in dieser Compilation sind demnach : 
Ib. I cap. 120, nicht recipirte 2 
| I » 107 » » 5 


MM» 125 » 0» ..7 
IV » 38 » » 4 
V» 98 » » 1. 


| Zusammen cap. 483, nicht Feapırte . 
somit sind recipirt 464. 


IV. Compilatio a 


In dieser Beziehung sind die Friedberg’ schen ‚Angaben 
durchaus richtig. 


V. Compilatio ein 


a. Im lib. II it. 1 sind 2 (nicht 1) nicht recipirte 
Canonen; ebenso ist das eine Capitel des lib. II tit. 17 
ein nicht reeipirtes, daher im lib. II die Summe der 

nicht reeipirten Capitel 22 (nicht 20) beträgt. 

b. Das eine Capitel des lib. III tit. 23 und ebenso das 
Capitel des lib. TI tit. 27 sind recipirte Canonen, 

. daher die Summe der nicht recipirten im dritten Buche 
34 (nicht 36) beträgt. 

Weil nun diese Fehler sich bei der Zusammenzählung 
aufheben, so bleiben die Ansätze in der Gesammtsumme der 
Compilatio quinta richtig. 

Es ergiebt sich somit für alle fünf Compilationen nach- 
‘ stehende Zusammenstellung als die richtige, wobei die ein- 
geklammerten Zahlen jene Ansätze bezeichnen, die sich nach 
Abzug der in die Augustinische Ausgabe der Compilatio prima 
ungehörig aufgenommenen Capitel ergeben: 


6% 


Hidaf & 
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Gompilatio Capitelzahl Recipirte Nicht recipirte Capitel 


I 922 (912) 748 179 (169) 
II 332 243 ..89 
IM 488 464 19 
IV 189 174 15 
V 228 132 91 
Zusammen 2149 (2139) 1756 393 (383) 


Stellt man dieses Resultat dem oben sub C gewonnenen 
gegenüber, so ergiebt sich, dass das aus den Compilationes 
Antiquae in Gregors IX. Decretalensammlung herübergenom- 
mene Material in den ersteren in 1756, in der letzteren in 
1767 Capitel vertheilt ist. Die Differenz zwischen den beiden 
Zahlen erklärt sich aus dem Umstande, dass oft mehrere 
Capitel der Compilationen in der Gregor. Decretalensammlung 
als ein Capitel erscheinen, oder umgekehrt aus demselben 
Capitel der Compilationen in der genannten Sammlung mehrere 
Capitel gebildet werden. Dagegen scheint Friedberg die 
hier constatirte Verschiedenheit übersehen zu haben, indem 
‘er in der in dieser Zeitschrift a. a. O. ($. 121) angestellten 
Berechnung jene Zahl der recipirten Capitel, welche er aus 
den Compilationen gewonnen hat, mit der Zahl der in Gre- 
gor’s Sammlung stehenden recipirten Capitel identificirt. 
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WV. 


Das angebliche Wahldecret des Papstes 
| Stephan IV. 


Von 


Dr. L. Weiland, 


. ordentlichem Professor der Geschichte in Göttingen. 


In einem Aufsatze im ersten Bande des Jahrbuches der 
Görres-Gesellschaft (Die Wahldecrete Stephans III. und Ste- 
phans IV. hat Niehues die Geschichte der Papstwahlen in 
der wichtigen Uebergangsperiode des ausgehenden 8. und 
beginnenden 9. Jahrhunderts zu entwickeln und dabei vor 
Allem einen Canon einzureihen versucht, welchen Hinschius, 
der zuletzt (Kirchenrecht 1, 231) über diese Dinge im Zusam- 
menhang gehandelt hat, einer ganz andern Zeit zuweisen zu 
müssen glaubte. Es ist der in der Pannormia des Ivo IIL 1. 
8. 1 unter dem Titel »Stephanus papa« sehr ungeschickt der 
ächten, päpstlichen Fassung des Wahldecrets Nicolaus I. 
angehängte Canon. Aeltere, besonders auch katholische For- 
scher hatten ihn für unächt erklärt, Jaff6e und andere 
Neuere wiesen ihn nach dem Vorgange von Muratori!) dem 
Papste Stephan IV. und dem Jahre 816 zu. Hinschius 
hält.ihn für eine das römische Concil von 898 benutzende 
Erdichtung. Niehues in scharfer, mitunter höchst bedenk- 
licher Polemik ?2) gegen Hinschius plaidirt wieder für 816. 


1) S, die Belege bei Hinschius. E 

2) Dieselbe übersteigt Seite 142 Anm. 4 wirklich das Maass dessen, 
was sich ein Recensent an Missverständniss der Worte des Autors selbst 
in periodischen Kritikblättern, geschweige denn in einem wissenschaft- 
lichen Aufsatze gestatten durfte. Er sagt hier: »Hinschius Seite 228 
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Der fragliche Canon des ordnungslosen Stephan hat den 
ausgesprochenen Zweck, die Theilnahme kaiserlicher Gesandter 
bei der Weihe des Papstes sicher zu stellen; er hebt an 
mit der Begründung, die römische Kirche leide beim Pontifi- 
catswechsel Gewalt, weil die Weihe des Papstes ohne Wissen 
des Kaisers vor sich gehe und keine kaiserlichen Gesandten 
zugegen seien, qui scandala vetent fieri, wie es dem cano- 
nicus ritus und der Gewohnheit entspreche; deshalb wird 
bestimmt, dass der Papst gewählt werden soll in einer Zusam- 
menkunft der Bischöfe und des ganzen Clerus »expetente 
senatu et populo« ?), also nach Maassgabe des Wunsches von 
Senat und Volk, und der solchergestalt von Allen Erwählte 
soll dann in Gegenwart kaiserlicher Gesandter geweiht werden. 
— Der Wahl und ihrer Ordnung geschieht also hier nur 
beiläufig Erwähnung. 

Der Canon kann füglich nur der karolingischen Periode 
‚angehören. Dass er Stephan IV. 816-817 zukommen müsse, 
dafür hat. man folgenden Grund geltend gemacht. In einem 
Canon des römischen Concils von 862 unter Nicolaus I. über 
die Papstwahl wird auf ein Concil eines Papstes Stephan 
Bezug genommen. Der Zweck dieses Canons Nicolaus’ 1. ist, 
‚die Papstwahl vor illegalen Einflüssen und Eingriffen Unbe- 


glaubt die Ausdrücke in electione und priusquam electus fuerit dahin 
erklären zu müssen, dass das erstere die Aufstellung einer Wahlliste 
und das zweite den eigentlichen Wahlact bezeichne« und fährt dann 
‚überlegen fort: »Von der Aufstellung einer Wahlliste ist bei den Papst- 
wahlen niemals Rede gewesen«e. Das Wort »Wahllistes ist bei Hin- 
schius weder Seite 228 noch in dem ganzen Abschnitte zu finden: 
Niehues selbst hat sich, wenn auch ohne Zweifel unbewusst, diesen 
Popanz zurechtgemacht. Ich überhebe mich der Mühe die Aufstellungen 
von Niehues im Einzelnen polemisch vorzunehmen, auch die hier beliebte 
Behandlungsweise der Quellen zu characterisiren. Nur eine Frage: 
Niehues übersetzt Seite 143 die Worte: »de castris etiam Tusciae« 
mit »vom Lager von Tuscien.e Was mag er sich darunter wohl 
‘gedacht haben? 

®) »expetente« ist die einzige richtige Lesart, wie sie sich bei 
Wido von Osnabrück (s. unten), im Concil von 898 bei Mansi 18, 
221 findet; Ivos Corruption »ex presentes (auch bei Theiner, Ueber 
Ivos vermeintliches Decret Seite 93) ist nur hieraus zu erklären; danach 
lag dann die weitere emendirende Corruptel »presente« nahe, die sich, 
soweit ich sehe, nur in einzelnen Handschriften des Decrets: c. 28, 
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rechtigter sicher zu stellen, wobei beiläufig die zur Wahl 
Berechtigten aufgezählt werden‘). 

Nun existirt aber auch ein Decret Papst Stephans III. 
über die Papstwahl vom Jahre 769, auf welches Nicolaus I. 
allenfalls auch Bezug genommen haben könnte. Die Acten 
des römischen Concils von 769 sind nicht vollständig erhalten. 
Cenni hat°) die Ueberreste gesammelt. Die uns interessi- 
renden Canones sind nur erhalten in den Sammlungen des 
Anselm von Lucca ®) und des Deusdedit?). Das Decret von 
769 hatte unter Anderm und vor Allem den Zweck, die Wahl 
vor dem tumultuarischen Eingreifen Unberechtigter, beson- 
ders auch des römischen Landadels zu bewahren, wie es die 
Vorgänge nach dem Tode Papst Paul I. und der Erhebung 
des Laienpapstes Constantin nothwendig erscheinen liessen. 
Diesem Zwecke dienen besonders die Canones der Actio quarta 
(Cenni 12—14), darunter folgender: »Si .quis resistere pre- 
sumpserit sacerdotibus atque primatibus ecclesie vel cuncto 
clero ad eligendum sibi pontificem, secundum hanc canonicam 
traditionem, anathema sit«. Neben dieser Zurückweisung 
unberechtigter Elemente macht aber das Deeret in Actio ter- 
tia ausserdem noch den Versuch, die Laien überhaupt von der 
eigentlichen Wahlhandlung auszuschliessen ®); dieselbe soll 
vorbehalten bleiben certis (cunctis?) sacerdotibus atque pro- 
ceribus ecclesie et cuncto clero. Der Antheil der Laien soll 
fortan nur darin bestehen, dass sie, nachdem der Papst gewählt 
und in das Patriarchium des Lateran gebracht ist°), zur Ado- 


Dist. LXIIL findet. Diese Lesart in den Text aufzunehmen, wie Niehues, 
Seite 145 thut, ist ebenso unberechtigt, wie die Schlüsse, die er daraus zieht, 

*) Mansi 15, 659: Si quis sacerdotibus seu primatibus, nobi- 
libus seu cuncto clero hujus sancte Romane ecelesie electionem Romani 
pontificis contradicere presumpserit, sicut in concilio beatissimi Stephani 
pape statutum est, anathema sit. 

5) Concilium Lateranense Stephani III. Romae 1735 = Mansi 12, 
713. Dazu kommt noch ein Summarium bei Wasserschleben, Bei- 
träge zur Geschichte der vorgratian. K.-R.-Quellen 162. 

6) Hieraus giebt sie Holstenius, Coll. Rom. veterum hist. eccl. 
monumentor. 257 fi. und nach ihm Cenni. 

7) 1.II.c. 181’ed. Martinucci Seite 240. Daraus c. 3. Dist. LXXIX. 

8) Cenni 11: »ut nulli unquam laicorum — presumat inveniri in 
electione pontificis.« 

%) Et postquam pontifex electus fuerit u. s. w. liest Deusdedit; 
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ration und zur Unterzeichnung des Wahlprotocolls zugelassen 
werden. Um später kein Missverständniss aufkommen zu 
lassen, spricht der oben citirte Canon der Actio quarta auch 
nur von geistlichen Personen, denen die Wahl streitig gemacht 
werden könnte. 

“Auf dieses Decret Stephans III. könnte nun, so meint 
man, Nicolaus I. nicht Bezug genommen haben, da bei ihm 
auch die nobiles d. h. Laien als am Wahlacte betheiligt 
erscheinen. Also wird weiter geschlossen citirt Nicolaus I. 
einen Canon eines anderen Stephan, Stephans IV. Da ein 
Canon eines ordnungslosen Stephan überliefert ist, gehört 
dieser also Stephan IV. an, wird von Nicolaus I. citirt. Da- 
gegen ist einzuwenden, dass der Canon Nicolaus’ I. sich in 
keiner Weise mit dem angeblichen Stephans IV. deckt. Ein- 
mal: in letzterem wird die eigentliche electio auch nur dem 
Clerus zugewiesen, den Laien nur eine petitio gestattet. Dann 
ist die Tendenz der beiden Canones eine ganz verschiedene; 
‚sie erwähnen beide die Wählerschaft nur ganz beiläufig. Hat 
Nicolaus I. jenen Canon Stephans citirt, so passte sein Citat 
wie die Faust aufs Auge. Das hat man auch gefühlt, und 
ist deshalb einen Schritt weiter gegangen und hat behauptet: 
Stephan IV. hat nicht nur diesen, sondern auch andere Canones 
über die Wahl erlassen, eine Generalwahlordnung, welche 
Nicolaus I. sehr wohl citiren konnte. Damit ist das Gebiet 
der Möglichkeiten beschritten, auf welches der besonnene kri- 
tische Forscher nicht folgen kann. 

Es bedarf aber gar keiner künstlichen Hypothesen, um 
dem von Ivo überlieferten Canon seine Stellung anzuweisen. 
Vorab existirt gar kein Grund, das Citat Nicolaus I. nicht 
auf das Decret des Jahres 769 zu beziehen. Ein Canon dieses 
stimmt mit dem des Nicolaus fast wörtlich überein; die Ten- 


während >priusquam« sich bei Anselm findet. Die Erklärung ist bei 
Annahme letzterer Lesart die gleiche; nur ist man, und diess thun die 
Erklärer auch, alsdann genöthigt, anzunehmen, dass die Ausdrücke electio 
und eligere kurz hintereinander in verschiedenem Sinne gebraucht seien, 
zuerst als Wahlhandlung im engeren Sinne, dann als das ganze Wahl- 
geschäft bis zur Unterzeichnung des Protocolls. Da die handschriftliche 
Beglaubigung bei beiden Worten die gleiche ist, möchte ich »postquam« 
vorziehen. 
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denz beider ist die gleiche. Im Canon Nicolaus’ I. werden 
nur auch nobiles der Wählerschaft zugezählt. Trotzdem hat 
der Papst hier nicht falsch oder dolos eitirt; denn das Citat 
bezieht sich gar nicht auf die Aufzählung der Classen der 
Wähler, welche nur ..beiläufig erscheint, sondern vielmehr da- 
rauf, dass diejenigen verdammt sein sollen, welche den Wahl- 
berechtigten die Wahl streitig machen. Und diess wurde 
auf dem Coneil des Jahres 769 bestimmt. Dass als Wahl- 
berechtigte damals nur Geistliche galten, 862 aber daneben 
auch Laien, ist ganz irrelevant. Das bedarf einer eigenen 
Erklärung für sich, welche aber bei der Vergleichung des 
. Zweckes der beiden Canones nicht gegeben werden muss !P). 

Welchem Papste gehört nun aber der fragliche Canon 
an? Unzweifelhaft dem Papste Johann IX. und dem Coneil 
des Jahres 898, in dessen Akten er unter anderen Canones 
steht. Führt ihn Ivo unter der Inscription »Stephanus papa< 
ein, so ist das durchaus kein Beweis, dass er jemals, vor 898 
schon von einem Papste dieses Namens erlassen worden sei. 
Etwa gleichzeitig mit der Pannormie findet sich eine andere 
selbstständige Ueberlieferung, in der leider nur im Auszuge 
erhaltenen interessanten Streitschrift des Wido von Osnabrück!!), 
welche zwischen 1081 — 1085 verfasst ist, also vermuthlich 
noch früher als das Werk Ivos. Hier wird er als Decret 
des Papstes Deusdedit (615—618) eingeführt. Niemand wird 
behaupten wollen, dass ihn dieser Papst ursprünglich erlassen, 
dann Stephan IV. und endlich Johann IX. wiederholt habe. 
Der Canon war gewiss den Vertheidigern der kaiserlichen 
Rechte in der Gregorianischen Zeit sehr willkommen 2), er 
cursirte, wie so manche Canones, herrenlos, losgelöst von den 
anderen Genossen des Concils von 898 umher, wurde verschie- 
denen Päpsten irrthümlich zugeschrieben. Es ist ja bekannt, 
dass die Verfasser der Canonessammlungen es mit den Inscrip- 


1%) Man könnte auch sagen, dass »electio« bei Nicolaus im weiteren 
Sinne gebraucht sei, das ganze Wahlgeschäft begreife; da stand den 
nobiles zweifellos ein Antheil zu. 

ı) Bei Jaffe, Bibl. rer. German. 5, 336. 

3) Ivo hat ihn wohl auch dem Wahldecrete Nicolaus’ II. angehängt, 
um die in diesem vorbehaltenen Rechte des Kaisers zu erläutern. 
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tionen nicht sehr genau nahmen. Für eine besonnene Kritik 
liegt also kein Grund vor, eine frühere Abfassung des Canons 
anzunehmen, als unter Johann IX.'!?). Aus der Pannormie 
ging er dann unter derselben irrthümlichen Inscription über 
in eine Ueberarbeitung derselben in cod. Vindob. jus can. 91 
aus den Jahren 1130—1131 ), in die Collectio Caesaraugu- 
stana!°) und in das Decret c. 28 Dist. LXII. 


18) Für nicht ganz glücklich halte ich die Worte von Hinschius, 
S. 231, dass hier eine das Concil von 898 benutzende Erdichtung 
vorliege. 

14) Daraus gedruckt bei Theiner 1. c. Er hält für den Verfasser 
Hildebert von Le Mans. 

15) Wie Scheffer-Boichorst, Die Neuordnung der Papstwahl durch 
Nicolaus II. S. 10 bemerkt. 
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Das Cap. 24 X. de jure patronatus III. 38 lautet: »Quum 
autem advocatus clericum idoneum episcopo praesentaverit et 


ie 
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postulaverit postmodum, eo non refutato, alium aeque idoneum 

in eadem ecclesia admitti: quis eorum alteri praeferatur, 
iudicio episcopi credimus relinguendum, si laicus fuerit, cui 

jus competit praesentandi. Verum si collegium vel ecclesiastica | 
persona praesentationem haberet, qui prior est tempore, iure 

potior esse videtur.«e Die Stelle ist zu übersetzen: 

»Wenn aber der Patron!) einen canonisch befähigten 
Cleriker dem Bischofe in Vorschlag gebracht und späterhin, 
obwohl dieser gar nicht zurückgewiesen worden ist, das Ansuchen 
gestellt hat, dass ein anderer, gleich tauglicher an eben dieser 
‚Kirche angestellt werde, so befinden wir für gut, es dem 
‚rechtlichen Ermessen des Bischofs anheimzustellen, wer von 
beiden den Vorzug erhalten soll, in dem Falle, dass es ein 
Laie gewesen ist, dem das Präsentationsrecht zusteht. In | 
dem Falle aber, dass ein Collegium oder eine geistliche Person 
die Präsentation ausübt, scheint der früher Präsentirte das 
stärkere Recht für sich zu haben.« 


8. 1. 


Die uns hier vorliegende Stelle, ein Rescript des Papstes 
Lucius III., behandelt die sogenannte Variation ?), d. h. das 
Recht des Patrons, bei Erledigung einer Pfründe, innerhalb 
der gesetzlichen Präsentationsfrist, wiederholt ein Subject für 
deren Besetzung in Vorschlag bringen zu dürfen. Begrifflich 
ist eine solche Variation nach zwei Richtungen hin möglich: 
erstens in der Weise, dass die der Reihe nach Präsentirten 
dem instituirenden Bischofe, bezw. Kirchenoberen, gegenüber 
als durch die Präsentation gleichberechtigte Mitbewerber um 
die zur Besetzung ausstehende Stelle auftreten und somit 
der Effect einer Variation dem einer gleichzeitigen Präsen- 
tation Mehrerer gleichkommt, und zweitens in der Weise, dass 
durch die späteren Präsentationen die vorhergehenden als 
zurückgenommen zu betrachten sind und bloss der zuletzt 
Präsentirte als wirklich präsentirt und zur Institution berech- 
tigt erscheint ?). 


1) Advocatus in der Bedeutung von patronus vgl. c. 6, 9, 23,24 X. h.t. 
?) Vgl. Lippert, Patronat S. 112. 
8) Die Zurücknahme kann ausdrücklich oder stillschweigend erfolgen. 


F 
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Somit bleiben in dem ersten Falle, dem der sogen. cumu- 
lativen Variation die mehreren Präsentationen dem Bischofe 
gegenüber rechtlich bestehen, mit der Wirkung, dass dieser 
in Bezug auf die Candidaten nunmehr das Recht der Auswahl 
erlangt, während in dem zweiten Falle, dem der privativen 
Variation, die nachfolgende Präsentation den Effect der vor- 
hergehenden vernichtet und demnach bloss dem zuletzt Präsen- 
tirten das Recht auf Institution zukommt. 

' Die ununterbrochene Praxis der Kirche wie die fast .ein- 
stimmige Ansicht der älteren Canonisten*) kannte rechtlich 
nur die cumulative Variation, so dassschon Fagnani (Comment. 
ad c. 24 h. t. III, 38 n. 6.) sagen konnte: hanc opinionem 
amplectitur omnis schola canonistarum et legistarum in hac 
materia loquentium. Erst Lippert rief mit seinem »Versuche 
einer historisch-dogmatischen Entwickelung der Lehre vom 
Patronate« (Giessen 1829) durch die darin aufgestellte Be- 
hauptung der Zulässigkeit einer privativen Variation die Frage: 
privative oder cumulative Variation? gewissermaassen in’s Leben 
und gab den Anlass zu einer wissenschaftlichen Discussion, 
die wiederum bereits verstummt war, als Schilling, 25 Jahre 
später, in seinem »kirchlichen Patronate nach canonischem 
 Rechte« (Leipzig 1854) die bereits für abgethan gehaltene 
Streitfrage durch die nachdrückliche Verfechtung des Lippert- 
schen Standpunctes wieder aus ihrer Vergessenheit zog, ohne 
indess damit mehr Erfolg zu haben als sein Vorgänger. So 
ist gegenwärtig, nach mehr als weiteren 25 Jahren, die Frage 
wiederum auf dem Standpuncte angelangt, auf dem sie sich 
Jahrhunderte lang befunden hat, und, wie ehemals Fagnani, 
so konnte jetzt Friedle°) in seinem Artikel in Moy’s Archiv, 
Bd. XXIII, ohne Widerspruch befürchten zu müssen, sagen: 
Gegenwärtig: wird wohl fast einstimmig die Unstatthaftigkeit 
der variatio privativa anerkannt. 

Es ist gerade die von uns im Eingang angeführte Stelle, 
auf die die genannten Vertreter der variatio privativa ihre 
Ansicht vornehmlich gestützt haben, und gerade darum wird 
die nochmalige Behandlung der Frage, ob sich aus Gründen, 
allgemeiner oder specieller Natur, bezw. aus anderen Gesetzes- 


# Vgl. Friedle, 8. 46. 5) 8, 46, 


94 Dr. Georg Schlesinger: 


stellen heraus die Annahme einer privativen Variation als 
unbedingt nothwendig oder als in hohem Grade geboten ergebe, 
zu einem grossen Theile mit der Interpretation der erwähnten 
Stelle zusammenfallen. 

Der Kernpunct für die Entscheidung der Frage liegt, 
soweit zuvörderst unsere Gesetzesstelle in Betracht kommt, 
in der Interpretation dreier Worte, nämlich der Worte eo non 
refutato, und in der Untersuchung, auf welches der im Satz- 
beginne befindlichen Substantiva diese Worte naturgemäss zu 
beziehen seien. Je nachdem dieselben entweder auf den Bischof 
bezogen, oder mit advocatus in einen grammatikalischen 
Zusammenhang gebracht werden, ändert sich der Sinn des 
ganzen Satzes in einer für unsere Frage wesentlich maass- 
gebenden Weise. In dem ersten Falle lautet nämlich unsere 
Stelle: Wenn der Patron einen canonisch befähigten Cleriker 
dem Bischof vorgeschlagen und nachher, trotzdem der Bischof 
diesen nicht zurückgewiesen hat, einen Zweiten präsentirt hat, 
dann hat der Bischof unter den beiden Präsentirten die Aus- 
wahl zu treffen. Dagegen heisst es im zweiten Falle: Wenn 
der Patron einen canonisch befähigten Cleriker dem Bischof 
vorgeschlagen und nachher, ohne diese Präsentation zurückzu- 
nehmen, einen Zweiten präsentirt hat, dann u. s. w. Auf 
diese, zuletzt genannte Deutung sich stützend folgern nun die 
Anhänger der privativen Variation durch eine Argumentation 
e contrario, dass, wenn die cumulative Variation angenommen 
werde für den Fall, dass der Patron die erste Präsentation 
nicht zurückgenommen habe, im entgegengesetzten Falle, im 
Falle der ausdrücklichen Zurücknahme der ersten Präsentation, 
das Vorhandensein einer privativen Variation zugegeben wer- 
den müsse, indem sich dafür die directe Vorschrift ergäbe: 
eo refutato ..... » . . Iudicio episcopi credimus non relin- 
quendum. | 

Wir wollen zuvörderst nachzuweisen suchen, dass, dem 
Wort- und grammatikalischen Sinne gemäss, die Beziehung 
des eo non refutato auf den Bischof für allein zulässig zu 
erachten ist, ungeachtet der Thatsache, dass Lippert®) dies 
nicht einmal als möglich in Betracht zieht und die Beziehung 
auf advocatus für allein denkbar zu halten scheint. 


6) Vgl. Lippert a. a, 0.8. 117. 
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Zuvörderst ist mit Recht von Friedle (S. 47) hervor- 
gehoben worden, dass in dem derzeitigen Latein eine directe 
Beziehung zwischen dem refutare und advocatus wohl anders als 
durch das participium passivi ausgedrückt worden wäre; das 
grammatikalisch Zunächstliegende würde ohne Zweifel eum non 
refutans oder eum non refutando gewesen sein. Zudem spricht 
auch die gewöhnliche und vorwiegend geltende Bedeutung des 
Wortes refutare gegen die in Rede stehende Interpretation. 
Ja noch mehr, refutare ist grade das technische Wort für die 
Verwerfung des Bischofs”), wie es überhaupt in der Sprache der 
Juristen nur in Bezug auf einen richterlichen, Act gebraucht 
wird und in dem Sinne beständig, auch bei Thomassin, 
Schmalzgrüber, de Roye zur Anwendung kommt°). Nun 
soll nach du Fresne°®), auf den sich Bickell‘®) bei Ver- 
 werfung der gewöhnlichen Wortbedeutung beruft, refutare im 
Mittelalter auch die Bedeutung: »Aufgeben eines Rechts zu 
Gunsten eines Anderen« gehabt haben; aber abgesehen davon, 
dass diese Bedeutung nicht gut in den Zusammenhang der 
Stelle passt, ist dieselbe eine so vereinzelt auftretende, dass 
es nicht geboten erscheint, ohne besondere Gründe ihret- 
wegen die alte und ächte, auch für das Mittelalter bezeugte 
Bedeutung des Wortes bei Seite zu schieben. 

Die grammatikalische Untersuchung ergiebt so, als Folge 
der Beziehung der Worte eo non refutato auf die Zurückweisung 
durch den Bischof die auf Seite 94 unter Fall 1) angegebene 
Auffassung unserer Stelle. Dieser Auffassung hat Schilling'') 
die vermeintliche Thatsache entgegengehalten, dass ihr die 
vorangehenden Worte clericum idoneum auf das Bestimmteste 
entgegenstehen. Denn da der Bischof einen idoneus nicht 
zurückweisen dürfe!?2), so lasse sich die Annahme, als ob 
der Gesetzgeber ausdrücklich auf eine rechtswidrige Hand- 
lung eines Kirchenbeamten habe Bezug nehmen wollen, in 


?) Schulte, System 8. 692 Not. 2. 

°) So spricht man bekanntlich im Civilprocess von refutatorischen 
Aposteln, vgl. Kaiser $. 422 Anm. 1. 

®) Ed. Henschel, T. V. p. 659. Vgl. Vermehren in Weiss Arch, 
Bd. V. S. 67. 

10) In Schuncks Jahrbüchern, Bd. XIII. Heft 3, S. 292 u. 293. 

1) 89,75. 1%) Schilling $. 42. | 
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keiner Weise rechtfertigen. Zur Entkräftung dieses Argu- 
ments ist der von Gerlach) vorgebrachte Einwand, dass 
der Bischof nur dann strafbar handle, wenn er dem allein 
präsentirten Cleriker malitiöser Weise!*) die Institution 
versage, dass es ihm aber im Falle einer successiven Prä- 
sentation zweier Candidaten freistehe, den Ersten zurückzu- 
weisen, falls er ihn nur nicht als nicht untauglich zurück- 
weise, sicherlich nicht ausreichend. Denn es handelt sich 
ja hier um die Refutation eines nicht Untauglichen, bevor 
der zweite Candidat präsentirt worden ist und darin liegt 
ja eben das Malitiöse der bischöflichen Handlungweise. Trotz- 
dem lässt sich die von uns angenommene grammatikalische 
Beziehung und die auf ihr basirte Auffassung unserer Stelle 
sehr wohl rechtfertigen und zwar in einfacher Weise. Zuvör- 
derst muss an die sehr wichtige Thatsache erinnert werden, 
dass in der vollständigen Decretale, der diese Stelle entlehnt 
ist, die Worte eo non refutato gänzlich fehlen !®) und das 
Fehlen dieser Worte für die Erklärung der Stelle im Sinne 
der cumulativen Variation ganz irrelevant ist, während die 


18) Gerlach 8.58: »Nach dem Rescripte von Innocenz III. (c. 29. 
X. h. t.), worauf Schilling in $. 42 seine Darstellung stützt, wird der 
Bischof sträflich handeln, wenn er dem fähigen alleinpräsentirten Cleriker 
malitiöser Weise die Institution versagt, dadurch den um die Aus- 
übung seines Rechts besorgten Patron zu einer nochmaligen Präsentation 
veranlasst und so den Cleriker um die Stelle bringt. Allein daraus 
folgt noch nicht, dass er auch dann rechtswidrig handle, wenn er zwar 
auch dem zweiten Vorschlage den Vorzug giebt, wenn er aber doch 
den Zuerstpräsentirten nicht als untauglich zurückweist (eo non 
refutato). Hier setzt der Gesetzgeber nicht etwa eine rechtswidrige 
Handlung des Bischofs, sondern das gerade Gegentheil davon voraus, 
dass der Bischof den Fähigen nicht als Unfähigen zurückwies. Das 
hat Schilling übersehen.e Der Sinn der allerdings unklar gefassten 
Stelle möchte hiernach sein: Im Falle einer successiven Präsentation 
zweier Candidaten hat der Bischof wohl das Recht, den zuerst Präsen- 
tirten als untauglich zurfickzuweisen und den Zweiten ohne Weiteres 
zu instituiren; er hat aber nicht das Recht, den zuerst Präsentirten als 
»nicht untauglich«, d. h. obwohl er tauglich ist, nur deshalb zurückzu- 
weisen, weil ein Zweiter nachpräsentirt worden ist. In einer solchen 
Handlungsweise läge -eben eine — unzulässige — Anerkennung der 
privativen Variation. 

14) Vgl. c. 29. X. h. t. | 

16) Vgl. Richter-Dove $. 190, Anm. 10. 
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. privative Variation. selbst .den Schein ihrer ‘Existenz. schon 
mit der Abwesenheit dieser Worte einbüsst. Nun führt gerade 
die Thatsache, dass .eine Interpolation vorliegt, auf den Sinn, 
in dem die interpolirten Worte zu verstehen sind. Von vor- 
sätzlichen Fälschungsabsichten abgesehen, hat eine Interpolation 
immer nur die Bedeutung gehabt, den. ursprünglichen Sinn 
der interpolirten Stelle zu befestigen und zum leichteren 
Verständniss zu bringen. Spricht daher die in Rede stehende 
Decretale in ihrer ursprünglichen Form, wie von Niemandem 
bezweifelt wird, von der cumulativen Variation, ohne auch 
nur den geringsten Anlass zu der Annahme einer privativen 
zu bieten, so. hat die Interpolation der Worte eo non refutato 
nur den Zweck haben können, die vorliegende Stelle im Sinne 
des Interpolators noch klarer und verständlicher zu gestalten 
und ‚die einzelnen, Elemente des zur Betrachtung gestellten 
Falles in möglichst genauer Weise hervorzuheben.‘ Mit vollem 
Recht sagt Kaiser (S. 418): »Man sieht auf den ersten Blick, 
dass der Fall. mit möglichster Präcision vorgeführt werden 
sollte, daher die mehreren. Prämissen a) clericus idoneus, b) 
episcopo praesentaverit — perfecte Präsentation, .c) alium aeque 
idoneum, d) postmodum, e) si laicus fuerit, f) eo.non refutato.« 

Die betreffenden Worte sollen also kein neues Moment _ 
“in die Beurtheilung des Falles einfügen, sondern die Natur . 
des Falles genau. präcisiren und das schon Gesagte noch 
einmal betonen. »Sie!®) sollen gerade das Legale des Falles 
hervorheben, dass der Bischof nicht, was weder unmöglich 
noch unerhört wäre, den Patron rechtswidrig zum Variiren 
bewogen habe. Fehlten die Worte, so könnte man glauben, 
es habe der Patron vielleicht gutmüthiger Weise sich zur 
zweiten Präsentation nur deshalb entschlossen, weil er mit 
der ersten an dem unbesiegbaren ann nn ’Kirchen- | 
oberen gescheitert sei. _ 

- Aus dem Gesagten geht hervor, dass die Beziehung des 
eo non refutato auf die Zurückweisung a den Bischof einer- 
seits, der Wortinterpretation nach, die zunächstliegende ist, 
und dass ihr andererseits die Thatsache, dass der Bischof recht- 
mässiger Weise einen idoneus nicht zurückweisen dürfe, nicht 


6) Kaiser 8. 419, 
Zeitschrift für Kirchenrecht, XIX. (N. F. IV.) 1. 7 
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entgegensteht. Aber selbst wenn man davon absehen und 
ohne Weiteres die andere Erklärung acceptiren wollte, so ist 
man von einer einfachen und ungezwungenen Ableitung einer 
privativen Variation noch sehr weit entfernt. Diese zu con- 
struiren, bedarf es erst einer, logisch bekanntlich nicht zwingen- 
den, Argumentation e contrario, und selbst dann könnte man 
noch versucht sein !?), die sich ergebende Alternative so aufzu- 
fassen, als ob der Bischof allerdings nicht die Wahl hätte 
zwischen den zwei Präsentirten, wohl aber gezwungen wäre den 
. zuerst anstatt des zuletzt Präsentirten zu instituiren, wie das 
bei dem unmittelbar darauf behandelten geistlichen Patronat 
der Fall it. Wenn man sich auch dieser Auffassung nicht 
anschliesst, so ist es darum doch nicht minder wahr, dass 
hier formell zwei Syllogismen vorliegen und es deshalb als 
unbegründet erscheinen muss, mit directem Ausschluss des einen 
auf den anderen ein singuläres Recht gründen zu wollen. 
Auch die Glosse sowohl zu unserer Stelle, wie zu c. un. 
de iure patr. in VI® (III, 19) hat lediglich die Existenz einer 
variatio cumulativa angenommen. Bei letzterer ist dem deut- 
lichen Wortlaute nach: Laicus potest unum praesentare, postea 
alium accumulative, et sic potest variare et dioecesanus potest 
acceptare, quem voluerit, ein Zweifel nicht möglich; in ersterer 
dagegen: dando secundum videtur recedere a priori hat Schil- 
ling?) die Annahme einer variatio privativa finden wollen. 
M.E. ist das ohne eine radicale Vergewaltigung des deutlichen 
Wortsinnes nicht möglich. Dass der Patron, indem er einen 
zweiten Candidaten präsentirt, den ersten etwas aufzugeben 
(recedere) scheint, ist ja ganz natürlich, da er, gerade bei 
der cumulativen Variation, seine bis dahin sichere Anstellung 
zu einer nunmehr bloss möglichen gestaltet. Und selbst 
wenn man der landläufigen Bedeutung von recedere entgegen, 
dieses mit »vollständig aufgeben« übersetzen will, so liegt 
auch dann die Nothwendigkeit der Annahme einer privativen 
Variation noch nicht vor. Denn in der durch die zweite 
Präsentation kundgewordenen Willensänderung des Patrons 
kann sehr wohl ein vollständiges Aufgeben des zuerst vorge- 


17) Siehe Kaiser, 8. 424 und Schmalzgrüber, III, 88 no. 195. 
18) 8, 74. | 
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schlagenen Candidaten liegen; aber daraus folgt noch gar 
nicht, dass damit die rechtliche Folge verbunden ist, dass 
der Bischof bloss den zuletzt Präsentirten zu berücksichtigen 
hat. Die Willensänderung (variatio) des Patrons ist dann 
allerdings privativ, aber diese variatio privativa im subjectiven 
Sinne fällt durchaus nicht zusammen mit der variatio privativa 
im objectivrechtlichen Sinne. 
8. 2. 

Indem selbst die Vertheidiger der privativen Variation 
haben zugeben müssen, dass unsere Gesetzesstelle keinen: un- 
mittelbaren Beleg für ihre Ansicht liefere, haben sie den 
naturgemässen Versuch gemacht, aus dem Wesen des Patronats 
wie aus dem Geiste der canonischen Gesetzgebung und aus 
direeten Quellenstellen für ihre Behauptung. neue Beweismittel 
heranzuziehen. Ihren Argumenten sind von den Anhängern 
der. cumulativen Variation Gegenargumente entgegengestellt 
worden, und es hat sich so eine Discussion entwickelt, die von 
unserem cap. 24 gänzlich abstrahirend, ihre Gründe auf allge- 
meine, historische wie rechtliche, Betrachtungen gestützt hat. 
Um, in Ermangelung specieller Rechtssätze, aus dem 
allgemeinen Rechtscharacter des Beneficialwesens fehlende 
Lücken zu ergänzen und auftretende Streitfragen zu entschei- 
den, muss man sich daran erinnern’), dass für die Beurthei- 
lung desselben zwei Grundsätze maassgebend sind: 1) dass der 
Bischof der rechtmässige Verleiher des Beneficiums ist und 2) 
ut facilius provideatur ecelesiis?°). Zu diesen beiden Grund- 
 sätzen des ius commune sind als singuläre Rechtsbestimmungen 
der Patronat mit der in ihm enthaltenen Präsentationsbefugniss 
und die dieser entsprechende Verpflichtung des Bischofs, den 
in canonischer Form Präsentirten zu instituiren, hinzugetreten. 
Aus ihrer singulären Natur ergiebt sich für sie die unmittel- 
bare Folgerung, dass sie bloss soweit und in dem Umfange 
aufrecht zu erhalten sind, als sie eine specielle und ausdrück- 
liche Gewährleistung für sich haben; eine Ausdehnung der- 


19) Siehe Kaiser, S. 413 Anm. 1. 
20) Vgl. c. 2. de iure patr. in Clem. (II. 12), c. 4 de elect. et el. 
pot, in VI° (1. 6), c. 15 eod., c. 35 de praeb. et dig. in VI (TII. 4). 
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selben, insbesondere im Wege der Analogie, widerspricht von 
vornherein dem Wesen und der systematischen Stellung der 
singulären Rechte, dann aber auch der traditionell und durch 
fortdauernde Praxis befestigten Anschauung der Kirche, die, 
allen ausserhalb ihrer Rechtsordnung befindlichen Einflüssen 
und namentlich dem Laienthum gegenüber, eine Schmälerung 
ihrer rechtmässigen Gewalten und Befugnisse unter keinen 
Umständen zulassen zu dürfen glaubt. Wo also ausdrückliche 
Bestimmungen in Bezug auf die Existenz oder Ausdehnung 
der, Privaten der Kirche gegenüber zustehenden, Rechte fehlen, 
werden die allgemeinen Rechtsgrundsätze wie die feststehenden 
Prineipien der Kirche diese Lücken in dem angedeuteten Sinne 
auszufüllen haben. Daraus resultirt als unabweisbare Folge, 
»dass das Patronatrecht im Zweifel jede Ausdehnung gegen 
sich hat, und dass im einzelnen Falle immer derjenigen Aus- . 
legung der Vorzug zu geben ist, welche dem regelmässigen 
Verleihungsrechte das Wort spricht«®!). Gerade ein solcher 
Fall der Ausdehnung eines singulären Rechts ist nun der 
Fall der variatio privativa. Freilich ist dagegen die Berufung 
auf die von Lippert eingeführte variatio necessaria privativa 
— d. h. denjenigen Fall der Variation, der eintreten muss, 
wenn der zuerst Präsentirte aus irgend welchen Gründen nicht 
instituirt werden kann — als auf eine analoge Ausdehnung 
dieses Rechts geltend gemacht worden. Dieselbe ist aber 
nicht zutreffend, da die variatio necessaria gar keine Variation 
im Sinne der darin liegenden Befugniss des Patrons ist und 
auch in den Quellen (vgl. c. 26 de elect. et el. pot. in VI" 
(I, 6), ac si vacatio nova esset) als Nichtvariation ausdrücklich 
bezeichnet wird. Sie ist keine Erweiterung des Präsentations- 
rechts; denn die erste Präsentation wird als gar nicht zu 
Recht bestehend, die zweite allein als rechtlich existente 


‚Manifestation der Patronatsbefugniss aufgefasst. 


Ebensowenig kann man, wie es Lippert (in Weiss Archiv, 
Bd. III. S. 97, 98) thut, die cumulative Variation, deren Existenz 
sich aus unserer Stelle als zweifellos ergiebt, als Ausdehnung 
des Rechts des Patrons ansehen und aus diesem Grunde — 
auf dem Wege der Analogie — eine anderweitige Ausdehnung, 


21) Vermehren, in Weiss Arch, Bd. II. S. 127. 
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wie sie in der privativen Variation liegt, befürworten. Denn, 
‚abgesehen von der Unzulässigkeit einer Analogieargumentation 
bei singulären Rechten, enthält die cumulative Variation, 
ihrer wirklichen Natur nach, überhaupt keine Ausdehnung 
des Präsentationsrechts.. Das Recht des Patrons, wie es in 
Ihr zum Ausdruck kommt, ist nicht allein kein intensiveres, 
sondern gerade im ann ein abgeschwächtes und weniger 
wirkungsvolles. | 
Während der Patron durch die Präsentation eines einzigen 
Candidaten dem Bischof gegenüber ein unbedingtes Recht?®) 
erlangt, dass der von ihm Präsentirte instituirt werde, — 
selbstverständlich sofern er nur die canonische Qualification ?3) 
besitzt — so dass thatsächlich dem Patrone die Collation des 
Benefieciums zufällt, wenn diese zu ihrer Wirksamkeit auch 
immer noch der bischöflichen Sanction ?*) bedarf, so bedeutet 
die Präsentation Mehrerer ihrem Effecte nach eine directe 
Annäherung an das freie Yerleihungsrecht des Bischofs, indem 
dieser unter den mehreren Präsentirten das ius eligendi, das 
Recht der Auswahl?°) und somit auch die wirkliche Collation . 
erhält. Das Recht des Patrons ist hier insofern geschwächt, 
als es sich nunmehr nur auf sämmtliche Präsentirte zusammen 
erstreckt, nicht mehr auf einen Einzelnen 2°), und es hat sonach 
in diesem Falle bloss den negativen Werth, dass Niemand 
zur betr. Stelle gelangen kann, wofern er nicht vom Patrone 
vorgeschlagen worden ist?”). Zudem sind die mehreren Prä- 


22) Vgl. c. 32 C. 16 qu. 7: quod si spretis eiusdem fundatoribus 
rectores ibidem praesumpserit episcopus ordinare, et ordinationem suam 
irritam noverit esse, et ad verecundiam suam alios in eorum loco (quod 
iidem ipsi fundatores condignos elegerint) ordinari. Siehe auch cap. 29, 30 
X. de iure patr. (III. 38). 2 

28) Cap. 18 X. h. t.: personae idoneae sunt admittendae und cap. 
31 X. h. t.: si ei (praesentato) aliquid non obsistat canonicum. 

24) cap. 5, 31 X. h. t. In ersterem heisst es: quoniam antequam 
praesentatio per dioecesanum episcopum approbetur, ratum non est, quod 
a patrono fuerat inchoatun. 

25) Der Bischof ist allerdings gehalten, dem Würdigsten das Bene- 
fiium zu verleihen. Vgl. Schmalzgrüber, III. 38 n. 210. 

26) Vgl. Kaim, S. 152. 

27) Wird demnach die cumulative Variation als eine Concession der 
Kirche an den Patron, als eine Berücksichtigung seiner Willensänderung 
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sentationen im strengen Rechtssinne nicht als mehrere Präsen- 
tationen aufzufassen ; sie repräsentiren eine einzige Präsentation, 
die in dem letzten Vorschlage ihren Abschluss erreicht, und 
stehen begrifflich vollständig gleich der gleichzeitigen Präsen- 
tation Mehrerer, die quellenmässig*®) anerkannt ist, und, wie 
nicht gezweifelt werden kann, die Absorption bloss des einen 
Präsentationsrechts. darstellt. So wird auch in unserer Ge- 
setzesstelle, im Anschlusse an praesentaverit, das zweite Mal 
nicht wieder dieses Wort gebraucht, sondern postulaverit 
gesagt, worin die Andeutung liegt, dass der zweite Vorschlag 
nicht als eine zweite Präsentation zu characterisiren 2°) ist. 
Die Stärkung des kirchlichen Einflusses dem Patron 
gegenüber und die Beseitigung aller Schranken, die eine 
Erweiterung der bischöflichen Betheiligung an der Besetzung 
einer Patronatstelle ausschliessen, ist, wie für die principielle 
Verneinung der Zulässigkeit der privativen Variation, so auch“ 
für die Beantwortung aller der Nebenfragen maassgebend, die 
mit der Variation im Zusammenhange stehen®®). Daher be- 
hauptet Schlayer mit Recht®!), dass ein pactum de non 
varıando zwischen dem Patron und dem zuerst Präsentirten, 
selbst wenn es durch einen Eid bekräftigt ist — in welchem 
Falle Lippert S. 122 dasselbe für vollkommen wirksam hält 
— der Kirchenordnung und dem Wohle der Kirche widerspreche 
und darum für unzulässig und rechtlich bedeutungslos zu er- 
achten sei. Ein solches pactum wäre ein Eingriff in mögliche 
Rechte des Bischofs und eine Beeinträchtigung der Interessen 
der Kirche; der zur Bekräftigung derselben geleistete Eid 
wäre Eidesmissbrauch und daher selbst das eidlich unterstützte 
pactum — als überdiess den Bischof gar nicht berührend — 


aufgefasst, so kann diess immer nur in dem Sinne geschehen, dass man 
eine formelle Erweiterung, aber eine materielle Schwächung des Präsen- 
tationsrechts zugiebt. 

28) Bei Mitpatronen, vgl. cap. 2 de iur. patr. in Clem, (III, 12). 

22) Vgl. Kaiser S. 416. 

80) Daher ist eine kurze Erörterung dieser Fragen hier am Platze. 

21) 8. 20, vgl. auch Schulte, Lehrbuch S. 820 und Schmalz- 
grüber III. 88 n. 206 gegen Schilling, S. 85, der zwar nicht die 
Nichtigkeit der Institution des Nachpräsentirten, wohl aber eine per- 
sönliche Klage gegen den Patron auf Entschädigung für zulässig erklärt. 
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für diesen nach keiner Richtung hin bindend. In gleicher 
Weise ist auch die Frage, wie oft der Patron innerhalb der 
gesetzlichen Frist variiren dürfe, dahin zu beantworten, dass 
es den Interessen der Kirche und dem Geiste des canonischen 
Rechts am besten entspreche, derselben gar keine Schranken 
zu ziehen, da durch die Präsentation einer grösseren Anzahl 
von Candidaten der Autorität des Bischofs und dem Macht- 
einflusse der Kirche ein weiterer Spielraum gewährt wird ®?). 
Ebenso wenig hindert ein Verzicht ®®) des Patrons auf Nach- 
präsentation den Bischof, eine solche trotzdem anzunehmen. 

So sind in allen den Fällen, wo ausdrückliche gesetzliche 
Bestimmungen fehlen, die vorhandenen Lücken immer in dem 
Sinne zu ergänzen, der die engste Annäherung an die Fülle 
der bischöflichen Befugnisse und an die collatio libera, als 
gesetzt durch das ius commüne, bedeutet. 


8. 8. 


Selbst wenn man von den, im vorigen Paragraphen ent- 
wickelten, allgemeinen Grundsätzen absieht und die aus ihnen 
sich ergebenden Argumente gegen die Zulässigkeit der variatio 
privativa bei Seite lässt, so genügt schon eine genauere Betrach- 
tung der rechtlichen Verhältnisse, wie sie sich bei der Ausübung 
des Patronat-, bez. Präsentationsrechts gestalten, zum Beweise 
. dafür, dass die Annahme einer prirativen Variation zurückzu- 
weisen sei. 

Es ist allgemein?) anerkannt, dass dem Präsentirten 


2) Vgl. Schlayer S. 12, 13; Lippert, Patronatr. S. 125; Kaim, 
Ba. II. S. 142; Schmalzgrüber II. 38 n. 202: propter utilitatem 
ecclesiae und Gerlach 8.58 im Anschlusse an cap. 2 de rescr. in VI‘ 
(I. 3), das sich für »tres vel quatuor« direct ausspricht. Allerdings 
gestattet die Praxis des apostolischen Stuhles -— befremdlicher Weise — 
nur das einmalige Nachpräsentiren, siehe Schilling 8. 84. 

8) Vgl. Schulte, Lehrbuch S. 319. 

%) Phillips, Lehrbuch Abtbhl. I. $. 144: Der Präsentirte erhält ein 
ius ad rem, womit ein Klagrecht wider den Bischof auf Institution ver- 
bunden ist; so lange diese indessen nicht geschehen ist, leidet das ius 
variandi des Laienpatrons keinen Eintrag. | 

Richter-Dove $. 194 S. 579: Der Präsentirte erlangt aus der 
Präsentation nur das Recht, die Uebertragung der Pfründe zu verlangen, 
sobald er fähig ist. 
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aus der Präsentation®®) dem Bischofe, bez. instituirenden 
Kirchenobern gegenüber ein sogen.’ius ad rem®®) erwächst, 
d. h. das Recht zu verlangen, dass ihm das Amt übertragen 
werde, womit sogar ein Klagrecht wider den Bischof auf Insti- 
tution verbunden ist. Dieses ius ad rem ist indessen kein 
absolutes, es ist bedingt durch zweierlei: 1) dadurch dass 
der Präsentirte vom instituirenden Bischof für fähig 37) be- 
funden wird und 2) dadurch, dass vom Patron kein weiterer 
Candidat nachpräsentirt wird. Da die Variation nach ihrer 
formellen Seite ein Recht, eine Befugniss darstellt, so ist 
naturgemäss der Patron zu derselben nicht verpflichtet, so 
dass, wenn diese unterbleibt, das Recht des Präsentirten un- 
mittelbar das Recht auf Institution bedeutet. Macht indessen 
der Patron von seinem Variationsrechte Gebrauch, so fällt 
das ius ad rem, das früher einem Einzelnen zugestanden, 
allen Präsentirten gemeinschaftlich zu, ganz ebenso wie in 
diesem Falle das Recht, das der Patron dem Bischofe gegen- 
über auf Institution hat, wie es sich früher auf einen Einzel- 
nen bezog, sich nunmehr auf alle Präsentirten zusammen 
erstreckt. Insoweit enthält die cumulative Variation — wie 
auch die gleichzeitige Präsentation Mehrerer — im Gegensatz 
zur Präsentation eines Einzelnen eine Schwächung des diesem 
zustehenden ius ad rem. Diese Schwächung ist zulässig im 
Hinblick auf das in den Vordergrund tretende kirchliche- 
Interesse und ist immer nur Schwächung des Rechts, nie 
vollständige Beseitigung desselben, da principiell einem Jeden 
der Candidaten ohne Ausnahme das Recht auf Mitberücksich- _ 
tigung°®) bei der durch den Bischof zu treffenden Wahl 
verbleibt. Es behält also in jedem Falle, mag eine Variation 


'Kaim, S. 154: Es cedirt der Patron sein Recht auf die bischöf- 
liche Einsetzung dem Präsentirten, indem er selbst ein ius ad rem erwirbt 
sowohl dem Patron wie dem Ordinarius gegenüber. 

Van Espen, Jus eccl. univ. P. II. tit. 26, c. I. n. 19.: praesenta- 
tus vi praesentationis ius ad ipsam institutionem habet. Vgl. zudem c. 
1. C. XVI qu. 5 u. c. 32 C. XVI qu. 7. 

85) Erforderlich ist praesentatio perfecta und acceptatig praesentati. 
Schulte, System S. 699. 

8) Vgl. Schulte, System 8. 699. 

#7) Vgl. den vorigen Paragraphen. | 

s°) Siehe Vermehren in Weiss Arch. II. S. 129-132. 
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. eintreten oder nicht, der zuerst Präsentirte — sofern er über- 
haupt tauglich ist — ein ius ad rem, dessen Inhalt nur, 
je nachdem eine Variation statt hat oder nicht, von geringerer 
oder grösserer Intensität ist. Würde eine Gesetzesstelle deut- 
lich und bestimmt die privative Variation zulassen, so müsste 
allerdings diese Behauptung der Existenz eines ius ad rem 
auf Seiten des zuerst Präsentirten®®) fortfallen; aber mit 
Rücksicht darauf, dass eine solche Bestimmung nicht existirt 
und dass gerade aus dem Geiste der canonischen Gesetzgebung 
wie aus einzelnen Bestandtheilen derselben die Berechtigung 
der Annahme der variatio privativa hergeleitet werden soll, 
ist diese Thatsache in Betracht zu ziehen und gegen die 
privative Variation geltend zu machen ?°). Der von Lippert“®) 
und Schilling?) gegen diese Argumentation vorgebrachte 
Einwand, dass ein ius quaesitum des zuerst Präsentirten des- 
halb nicht existire, weil schon die allseitig anerkannte, cumu- 
lative Variation ein solches ausschliessen müsse, beruht auf 
der Verwischung des Unterschiedes, der zwischen der Schwächung 
und der Vernichtung eines Rechts existirt. Es besitzt aber 
der zuerst Präsentirte, mit Rücksicht auf die cumulative 
Variation, wenn auch nicht das ausschliessliche Recht auf Insti- 
tution, so doch immer das Recht auf Mitberücksichtigung *°) 
bei der Wahl, und daher würde thatsächlich, den gesetzlichen 
Bestimmungen gegenüber, die privative Variation eine ver- 
letzung eines ius quaesitum**) enthalten. 

Auch noch aus anderen Gründen wird die Annahme der 
variatio privativa als unzulässig erscheinen müssen. Die kirch- 
liche Anschauung ist von jeher von dem Grundsatze ausge- 
gangen, die Verhältnisse des Klerus in seinen verschiedenen 


%) und selbstverständlich aller nachher Präsentirten. 

.*%) Von einer petitio prineipii kann demgemäss keine Rede sein, 
vgl, Schlayer 8. 5. 
44 In Weiss Arch. Bd. II. S. 97, 98. 

AD 1: | 

45) Es ergiebt sich demnach als dem Patronatrechte wesentlich 
bloss die Mitwirkung bei der Besetzung der EAUOnAEE. Vgl. Ger- 
lach S. 54, Friedle 8. 47. 

#) Vermehren, a. a. O0. Bd. II. S. 130: Jeder ist bei seinem 
wohlerworbenen Rechte zu schützen. 


ty 


106 Dr. Georg Schlesinger: 


Beziehungen zur Kirche einzig und allein der Beurtheilung 
der competenten Kirchenoberen unterzustellen und vor Allem 
die Einwirkung des Laieneinflusses auf interne Angelegenheiten 
desselben principiell auszuschliessen. Die privative Variation 
würde zu dieser traditionellen Anschauung im schroffsten 
Gegensatze stehen. »Es würde schon im Falle eines geist- 
lichen Patronats die Thatsache unerträglich sein, dass ein 
Glied des Diöcesanklerus als unwürdig für die Verwaltung des 
kirchlichen Amtes von einem Anderen als dem vorgesetzten 
kirchlichen Oberen declarirt worden wäre. Ist der Patron 
ein Laie, so erscheint das Unkirchliche in noch grellerem 
Lichte«*5). Das Recht des Patrons — so ist der Sinn, den 
die Kirche demselben beilegt — soll sich immer nur positiv 
in der Bevorzugung eines Klerikers vor den Uebrigen, nicht 
aber negativ in der direeten Ausschliessung eines solchen 
äussern dürfen; bei dem Laienpatron schon aus dem Grunde, 
weil derselbe nur verpflichtet ist, ein fähiges*®) Subject, nicht 
das würdigste zu präsentiren, und die Ausschliessung eines 
bereits Präsentirten durch Zurücknahme der Präsentation daher 
aufgefasst werden könnte als eine Bethätigung der Ansicht, 
dass der betr. Kleriker überhaupt nicht idoneus sei. Hierin 
läge eine indirecte Kritisirung des Bischofs, wenn derselbe 
dem Candidaten bereits die Weihen verliehen, oder eine Beein- 
flussung desselben, wenn die Ordination noch nicht erfolgt 
wäre, zugleich aber auch eine Schmälerung an der Ehre des 
Klerikers: insgesammt Momente, die die Anschauung der 
Kirche als Eingriffe in die ihr allein zustehende Jurisdietion 
auffassen und von vornherein zurückweisen wird. Denn dass 
gerade in Bezug auf die Wahrung von Ehre und Würde die 
Kirche bei jedem Einzelnen ihrer Kleriker mit schonender 
Rücksicht zu verfahren pflegt, geht schon daraus hervor *?), 
dass selbst der Bischof die Uebertragung eines angebotenen 
Beneficiums nicht verweigern darf, selbst dann nicht, wenn 
dasselbe noch gar nicht acceptirt worden ist, lediglich aus 


15) Kaiser S. 415. 

4) Wenn es auch seine moralische Pflicht ist, den Fähigsten von 
den Candidaten, die er im Sinne hat, zu präsentiren. Vgl. Kaim 8. 137. 

#7) Vgl. Kaiser S. 427. 
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dem Grunde, weil das als eine Verletzung der dem Geistlichen 
‘ selbst von seinem Oberen her gebührenden Achtung aufgefasst 
wird. Wenn nun selbst der Bischof in dieser Richtung streng 
gebunden ist, wie sollte es da im Sinne der kirchlichen An- 
schauung möglich sein, dass der Patron den bereits zur Insti- 
tution Vorgeschlagenen ohne Weiteres, durch Zurücknahme 
der-Präsentation, von der erhofften Stelle ausschliessen dürfte? 
Daher muss unbedingt geschlossen werden, dass wie im ein- 
zelnen Fälle »Widerruf einer perfecten Präsentation von Seite 
des Patrons nicht denkbar ist«“), so. auch die privative 
Variation, insofern sie ein prineipielles und wiederholtes Recht 
des Widerrufs bedeutet, als unzulässig, weil ganz unkirchlich 
zurückzuweisen ist. 

Zudem würde auch die privative Variation den Bischof 
zu dem Patron in ein Verhältniss setzen, das der kirchlichen 
Stellung des Ersteren in keiner Weise entspricht. Anstatt 
dass seine Wirksamkeit der Ausübung des Patronatrechts 
gegenüber ‘eine rechtlich in einfacher Weise bestimmte und 
von dem Willen des Patrons unabhängige wäre, würde er 
»den sich stets erneuenden Anträgen eines wankelmüthigen 
Patrons preisgegeben« *°) und mit der Mühe belastet sein, die 
präsentirten Candidaten einer sich eventuell beständig wieder- 
holenden Untersuchung zu ziehen, ohne dass das Resultat ' 
derselben davor geschützt wäre, durch eine neue Willensän- 
derung‘ des Patrons gänzlich hinfällig zu werden. So wäre 
der Bischof in die ihm wenig angemessene Lage versetzt, dem. 
Missbrauche des Patronatrechts als willenloses Werkzeug 
Vorschub leisten zu müssen. Ganz anders bei der eumulativen 
Variation. Es ist unverständlich, wenn Lippert 5°) in Be- 
ziehung auf diese behauptet, dass da ein gleicher Missbrauch 
vorliege, da es ja auch dem Patron freistehe, dem Bischofe 
eventuell ein Dutzend Candidaten hintereinander zu präsentiren. 
Es bedarf eigentlich gar nicht des Hinweises, wie in diesem 
Falle die gesteigerte Mühe des Bischofs mehr und mehr zu 
dem Erfolge beiträgt, den die Kirche allein ins Auge zu fassen 


#5) Vgl. Schulte, System 8. 696. 
“) Vgl. Vermehren in Weiss Arch. Bd. II. S. 135, 136. 
50) Weiss Arch. Bd. III. 8. 123. 
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hat, dass thatsächlich der Würdigste das in Rede stehende 
Amt erhalte, wie die Untersuchung des einzelnen Candidaten 
in ihrem Resultate bestehen bleibt neben noch so vielen nach- 
folgenden Untersuchungen der nachpräsentirten Candidaten und 
wie die so entstehenden Verhältnisse schon darum die kirch- 
liche und bischöfliche Unterstützung finden müssen, weil sie 
die grösstmögliche Annäherung an das freibischöfliche Verlei- 
hungsrecht bedeuten. — Es läge aber auch in der privativen 
Variation gewissermaassen eine Prämie für den Patron, so rasch 
und leichtfertig wie möglich bei der Präsentation zu verfahren, 
da ja sein Präsentationsrecht immer unverkürzt bestehen bliebe 
und ihm ein Schaden aus einem voreiligen Vorschlage durch- 
aus nicht erwüchse. Gerade das Gegentheil würde sich bei 
der cumulativen Variation ergeben. Der Patron, bedacht sein 
Recht in derjenigen Form zu wahren, in der es sich inhaltlich 
am stärksten erweist, indem es ihn, im Grunde genommen, 
zum thatsächlichen Verleiher des Beneficiums macht — denn 
der Bischof ist ja gebunden, den von ihm Präsentirten zu 
instituiren —, wird in der Auswahl des zu Präsentirenden 
die möglichste Vorsicht und Sorgsamkeit anwenden, um eben 
durch die Verhältnisse nicht gezwungen zu werden, variiren 
und so eine Beeinträchtigung seines Rechts erleiden zu müssen. 


- Do trifft auch, von diesem Gesichtspuncte aus betrachtet, bei 


der cumulativen Variation das Interesse der Kirche und das 
des Patrons in dem gleichen Puncte, der sorgfältigen Auswahl 
eines möglichst würdigen Candidaten, zusammen. Zum Schlusse 
haben wir uns noch mit einem anderen Einwande, der angeb- 
lich die cumulative Variation treffen soll, zu beschäftigen. 
Lippert°!) recurrirt auf die grössere oder geringere Würdigkeit 
des Subjects der ersten Präsentation und fragt erstaunt, ob 
der Patron, falls er einen noch würdigeren Candidaten als den 
zuerst präsentirten in Erfahrung bringe, nicht von dem ersten 
Vorschlage soll abgehen und verlangen dürfen, dass ein Zweiter 
statt des Ersten instituirt werde. Das ist indess, genau be- 
trachtet, durchaus kein Argument im Sinne der privativen 
Variation, höchstens eines für die Variation überhaupt. Wird 
der Bischof, dem durch die cumulative Variation die Auswahl 


sı) 8, 117. 
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unter den Präsentirten zufällt, nicht ebensogut, ja nicht besser 
im Stande sein einzusehen, bei welchem’ der Candidaten sich 
die grössere Würdigkeit für das in Rede stehende Amt vor- 
findet? Es ist ja doch nicht seiner Laune, sondern seinem 
richterlichen Ermessen (iudicio relinguendum) anheimgegeben, 
die Auswahl 5?) unter den vorgeschlagenen Bewerbern zu treffen. 
Wollte man dagegen einwenden, dass diese Möglichkeit über- 
haupt nicht eintrefien, dass die cumulative Variation den 
Effect haben würde, dass der Patron, auf seinem vollen Rechte 
beharrend, lieber den objectiv und vielleicht ihm selber weniger 
genehmen Geistlichen acceptiren, als zur Variation schreiten 
würde, so ist einerseits darauf hinzuweisen, dass das wohl in 
den meisten Fällen zum grössten Schaden des Patrons selber 
ausschlagen würde, und andrerseits zu betonen, dass von 
vornherein nicht präsumirt werden dürfe, dass die betheiligten 
Personen sich hier mehr von ihrer persönlichen Eitelkeit und 
dem Buchstaben ihrer Prärogative, als von den Interessen 
und dem Wohle der Kirche werden leiten lassen. Und glaubte 
man im Hinblicke auf die thatsächlichen Verhältnisse des 
‚ Lebens an dieser Präsumtion festhalten zu müssen, so hindert 
ja Nichts sie auch auf den Bischof auszudehnen, und auszu- 
führen, dass derselbe in dem Bestreben, die Ausübung des 
Patronatrechts nicht über eine einmalige Präsentation hinaus- 
wachsen zu lassen und seine bischöfliche Befugniss in einseitiger 
Weise zur Geltung zu bringen, durch möglichste Beschleuni- 
gung der Institution?®) ohne Weiteres jede Variation zu ver- 
hindern im Stande sein wird. Unsere Ausführung, die Unzu- 
lässigkeit der variatio privativa betreffend, hat hiermit ihren 
Abschluss erreicht. Sie hat gezeigt, dass unmittelbare gesetz- 
liche Hanähaben für die Beurtheilung der behandelten Frage 
fast ganz fehlen und dass, abgesehen von der grammatikalischen 
Unzulässigkeit, die privative Variation als Consequenz aus 
unserer Gesetzesstelle selber abzuleiten, die Argumentation nur 


82) Der Bischof muss Einen, der durch seine Verdienste weit über 
alle Anderen hervorragt, das Beneficium geben. Vgl. Phillips Lehrk. 
Abthl. I. 8. 144 und Schmalzgrüber II. 88 n. 210. 

68) Nach der Präsentation hat der Bischof das Recht zur sofortigen 
Institution des Klerikers. Vgl. Gerlach $. 55 und Schulte, Lehrbuch 
8. Aufl. S. 319. | 
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aus dem Boden allgemein-kirchlicher Anschauungen heraus- 
wachsen kann. Derselbe ist aber so fruchtbar an Momenten, 
die gegen die privative Variation sprechen, dass man auf das 
Zeugniss specieller Quellenaussprüche wohl verzichten kann. 


: 8. 4. 

Unsere Betrachtung hat, im engen Anschluss an den 
ersten Abschnitt unserer Gesetzesstelle, sich bisher auf die 
Berücksichtigung des Laienpatrons beschränken müssen. Die- 
selbe wird jetzt mit Beziehung auf den Schlusspassus °*) unseres 
Cap. 24 sich mit den Verhältnissen des geistlichen Patronats 
zu befassen haber, und zwar im Hinblick auf die darin ent- 
_ haltene Bestimmung, dass im Falle eines geistlichen Patronats 
die Variation ausgeschlossen und der zuerst Präsentirte allein 
zur Institution berechtigt sein solle. 

Diese Vorschrift zugleich mit einer anderen, wonach die 
Präsentationsfrist für den geistlichen Patron sechs Monate 
betragen soll, während sie für den Laienpatron nur vier 
Monate 55) beträgt, characterisirt die vollständige Verschieden- 
heit der kirchlichen Auffassung in Bezug auf diese beiden 
Arten des Patronats, indem die geistliche Präsentation °°) 
schon in den Modalitäten ihrer Ausübung der freien bischöf- 
lichen Collation nahe gebracht erscheint. Denn auch diese °?) 
kann bekanntlich nur Einem innerhalb der gleichen Frist von 
sechs Monaten zu Theil werden. Als specielier Grund für 
die Unzulässigkeit der Variation beim geistlichen Patron ist 
in. cap. un. de Renunciatione in Clem. (I. 4) »quum illusio et 
variatio in personis ecclesiasticis maxime sunt vitandae« die 
Erwägung angeführt, dass das Schwanken in der Wahl dem 
geistlichen Patron nicht zieme. Ihm wird die Fähigkeit der 


54) Derselbe lautet im Text: Verum si collegium, vel ecclesiastica 
persona praesentationem haberet, qui prior est tempore, iure potior esse 
videtur. Ob Collegium, geistliche Corporation, Stiftung 'oder Einzel- 
patron, ist, wie man sieht, ohne Einfluss auf die Geltung dieser Be- 
stimmung. 

5) Vgl. cap. un. $. 1 de iure ner in VI (Im. 19). 

6) Von den Beschränkungen, die das Tridentiner Concil dem geist- 
lichen Patronat auferlegte, soll hier gänzlich abgesehen werden. Vgl. 
darüber Schilling 8. 4. 

en) Vgl. c. 2. X. de conc. praeb, (III, 8). 
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rechten Wahl in einer ausgezeichneten Weise zugemuthet°®), 
denn er ist ja auch durch seine beständige Berührung mit 
Personen geistlichen Standes weit eher in der Lage, sich über 
die Würdigkeit des von ihm vorzuschlagenden Candidaten 
zu informiren. Daher erscheint es ganz consequent, dass sein 
Präsentationsrecht im Falle der Präsentation eines non digmus 
zur Strafe erlischt?®). Zudem steht ihm ja auch eine längere 
Präsentationsfrist als dem Laienpatron zu, was ihm gestattet 
die Auswahl mit grösserer Sorgfalt zu treffen. 

Ferraris, Prompta bibliotheea canonica, s. v. ius patro- 
natus art. IV. nr. 55 sqq., äussert sich über die rechtliche 
Lage des geistlichen Patrons in folgerder Weise. Der geist- 
liche Patron, so meint er, hat ein »jus pinguius, id est, ex 
praesentatione clerieci plus iuris tribuitur praesentato, quam 
ex praesentatione laiei, firmius enim debet esse verbum eccle- 
siasticum quam laicum« und zudem erscheint es, im Hinblick 
auf die längere Präsentationsfrist nur billig »ut qui gravatur 
in uno, relevetur in alio«. Die Präsentation des geistlichen 
Patrons wird eben im Sinne einer Wahl, ja selbst einer 
Collation vom Rechte betrachtet °°), und bei der Wahl °!) ist 
eine Variation nicht gestattet. Diese Auffassung wird unter- 
stützt durch den Hinweis auf die Analogie, die zwischen der 
Prälatenwahl und der Präsentation durch einen geistlichen Patron 
existirt, denn auch bei ersterer kann die wahlberechtigte Cor- 
poration von der einmal geschehenen Ermennung nicht mehr 
zurückgehen. 

Mit Berücksichtigung dieses absoluten Verbots der‘ Variation | 
beim geistlichen Patronat ergiebt sich als Consequenz für die 
rechtliche Stellung des Präsentirten, dass dieser durch die Präsen- 
tation — falls er nur tauglich ist — ein unbedingtes ius ad rem 
erlangt, sowohl dem Bischofe gegenüber auf Institution, als dem 
Patrone gegenüber auf Unterlassung jeder Nachpräsentation. 


88) Vgl. Kaiser S. 413. 

6) Nur für die vorliegende Vacanz und wofern er nicht beweist, dass 
dies unwissentlich geschehen. Vgl. c. 20. X. de elect. et el. pot. (I. 6). 
electores nisi probaverint illum ignoranter elegisse und c. 18 de el. et 
el. pot. in VI (1. 6). 

6%, Vgl. Schulte, System S. 696. 

e1) Vgl. ec. 58 X. de elect. et el. pot. (I. 6). 
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8. 5. 


Wir haben, um die Frage der Variation für die ver- 
schiedenen Arten des Patronats zum Abschlusse zu bringen, 
noch zwei Fälle zu betrachten, die beide in unserer Gesetzes- 
stelle keine specielle Berücksichtigung finden, deren rechtliche 
Behandlung aber sich aus allgemeinen Grundsätzen ableiten 
lässt. Der eine Fall bezieht sich auf den Mitpatronat (com- 
patronatus), der andere auf den gemischten Patronat (ius patro- 
natus mixtum). 

Liegt der erste Fall vor, so erledigt sich die Frage, in 
welcher Weise die Variation stattzufinden habe, von selber, 
wenn die einzelnen Mitpatrone das Präsentationsrecht per 
turnum ausüben. Nehmen hingegen die Mitpatrone in ihrer 
Gesammtheit an der jedesmaligen Präsentation Theil, so ist, 
da überhaupt nur der von der Majorität °?) vorgeschlagene 
Candidat als der wirklich Präsentirte gelten kann, die Varia- 
tion nur dann als wirksam zu betrachten, wenn sie zum 
Mindesten von der gleichen Stimmenanzahl®®) vorgenommen wird. 

. Verwickelter ist die Frage, wie es sich mit dem Varia- 
tionsrecht beim gemischten Patronat verhalte. Auch hier ist 
der Fall, dass das Präsentationsrecht per turnum und nicht 
von den mehreren Patronen gemeinschaftlich ausgeübt wird, 
als unmittelbar entscheidbar auszuschliessen. Denn es ist 
begrifflich einleuchtend und gilt als ganz unbestritten °*), dass 
bei dem Turnusverfahren die zwei einfachen Bestandtheile 
des gemischten Patronats hintereinander und für sich allein 
zur Geltung kommen und die für jeden einzelnen derselben 
maassgebenden Grundsätze ihre Anwendung finden. 

Anders dagegen, wenn der Patronat in seiner Bethäti- 
gung nach aussen hin als gemischter zur Erscheinung kommt 
und insbesondere die Ausübung des Präsentationsrechts that- 
sächlich den Character des gemischten Patronats aunimmt, 
d. h. in demselben Falle gleichzeitig und gemeinschaftlich 
dem geistlichen und dem weltlichen Patrone zufällt. Die 


62) Vgl. 8. X.h. t. 
) Vgl. Lippert, Patron. 8. 124, Schulte, System $. 696. 
°) Vgl. Schilling $. 5, Lippert 8. 45, Kaim, Bd. IL 8.18. 
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Frage, ob unter diesen Verhältnissen der geistliche Patron. 
das Variationsrecht, das ihm als solchem bekanntlich nicht 
zukommt, ausüben dürfe, ist von- den älteren Canonisten °°) 
"einstimmig verneint worden, ebenso von Lippert‘), Kaim”), 
Schmalzgrüber‘®), von letzterem mit der Motivirung, dass 
der vom römischen Rechte aufgestellte Grundsatz °°) — privile- 
giatus trahit ad se non privilegiatum — dass bei einer Gemein- 
schaft in untheilbarer Sache das Privilegium des Einen auch _ 
dem Anderen zu Gute komme, hier auf den geistlichen Patron 
deshalb keine Anwendung finde, weil dieser Grundsatz bloss in 
_ privilegiato digniore, qualis Beepoetn socii laici ecelesiasticus, 
gelte. | 

Die Untersuchung der Frage zu erleichtern, erscheint es 
angemessen, noch eine weitere Unterscheidung zu treffen und 
die gemeinschaftliche Präsentation in der Weise zu spalten, 
dass entweder jeder einzelne der Patrone einen Candidaten 
für sich präsentirt ?’°), oder dass sämmtliche Mitpatrone einen 
einzigen Candidaten präsentiren. 

Man sieht unmittelbar, dass in dem ersten der. sich so 
ergebenden Unterfälle der geistliche Mitpatron. wie ein Laien- 
patron wird präsentiren müssen, denn sonst würde ja die 
collationsgleiche Wirkung der geistlichen Präsentation die 
additionelle Präsentation des Laien von vornherein ausschliessen. 
Verliert der geistliche Batron auf diese Weise, die sich als 
eine unbedingt gebotene herausstellt, das Recht mit dieser 
Wirkung zu präsentiren, so wird ihm zum Ersatze die Varia- 
tion nicht vorenthalten werden dürfen. Denn insofern ledig- 
lich die Thatsache, dass die Präsentation des geistlichen Patrons 
eine institutio verbalis ”!) enthalte und ihrem Effect nach der 
Collation gleiche, der logische Grund für die Versagung der 
Variation ist, so wird naturgemäss bei einer gemeinschaftlichen 
Präsentation beider Mitpatrone, mit dem Wegfalle dieser 
Wirkung der rein geistlichen Präsentation, auch der Grund 
für die Verweigerung der Variation aufhören. Im entgegen- 


65) Siehe Schilling S. 79. 

es 5,46. 8.13. ) TU. 38 n. 198. 

©) Vgl. 1. 10 D. quemadmod. servit. amitt. (8, 6). 
70), Vgl. c. 2 de iure patr. in Clem. (III. 12). 

71). Vgl. Schilling 8. 81 Anm. 404. 
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gesetzten Falle läge eine directe Beeinträchtigung des geist- 
lichen Patrons vor; derselbe trüge nur das onus des Zusammen- 
wirkens mit dem Laienpatron, nicht des commodum. Für 
den zweiten, aus der oben gemachten Unterscheidung hervor- 
gehenden, Fall, den Fall der gemeinschaftlichen Präsentation 
eines Candidaten gelangt Schilling ??) — meines Wissens 
der Einzige — mit analoger Begründung zu dem gleichen 
Resultat, der Inanspruchnahme des Mitgenusses der Variation 
für den geistlichen Patron. Hier würde allerdings diese Con- 
sequenz nicht zu ziehen sein, wenn man annehmen wollte, 
dass der Laienpatron an dem Character des geistlichen Patronats, 
bei welchem die Präsentation dem Präsentirten ein unbedingtes 
ius ad rem verschafft, Theil nehmen könnte. Denn dann läge 
ebensowenig eine Beeinträchtigung 7°) des geistlichen Patrons, 
wie ein Grund vor, ihm zum Ersatze dafür die Variation zu 
gestatten. Aber in diesem Falle würde auch die Variation 
des Laienpatrons wegfallen müssen — da sich Variation und 
unbedingtes ius ad rem des Präsentirten begrifflich aus- 
schliessen — was, obwohl von einigen älteren Canonisten, 
wie Citadinis, Fargna’*) zugegeben, von den neueren 
Schriftstellern bestritten wird. | 

Consequenterweise liegt also hier, im Falle der gemein- 
schaftlichen Präsentation eines Candidaten, eine doppelte 
Möglichkeit vor: entweder ist der Character des geistlichen 
Patronats vorherrschend und die Wirkung der Präsentation 


die einer institutio verbalis, dann ist die Variation für den 


geistlichen wie für den weltlichen Patron ausgeschlossen, oder 
der Character des Laienpatronats ist vorberrschend, dann ist 
die Variation für beide Patrone zulässig, und zwar sechs 
Monate lang ?°)7%). Da der specifische Character des geist- 


72) 8. 81, 82. 

78) M.E. ist die, durch die Thatsache der nicht gestatteten Varia- 
tion collationsähnlich gewordene, geistliche Präsentation ihrer Wirkung 
wegen als objectiv privilegirt aufzufassen. 

%) Bei Schilling S. 79 Anm. 399. 

75) Weil beim gemischten Patronate, soweit es möglich ist, die 
Grundsätze der einen oder der anderen Patronatsart Anwendung finden, 
je nachdem sie im besonderen Falle die vortheilhafteren sind. Vgl. 
Kaim Il. S. 13, Lippert 8. 46, Schilling 8. 7. 

6) Beim gemischten Patronate hat der Laie nach Schilling eine 
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lichen Patronats lediglich auf der geistlichen Natur desselben 
beruht, so wird nach der Anschauung der Kirche eine Mit- 
wirkung. des Laienelements denselben unbedingt zerstören 
müssen, und aus diesem Grunde wird es bloss gestattet sein, 
die zuletzt angeführte Möglichkeit in Betracht zu ziehen, dass 
der gemischte Pätronat seiner Ausübung nach den Character 
des Laienpatronats mit für beide Theile durch sechs Monate 
hindurch gestatteter . Variation annimmt. 

Bo ergiebt sich hier dieselbe Entscheidung, wie in dem 
. oben behandelten Fall, wo geistlicher und Laien-Patron gleich- 
zeitig jeder einen Candidaten präsentiren, so dass sich die 
allgemeine Regel wird aufstellen lassen : 

Wofern beim gemischten Patronate die Ausübung des 
Präsentationsrechts nicht per turnum geschieht, findet dieselbe 
unter den gleichen Modalitäten wie beim Laienpatronat und 
mit der additionellen. Begünstigung statt, :dass die Präsen- 
tationsfrist sechs Monate beträgt. 


sechsmonatliche Variationsfrist, nach Friedle ($. 45) nur eine viermonat- 
liche, weil die ex favore hinzugekommenen zwei Präsentationsmonate 
die Ausdehnung des Variationsrechts nicht bedingen, da Variation 
und Präsentation nicht etwas nothwendig Zusammengehöriges sind. 
Dagegen ist zu bemerken, dass Variation und Präsentation etwas noth- 
wendig Zusammengehöriges überhaupt nicht sein können, da die Varia- 
tion als solche überhaupt nichts Nothwendiges ist. Da aber in der 
Präsentationsbefugniss des Laienpatrons auch dessen Variationsbefugniss 
enthalten ist, so wird letztere von der Präsentationsfrist ganz unab- 
hängig sein. en == | 
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Miscellen. 
Rechtsprechung. 
E 


Circumscriptionsbulle.. Rechtsstreit über das von dem Domoapitel 
zu Hildesheim beanspruchte Eigenthum, eventuell dingliche Nutzungs- 
recht an den von seinen Mitgliedern bewohnten Häusern in 
Hildesheim. 


Mitgetheilt 
von 


Justizrath Evers in Celle. 


Auf Grund des Preussischen Gesetzes betreffend die Einstellung 
der Leistungen aus Staatsmitteln für die römisch-katholischen Bisthämer 
und Geistlichen vom 22. April 1875 verfügte das Königlich Preussische 
Cultus-Ministerium die Räumung verschiedener von dem Bischofe und 
den Mitgliedern des Domcapitels zu Hildesheim bewohnten Häuser und 
des in einem dortigen Hause befindlichen Geschäftslocals des Domcapitels. 
Die Räumung wurde vorgenommen, dann aber vom Domcapitel gegen 
den Cultusminister beim Obergerichte zu Hildesheim eine Klage in dem 
damaligen Hannoverschen Processerfahren dahin erhoben, dass das Eigen- 
thum vel quasi des Domcapitels, eventuell dessen dingliches Nutzungs- 
recht an den Häusern anerkannt und der Beklagte zu deren Rückgabe 
verurtheilt werde. Nachdem in einem Vorverfahren die Process-Legiti- 
mation des klagenden Domcapitels festgestellt und von dem Gerichtshofe 
für Competenz-Conflicte entschieden war, dass die Klage, in so weit mit 
derselben die Anerkennung der behaupteten dinglichen Rechte erstrebt 
werde, der richterlichen Cognition unterliege, nicht aber in so weit auch 
die Rückgängigmachung der — kraft Kirchenhoheitsrechts verfügten — 
Räumung der Häuser begehrt werde, fand die Verhandlung der Materialien 
vor dem Gerichte erster Instanz statt. 
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Object der Klage waren die nachbezeichneten, am Domhofe und in 

dessen Umgebung in Hildesheim belegenen Häuser: 

Nr. 1213, die bischöfliche, olim von Brabeck’sche Curie, 

Nr. 1211, die s. g. Wehmuth’sche Curie, olim Ernst’sches Haus, 

Nr. 1214, das Vorderhaus der s. g.. Boos’chen Curie, 

Nr. 1215, der vordere Theil der ehem. Domdechanei, 

. 1215A, der Seitenflügel der ehem. Domdechanei, 

Nr. 1216, die s. g. von Bourscheid’sche Curie, 

Nr. 1339, die s. g. von Beroldingen’sche Curie am Pfaffenstiege, 

Nr. 1205, das s. g. Pfaffenbäckerhaus am kleinen Domhofe, 

Nr. 1220, die s. g. von Bocholz’sche Curie, das Geschäftslocal des 
Domcapitels, 

10. Nr. 1338, der hintere Theil der ehemaligen Domdechanei, 

11. Nr. 1290, das s. g. Choralien-Receptor-Haus. 

Als Erwerbsgründe des klägerischen Eigenthums wurden 

a. Eigenthumsübertragung Hannoverschen Regierung und 
| b. Ersitzung 
angeführt und zu deren Begründung folgende Behauptungen aufgestellt: 
ad a. die ehemalige Königlich Hannoversche Regierung habe behufs 
Ausführung der Bulle Impensa Romanorum (publicirt durch König- 
liches Patent vom 26. März 1824) die Häuser als Dotation des bischöf- 
lichen Stuhls bezw. des Domcapitels im Jahre 1828, ad 7 im Jahre 
1833, ad 2. 6. und 9. in späterer Zeit dem a a zu Eigenthum 
überwiesen; 

ad b. die Häuser, mit Ausnahme der sub 2. 6. und 9. bezeichneten, 
seien über 40 Jahre lang vor Beginn des Processes vom Domcapitel 
bona fide als Eigenthum besessen. 

Auf den sub a. angegebenen Erwerbsgrund wurde eventuell die a. 
Publiciana gestützt. 

Das eventuell geltend gemachte dingliche Nutzungsrecht wurde 
auf die sub a. bezeichneten. Uebertragungsacte und auf Ersitzung 
gestützt, soweit das principaliter beanspruchte Eigenthum vel quasi 
nicht zur Anerkennung gebracht werden könne. | 

Beklagtischerseits wurden die beanspruchten dinglichen Rechte 
bestritten. 

Eingeräumt wurde, dass die Häuser in Folge der behufs Ausführung 
der Bulle Impensa Romanorum stattgehabten Verhandlungen als Woh- 
nungen für den Bischof bezw. den Dechanten, die Domherren und Vicare 
bezw. als Geschäftsräume des Domcapitels überwiesen seien; aber be- 
stritten, dass zu dem Ende dingliche Rechte übertragen seien, und 
dagegen behauptet, es seien nur obligatorische Befugnisse der Geist- 
lichen zum Wohnen bezw. des Domcapitels zur Benutzung der Geschäfts- 
räume constituirt. Beklagter suchte auszuführen, dass der Hannover- 
schen Regierung keine weiter gehende Verpflichtungen durch die Bulle 
und die auf dieselbe bezüglichen Verhandlungen auferlegt gewesen seien. 

Beklagter behauptete auch, es sei durch ein im Jahre 1831 regierungs- 
seitig erlassenes Regulativ über die Behandlung der Häuser und durch 
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eigenes Anerkenntniss des Domcapitels in einer schriftlichen Eingabe 
vom 13. Mai 1852 anerkannt, dass demselben das Eigenthum an den 
Häusern nicht zustehe. 

Ferner wurde hervorgehoben, die a. Publ. komme nicht in Betracht, 
weil Kläger selbst den Hannoverschen Fiscus als seinen Autor bezeichne 
und das Eigenthum des Letzteren auch  beklagtischerseits anerkannt 
werde; eventuell werde die a. Publ. durch die exc. dominii elidirt, denn 
der Hannoversche Fiscus — dessen Rechtsnachfolger der Preussische 
sei — habe das Eigenthum an den in Frage stehenden Immobilien 
durch Säcularisation in Gemässheit des R. D. H, S.'s, bezüglich des 
sub 2 bezeichneten Hauses aber durch Kauf von dem ehemaligen Eigen- 
thümer Ernst erworben und nicht wieder verloren. 

Klägerischerseits wurden die Einwendungen des Beklagten bestritten. 

Das Obergericht sprach darauf ein Interlocut, durch welches dem 
Kläger Beweise darüber nachgelassen wurden: 

I. dass die vormalige Hannoversche Regierung dem Kläger als 
Dotation des bischöflichen Stuhls bezw. des Domcapitels 
behufs Ausführung der Bulle Impensa Rom. zu den angege- 
benen Zeiten die fraglichen 11 Häuser zu Eigenthum über- 
wiesen habe; 

II. dass Kläger diese Gebäude — mit Ausschluss der sub 2, 6 
und 9 bezeichneten — in der Zeit von 1828 bezw. 1833 bis 
zur Klagerhebung 40 Jahre hindurch in der Ueberzeugung, 
Eigenthümer derselben zu sein, besessen habe; 

III. dass die vormalige Hannoversche Regierung dem Kläger als 
Dotation des bischöflichen Stuhls bezw. des Domcapitels 
behufs Ausführung der Bulle I. R. zu den angegebenen Zeiten 
das Recht der Nutzung an den fraglichen Gebäuden als 
dingliches übertragen habe; 

IV. dass vom Kläger die Nutzung dieser Gebäude — mit Aus- 
schluss der sub 2, 6, 9 bezeichneten — als ein ihm zu- 
stehendes dingliches Recht in der Zeit von 1828 bezw. 1833 
bis zur Klagerhebung 40 Jahre hindurch ausgeübt sei. 

Die Folgen der Beweisführung wurden dahin festgestellt, dass der 
Beklagte, falls einer der sub I. und II. angeordneten Beweise erbracht 
werde, zur Anerkennung des klägerischen Eigenthums, falls einer der 
sub III. und IV. angeordneten Beweise erbracht werde, zur Anerkennung 
des eventuell vom Kläger beanspruchten dinglichen Nutzungsrechts ver- 
urtheilt werden solle. 

Die Beweis- resp. Gegenbeweisführung wurde durch eine grosse 
Anzahl von Acten, durch einige Zeugen und durch Gutachten der 
Geheimen Justizräthe Mejer und Dove, welche namentlich über die 
Bedeutung der in der Bulle I. R. gebrauchten Ausdrucksweise sich 
äussern sollten, versucht. 

Ein Zeuge, der Privatgelehrte Kratz in Hildesheim, bekundete 
zwar, dass in seiner Gegenwart im Jahre 1828 die Uebergabe der damals 
zu Wohnungen überwiesenen Häuser stattgefunden habe, declarirte dies 
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aber nachträglich dahin, dass er als Traditionsact denjenigen Vorgang 
aufgefasst habe, welcher in der, von ihm abschriftlich vorgelegten — 
in den Beweisacten sich ebenfalls vorfindenden —, hier in Abschrift 
angeschlossenen Erections-Urkunde vom 1. Juli 1828 bekundet sei. Imi 
Uebrigen wurde ein die Tradition der Häuser selbst enthaltender Vorgang 
nicht ermittelt, wohl aber die stattgehabte Ueberweisung der Häuser zu 
Wohnungen resp. Geschäftsräumen, sowie auch der Erlass des vom Be- 
klagten in Bezug genommenen, oben erwähnten Regulativs und das 
ebenfalls dort erwähnte klägerische Schreiben vom 18. Mai 1852 bestätigt. 

In erster Instanz wurden sodann die Beweise I. und H. für verfehlt 
die sub III, und IV. für geführt. erkannt. 

Auf beiderseits erhobene Berufung erkannte das Oberlandesgericht 
in Celle zunächst am 21. Januar 1880, dass das erstinstanzliche Inter- 
locut (unter Beseitigung des Beweissatzes IV.) zu bestätigen sei, ferner 
am 18. December desselben Jahres, dass sämmtliche Beweise verfehlt 
seien und demnach die Klage abgewiesen werde. 


Ereotions-Urkunde für das Domcapitel zu Hildesheim 
vom 1. Juli 1828, 


Nos Fridericus Clemens Miseratione divina et sanctae sedis Apo- 
stolicae gratia Episcopus Paderbornensis Ecclesiarum Cathedralis Hil- 
desiensis et Archidiaconalis Susatensis respective Praepositus et Canonicus 
Capitularis Sanctissimi Domini Nostri Leonis, divina Providentia Papae 
XIImi et sanetae Sedis Apostolicae Delegatus, Liber Baro de Ledebur- 
Wicheln in Ostinghausen etc. etc. 

Lecturis et legi audituris salutem in Domino sempiternam. 
Notum sit Universis, quod anno a nativitate Dominica millesimo 
octingentesimo vigesimo septimo, die vigesima nona Öctobris in. 

Residentia Nostra Episcopali Paderbornae allatae sint literae tonoris 


sequentis: 
Hannoverae Regni 


* Facultatum pro exequendis literis Apostolieis novae Circumscri- 
ptionis Dioecesium, 

Cum ex obitu R. P. D. Caroli de Gruben Episcopi Parensis in 
Partibus Infidelium et Ecclesiae Osnabrugensis Suffraganei atque 
Hildeshemiensis Epicopatus Vicarii Apostolici desit in praesens, qui 
Apostolici Exequutoris munere fungatur litterarum Apostolicarum 
quarum initium »Impensa Romanorum Pontificum« de 
Dioecesibus Hannoveriani Regni eircumscribendis editarum placuit 
Sanctissimo Domino Nostro Leoni X1Im° Pontifici Maximo me in- 
frascripto sacrae Congregationis Consistorialis Secretario referente, 
R. P. D. Fridericum Clementem ex liberis Baronibus de Ledebur, 


*) In der vom Domcapitel vorgelegten Ausfertigung steht links vor 
»Facultatum« in blauer Schrift: »Breve«. Die FIchnaN: Lesart dürfte 
sein: »Literae Facultatum«. 
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Episcopum Paderbornensem in id officium designare cum omnibus et 
singulis facultatibus necessariis et opportunis in memorata Bulla 
executori ejusdem adtributis cum potestate etiam Virum Ecelesia- 
sticum, quando Ipse legitima causa sit praepeditus, in eum finem 
subdelegandi. Ipsius porro partes erunt ad hanc sacram Congrega- 
tionem Consistorialem exempla Actorum ad authenticam formam 
exarata diligenter remittere intra quadrimestre ab expleta Bullae 
executione. Hoc autem decretum perinde habendum, ac si litterae 
Apostolicae in forma Brevis essent datae, eadem Sanctitas Sua per 
Acta hujus sacrae Congregationis edi et in illa referri mandarvit. 

Datum Romae hac die XXII Mensis Augusti anno Domini 
MDCCCXXVIL 


| (L. S.) P. Polidorius, S. Congreg!*- &onsistorialis Sec“ 
quibus literis acceptis, perlectis, examinatis et mature perpensis ad 
earundem executionem progredi decrevimus. Igitur ad civitatem Hil- 
desiensem profecti, collatis cum his, quorum interest, consiliis, de Ca- 
thedralis Ecclesiae Hildesiensis Capituli instauratione, novaque ejusdem 
compositione ad amussim literarum praecedentium a Nobis vi Delega- 
tionis Apostolicae facienda, mandamus, statuimus et ordinamus quae 
sequuntur: 


I. 

Cathedralis Ecclesiae Hildesiensis Decanatum conferimus admodum 
reverendo Josepho Osthaus, Decano Ecclesiae collegiatae ad s. Mauritium 
prope Hildesiam. 

H. 


De ejusdem Cathedralis Ecclesiae Canonicatu primo ex causis rele- 
vantibus dispositionem ad interim Nobis reservamus. 


Ill. 


Ecclesiae Cathedralis Hildesiensis Canonicatum secundum conferimus 
admodum reverendo Josepho Hantelmann, Parocho Ecclesiae Cathedralis 
Hildesiensis primario, Canonicatum tertium admodum reverendo Fran- 


' eisco -Spickermann, Parocho ecclesiae collegiatae ad sanctam crucem Hil- 


desii, Canonicatum quartum admodum reverendo Francisco Josepho 
Merz, Parocho Hannoverae, Canonicatum quintum admodum reverendo 
Ferdinando Fritz, Parocho ecclesiae cathedralis Hildesiensis secundo, 
Canonicatum sextum admodum reverendo Bernardo Brand, Parocho 
in Itzum. 


IV. 


Omnes ex praenominatis, qui hucusque possederunt beneficium paro- 
chiale, ea conditione canonicatu in ecelesia cathedrali provisi sunt, ut 
eo ipso excidant beneficio parochiali antea habito. 


v 


Ex Canonicis antiqui Capituli rogatis, an velint tanquam aggregati 
canonici Capitulo restaurando et jamjam restaurato nomen dare, omnes 
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negarunt, se velle adscribi, praeter.unum Canonicum L..B. de Bour- 
scheidt, qui propter absentiam mentem suam declarare non potuit. In 
.casu quo .dietus L. B. de Bourscheidt adscribi velit Capitulo restituto, 
adsignamus ipsi 'stallum "in Choro post dsranum,  votum tamen in Capi- 
tulo- ipsi nullo modo. competet.' - 
VL. 3 

De designatione personarum ex gremio Capituli sumendarum, quae 
fangantur respective Poenitentiarii et Concionatoris muneribus , : futuro 
Episcopo reservamus dispositionem: | | 


VIL. | | 

Vicariam seu a praebendam primam eonferlinis adımodum reverendo 
_ Frederico Meyer hucusque parocho in Hohenhameln, ita tamen, ut eo 
ipso exeidat dicto beneficio parochiali, vicariam seu praebendam tertiam 
admodum reverendo Patritio Buchels, concionatori festivali in ecclesia 
cathedrali. De. 'ejusdem: use. seu Bee DR Nobis 
reservamus. | Ä ae ze 
YII. er Den | 

 Supramemoratos Decanum et -'Canonicos ecelesiae cathedralis Hil- 
desiensis gaudere volumus juribus et praerogativis per Bullam Apostoli- 
cam: Imponse mem Pontificum pp. Hildesiensi Capitulo adtributis. 


IX. ER 

De domibus in habitationem Decani et Canonicorum, sicut et duo- 
rum in ordine präcedentium Vicariorum assignandis separatim disposi- 
turi sumus. 

ER 
Ad Cathedralis Eeclesiae Decanum cura pertinebit rerum capitula- 
rium omnium, quae respiciunt cultum et offieium 'divinum. 

Decano stallum in choro et sedem in Capitulo adsignamus primum 
latere dextro; canonico primo reservamus stallum in choro primum a 
latere sinistro ‘et sedem in Capitulo post'Decanum; reliquis adsignamus 
alternando secundum ordinem. . 
. | XI. 

Quam primum Canonicatui primo provisum fuerit Capitulum novis 
statutis condendis :manum apponat eo fine, ut rei divinae .faciendae 
disciplinae morum servandae et. negotiorum capitularium tractandorum 
- certus modus, temporum conditioni aptus, constituatur. Statuta condita, 
visa et adprobata ab Episcopo future, .Delegato Apostolico exhibeantur - 
pro obtinenda Sanctae 'sedis confirmatione. 


ur XI. 
Bi ‚Cathedralis Ecclesiae Hildesiensis .Decanus et Canonici obligantur, 
singulis annis per menses saltem novem apud Eeclesiam- cathedralem 
residere et Episcopo suo mandanti in rebus Ecclesiae gerendis opem fidelem 
praestare, item officio divino sedulo ac devote interesse. 
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XIV. 


Donec per statuta, prout dictum est, condenda officii divini in 
ecclesia cathedrali peragendi ratio nova instituta fuerit, cultus divinus 
peragatur modo decenti et animas Christi fidelium aedificante, in quan- 
tum scilicet hoc numerus personarum minutus permittit. 


XV. 


Seminarii alumni festis et dominicis diebus chorum cathedralem ad- 
juvabunt, id quod ad festa fori non autem chori pertinet; nolumus enim 
ferialibus diebus eorundem studia, scientiis sacris dicanda, chori fre- 
quentatione interrumpi. Singulariorem de hac re dispositionem futuro 
reservamus Episcopo, 


XVI. 


Donec fundi, sicut per Bullam: Impensa Romanorum Pontificum 
pp. constitutum est, Episcopo et Capitulo adsignabuntur, redditus annui 
per dictam Bullam designati, et ea, quae necessaria est, pecunia pro 
fabrica ecclesiae, cultu divino et conservatione domorum, solventur ex 
aerario public. In quorum omnium fidem literas praesentes dedimus 
manu Nostra subscriptas et Sigillo Nostro munitas Hildesii die prima 
Julii anni millesimi octingentesimi vigesimi octavi. 

(L. S) Fridericus Clemens, Episcopus et Delegatus Apostolicus. 
A. Henseler, Secretarius R=! et Ill»! Episcopi. 

Praesens Documentum Compositionis et Installationis in Ecclesia 
Cathedrali Hildesiensi hac die a me publicatum esse testor Hildesii 
die prima Julii anni millesimi octingentesimi vigesimi octavi. 

A. Henseler, Secretarius mppria. 

Praesentem copiam concordantem esse originali, testor. 


A. Henseler, Secret. 


1. Erkenntniss des Oberlandesgorichts zu Celle vom 21. Januar 1880, 


Im Namen des Königs 


hat der III. Civil-Senat des Königlichen Oberlandesgerichts zu Celle auf 
die Berufung des Ministers der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- 
Angelegenheiten zu Berlin, Beklagten, 
wider 
das Domcapitel zu Hildesheim, Kläger, 
folgendes Urtheil, an dessen Fällung der Senats-Präsident Meyer, 
die Ober-Appellations-Räthe von Düring und Bergmann, die 
Oberlandesgerichts-Räthe Krüger und Meischeider, Theil 
genommen, beschlossen und in öffentlicher Sitzung am 21. Januar 
1880 verkündigt : 
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Thatbestand: 


Die beklagte Partei hat gegen die Urtheile des grossen Senats des 
Obergerichts zu Hildesheim vom 14. December 1877 und vom 16. Mai 
1879 Berufung erhoben. Dieselbe beschwert sich: 

A. gegen das Beweisurtbeil vom 14. December 1877, weil wie 
geschehen erkannt und nicht vielmehr die Klage völlig oder 
theilweise abgewiesen ist; 

B. gegen das Endurtheil vom 16. Mai 1879, weil der Beweis des 
dinglichen Nutzungsrechts für geführt, nicht vielmehr für 
verfehlt erkannt ist, 

Die klagende Partei hat Verwerfung der Berufung beantragt und 
derselben sich angeschlossen, indem sie sich beschwert: 

A. gegen das Beweisurtheil: | 
1) weil die Eigenthumsklage nicht bereits als liquid an- 

genommen ist, 
2) weil die beklagte Partei nicht auch verurtheilt ist, die in 
Rede stehenden Immobilien herauszugeben; 

B. gegen das Endurtheil, 

3) weil die Eigenthumsbeweise für verfehlt und gegenbeweis- 
lich widerlegt erkannt und 
4) weil die Processkosten compensirt sind. 

In der Gerichtssitzung am 14. d. Mts. haben bei der auf die vor- 
behaltene Berufung beschränkten mündlichen Verhandlung beide Theile 
ihre Anträge auf Grund der Acten erster Instanz nach Inhalt der vor- 
bereitenden * Schriftsätze und des Sitzungsprotokolles zu rechtfertigen 
gesucht. 


Entscheidungsgründe: 


Dem Seitens der beklagten Partei angeregten Zweifel, ob für die 
vorliegende Sache das Cultusministerium der richtige Repräsentant des 
Fiscus sei, kann nicht beigestimmt werden, weil die Möglichkeit, dass 
das Cultusministerium den Fiscus vertreten könne, durch die bestehende 
Organisation der Staatsbehörden nicht ausgeschlossen ist und weil das 
gedachte Ministerium durch die von ihm veranlassten Maassregeln den 
gegenwärtigen Streit veranlasst hat. 

Wenngleich in Folge des Urtheils des Competenzgerichtshofs vom 
14. April 1877 lediglich über das Bestehen oder Nichtbestehen der bean- 
spruchten Rechte würde erkannt werden können, so ist diess doch im 
vorliegenden Falle für zulässig zu erachten, weil schon die der Klage 
vorhergegangenen Vorfälle ein genügendes Interesse für die klagende 
Partei begründen, das Rechtsverhältniss, in welchem sie zu den betref- 
fenden Grundstücken sich befindet, durch gerichtliche Entscheidung fest- 
stellen zu lassen. 

Die Fundamente, auf welche die erhobenen Ansprüche sich stützen 
(Erwerb des Eigenthums durch Tradition oder Ersitzung, Erwerb eines 
dinglichen Nutzungsrechts durch Bestellung) sind thatsächlich für ge- 
nügend dargelegt zu erachten, um als Grundlage eines Beweisurtheils 
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dienen zu können. Was daran im Einzelnen noch fehlt, konnte wie 
geschehen, dem Beweisverfahren vorbehalten bleiben. 

Indem hiernach die Berufungsbeschwerde, welche schon jetzt Abwei- 
sung der Klage verlangt, im Uebrigen als ungerechtferigt verworfen 
werden muss, ist ihr stattzugeben, soweit das event. beanspruchte ding- 
liche Nutzungsrecht auf Ersitzung gegründet werden soll. Die eventuelle 
Cumulation der Klage aus Servituten-Ersitzung mit derjenigen aus 
Eigenthums-Ersitzung kann nicht zugelassen werden, weil der bei diesen 
beiden Begründungsarten erforderliche animus juris bei jeder derselben 
nothwendig ein verschiedener sein muss, bei der Eigenthums-Ersitzung 
die Absicht, die Sache als eigene zu haben, bei. der Servituten-Ersitzung 
die Absicht, an der Sache als einer fremden ein Recht auszuüben. 
Wenn also die klagende Partei mit der principalen Vindication behauptet, 
sie habe die Sache gehabt in der Meinung es sei die eigene, und da- 
neben event. mit der Confessorienklage sagt, sie habe die Sache gehabt 
in der Meinung, dass sie zwar eine fremde sei, dass ihr aber ein Recht 
daran zustebe, so ist diess ein Widerspruch, da eines von beiden nur 
möglich ist. Wollte klagende Partei sagen, sie sei der Ueberzeugung 
gewesen, dass das eine oder das andere der Fall sei, sie habe nur Zweifel 
darüber gehabt, welches von beiden, so würde ein solcher animus die 
für beide Ersitzungsarten erforderliche bona fides ausschliessen. 

Die Klage, soweit sie auf die Ersitzung eines dinglichen Nutzungs- 
rechts gegründet werden soll, ist somit abzuweisen. 

Die von der klagenden Partei zur vorbehaltenen Berufung. erhobenen 
beiden Adhäsionsbeschwerden sind ungerechtfertigt. 

Wenn auch, was an dieser Stelle nicht zu untersuchen, der Inhalt 
des auf Grund der Bulle Impensa Romanorum abgeschlossenen Staats- 
vertrages gewesen wäre, dass der Kirche Häuser als Wohnungen für 
Geistliche zu Eigenthum überwiesen werden sollten, so könnte doch 
daraus allein im Zusammenhange mit einer thatsächlich erfolgten Ueber- 
weisung noch nicht gefolgert werden, dass Eigenthumsübergabe statt- 
gefunden habe, vielmehr wird erst nach Ansicht der Beweise über den 
privatrechtlichen Traditionsact und nach Berücksichtigung etwaiger Gegen- 
beweise sich beurtheilen lassen, ob und wie weit der Inhalt der gedachten 
Bulle zur Interpretation des bezüglich der Ueberweisung 2 zu Stande ge- 
kommenen Rechtsgeschäfts dienen kann. 

Wenn mit der andern Beschwerde geltend gemacht aid, dass das 
Gericht auch befugt sei, auf Herausgabe der Grundstücke zu erkennen, 
weil der Antrag darauf erst nach Erlass des Urtheils des Competenz- 
gerichtshofs gestellt worden: so kann in dieser Beziehung lediglich auf 
die Entscheidungsgründe des angefochtenen Beweisurtheils verwiesen 
werden. 

Aus diesen Gründen wird erkamnt: 


Entscheidung: 


Auf die Berufung der beklagten Partei wird das Beweisurtheil vom 
14. December 1877, unter Beseitigung des darin unter No. IV. enthal- 
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tenen Beweissatzes, dahin abgeändert, dass die Klage, soweit sie auf 
die Ersitzung eines dinglichen Nutzungsrechts sich gründet, abge- 
‘ wiesen wird. 

Im Uebrigen werden die beiderseitig gegen das Beweisurtheil erho- 
benen Beschwerden als ungerechtfertigt verworfen. 

Die Entscheidung wegen der Processkosten bleibt vorbehalten. 

Zur Verhandlung über die nt Berufung wird die Gerichts- 
sitzung 
_ am 9. März 1880 
bestimmt. 


Meyer. v. Düring. Bergmann. Krüger... Meischeider. 


2. Erkenntniss des Oberlandesgerichts zu Celle vom 18. December 1880. 
Im Namen des Königs! 


In Sachen 
des Ministers der geistlichen, Unterrichts- und Medieinal-Angelegenheiten 
zu Berlin, Beklagten, jetzt Berufungsklägers, 


gegen 

das Domcapitel zu Hildesheim, Kläger, jetzt Berufungsbeklagten, 
hat der dritte Civilsenat des Königlichen Oberlandesgerichts 
zu Celle unter Mitwirkung folgender Richter: 1. des Senats- 
Präsidenten Geheimen Ober-Justiz-Raths Meyer, 2. des Ober- 
appellations-Raths von Düring, 3. des Oberappellations-Raths 
Bergmann, 4. des Oberlandesgerichts-Raths Krüger, 5. des 
Oberlandesgerichts-Raths Beleites für Recht erkannt und in 
der Gerichtssitzung am 18. December 1880 verkündet: 


Thatbestand. 


Von den durch das erstinstanzliche Beweisurtheil vom 14. December 
1877 der klagenden Partei alternativ aufgelegten Beweisen ist durch 
das hiesige Urtheil vom 21. Januar d. J. der letzte in Wegfall gebracht 
und es sind demzufolge nur die nachstehenden drei, der klagenden 
Partei obliegenden Beweise in Wirksamkeit geblieben: 

I. dass die vormals Hannoversche Staatsregierung dem Kläger 
als Dotation des bischöflichen Stuhles bezw. des Domcapitels 
behufs Ausführung der Bulle Impensa Romanorum die in 
Rede stehenden 11 Häuser zu den angegebenen Zeiten zu 
Eigenthum überwiesen hat; 

Il. dass der Kläger diese Gebäude, — mit Ausnahme der drei 
in den Jahren 1846 bezw. 1862 zugewiesenen, — in der Zeit 
von 1828 bezw. 1833 bis zur Klagebehändigung 40 Jahre 
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hindurch in der Ueberzeugung, Eigenthümer derselben zu sein, 
besessen hat; 

III. dass die vormals Hannoversche Staatsregierung dem Kläger 
u. 8. w. das Recht der Nutzung an den gedachteu 11 Häusern 
als ein dingliches übertragen hat. 

Durch das Endurtheil der ersten Instanz vom 16. Mai 1879 sind 
die Beweise I. und II. für verfehlt und gegenbeweislich für widerlegt 
erachtet, der Beweis III. ist für geführt erkannt. 

. Dies Urtheil ist von beiden Seiten angefochten. Die beklagte Partei 
hat Berufung erhoben und beantragt, auch den Beweis III. für verfehlt 
zu erkennen und demzufolge die Klage abzuweisen. Die klagende Partei 
hat der Berufung sich angeschlossen, weil die Beweise I. und U. für 
verfehlt und gegenbeweislich widerlegt und weil dieselben nicht viel- 
mehr für geführt erkannt sind. 

In der Gerichtssitzung am 6. d. Mts. haben die Parteien das 
gesammte Beweismaterial vorgelegt und haben auf Grund desselben 
ihre Anträge zu rechtfertigen gesucht. 


Entscheidungsgründe. 


Bezüglich des Ersitzungsbeweises (sub II.) kann zunächst einem 
Zweifel nicht unterliegen, dass derselbe mit Recht für verfehlt und gegen- 
beweislich für widerlegt erkannt ist. 

Es mag dahin gestellt bleiben, ob unter den vorliegenden Verhält- 
nissen lediglich aus dem factischen Besitze, welchen das Domcapitel 
an den in Rede stehenden Häusern ausübte, auf das Vorhandensein des 
animus domini geschlossen werden dürfte, ob nicht vielmehr erforderlich 
gewesen wäre, dass für denselben ein besonderer Beweis hätte geführt 
werden müssen. Für die Entscheidung genügt es, dass — wie aus dem 
im angefochtenen Endurtlieile erwähnten Schreiben des Domcapitels vom 
13. Mai 1852 erhellt — zu dieser Zeit die Absicht und die Ueberzeu- 
gung, die Häuser zu Eigenthumsrecht zu haben, nicht vorhanden war, 
und dass für den Mangel solcher Ueberzeugung auch die Erklärung 
spricht, welche in der Sitzung des Domcapitels am 1. October 1835 der 
Syndicus ohne Widerspruch dahin abgegeben hat, dass das Eigenthum 
der Häuser bis dahin an die Curie nicht übertragen sei. — Es ist 
dadurch bewiesen, dass bei dem Domcapitel der animus domini während 
einer vierzigjährigen Ersitzungszeit jedenfalls nicht ununterbrochen vor- 
handen gewesen ist. 

Bezüglich des Beweises I (der Eigenthumsübertragung) hat die 
klagende Partei zunächst auf den Inhalt der Circumscriptionsbulle Im- 
pensa Romanorum sich berufen, und aus den Worten, welche dort sowie 
in der mit dem Königlichen Patent vom 26. März 1824 gegebenen amt- 
lichen Uebersetzung gebraucht sind, 

Cap. Mensae: aedes pro habitatione attribuendae — (es soll 
ein Haus pp. gegeben werden), 
Cap. Decanus: atque insuper Decanus pp. domos habebunt 


Miscellen, 127 


unicuique praebendae assignandas (sie sollen Häuser erhalten, 

die einer jeden Pfründe angewiesen werden); 
hat sie gefolgert, dass die Hannoversche Regierung versprochen habe, 
die Häuser zu Eigenthum zu geben; wogegen die beklagte a unter. 
Hinweisung auf: 

Cap. Ad hujusmodi: Georgius rex - spopondit, tot fundos ac 

bona stabilia pp. se traditurum (Grundstücke zu überweisen), 
geltend macht, dass der für Eigenthumsübertragung juristisch-technische 
Ausdruck — tradere — zwar für die übrige Dotation, nicht aber für 
die Häuser in Anwendung gebracht sei. Es kann aber diesen mehr- 
deutigen Ausdrücken kein besonderer Werth für die Interpretation der 
Bulle beigelegt werden. 

Dagegen wird man sich aus anderem Grunde der Ueberzeugung 
nicht verschliessen können, dass die Bulle annimmt, bei der definitiven 
Dotation des Bisthums solle das Domcapitel mit eigenen Häusern aus- 
gestattet werden. Denn da nach Inhalt der Verhandlungen, auf Grund 
welcher schliesslich die Bulle zu Stande gekommen ist, (wie solche Ver- 
handlungen in dem Mejer'schen Werke »Zur römisch-deutschen Frage« 
dargelegt sind), die Hannoversche Regierung von vornherein damit ein- 
verstanden war, das Bisthum Hildesheim in Grundstücken zu dotiren 
und da dies auch im Cap. Ad hujusmodi der Bulle ausgesprochen ist, 
so wird daraus zu folgern sein, dass auch bezüglich der zu Wohnungen 
zugesagten Häuser, als einem wesentlichen Bestandtheile der Dotation, 
Uebertragung zu Eigenthum zugesagt war. — Allein für den vorliegen- 
den Process kann die klagende Partei hieraus nichts herleiten. 

Zwar ist anzunehmen, dass die Circumscriptionsbulle Impensa Ro- 
manorum in Verbindung mit der im Patent vom 26. März 1824 aus- 
gesprochenen Königlichen Genehmigung die Bestimmung hat, die zwischen 
der Hannoverschen Regierung und der päpstlichen Curie über Errichtung 
des Bisthums Hildesheim stattgehabten Verhandlungen vertragsmässig 
festzustellen, dass also jene beiden Acte in ihrer Verbindung als ein 
Vertrag sich darstellen, 

Dieser Vertrag ist aber ein Staatsvertrag, aus welchem für die con- 
trahirenden Theile wohl nach völkerrechtlichen Grundsätzen Ansprüche 
und Verpflichtungen erwachsen mögen, deren Geltendmachung bei aus- 
bleibender Erfüllung auf dem im internationalen Verkehr der Staaten 
üblichen Wege zu erfolgen hätte. Privatrechte können daraus nicht 
entstehen und wenn solche in dem Staatsvertrage zugesagt sind, so 
erfordern sie zu ihrer Entstehung noch den entsprechenden privatrecht- 
lichen Act. 

Es kommt also für die vorliegende Frage nicht darauf an, ob die 
Hannoversche Regierung durch jenen Vertrag sich verpflichtet hat, behufs 
Dotirung des Bisthums Häuser für den Bischof und das Domcapitel zu 
Eigenthum zu übergeben, sondern lediglich darauf, ob solche Eigenthums- 
übertragung in der That bisher stattgefunden hat. Die klagende Partei 
muss einen bestimmten Act der Eigenthumsübertragung nachweisen. — 
Aus der thatsächlichen Uebertragung des Besitzes für sich allein kann 
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nicht gefolgert werden, dass sie erfolgt sei, um in Ausführung jenes 
Vertrages Eigenthum zu übertragen. Denn es bleibt möglich, dass die 
Hannoversche Regierung aus irgend einem Grunde sich durch den Vertrag 
nicht für gebunden erachtet und denselben mit Absicht unausgeführt 
gelassen hat. In dieser Beziehung ist der Umstand von Erheblichkeit, 
dass im Jahre 1828, als zuerst die Zuweisung der Häuser erfolgte, die 
vierjährige Frist bereits verstrichen war, innerhalb welcher gemäss Cap. 
Ad hujusmodi der Bulle die Dotirung mit Grundstücken in Stelle der 
bis dahin gemäss Cap. Mensae und Decanus zugesagten baaren Gefälle 
erfolgen sollte, dass aber solche Dotirung damals nicht ausgeführt wurde, 
auch bis jetzt nicht ausgeführt worden ist. Es liegt hiernach nahe an- 
zunehmen, dass die Regierung durch Zuweisung der Häuser nur eine 
interimistische Maassregel bezweckt hat, um das Wohnungsbedürfniss 
der Mitglieder des Domcapitels vorläufig zu befriedigen. Dass auch das 
Domceapitel die Sache so aufgefasst hat, darauf deuten die vorstehend 
(bei Beweis II.) bereits angeführten Aeusserungen des Domcapitels und 
des Syndicus. 

Hinsichtlich des Ausfalles des hienach von der klagenden Partei 
zu führenden Beweises eines Eigenthumsübertragungsacts kann lediglich 
auf die Ausführungen des angefochtenen Urtheils verwiesen werden. Es 
erhellt daraus, dass durchaus nichts diesem Beweise dienliches beigebracht 
ist, dass vielmehr verschiedene Umstände dargelegt sind, welche gegen- 
beweislich erheblich in’s Gewicht fallen. Ob der Gegenbeweis vollständig 
erbracht sei, kann dahin gestellt bleiben, da die eventuelle Eidesdelation, 
welche auf den Beweissatz gerichtet ist, in dieser Weise nicht zugelassen 
werden kann. Dieselbe hätte auf einen bestimmten thatsächlichen Vor- 
gang, namentlich auch bezüglich der übertragenden Person, sich richten 
müssen, weil es der richterlichen Beurtheilung unterliegt, ob ein solcher . 
Act zur Eigenthumsübertragung als geeignet und für den Staat als 
verbindlich zu erachten sein würde. 

Bezüglich des Beweises zu III. (Uebertragung eines dinglichen 
Nutzungsrechte) muss, — in Abweichung von dem angefochtenen 
Urtheile —, der Beweis in gleicher Weise für verfehlt erachtet werden. 
Es kann ausser Betracht bleiben, dass ganz ungewiss ist, welche Art 
eines dinglichen Nutzungsrechts die klagende Partei im Sinne hat und 
ob dasselbe als an die Existenz der überwiesenen Häuser gebunden oder 
als dinglich auf dem Grund und Boden ruhend gedacht wird. Es genügt 
auch hier zur Entscheidung, dass irgend ein Act, durch welchen das 
Wohnungs- oder Nutzungsrecht dem Domcapitel als ein dingliches über- 
tragen worden, nicht erwiesen ist, wie dies aus der im angefochtenen 
Urtheile enthaltenen Darlegung des Beweisergebnisses sich ergiebt. 
Lediglich die Thatsache ist erwiesen, dass die Häuser dem Bischof und 
dem Domcapitel zu Wohnungen eingeräumt sind. Die Umstände, aus 
welchen die klagende Partei und der erste Richter folgern, dass es Ab- 
sicht der Regierung gewesen sein müsse, ein dingliches Recht einzu- 
räumen, sind dafür nicht beweisend. Aus dem Verhältniss der kirchlichen 
Aemter, für deren Träger die Wohnungen bestimmt waren, folgte freilich, 
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dass ihnen ein ungestörtes Wohnen gewährt werden sollte und die Ueber- 
weisung ist sicher mit der Absicht geschehen, bezüglich dieser Woh- 
nungen, nachdem man sich wegen derselben mit dem Executor bullae 
geeinigt hatte, bis zur definitiven Regelung der Dotation wider den 
"Willen des Domcapitels keine Aenderungen vorzunehmen, namentlich nicht 
willkürlich die Wohnungen zu wechseln. Solche Absicht der Regierung 
würde aus der Natur des Verhältnisses als vorhanden gewesen anzu- 
nehmen sein und dass sie in der That vorhanden gewesen ist, wird 
durch das im angefochtenen Urtheile hervorgehobene spätere Verhalten 
der Regierung bestätigt; aber für die Absicht, ein dingliches Recht ein- 
räumen zu wollen, lässt sich daraus nichts entnehmen. Gegen solche 
Absicht spricht sowohl der Inhalt des Regulativs, welches vom Cabinets- 
Ministerium bezüglich dieser Häuser und der darin befindlichen Woh- 
nungen erlassen ist, als auch das fernere Verhalten bei Beaufsichtigung 
der Häuser. Aus Beidem ergiebt sich, dass die Regierung die Häuser 
durchaus nach Analogie der Dienstwohnungen für Beamte behandelt hat. 
— Man mag nun darüber zweifeln können, ob die Regierung durch 
Ueberweisung der Häuser zur Wohnung lediglich einen factischen Zustand 
geschaffen hat mit der Absicht, an demselben bis zur definitiven Rege- 
lung der Dotation nichts zu ändern, oder ob sie nach dieser Richtung 
hin auch eine obligatorische Verpflichtung gegen das Domcapitel hat 
übernehmen wollen; darüber aber, dass dem Domcapitel ein dingliches 
Nutzungsrecht eingeräumt sei, ist kein Beweis erbracht worden. 

Die eventuelle Eideszuschiebung, wie sie angewendet ist, kann 
hier aus demselben Grunde, wie bei dem Beweise I., nicht zugelassen 
werden. 


‚Entscheidung. 


Aus diesen Gründen wird unter Abänderung des Endurtheils vom 
16. Mai 1879 erkannt: 
Der Beweis 1I. wird für verfehlt und gegenbeweislich für wider- 
legt, die Beweise I, und III. werden für ganz verfehlt erkannt. 
Die klagende Partei wird deshalb mit den sämmtlichen ein- 
geklagten Ansprüchen abgewiesen und hat die Processkosten beider 
Instanzen zu tragen, soweit solche nicht der beklagten Partei im 
Laufe des Verfahrens bereits rechtskräftig aufgelegt sind. 


Meyer. v. Düring. Bergmann. Krüger Beleites. 


s 
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IL. 


Ein Iıehrprocess in der evangelisch-Iutherischen Kirche der Provinz 
Schleswig-Holstein. 


1. Resolut des Königlichen evangelisch-lutherischen 

Consistoriums in Kiel vom 9. December 1881 in der Dis- 

ciplinaruntersuchungssache gegen den Diaconus Lühr 
in Eckernförde. 


In der auf Grund des Consistorialbeschlusses vom 17. Mai d. J. 
wider den Diakonus Karl Wilhelm Johannes Lühr in Eckernförde 
obschwebenden Disciplinaruntersuchung hat das Consistorium in seiner 
am 15. November d. J. abgehaltenen Sitzung, an welcher 

der Consistorialpräsident Dr. Mommsen, die Generalsuperinten- 

denten Dr. Godt und Dr. Jensen und die Consistorialräthe 

Dr. Chalybaeus, Dr. Schwartz, Clausen und Dr. Brömel, 

sowie als ausserordentliche Mitglieder auf Grund des $ 95 der K.-G. 

u. S.-O. vom 4. November 1876 die Mitglieder des Ausschusses der 

Gesammtsynode Graf zu Rantzau auf Rastorf, Pastor Petersen 

aus Steinbek, Landrath Baron von Heintze aus Bordesholm 

theilgenommen baben, den Beschluss gefasst: | 
die wider den Diakonus Lühr erhobene Anschuldigung, dass er 
die Pflichten seines Amtes verletzt habe, indem er: 

1. unter dem Titel »Zur Abwehr gegen Herrn Pastor Decker’s 
Ansprache an die Gemeinden« eine Schrift an die Gemeinde- 
glieder der Schleswig-Holsteinischen Landeskirche gerichtet 
und veröffentlicht hat, welche in ihren Aussagen über die Per- 
son und das Werk Jesu Christi wesentliche Abweichungen von 
der in der Heiligen Schrift enthaltenen und in der Augsbur- 
gischen Confession bezeugten Glaubensgrundlage unserer Kirche 
enthält, 

2. ähnliche Abweichungen auch in seiner lehramtlichen Thätigkeit 

° mehrfach hat hervortreten lassen, j 
für begründet zu erkennen und wider den Genannten wegen dieser Ver- 
letzung seiner Amtspflichten die Amtsentlassung zu verfügen, wie auch 
demselben die Kosten der geführten Untersuchung zur Last zu legen. 


Gründe, 


Die im Eingang erwähnte Disciplinaruntersuchung ist wider den 
Diakonus Lühr durch Verfügung des Consistoriums vom 19. Mai d. J. 
unter ausdrücklicher Hervorhebung der bereits wörtlich angegebenen 
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Anschuldigungspunkte eröffnet worden, nachdem es sich herausgestellt 
hatte, dass die näheren Erläuterungen und Aufklärungen, welche der 
Genannte bei einer mit ihm abgehaltenen mündlichen Vernehmung über 
den Inhalt der oben erwähnten Broschüre, über die Motive, welche ihn 
bei deren Veröffentlichung geleitet haben, und über seine lehramtliche 
Wirksamkeit gegeben hatte, nicht geeignet seien, um die Bedenken zu 
beseitigen, zu welchen die gedachte Broschüre dem Consistorium Ver- 
anlassung gegeben hatte. Diese Bedenken waren dem Angeschuldigten 
vorher durch eine Verfügung des Consistoriums vom 2. Februar d. J. 
mitgetheilt worden. Die Vernehmung fand am 16. s. M. statt und 
wurde im Auftrage des Consistoriums von einer Commission vorgenommen, 
welche aus dem Consistorialpräsidenten, den beiden Generalsuperinten- 
denten für Schleswig und Holstein und dem Justitiarius des Consistoriumis 
bestand. Vor Einleitung der förmlichen Disciplinaruntersuchung wurden 
auch noch die von dem Diakonus Lühr ausgearbeiteten Leitfäden für 
den Confirmandenunterricht, die von ihm benutzten Formulare für die 
Taufe, Trauung, Beichte und Abendmahlsfeier und die Concepte der von 
ihm gehaltenen Predigten eingefordert und einer genauen Durchsicht 
unterzogen. In der Verfügung vom 19. Mai d. J. wurden sodann fol- 
gende Beweismittel bezeichnet: 

a. die gedachte Broschüre, insbesondere dasjenige, was auf Seite 6, 

7 und 9 derselben über die Person Jesu Christi und auf Seite 7, 
10, 11 und 12 über seine übernatürliche Geburt, seinen Tod und 
seine Auferstehung gesagt worden ist, | 

b. das Protokoll über die Verhandlung am 16. Februar d. J., 

c. die von dem Angeschuldigten eingereichten Leitfäden für den 

Confirmandenunterricht während des Winters 18”/rs und während 
des Winters 187%/so, insbesondere dasjenige, was auf 8. 24, 27 
und 30 des zuerst genannten Leitfadens über die Person Jesu 
Christi, über sein Leiden und seine Auferstehung gesagt ist; 

d. die von demselben eingereichten Predigtconcepte, welche in acht 

Bänden den Zeitraum vom 14. Sonntage nach Trinitatis 1877 
bis zum 26. Sonntage nach Trinitatis 1880 nnd die Predigt am 
ersten Weihnachtsfeiertage umfassen, insbesondere dasjenige, was 
Bd. I. 8. 147, V. S. 82, VII. 8. 82, S. 133, 8. 137, 8. 141, 
8.243 ff., Bd. VIII. 8.28 fi, 8.36, 8. 143 über die Person und 
das Werk Christi und Bd. II. S. 91, 8. 153, S. 154 fi, Bd. IV. 

8. 173, Bd. VIII S. 4, S. 6 speciell über seine Auferstehung 

gesagt ist. 

Die Verfügung, durch welche die förmliche Disciplinaruntersuchung 
gegen den Diakonus Lühr eingeleitet wurde, ist demselben am 24. Mai 
d. J. insinuirt worden. Am 9. Juni d. J. fand die Vernehmung des An- 
geschuldigten unter Hinzuziehung eines beeidigten Protokollführers vor 
einer Commission statt, welche aus dem Consistorialpräsidenten, dem 
Generalsuperintendenten für Schleswig und dem Justitiarius des Consi- 
storiums bestand. Weitere Beweise waren nicht zu erheben, indem ins- 
besondere auch Seitens des Angeschuldigten dahin gehende ae nicht 
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gestellt wurden. Unter dem 7. Juli d. J. wurde dem Angeschuldigten 
zur Einreichung einer schriftlichen Vertheidigung eine vierwöchentliche 
Frist gewährt, welche demnächst auf sein Ansuchen bis zum 21. August 
d. J. verlängert wurde. An dem letzteren Tage reichte derselbe eine 
Vertheidigungsschrift ein. Darauf wurde dem Angeschuldigten noch die 
Gelegenheit gegeben, in der am 15. November d. J. abgehaltenen Sitzung 
des Consistoriums vor sämmtlichen Mitgliedern des Letzteren einschliess- 
lich der ausserordentlichen Mitglieder sich mündlich zu vertheidigen, 
und derselbe hat von dieser Gelegenheit Gebrauch gemacht, nachdem 
vorher in seiner Anwesenheit von einem Mitgliede des Consistoriums ein 
Aktenreferat erstattet worden war. 

Die in Rede stehende Broschüre, welche von dem Angeschuldigten 
eingeräumtermaassen verfasst und veröffentlicht worden ist, ist gegen ein 
Flugblatt gerichtet, welches der Pastor Decker in Thumby im vorigen 
Jahre herausgegeben hat. In demselben wurde gegen die Geistlichen, 
welche Mitarbeiter des von dem Pastor Kühl in Oldenswort redigirten 
»Evangelischen Gemeindebotens seien, der Vorwurf erhoben, dass sie 
Irrlehrer und Lästerer seien, welche die Gemeinden täuschten und ver- 
dürben. Dieselben machten Alles, was von Jesu Christo die Apostel 
verkündigt, die Kirche geglaubt habe, zur Lüge. Nach ihrer Lehre sei 
nicht das der Grund des Lebens und der Seeligkeit, was Gott zum Heile 
der Welt gethan habe, sondern vielmehr das, was ein jeder Mensch in 
sich selbst erlebe; das Heil, Versöhnung, Erlösung, Friede, Seligkeit 
seien allein innere Seelenvorgänge, abhängig von der besseren oder 
schlechteren geistigen und religiösen Entwickelung des Menschen; jeder 
sei sein eigener Heiland und Herr; einen anderen brauchten wir nicht; 
auch der Mensch, welcher Jesus heisse, vermöge nichts Anderes, als 
andere gute fromme Menschen, wenn auch in etwas oder weit höherem 
Maasse. Es wurden sodann in thetischer Form eine Reihe von Sätzen 
hingestellt, welche die Lehre des »Evangelischen Gemeindeboten« wieder- 
geben sollen, darunter folgende: | 

»Die Heilige Schrift ist nicht Gottes, vom Himmel geoffen- 
bartes Wort. 

Die übernatürliche Geburt Christi von der Jungfrau Maria ist 
unmöglich, deshalb unwahr. 

Jesus ist Mensch, ein frommer Mensch, nicht wahrer Mensch 
und wahrer Gott. 

Jesus hat keine Zeichen und Wunder gethan, die sind unmöglich. 

Er ist nicht als Schuldopfer zur Versöhnung der Sünde der Welt 
am Kreuze gestorben, so dass wir allein um seines Opfers willen eine 
Vergebung der Sünden, eine Rechtfertigung vor!Gott und einen gnä- 
digen Gott haben. . 

Jesus ist nicht aus dem Grabe wahrhaftig leiblich auferstanden 
und leiblich zum Himmel aufgehoben, das sind unmögliche Dinge. 

Die Lehre von der Dreieinigkeit widerspricht allem gesunden 
Denken, aller richtigen Vernunft. Es giebt einen Gott, aber das ist 
ein einiger, nicht ein dreieiniger.« 
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Mit Beziehung auf diese Angriffe des Pastors Decker erklärt die 
Broschüre des Angeschuldigten es für »eine ungeheure Unwahrheite, 
wenn Pastor Decker schreibe, dass jene Geistlichen Alles, was von 
Jesu Christo. die Apostel verkündigt, die Kirche geglaubt habe, zur 
Lüge machten. Er und seine Gesinnungsgenossen bänden sich zwar 
keineswegs an alle Lehren der Apostel über Jesum, noch viel weniger 
an die Lehrbestimmungen der alten Bischofsversammlungen. Sie glaubten 
‚und verkündigten aber die grossen beseligenden Grundwahrheiten in der 
apostolischen Verkündigung, beispielsweise verkündigten sie mit Pau- 
lus: dass wir durch Jesum Christum Frieden haben mit Gott (Röm. 5 
v. 1), dass Jesus uns die Kindschaft bei Gott gebracht hat (Gal. 4), 
dass der Herr der Geist ist, und wo der Geist des Herrn ist, da ist 
Freiheit (2. Cor. 38 v. 17), dass, wer in Christo ist, eine neue Kreatur _ 
geworden (2. Cor. 5 v. 17), dass Christi Gesetz die Liebe sei (Gal. 6 
v. 2); dass durch Christum der Tod verschlungen sei in den Sieg (1. Cor. 
15 v. 55). Vgl. Seite 5 der Broschüre. 

Es handle sich dabei allerdings um innere Seelenvorgänge, aber 
eben diese inneren Seelenvorgänge seien zugleich ein neues Verhältniss 
zu Gott und Gottes eigenes Werk in uns. »Wie armselig«, heisst es 
wörtlich, »wenn wir Gott nur in ein paar vergangenen Thatsachen und 
nicht vielmehr in seinem fortwährenden Thun in den Menschenseelen 
suchen wollten.« (Vgl. ebendaselbst Seite 6.) 

Dass jeder sein eigener Heiland und Herr sei und wir einen andern 
nicht brauchen und dass auch der Mensch, welcher Jesus heisse, nichts 
anderes vermöge, als andere gute und fromme Menschen, wenn auch in 
etwas oder weit höherem Maasse, sei nicht die Lehre des Verfassers und 
seiner Gesinnungsgenossen. Sondern: »Gott ist es allein, von dem das 
Heil stammt, der Gott der Gnade, der Vater unseres Herrn Jesu Christi. 
Weil aber Jesus zuerst dieses Heil umfasst und es uns dargeboten hat, 
nämlich den Frieden mit Gott, die Gotteskindschaft, Leben und unver- 
gängliches Wesen, weil durch ihn Gott auch unser Vater geworden, so 
ist er Christus, d.h. unser Heiland. Aber freilich, wir alle sollen wer- 
den wie Christus, Gottes Kinder, wie er, aus dem Geiste geborene edle 
‘ Menschen, wie er; ja Einer soll wiederum dem Andern ein Heilbringer 
werden.« (Seite 6.) 

Zu den kurzen Sätzen, in welche Pastor Decker die Lehre des 
Gemeindeboten zusammenfasse, könne der Verfasser meistens Ja sagen, 
wenn man sie richtig verstehen wolle. Sie seien aber trotz ihrer derben 
Form keineswegs immer klar und verhüllten den eigentlichen Streitpunkt 
Jene Sätze höben zudem nur dasjenige hervor, was die Gegner nicht 
glaubten. Was sie glaubten, in welcher Weise sie sich als Jünger Jesu 
Christi bekennten, davon sei garnicht die Rede. Dies wird dann an 
der Hand der einzelnen Sätze näher durchgeführt. 

Der Verfasser lehre nicht, dass in der Heiligen Schrift gar keine 
Gottesoffenbarung zu finden sei. Mit wachsender Deutlichkeit habe Gott 
sich in den Männern der Bibel, in Moses, den Propheten und Psalmen- 
dichtern, vor Allem in Jesu Christo und seinen Jüngern geoffenbart; 


. 
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die ganze Bibel sei von Gottes Geist durchweht. Aber kein wahrhafter 


Theologe könne heutzutage leugnen, dass wenigstens manche Irrthümer 


und Widersprüche in der Bibel seien; würden doch z. B. die ein- 
zelnen Erzählungen aus Jesu Leben in den verschiedenen Evangelien oft 
recht verschieden erzählt. »Den Buchstaben verehren wir nicht, aber 
der Geist, derselbe, der in der Heiligen Schrift lebt, macht uns leben- 
dig.« (Seite 7.) 

Zu dem Satze von der übernatürlichen Geburt Jesu bemerkt der 
Diakonus Lühr (Seite 7), man sollte die Geburt aus der Jungfrau schon 
deshalb auf sich beruhen lassen, weil auch ohne sie die Lehre von der 
übernatürlichen Gottessohnschaft Christi bestehen könnte. 

Zu dem Satze: »Jesus ist Mensch, ein frommer Mensch, nicht 
wahrer Mensch und wahrer Gott« sagt er wörtlich: »Ja, aber ein Mensch, 
in dem Gott mit seiner ganzen Fülle wohnte und aus dessen Fülle wir 
Gnade um Gnade genommen haben«. 

Zu den übrigen oben hervorgehobenen Sätzen des Decker’schen 
Flugblattes. wird in der Broschüre folgendes bemerkt: Jesus selber habe 
nicht als Wunderthäter gelten wollen, sondern gesagt, dass er gekommen 
sei, zu predigen. Er habe dem Volk kein anderes Zeichen geben wollen, 
als sich und seine Predigt, müsse also dem Wunderglauben keine hohe 
Bedeutung beigemessen haben. Was den Kreuzestod Jesu betrifft, so 
fügt der Verfasser dem Satze des Gegners, welchen er wörtlich repro- 
ducirt, lediglich die Worte hinzu: »Aber wir predigen von dem Ge- 
kreuzigten, der seine Kraft, seine Liebe, sein Leben für seine Brüder 
hingegeben und unzählige Nachfolger gefunden hat, und wir predigen 
von der Gnade Gottes, welche nur den krönet, der sein Ich hingiebt«. 
(Seite 7 ff.) Mit Beziehung auf die Auferstehung heisst es auf Seite 8 
wörtlich: »Nur das »leiblich« ist uns kein Gegenstand des Glaubens«; 
aber wir predigen von dem Jesus, der da lebt und wir werden mit ihm 
leben durch den lebendigen Gott in Ewigkeit. — Mit Beziehung auf 
die Dreieinigkeit heisst es: »Es mag uns genügen, dass Jesus keinen 
dreieinigen Gott gekannt hat, dass aber der Vater im Himmel, den er 
uns anbeten gelehrt, der ewige Geist, der nicht fern ist von einem Jeg- 
lichen unter uns, in dem wir leben, weben und sind nach der Ver- 
kündigung des Apostels Paulus (Apostelgeschichte 17 v. 27—28), der 
Gott der Gnade, der uns mit seinem Geist erfüllt (Röm. 8 u. Gal. 4) 
— ich sage, es mag uns genügen, dass dieser Gott so sehr unser Trost, 
unsere Sehnsucht, unsere Kraft ist, dass wir gern die Lehre von der 
Dreieinigkeit hingeben«. 

Im weiteren Verfolg der Broschüre heisst es dann noch (Seite 10 ff.): 
»Weil wir die Wundererzählungen nicht annehmen können, so wie sie 
dastehen, so sagt man, wir hätten von Christo ja rein gar nichts mehr. 
Liebe Gemeindeglieder, lasst Euch nicht mit solchen Redensarten irre 
leiten. Was sind die Wundererzählungen gegen die Worte voll Segen, 
die aus Jesu Munde geflossen sind! .... . Weil wir die übernatürliche 
Geburt aus der Jungfrau Maria nicht annehmen, weil wir nicht die 
früheren Lehrbestimmungen von dem Opfertode Christi bekennen, weil 
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wir nicht die Wiederbelebung des begrabenen Leibes Christi verkün- 
digen, so sagt man, wir leugneten alle Thatsachen des Heils und wir 
hätten keinen Grund und Boden mehr des Glaubens. Lasst euch durch 
solche ängstliche Reden nicht erschrecken. Was sind denn diese ein- 
zelnen Thatsachen. gegen Jesu Christi ganzes gottinniges und gott- 
geheiligtes Wesen und Leben ... Von diesem heiligen Wesen, von 
dieser Liebe unseres Herrn, während seines ganzen Lebens und Sterbens 
predigen wir... . Wir predigen von der seligen Gottesgemeinschaft, 
in der er als der Sohn zum Vater stand, von dem ewigen göttlichen 
Leben, das aus seinem Innern hervorleuchtet. Dieses gottgeeinte 
Wesen Jesu Christi giebt uns das Recht zu verkündigen: Da ist Leben 
und unvergängliches Wesen (2 Tim. 1 v. 10), giebt uns das Recht zu 
jubeln: Jesus lebt und wir sollen auch leben (Joh. 14 v. 19); er giebt 
den Seinen das ewige Leben, dass sie nimmermehr umkommen (Joh. 10 
v. 28); das giebt uns das Recht, den Tod als das dunkle Thor einer 
neuen herrlichen Welt anzusehen. — So ist denn eine Thatsache 
des Heils, dass Jesus dagewesen, dass inihm das Himmel- 
reich für uns da ist, Das ist die einzige Thatsache des 
Heils, von der Jesus gepredigt hat. Und von dieser Thatsache 
des Heils können wir alle unmittelbar Erfahrung machen, wenn wir 
dieses Himmelreich in unser Wesen einziehen lassen, wenn wir unsern 
Glauben stärken aus Jesu unerschütterlichem Glauben, unsere Liebe aus 
seiner Alles überwindenden Liebe, unsere sittliche Gesinnung aus seinem 
reinen Sinn. Und von dieser einen Thatsache des Heils solche unmittel- 
bare Erfahrung machen, das ist Christenthum, das ist die Religion 
Christi selber. Die wollen wir. — Was für mühsame Umwege muthet 
uns die Orthodoxie zu! An die Gnade Gottes sollen wir nicht glauben 
dürfen, wenn wir nicht zuvor glauben, dass Gott gleichsam ein Wesen 
aus zwei sich widersprechenden Seiten zusammengesetzt sei, aus Gerech- 
tigkeit und Liebe, dass seine Liebe die Menschen selig machen wollte, 
aber die Gerechtigkeit litt es nicht; da fand er den Ausweg, dass seine 
Gerechtigkeit durch seines Sohnes Tod als ein Opfer befriedigt wurde 
und nun seine Liebe freien Lauf hatte. Christus weiss nichts von dieser 
Lehre, er -hat die Sündenvergebung ohne Weiteres dem bussfertigen 
Herzen verkündigt. — Und Kraft zum Guten, sagt man, hat Keiner, 
der nicht zuvor durch das Vertrauen allein auf Christi Blut von Sünden 
rein geworden ist. Aber selbst der Apostel Paulus legt den Nachdruck 
auf unser Sterben mit Christo, nämlich das Sterben für die Sünde, 
für das Fleich (Röm. 6). Und Jesus weist uns unmittelbar auf den 
Vater im Himmel hin: seid vollkommen, wie euer Vater im Himmel 
vollkommen ist et. Unmittelbar stellt er sich als unser Vorbild hin, 
wenn er spricht: wer mir will nachfolgen, der nehme sein Kreuz auf 
sich und wer da will der Vornehmste. sein, der sei ein Diener etc. 
(Matth. 20 v. 27—28). Wir wollen nicht — und das ist echt prote- 
stantisch —- an jene Erwägungen und Vorstellungen früherer Zeiten 
gebunden sein. Wir wollen nicht — und das ist echt evangelisch — 
diese Umwege; wir wollen in der Religion Alles aus erster Hand haben, 
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aus der Hand des ewigen Geistes, des himmlischen Vaters selber, wir 
wollen Alles unmittelbar. Das ist wahrhaftige Religion, das ist echtes 
Christentihum Christi«. 

Im Vorstehenden ist der wesentliche Inhalt der Broschüre, soweit 
er hier in Betracht kommt ,. wiedergegeben und die Vernehmung des 
Angeschuldigten hat keinen Zweifel darüber gelassen, dass derselbe die 
obigen Sätze mit vollem Bedacht geschrieben hat und dass dieselben 
seine wirkliche Meinung enthalten. Derselbe hat jedoch bei seiner ersten 
Vernehmung seine Stellung zu der heiligen Schrift und dem formalen 
Princip unserer Kirche in der Weise näher präcisirt, dass das Consi- 


storium es für richtig gehalten hat, den Vorwurf, welcher dem Ange- - 


schuldigten in dieser Beziehung zu machen war, nicht so sehr auf die 
von ihm versuchte theoretische Formulirung dieses Princips als vielmehr 
auf die unrichtige und willkürliche Anwendung desselben zu richten. 
Demgemäss wird auch in der Anschuldigung ausdrücklich hervorgehoben, 
dass das, was der Diakonus Lühr über Christi Person und Werk lehre, 
auch mit der heiligen Schrift nicht übereinstimme. 

Was nun diese Lehre betrifft, so ist in der Anschuldigungsschrift 
nicht behauptet worden, dass die Broschüre durch ihre hierauf bezüg- 
lichen Auslassungen thatsächlichen Anstoss erregt habe. Nach dieser 
Seite hin brauchten daher Belastungs- oder Entlastungsbeweise um so 
weniger erhoben zu werden, als es auch ohnedies als notorisch gelten 
kann, dass es an solchem thatsächlichen Anstoss in kirchlichen Kreisen 
nicht gefehlt hat. Die erhobene Anschuldigung muss aber auch schon 
dann als genügend substantiirt und bewiesen angesehen werden, wenn 
es dargethan wird, dass die Broschüre durch ihren Inhalt kirchlichen‘ 
Anstoss erregen müsse, bezw. dass ein Geistlicher der Landeskirche 
eine Broschüre dieses Inhaltes nicht veröffentlichen könne, ohne sein 
amtliches Ansehn und seine amtliche Wirksamkeit zu schädigen. 

Die Broschüre kann nicht als eine wissenschaftliche Arbeit gelten 
und ist nicht dazu bestimmt, der Erbauung zu dienen. Sie stellt sich 
vielmehr als eine an die Gemeindeglieder gerichtete und zur weitesten 
Verbreitung bestimmte kirchenpolitische Flugschrift dar, in welcher 
kurz und nackt eine Reihe von Sätzen als die Ansicht des Verfassers 
ausgesprochen und als kirchlich berechtigt hingestellt werden, welche 
den Aussagen des Kleinen Katechismus Luther’s in wesentlichen 
Punkten widersprechen. Wenn man nun bedenkt, dass die evangelisch- 
lutherische Kirche unserer Provinz den Kleinen Katechismus den Ge- 
meindegliedern als diejenige Schrift, welche die Summe des christlichen 
Glaubensinhaltes enthalte, seit Anfang ihres Bestehens dargeboten hat 


und noch fortwährend darbietet, und dass der Angeschuldigte in seiner - 


Eigenschaft als Geistlicher nach der Schleswig-Holsteinischen Kirchen- 
ordnung von 1542 (C.C. H. IV. Seite 13) und dem Rescript vom 16. Juli 
1695 (C. C. H. I. Seite 462) unzweifelhaft verpflichtet ist, den Kate- 
chismus fleissig zu lehren und zu erklären, so kann es nicht füglich 
bestritten werden, dass sein Verfahren die Gemeinden verwirren und 
den gläubigen Gemeindegliedern zum Anstoss gereichen muss und dass 
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dasselbe auch schon an und für sich mit seinen amtlichen Pflichten un- 
vereinbar ist. | 

Von den Aeusserungen der Broschüre kommen hier in erster Reihe 
diejenigen in Betracht, in welchen die Gottheit Christi geleugnet 
wird. Dies geschieht am unmittelbarsten durch die Einräumung, dass 
Christus dem Verfasser nicht »wahrer Gott« sei. Nimmt man die Aeus- 
serung desselben hinzu, dass er die Lehre von der Dreieinigkeit gem 
hingebe, sowie die Art, wie Christus auf Seite 6 der Broschüre den 
übrigen Menschen gleichgestellt wird, so können die Leser daraus nur 
schliessen, dass die Lehre, welche der Kleine Katechismus aufstellt, 
indem er Christum als wahrhaftigen Gott bezeichnet, vollständig auf- 
gehoben und für falsch erklärt werde, | | 

Aehnlich steht es mit der Auferstehung Christi. Wenn es auf 
Seite 8 der Broschüre heisst, dass das leiblich kein Gegenstand des 
Glaubens sei, und auf Seite 10, dass der Verfasser nicht die Wieder- 
belebung des begrabenen Leibes Christi verkündige, wenn ausserdem 
an derselben Stelle ganz allgemein zugegeben wird, dass der Verfasser 
die Wundererzählungen der Bibel nicht so annähme, wie sie daständen, 
so können die Leser diese Aeusserungen schwerlich so verstehen, dass 
damit nur eine grobsinnliche Auffassung des wiedererstandenen Leibes 
hat abgewiesen werden sollen. Da in der Broschüre in keiner Weise 
angegeben wird, dass die Auferstehungsthatsache als solche festzuhalten 
sei bezw. in welcher Weise dies zu geschehen habe, so muss der Leser 
annehmen, dass der Auferstehung, welche der Katechismus als eine wirk- 
liche und leibhaftige lehrt, die Thatsächlichkeit und die Bedeutung für 
den Glauben vollständig: abgesprochen werde. 

Was den Kreuzestod Christi betrifft, so können freilich die hierauf 
bezüglichen Aussagen auf Seite 10 und 11 der Broschüre so verstanden 
werden, als sollte nur gegen eine bestimmte theologische Lehrmeinung, 
welche noch dazu in entstellter Weise wieder gegeben wird, polemisirt 
werden. Da aber auch in diesem Punkte keine andere Lehrauffassung 
an die Stelle gesetzt wird, durch welche das Verdienst Christi gewahrt 
wird und da es im Gegentheil auf Seite 12 im unmittelbaren Anschluss 
an jene Polemik und mit besonderer Betonung hervorgehoben wird, dass 
der Verfasser Alles aus erster Hand haben, aus der Hand des ewigen 
(teistes, des himmlischen Vaters selber, »alles unmittelbar« haben wolle, 
so muss dies den Eindruck hervorrufen, als werde die Lehre von dem 
Verdienste Christi und von seiner Mittlerschaft, auf welche der Kate- 
chismus ein so entscheidendes Gewicht legt, gleichfalls beseitigt. 

Endlich muss die Auslassung auf Seite 6: »wie armselig, wenn wir 
Gott nur in ein paar vergangenen Ihatsachen und nicht vielmehr 
in seinem fortwährenden Thun in den Menschenseelen suchen wollten«, 
das kirchliche Bewusstsein verletzen, wenn man bedenkt, dass der zweite 
Artikel des Apostolicums den Inhalt des Glaubens an Christum in eine 
Aufzählung von Thatsachen zusammenfasst. 
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Der Angeschuldigte hat nun zwar in seiner Defensionsschrift den 
Nachweis zu führen versucht, dass die Abweichungen von dem Buch- 
staben der Augsburgischen Confession und des Kleinen Katechismus, 
welche sich eingeräumtermaassen in der Broschüre finden, die Glaubens- 
grundlage der evangelisch-Iutherischen Kirche unserer Provinz unberührt 
lassen. Er stellt sich dabei auf den Boden derjenigen Ausführungen, 
welchen das in der Beilage zu Stück 10 des Kirchlichen Amtsblattes 
pro 1878 veröffentlichte‘ Consistorialerkenntniss vom 6. Juni 1878 in 
dieser Beziehung enthält und stellt damit zugleich die bezüglichen Aus- 
lassungen auf Seite 134 seiner Broschüre richtig, welche dem Consistorium 
anfänglich zu Bedenken Veranlassung gegeben hatten. Der versuchte 
Nachweis ist aber dem Angeschuldigten nicht gelungen. 

Unter der Glaubensgrundlage der Kirche muss in diesem Zusammen- 
hange derjenige Glaubensinhalt verstanden werden, auf welchen hin die 
Kirche constituirt worden ist und durch dessen Festhaltung sie ihre 
Identität bewahrt, welchen sie eben deshalb von ihren Dienern verkündigt 
haben will (vgl, das citirte Consistorialerkenntniss Seite 6 Spalte a 
oben). Mag man diesen Inhalt durch eine Summe von Grundsätzen 
(Lehre oder Ueberzeugung) oder durch gewisse Heilsthatsachen be- 
zeichnen oder mag man denselben, wie der Angeschuldigte dies will, 
direct auf die Person Christi beziehen, immer handelt es sich dabei 
um etwas Objectives und zwar um dasjenige, wodurch das rechte Ver- 
hältniss des Menschen zu Gott zu Stande kommt. Dies hat der An- 
geschuldigte verkannt, indem er in seiner Vertheidigungsschrift auszu- 
führen sucht, dass das neue religiöse und sittliche Grundverhältniss, in 
welches wir zu Gott treten sollen, selber die Glaubensgrundlage sei. 

Was die Person Christi betrifft, so hat der Angeschuldigte 
bestritten, dass das Bekenntniss zu der Gottheit. Christi, welches die 
Artikel 1 und 3 der Augsburgischen Confession enthalten, zu der Glau- 
bensgrundlage der Kirche gehöre. Die hierfür angeführten Beweise sind 
aber nicht stichhaltig. 

1. Daraus, dass die beiden Artikel wesentlich zu dem Zweck in die 
Augsburgische Confession aufgenommen sind, um die Einheit mit den 
allgemeinen Symbolen der Christenheit hervorzuheben und die Evange- 
lischen vor Kaiser und Reich als Christen zu erweisen, folgt nicht, wie 
der Angeschuldigte meint, dass diese Stücke von den Reformatoren selbst 
als etwas minder Wesentliches angesehen worden wären. Umgekehrt 
aber folgt daraus, dass unsere Kirche den wesentlichen Inhalt eben 
dieser Artikel festhalten muss, wenn sie den Zusammenhang und die 
Einheit mit der ganzen Christenheit bewahren will (vgl. Richter, Kir- 
chenrecht, Sechste Auflage $ 241 Seite 684 — Nitzsch, Kirchenordnung 
Seite 50. Derselbe: Urkundenbuch der Union Seite VI.) 

2. Die Zusätze, welche die Artikel der Augsburgischen Confession 
den betreffenden Sätzen des Apostolicums und des Nicenums geben, 
dienen wohl dazu, den religiösen Werth und Gehalt derselben klarer in 
das Licht zu stellen, aber nicht, wie man nach den Ausführungen des 
Angeschuldigten annehmen könnte, dazu, dasjenige irgendwie einzu- 
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schränken oder rückgängig zu machen, was die ökumenischen Symbole 
über die Person Christi aussagen. 

3. Die Behauptung des Angerchuldipten, dass diese Lehren in den 
reformatorischen Bekenntnissen kaum irgend wie weiter berührt werden, 
ist unrichtig, da dieselben nicht bloss im Kleinen Katechismus (Was ist 
das? zum zweiten Artikel) sondern auch in dem ersten Theil der Schmal- 
kaldischen Artikel wiederholt werden. Dass sie keine weitere Ausführung 
finden, erklärt sich-aus dem Zweck der Bekenntnissschriften, welcher 
ganz naturgemäss dahin führen musste, dass diejenigen Lehren, über 
welche kein Streit war, kurz hingestellt und nicht eingehender erörtert 
wurden. Dieselben stehen aber insbesondere in der Augsburgischen 
Confession keineswegs ausser allem Zusammenhang mit dem sonstigen 
Inhalt derselben, sondern sie bilden die Prämissen, auf welchen alles 
Andere sich aufbaut (vgl. Plitt, Einleitung in die Augustana Bd. I. 
Seite 6 ff.). — Die theologische Construction dieser Lehren -kann hier- 
bei ganz dahingestellt bleiben. Auch behält der von dem Angeschul- 
digten angeführte Rath des Melanchton an gläubige Christen, sich 
nicht in philosophische Speculationen über diese Gegenstände zu ver- 
lieren, seinen vollen Werth. Worauf es aber der Kirche gleich sehr wie 
dem gläubigen Gewissen der Einzelnen ankommen muss, ist dieses, dass 
die Kirche sich und ihre Diener als berechtigt und verpflichtet anzu- 
sehen hat, Jesu Christo diejenige göttliche Verehrung zu erweisen, welche 
sie ihm in ihren Gebeten und Liedern von jeher gezollt hat und dass 
. sie sich an Christum, als an den lebendig gegenwärtigen Herrn und 
Heiland halten kann. In der ersteren Beziehung kann es nicht genügen, 
wenn der Angeschuldigte in seiner Vertheidigungsschrift ausführt, dass 
man in früherer Zeit, wo man sich des absoluten Inhaltes und der wirk- 
samen Versöhnungskraft des Christenthums mehr und mehr bewusst 
wurde, fast mit Nothwendigkeit die Person Christi in das Transscendente 
erhoben habe. In der letzteren Beziehung kommt es nicht auf dasselbe 
hinaus, ob man mit der Kirchenlehre Wort und Sacrament als die noth- 
wendigen Vermittler der persönlichen Gemeinschaft mit Christo ansieht, 
oder ob man sich, wie der Angeschuldigte will, wesentlich an die 
historische Ueberlieferung von Christo hält, das persönliche Verhältniss 
zu einem persönlich gegenwärtigen Christus aber zurückgestellt lässt. 
Mit Beziehung auf die Heilsthatsachen laufen die Ausführungen 
des Angeschuldigten darauf hinaus, dass er von der Ablehnung der 
fehlerhaften Auffassung, als käme den heilsgeschichtlichen Thatsachen 
abgesehen von den Seelenvorgängen, welche sich an dieselben anknüpfen, 
eine Heilsbedeutung zu, dazu fortschreitet, diese Seelenvorgänge von 
. jenen Thatsachen abzulösen und die letzteren für den Glauben irrelevant 
zu erklären, während doch Beides unzertrennlich zusammengehört und 
auf dieser Zusammengehörigkeit das Wesen des Christenthums als einer 
positiven Religion beruht. — Der Angeschuldigte hat in seiner Verthei- 
digungsschrift eingeräumt, dass für den Apostel Paulus der Glaube an 
der Thatsache des Todes und der Auferstehung hänge, dass die Auf- 
erstehung den eigentlichen Ausgangspunkt für die Ausführungen des ersten 
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Petrusbriefes bilde, dass dieselbe in den Reden des Petrus, welche die 
Apostelgeschichte mittheilt, ohne Zweifel im Mittelpunkte stehe. Wenn 
sich dies aber so verhält, so ist nicht abzusehen, wie hieran nachträg- 
lich dadurch etwas verändert werden kann, dass die Apostel in ihren 
weiteren Ausführungen dazu übergehen, das innere Verhältniss der 
Menschenseele zu Gott darzustellen, wie es sich auf Grund der Heils- 
thatsachen gestalten soll. Wenn es dem Apostel Paulus auf die That- 
sache der Auferstehung weniger angekommen wäre, wie wäre er dann 
z. B. dazu gekommen, sich so starker Ausdrücke in dieser Beziehung 
zu bedienen, wie er dies 1. Cor. 15 v. 15 gethan hat? Dadurch dass 
der Hergang der Auferstehung auf Grund der biblischen Berichte in 
seinen Einzelheiten verschieden vorgestellt werden kann, wie dies der 
Angeschuldigte betont hat, wird die Thatsache der Auferstehung als 
solche nicht aufgehoben; darin, dass Jesus Christus wirklich aus dem 
Tode in dieses Leben zurückgekehrt und den Jüngern erschienen ist, 
stimmen alle Berichte überein und auf diesen Kern der Sache kommt 
es der apostolischen Verkündigung an. 

Auch die Beweisführung, dass die Bekenntnissschriften den That- 
sachen als solchen nur eine secundaire Bedeutung beigelegt hätten, ist 
dem Angeschuldigten nicht gelungen. Wenn die Bekenntnissschriften 
den Glauben an das »Geschehensein« der »Historien« (den Glauben, den 
auch die Teufel und Gottlosen haben können) als einen Glauben, welcher 
nicht der wahre Glaube ist, hinstellen, so heisst dies selbstverständlich 
nur, dass das Fürwahrhalten der historischen Thatsachen nicht genügt, 
nicht aber, dass diese Thatsachen von der Kirche als etwas Unwesent- 
liches hingestellt werden. Das grade Gegentheil ergiebt sich daraus, dass 
die Augsburgische Confession im Artikel III. den zweiten Artikel des 
Apostolicums reproducirt und dabei insbesondere das »resurrexit tertia die« 
durch Hinzufügung eines vere premirt; dass die Kirche eben diesen Artikel 
im Kleinen Katechismus zur Grundlage des Jugendunterrichtes über die 
Person Christi gemacht hat, und dass der »primus et principalis arti- 
culusse im zweiten Theil der Schmalkaldischen Artikel, von dem es 
heisst: de hoc articulo cedere aut aliquid largiri nemo piorum potest 
(dass man von ihm nicht weichen oder nachgeben kann) an erster Stelle 
den Spruch anführt: »dass Jesus Christus unser Gott und Herr sei, um 
unserer Sünde willen gestorben und um unserer Gerechtigkeit willen 
auferstanden«. Wenn endlich Luther im Grossen Katechismus sagt, dass 
die Stücke, so nach einander in dem zweiten Artikel folgen, nichts An- 
deres thun, als dass sie die Erlösung erklären und ausdrücken, wie und 
wodurch sie geschehen sei, und wenn er bei dem Kinderunterricht nicht 
eine ausführliche Erklärung all’ der sonderlichen Stücke haben will, so 
kann daraus nicht gefolgert werden, dass es nach Luther auf den 
Glauben an die Stücke nicht ankomme, wodurch Christus die Erlösung 
bewirkt hat und unser Herr geworden ist; der richtige Schluss ist viel- 
mehr der, dass ohne diese Stücke Christus die Erlösung nicht bewirkt 
hätte und nicht unser Herr geworden wäre, sodass also der Glaube an 
die Stücke als die unentbehrliche Voraussetzung des Glaubens an den 
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Herrn sich darstellt. Der Angeschuldigte hat denn auch selber an einer 
Stelle seiner Vertheidigungsschrift bemerkt, dass die qu. Thatsachen 
als ein selbstverständliches Stück des Fundamentes im Sinne der Augs- 
burgischen Confession anzusehen seien. Der Umstand, dass die Verfasser 
der Augustana dies als ein selbstverständliches Stück des Fundamentes 
angesehen haben, kann aber doch keinen Grund abgeben, es weniger als 
zur Glaubensgrundlage gehörig anzusehen. 

Das materiale Princip unserer Kirche oder die Rechtfertigung 
durch den Glauben fasst der Angeschuldigte dahin auf, dass die 
Gnade Gottes das objective, der Glaube das subjective Moment des 
Heilsprocesses abgebe. Christi Person und Werk ist ihm in dieser Be- 
ziehung nur insofern von Bedeutung, als in Christo das rechte Ver- 
hältniss zwischen Gott und Menschheit zum ersten Mal und in voll- 
kommener Weise verwirklicht worden ist und in diesem Sinne sagt cr, 
dass die Gnade Gottes in Christo für uns offenbar geworden oder vor- 
handen sei. Er hat sich aber vergeblich bemüht, den Nachweis zu 
führen, dass für den evangelischen Glauben auf dasjenige Moment nichts 
ankomme, welches der Artikel V. der Augsburgischen Confession so 
entschieden betont, indem er den Inhalt des Evangeliums in der Kürze 
dahin zusammenfasst, dass wir durch Christi Verdienst (propter Chri- 
stum) einen gnädigen Gott haben, oder mit anderen Worten, dass der 
Grund, um dessen willen Gott uns gnädig ist, objectiv in Christo liegt. 
Der Angeschuldigte hat in seiner Vertheidigungsschrift selber zugegeben, 
dass die Reformatoren sich die Person und das Werk Jesu Christi in 
unmittelbarer Einheit mit der Gnade Gottes dachten. Was er dem 
gegenüber zur Begründung seiner abweichenden Meinung vorgebracht 
hat, läuft im Wesentlichen auf die mehrfach von ihm wiederholte War- 
nung hinaus, dass man das Moment der objectiven Mittlerschaft Christi 
nicht »abstract nehmen« dürfe, d. h. dass man über das Verdienst 
Christi dasjenige nicht vergessen dürfe, was dadurch bewirkt worden ist 
und bewirkt werden soll. Daraus, dass dieses Moment in dem Heils- 
processe nicht isolirt werden darf, folgt aber nicht, dass dasselbe aus 
diesem Processe eliminirt werden dürfe. — 


Der Angeschuldigte hat sich zur Rechtfertigung seines Vorgehens 
ferner darauf berufen,. dass er seine Broschüre nicht ohne Weiteres aus 
eigener Initiative und nicht zu dem Zweck veröffentlicht habe, um für 
die darin vorgetragenen Ansichten zu agitiren und Propaganda zu machen, 
dass dieselbe vielmehr zur Abwehr gegen das Flugblatt des Pastors 
Decker bestimmt gewesen sei, in welchem den Mitarbeitern des »Evan- 
gelischen Gemeindeboten« in den härtesten Ausdrücken Täuscherei und 
Lästerung vorgeworfen wurde. In der gedachten Schrift wird von dem 
betreffenden Geistlichen behauptet, dass sie Alles, was von Jesu Christo 
die Apostel verkündigt, die Kirche geglaubt habe, zur Lüge machten; 
dass die Einkleidung ihrer Lehren, welche den Schein der Wissenschaft- 
lichkeit und des ernsten Suchens nach Wahrheit erregen wolle, durch- 
sichtig genug sei, um den Gegensatz gegen Alles, was die Apostel 
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geglaubt und verkündigt haben, erkennen zu lassen. Das Evangelium, 
welches der Gemeindebote verkünde, wird als ein Evangelium der Lüge 
und des Mörders von Anfang bezeichnet. Wer so lehre und das für 
Wahrheit halte, müsse, wenn er aufrichtig und ehrlich sein wolle, sein 
Amt niederlegen und aus der Kirche austreten. Schliesslich wird den 
Betreffenden geradezu vorgeworfen, dass sie mit ihrer Lehre den gelei- 
“ steten Religionseid vor der Oeffentlichkeit brächen. Wenn man aber 
auch zugiebt, dass der Angeschuldigte, welcher sich zu den Mitarbeitern 
des »Evangelischen Gemeindeboten« rechnete und als solcher sich auch 
schon bethätigt hatte, in diesen überaus harten und schweren Vor- 
würfen, welche den Mitarbeitern des Evangelischen Gemeindeboten vor 
der Oeffentlichkeit und speciell vor den Gemeinden gemacht wurden, 
eine starke Aufforderung finden konnte, mit seinen theologischen An- 
sichten offen hervorzutreten, so wird dadurch doch die Thatsache nicht 
aufgehoben, dass die Meinungen, welche er in seiner Broschüre den 
Gemeinden vorgetragen hat, in schroffem Gegensatze zu den Lehren 
stehen, deren amtliche Verkündigung den Geistlichen durch das Be- 
kenntniss und die Gesetzgebung der Kirche zur Pflicht gemacht ist. 


Dazu kommt, dass auch der zweite Anschuldigungspunkt, welcher 
in der Consistorialverfügung vom 19. Mai d. J. gegen den Diakonus 
Lühr erhoben worden ist, als begründet anerkannt werden muss. 

Die Stelle des Confirmandenleitfadens (Seite 24), in welcher es 
heisst, dass die Lehre von der irdischen Vaterlosigkeit Christi, sowie 
vom Gottmenschen in der Bibel nur zum Theil begründet sei, hat der 
Angeschuldigte nach seiner Aussage den Kindern wahrscheinlich nicht 
so vorgetragen, dagegen hat er nicht geleugnet, dass er laut Seite 27 
des Leitfadens gelehrt hat: Christi Wort, dass er sterben solle für 
die Menschen, dürften wir uns nicht so denken, dass durch Christi Tod 
wirklich unsere Schuld könne bezahlt werden oder dass Gott ein Opfer 
haben wollte, wenn auch eine grosse Wahrheit in diesen Lehren liege. 
Dasselbe gilt von der Stelle auf Seite 30 des Leitfadens, wo es heisst, 
dass über die Auferstehung viel Streit sei, und dass wir uns dieselbe 
nicht als leiblich zu denken brauchen. — In den Predigten, welche der 
Angeschuldigte eingeräumtermaassen, abgesehen von der Modification 
einzelner Ausdrücke, im Wesentlichen so gehalten hat, wie sie in den 
Concepten stehen, stellt er es Bd. I. Seite 147 als irrelevant hin, wie 
man im Uebrigen über Christi Person und Wesen, über seine Geburt 
und die Wundererzählungen denke, wenn man nur in dem Christkinde 
die Liebe erkenne, die Gott darin erzeigt hat, dass wir Gottes Kinder 
heissen sollen. — Bd. V S. 82 ff. wird es getadelt, dass die Menschen 
in ihrer Verehrung Jesu so weit gegangen sind, dass sie ihre Knie 
nicht bloss in seinem Namen vor ihrem himmlischen Vater, sondern 
vor ihm selber zur Anbetung gebeugt haben. Und sodann wird deut- 
lich zu verstehen gegeben, dass das Nicenische Concil zu weit gegangen 
sei, indem es den Vater und den Sohn für gleichen Wesens, beide für 
Gott, und Christum für den ewigen Gottessohn in menschlicher Gestalt 
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erklärt habe. In ähnlicher Weise bezeichnet der Angeschuldigte Bd. VIII. 
Seite 82 die bezüglichen Entscheidungen des Nicenischen Concils und 
die betreffenden Aussprüche des Athanasianums als Menschenwitz, der sich 
mit dem einfachen Evangelium nicht begnügt, sondern sich angemaasst 
babe, wissen zu wollen, wie es im Himmel aussehe. — Bd. VIII. Seite 
28 ff. deutet an, dass es auf Uebertreibung beruhe, wenn die Christen- 
heit den Herrn über alles menschliche Maass hinaus erhoben, ihm einen 
Namen, der über alle Namen sei, gegeben, und ihn zum Könige und 
Richter der Menschheit gemacht habe. — Bd. VII. Seite 137 spricht 
es ziemlich unverhüllt aus, dass Christus nur ein Mensch gewesen. 
Bd. VII. Seite 141 wird bemerkt, dass wir werden sollen, was Jesus 
gewesen. Wir sollen auch Gottes Söhne, Gottes Kinder werden, d. h. 
ausruhen an Gottes Vaterherzen und sein eigen sein. Es soll der Him- 
mel über uns aufgethan sein, wie über ihm und auch uns das Wort 


' erklingen: du bist mein lieber Sohn, an dem ich Wohlgefallen habe. 


Nur Eins können wir nimmer werden. Denn es ist genug, dass er es 
einmal gewesen, nämlich der Heiland der Welt. — Bd. VIII. S. 28 
spricht es unumwunden aus, dass in den verschiedenen Berichten, welche 
wir über Jesum haben, Manches offenbar mit Dichtung gemischt sei. 
— Bd. VII Seite 133 bezeichnet die Weihnachtsgeschichte als liebliche 


‚Bilder, welche die liebende Dichtung entworfen habe. — Bd. VII 


Seite 243 behauptet, dass die Christenheit die Lehre, nach welcher 
Christi Tod von Ewigkeit her beschlossen und von ihm als Zweck seines 
Lebens gewollt wäre, nicht festhalten könne. -— Bd. II. S. 153 er- 
erklärt, dass man die Osterbotschaft auch ohne Wunderglauben an- 
nehmen könne. Um deswillen werde keiner zurückgewiesen. — Bd. II 
Seite 154 ff. erklärt die Frage nach der leiblichen Auferstehung für den 
Glauben für irrelevant. — Bd. VIII Seite 4 giebt an, dass die innige 
Gemeinschaft mit Gott, die Seligkeit und Ruhe des Gemüths, die 


_ friedevolle Hoheit, mit welcher Jesus in den Tod gegangen, den Jün- 


gern nicht habe schwinden wollen, dass seine Herrlichkeit immer deut- 
licher vor sie hingetreten sei, bis sie in Augenblicken der Verzückung 
ihn selber in verklärter Gestalt vor sich gesehen hätten. — Bd. VIII 
Seite 6 schildert, wie die Jünger täglich, stündlich, das heilige Bild 
des Herm in sich erneuern mussten, nachdem er von ihnen genommen 


worden; am Ende hätten sie ihn leiblich vor sich gesehen. Denn der 


Glaube, dass dieses Leben des Geistes unzerstörbar sei, sei in jener Zeit 
nothwendig mit dem Glauben an seine Auferstehung verbunden gewesen. 
Im Laufe der Zeit sei das anders geworden. Wir brauchten den Herrn 
nicht leiblich wieder zu sehen und wüssten doch: er lebe; denn ein 
unvergängliches Wesen trug er in sich. Das liess sich nicht zerstören. 

Es muss daneben anerkannt werden, dass der Angeschuldigte die 
auch in seiner Broschüre ausgesprochenen positiven Gedanken von Gottes 
Barmherzigkeit und Gnade, so wie sie durch Christum historisch ver- 
mittelt ist, in seinen Predigten mit Ernst und Wärme, z. Th. in 
schwungvoller Weise und ohne phrasenhafte Rhetorik vorgetragen hat. 
Insbesondere hat er von Christo, als dem Anfänger und Vollender un- 
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seres Glaubens, von seiner Menschenliebe und seinem Gehorsam bis zum 
Tode mit dem Ausdruck warmer Liebe gepredigt, wobei er zugleich die 
Forderung aufgestellt hat, dass wir uns in das ganze Wesen Jesu ver- 
tiefen und auf diese Weise in eine Wesensgemeinschaft mit ihm ein- 
treten sollen. — Da aber der Angeschuldigte dem Obigen zufolge sich 
nicht damit begnügt hat, das, was er Positives zu geben vermag, der 
Gemeinde darzubieten, sondern zugleich negirend und aggressiv gegen 
die Kirchenlehre aufgetreten ist, da er der Gemeinde keinen Zweifel 
darüber gelassen hat, dass er in wesentlichen Punkten von der Glaubens- 
lehre und der Glaubensgrundlage der Kirche abweiche und da das Po- 
sitive, was er gegeben hat, nicht der Art ist, dass es dem Negativen 
irgendwie widerspräche und Letzteres etwa als Inconsequenz erscheinen 
oder sonst in milderem Lichte erblicken lassen könnte, so muss sein der 
Gemeinde bekannter negativer Standpunkt auch da, wo derselbe nicht 
ausdrücklich hervortritt, für die Gemeinde der dunkle Hintergrund 
bleiben, welcher seine Schatten auch über dasjenige wirft, was an sich 
positiv lautet und unter anderen Umständen erbaulich wirken könnte. 
Es kommt in dieser Beziehung namentlich in Betracht, dass der Ange- 
schuldigte nach Allem, was aus seinen Predigten und sonst im Laufe 
der Untersuchung hierüber bekannt geworden ist, nicht in der Lage ist, 
der Gemeinde von Christo als dem lebendig gegenwärtigen Herrn der 
Gemeinde und der einzelnen Seele zu predigen, so dass die Gemein- 
schaft mit Christo als eine wirklich persönliche anzusehen wäre und 
nicht bloss auf den allgemeinen Zusammenhang reducirt bliebe, in 
welchem die Menschheit zufolge des geschichtlichen Verlaufes unter sich 
steht und kraft dessen auch die im Tode a mit den 
Lebenden eine Art von Gemeinschaft bilden. 

Der Angeschuldigte hat im Verlauf der Untersuchung wiederholt 
hervorgehoben, dass die oben citirten Stellen des Confirmanden-Leit- 
fadens und seiner Predigten ihre Entstehung durchaus nicht etwa der 
Lust an der Polemik verdanken, dass er die fraglichen Punkte vielmehr 
nur deshalb berührt habe, weil er den Wunsch gehegt habe, für anders 
Denkende die Schwierigkeiten zu ebnen, welche sie davon abhielten, 
sich dem Glauben und der Kirche innerlich wieder zuzuwenden und um 
dasjenige klar zu stellen, was nach seiner Meinung den bleibenden reli- 
giösen Anknüpfungspunkt der betreffenden Lehre bilde. Zugleich hat er 
in dieser Beziehung darauf hingewiesen, dass es schwer sei, im Anfang 
der amtlichen Thätigkeit Missgriffe zu vermeiden und dass er sich 
bewusst sei, solche begangen zu haben. — Der Angeschuldigte hat 
sich aber nicht zu der Erklärung herbeigelassen, dass er ähnliche 
Abweichungen von der Kirchenlehre in seiner lehramtlichen Thätig- 
keit künftig durchaus vermeiden werde. Vielmehr hat er speciell 
mit Beziehung auf seine Zweifel an der leiblichen Auferstehung des 
Herrn sich dahin ausgesprochen, dass er dieselben künftig nur etwa 
dann berühren werde, wenn ein ganz besonderer Anlass dazu gegeben 
wäre. Unter diesen Umständen kann auf die in Rede stehenden Er- 
klärungen um so weniger ein entscheidendes Gewicht gelegt werden, 
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als die Entschiedenheit, mit welcher der Angeschuldigte von Anfang 
bis zu Ende der Untersuchung seinen theologischen Standpunkt vertreten 
hat, es für’s Erste als wenig wahrscheinlich erscheinen lässt, dass er 
zu einer gründlichen Aenderung desselben gelangen werde. 

Dazu kommt, dass es an Vorgängen, welche ihm zur Warnung 
dienen mussten, nicht gefehlt hat. Schon wie er sich zum ersten Male 
zum theologischen Amtsexamen meldete, ist er durch Verfügung des 
Consistoriums vom 2. Februar 1874, durch welche er mit Rücksicht 
auf das von ihm eingereichte Glaubensbekenntniss zurückgewiesen wurde, 
darauf hingewiesen worden, dass es nicht zulässig sei, das Geschicht- 
liche von dem, was heilsnothwendig für den Glauben sei, auszuschliessen, 
dass vielmehr nach: den Aussprüchen der Schrift die Thatsachen der 
Menschwerdung, des Kreuztodes und der Auferstehung Christi zum 
wesentlichen Inhalt des heilsnothwendigen Glaubens gerechnet werden 
müssten. Sodann ist in Betracht zu ziehen, dass das Consistorium 
bereits durch die Veröffentlichung des Erkenntnisses in der Diekmann- 
schen Disciplinaruntersuchungssache vom 6. Juni 1878 auf das Be- 
stimmteste zu erkennen gegeben hatte, dass es den in mancher Beziehung 
ähnlichen, aber in der Negation nicht soweit gehenden theologischen 
Standpunkt, welcher damals von dem Diakonus Diekmann öffentlich 
kund gethan worden war, als einen kirchlich berechtigten nicht anerkenne. 
Eine ähnliche Kundgebung hat das Consistorium demnächst in der 
Bekanntmachung vom 5. November 1880 (K.-Ges.- u. V.-Bl. $S. 88) 
erlassen, als demselben eine beträchtliche Anzahl von Petitionen zuge- 
gangen war, in welchen Mitglieder verschiedener Gemeinden um ein 
disciplinarisches Einschreiten gegen den Pastor Kühl in Oldenswort 
wegen des von ihm herausgegebenen »Evangelischen Gemeinde-Boten« 
baten. Wenn der Diakonus Lühr gleichwohl, und zwar eingeräumter- 
maassen nach dem Erlass der Consistorialbekanntmachung vom 5. No- 
vember 1880 sich dazu entschloss, die oft erwähnte Broschüre zu ver- 
öffentlichen und in derselben für die von ihm vorgetragenen von der 
Kirchenlehre abweichenden Ansichten die kirchliche Berechtigung in 
Anspruch zu nehmen, so hat er es sich selbst zuzuschreiben, wenn die 
Kirchenbehörde, welche bereits die öffentlichen Auslassungen des Dia- 
konus Diekmann mit einem ernsten Verweis belegt hat, sich dazu 
genöthigt sieht, zur Wahrung des kirchlichen Bekenntnisses zu dem 
schärfsten Disciplinarmittel zu greifen. Von dieser Maassregel kann im 
vorliegenden Fall um so weniger abgesehen werden, als der Angeschuldigte 
nachgewiesener Maassen seine von dem Glauben der Kirche abweichen- 
den Ansichten in seiner lehramtlichen Thätigkeit, und zwar nicht bloss 
in seinen Predigten, sondern auch im Confirmandenunterricht, mehrfach 
hat hervortreten lassen. Das Gewicht dieser Thatsache wird dadurch 
nicht aufgehoben, dass aus der Mitte der Eckernförder Gemeinde bisher 
keine Beschwerden über die lehramtliche Thätigkeit des Diakonus Lühr 
an das Consistorium gelangt sind. Die hervorgehobenen Umstände in 
ihrer Gesammtheit aber machen es dem Consistorium unmöglich, in 
diesem Falle diejenige Duldung walten zu lassen, welche es während 
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seiner amtlichen Wirksamkeit von jeher geübt hat und deren berechtigte 
Motive dasselbe wiederholt öffentlich anerkannt hat, 

Da endlich die stattgehabte Untersuchung nicht zur Freisprechung 
des Angeschuldigten geführt hat, so müssen demselben auch die Kosten 
dieser Untersuchung zur Last gelegt werden. 

Kiel, den 9. December 1881. 


Das Königliche evangelisch-Iutherische Consistorium in Kiel. 
d S.) Mommsen. 


II. Erkenntniss des Königlich Preussischen Ministers der 
geistlichen etc. Angelegenheiten vom 22. August 1883 auf 
die vondem Diakonus Lühr gegen das Resolut des Consi- 
storiums in Kiel vom 9. December 1881 erhobene Berufung. 


In Diseiplinar-Untersuchungs-Sachen gegen. den Pastor Diakonus 

Karl Wilhelm Johannes Lühr in Eckernförde, 
erkennt der Königlich Preussische Minister der geistlichen, Unter- 
richts- und Medicinal-Angelegenheiten auf die von dem An- 
geschuldigten gegen das Resolut des Königlichen Consistoriums 
zu Kiel vom 9. December 1881 erhobene Berufung, nach Einziehung 
der Vota sämmtlicher evangelischen Räthe der geistlichen Ab- 
theilung des Ministeriums für Recht: 

Gegen den Pastor Diakonus Lühr ist durch das angefochtene Resolut 
des Consistoriums vom 9, December 1881 die Amtsentlassung verfügt, 
weil derselbe die Pflichten seines Amtes verletzt habe, indem er: 

1, unter dem Titel: 
»zur Abwehr gegen Herrn Pastor Deckers Ansprache an die 
Gemeinden« eine Schrift an die Gemeindeglieder der Schleswig- 
Holsteinischen Landeskirche gerichtet und veröffentlicht habe, 
welche in ihren Aussagen über die Person und das Werk Jesu 
Christi wesentliche Abweichungen von der in der heiligen 
Schrift enthaltenen und in der Augsburgischen Confession 
bezeugten Glaubensgrundlage der evangelisch-lutherischen Kirche 
enthalten, 

2. ähnliche Abweichungen auch in seiner lehramtlichen Thätig- 
keit mehrfach habe hervortreten lassen. 

Das Resolut ist dem Angeschuldigten zu Protokoll des Kirchen- 
propstes zu Hütten vom 15. December 1881 eröffnet. Fristzeitig hat 
Angeschuldigter gegen das Resolut Berufung eingelegt und begründet. 

Was die in formeller Hinsicht in der Berufungsschrift geltend ge- 
machten Einwendungen anlangt, 

a. dass die Anklage während der ganzen Untersuchung verschleiert 

geblieben sei, 

b. dass Urtheil und Anklage sich nicht decken, 

c. dass die Beweiserhebung in wesentlichen Punkten nicht angestellt 

und insonderheit die Straffestsetzung nicht näher begründet sei, 
so ist zu befinden, dass die beiden ersten Einwendungen auf der irrigen 
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Voraussetzung beruhen, als ob für die vorliegende Disciplinar-Unter- 
suchung die Grundsätze des strafprocessualischen Anklageverfahrens 
maassgebend seien. Dies ist nicht der Fall; vielmehr gelten für das 
Diseiplinarverfahren in der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz 
Schleswig-Holstein zufolge $ 2 der Verordnung vom 24. September 1867 
die für die evangelische Kirche der älteren Landestheile damals maass- 
gebenden Vorschriften, denen entsprechend das Verfahren des Consisto- 
riums in der vorliegenden Disciplinarstrafsache stattgefunden hat, 

Rücksichtlich der dritten Einwendung ist zu bemerken, dass in dem 
stattgehabten Verfahren alle relevanten Thatsachen zu rechtlicher Ge- 
wissheit gebracht sind und eine weitere Beweiserhebung bedeutungslos 
erscheinen musste. | 

In Betreff der vermissten näheren Begründung der Straffestsetzung 
wird das Erforderliche bei der nachstehend stattfindenden Beurtheilung 
des angewandten Strafmaasses zu erörtern sein. 

Was demnächst den materiellen Theil des Resoluts des Königlichen 
Consistoriums anlangt, so ist der Thatbestand der dem Angeschuldigten 
zur Last gelegten Verfehlungen, welche derselbe theils durch die ın- 
criminirte Broschüre, theils in seinen Predigten und im Confirmations- 
unterrichte begangen haben soll, in dem Untersuchungsverfahren klar- 
gestellt, Aus dem Thatbestande wird die Schlussfolgerung gezogen, dass 
Angeschuldigter dadurch seine Amtspflichten als Geistlicher der evan- 
gelisch-lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein verletzt habe. 
Da die dem Urtheile zu Grunde gelegten Thatsachen an sich von dem 
Angeschuldigten nicht bestritten werden, so bedarf es zur Feststellung 
der Schuldfrage lediglich der Prüfung, ob diese Thatsachen eine Ver- 
letzung der Amtspflicht eines evangelisch-lutherischen Geistlichen der 
Schleswig-Holsteinischen Landeskirche involviren. 

Worin die Amtspflicht besteht, ist in Ermangelung specieller dienst- 
pragmatischer Vorschriften in erster Linie aus dem durch Rescript vom 
25. Mai 1764 vorgeschriebenen Religionseide der Geistlichen zu ent- 
nehmen, welcher besagt: 

»dass ich durch Gottes Gnade in dem mir anvertrauten Lehramte 
bei der reinen Lehre des göttlichen Wortes, wie selbige in der heiligen 
Schrift gegründet, auch in der ungeänderten Augsburgischen Confession 
zusammengefasst ist, treulich verbleiben, selbige lauter und unverfälscht 
vortragen etc. will.« 

Mit Recht hat das Consistorium in dem Resolute vom 9. December 
1881 angenommen, dass der Angeschuldigte gegen diese in dem von 
ihm geleisteten Amtseide übernommenen Amtsverpflichtungen verstossen 
habe, indem er sowohl in der incriminirten Broschüre, als auch in seiner 
lehramtlichen Thätigkeit von der objectiven Glaubensgrundlage ab- 
gewichen sei, welche für die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz 
Schleswig-Holstein in der heiligen Schrift gegründet und in der un- 
geänderten Augsburgischen Confession zusammengefasst ist. 

Die Ausführungen auf pag. 19 bis 27 des Resoluts legen die Lehr- 
abweichungen des Angeschuldigten von dieser objectiven Glaubensgrund- 
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lage der Kirchenlehre der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz 
Schleswig-Holstein über die Gottheit Jesu Christi, die Dreieinigkeit 
die Auferstehung und die Rechtfertigung durch den Glauben im Ein- 
zeinen dar, und es muss daran, dass in der That in den öffentlichen 
Kundgebungen und der Lehre des Angeschuldigten eine Abweichung 
von der öffentlichen Kirchenlehre der evangelisch-lutherischen Kirche der 
Provinz Schleswig-Holstein vorliegt, um so bestimmter festgehalten 
werden, als das diese Thatsache feststellende Resolut des Consistoriums 
nach Maassgabe des $. 95 der Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung 
vom 4. November 1876 unter Zuziehung der Mitglieder des Gesammt- 
Synodalausschusses erlassen, mithin in diesem Ausspruch der Ausdruck 
der Glaubensüberzeugung der verfassungsmässig zur Vertretung der 
evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein berufenen 
Organe zu erblicken ist. 

An dieser Feststellung der objectiven Glaubensgrundlage muss so- 
lange festgehalten werden, als nicht der Nachweis geführt werden sollte, 
dass hierbei von materiell unzutreffenden Auffassungen ausgegangen ist. 
Dieser Nachweis ist dem Angeschuldigten in der undatirten Recht- 
fertigungsschrift de präs. vom 10. Februar 1882 nicht gelungen. Wenn 
insbesondere die Rechtfertigungsschrift darzulegen versucht, dass es Zeiten 
gegeben habe, in welchen in der Schleswig-Holsteinischen Kirche von 
der in der Augsburgischen Confession enthaltenen Glaubensgrundlage 
allgemein abgewichen sei und in welchen derartige Lehrabweichungen 
sich sogar der schweigenden oder gar ausdrücklichen Billigung der 
kirchenregimentlichen Organe erfreut haben, so ist damit noch nicht 
der Nachweis geliefert, dass dadurch eine Veränderung der öffentlichen 
Kirchenlehre selbst bewirkt sei. Allerdings kann nach der historischen 
Entwickelung der öffentlichen Kirchenlehre diese selbst als eine unab- 
änderliche nicht angesehen werden. Vielmehr kann, wie die bedeutsamen 
Zeugnisse in der ausserordentlichen Synode der evangelisch-lutherischen 
Kirche der Provinz Schleswig-Holstein, welche dem Erlasse der Kirchen- 
gemeinde- und Synodal-Ordnung vom 4. November 1876 vorausging 
erweisen, daran ein Zweifel nicht obwalten, dass auch für die genannte 
Kirchengemeinschaft eine Fortentwickelung der öffentlichen Kirchenlehre 
an sich nicht ausgeschlossen ist. Gleichwohl kann aber dem einzelnen 
Geistlichen nicht die Befugniss zugestanden werden, seinerseits nach 
subjeetiver Willkür bei Predigt und Lehre zu verfahren. Damit würde 
einer Verworrenheit der Ansichten über die kirchlichen Grundlehren Thür 
und Thor geöffnet, welche den Bestand einer organisirten kirchlichen 
Gemeinschaft unmöglich machen würde, 

Wohl kann dem Geistlichen, wie jedem andern Kirchengliede nicht 
verschränkt werden, vielmehr liegt ihm geradezu die Verpflichtung auf, 
durch ernste Forschung in der heiligen Schrift auf allen Gebieten des 
kirchlichen Glaubens und Erkennens zu immer grösserer Klarheit und 
Wahrheit hindurch zu dringen. Er ist aber nicht berechtigt, seine von 


‘der öffentlichen Kirchenlehre abweichende subjective theologische Auf- 


fassung an Stelle der grundlegenden Glaubenssätze der Öffentlichen 


Miscellen. 149 


Kirchenlehre in seiner lehramtlichen Thätigkeit zum Ausdruck zu bringen 
und damit Zweifel an der Wahrheit der öffentlichen Kirchenlehre in die 
Kreise der seiner Seelsorge anvertrauten Gemeinde zu tragen. 

Dies hat der Angeschuldigte gethan. 

Er hat durch die Veröffentlichung seiner Schrift »zur Abwehr« nicht 
etwa, was ihm unbenommen sein würde, die Resultate theologischer 
Forschung zur wissenschaftlichen Kritik von Fachgenossen übergeben, 
sondern wie Titel und Inhalt der Schrift deutlich ersehen lassen, in 
polemischer Weise die Differenzen seiner Auffassung von der Kirchenlehre 
den Gemeindegliedern in der Absicht zur Kenntniss gebracht, auch die 
diese Auffassung nicht theilenden Gemeindeglieder für seine der öffent- 
lichen Kirchenlehre entgegenstehenden Anschauungen zu gewinnen. Er 
hat ferner sowohl in seinen Predigten, wie iın Confirmationsunterricht, 
seine persönliche Auffassung in einer Weise zum Ausdruck gebracht, 
welche geeignet war, der Gemeinde die Glaubenssätze der Kirchenlehre 
als zweifelhaft oder geradezu als unwahr erscheinen zu lassen. Hierdurch 
hat der Angeschuldigte sich einer strafbaren Verletzung seiner Amts- 
pflichten schuldig gemacht. 

Anlangend die Strafzumessung, so bestehen für die evangelisch- 
lutherische Kirche der Provinz Schleswig-Holstein zwei ausdrückliche 
Vorschriften, welche für die Urtheilsfällung von maassgebender Bedeutung 
sind. Zunächst enthält nämlich die Kirchenordnung vom Jahre 1542 
die allgemeine Bestimmung, dass die Geistlichen, wenn sie in Lehre 
und Leben sträflich gefunden werden, dazu auch wegen ihrer Gebrechen 
vermahnt, sich doch nicht bessern wollen, ihr Amt verbrochen haben 
sollen, Ferner sagt die Verordnung vom 13, Januar 1565: 

»damit Unrichtigkeit und Zwiespalt in Religionssachen vermieden« 
werde, dass die Pastoren Gottes Wort sich gemäss verbalten sollen, 
Wenn ein Pastor dagegen handelt, so soll er von dem Propst christlich 
zur Besserung vermahnt werden, »eins oder zum zweiten im Beisein 
mehrerer Personen.« | 

Wenn aber der Vermahnung nicht stattgegeben werden sollte, sollen 
die Verbrecher vor den Propst und ganzen Kaland beschieden und im 
Beisein des Amtmanns auch der Kirchspielsleute »da die Gebrechen sich 
erhalten« mit Ernst und christlichem Fleisse verhört werden. Sollten 
dann halsstarrige Personen und Kirchendiener befunden werden, die nicht 
wollten Gehorsam, Gehör und Folge geben, sondern über alle Vermahnung 
halsstarrig und widrig seien, die sollen nach ordentlichem Erkenntniss 
und befundener genugsamer Verursachung ihrer Pfarren entsetzt werden.« 

Gegen vorstehende Bestimmungen verstösst das Resolut des Con- 
sistoriums, indem es gegen den Angeschuldigten sofort das schärfste der 
diseiplinaren Ahndungsmittel, die Amtsentlassung verhängt hat, obschon 
derselbe bisher eine Diseiplinarstrafe noch nicht erlitten, eine Vermahnung 
noch nicht erhalten hat und dem in der Verordnung von 1565 vor- 
gesehenen Correcturverfahren noch nicht unterworfen gewesen ist. 

Gründe, aus welchen von Anwendung der obigen Vorschriften Ab- 
stand genommen ist, sind in dem Resolute nicht angegeben. Insbesondere 
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kann auch der Umstand, dass im Jahre 1878 ein Disciplinar-Urtheil 
gegen einen “anderen Geistlichen wegen Abweichens von der Kirchen- 
lehre und im Jahre 1830 eine generelle Vermahnung Seitens des Con- 
sistoriums veröffentlicht worden, das in obigen particularrechtlichen 
Disciplinarvorschriften vorgesehene Kirchenzuchtverfahren nicht ersetzen. 

Aber auch abgesehen von den vorstehenden Specialvorschriften kann 
nicht erkannt werden, dass das Maass der verhängten Strafe mit den 
Verfehlungen des Angeschuldigten in richtigem Verhältnisse stehe; denn 
ist auch, wie vom Consistorium mit Recht angenommen worden, er- 
schwerend in Betracht zu ziehen, dass der theologische Standpunkt des 
Angeschuldigten in dem ebengedachten, durch das kirchliche Amtsblatt 
veröffentlichten Resolut vom 6. Juni 1878 eine entschiedene Verurthei- 
lung erfahren hat, dass ebenmässig auch die vorerwähnte Bekanntmachung 
des Consistoriums vom 5. November 1880 eine beachtenswerthe allgemeine 
Warnung vor einer Ueberschreitung der Grenzen der Lehrfreiheit enthielt, 
welche der Angeschuldigte sich füglich hätte zur Nachachtung dienen 
lassen sollen, so darf doch anderseits nicht unbeachtet bleiben, dass dem 
Angeschuldigten mehrfache nicht unwesentliche Milderungsgründe zur 
Seite stehen. 

Zunächst kommt in Betracht, dass, wie das Consistorium in den 
vorgedachten Publicationen selbst zum Ausdruck gebracht hat, in der 
Schleswig-Holsteinischen Kirche nicht allein von jeher eine weitgehende 
Duldung geübt, sondern auch vor nicht gar langer Zeit ein in vieler 
Beziehung der theologischen Auffassung des Angeschuldigten ähnlicher ' 
Standpunkt in weiten Kreisen der Geistlichkeit, ja in der kirchlichen 
Aufsichtsbehörde selbst geherrscht hat. 

Nicht minder ist von Bedeutung, wie in dem Resolute vom 6. Juni 
1878 ebenfalls constatirt worden, dass die s. g. Adler’sche Agende, 
welche in vielen Theilen unverkennbar und unverhüllt Grundanschauungen, 
welche den Lehrmeinungen des Angeschuldigten sehr nahe stehen, her- 
vortreten lässt, von dem Kirchenregimente erlassen und niemals formell 
zurückgenommen worden ist. | 

Haben, wie jenes Resolut und die Bekanntmachung vom 5. November 
1880 ersehen lassen, diese Gesichtspunkte in Verbindung mit dem Um- 


' stande, dass die Grenzen der Lehrfreiheit »darch gesetzliche Vorschriften 


nicht genauer definirt sind, und daher im Einzelnen nicht ohne Weiteres 
klar zu Tage liegen«, sowie die Erwägung, »dass es im Interesse der 
Kirche selber liege, die Kräfte, welche sich in ihren Dienst gestellt 
haben, im Falle einer Verirrung nicht ohne Weiteres aus demselben aus- 
zuscheiden, sondern ihnen je nach dem Maasse, in welchem die Hoffnung 
als begründet erscheine, dass der Betreffende durch Warnung, Ermahnung 
und eigene reifere Erfahrung auf den rechten Weg zurückzuführen sein 
wird, zur Selbstbestimmung Zeit zu lassen«, dahin geführt, in den dama- 
ligen Diseiplinarfällen »die milderen Mittel nicht unversucht zu lassen, 
ehe zu den schärfsten Maassregeln geschritten: werde«, so ist nicht ab- 
zusehen, aus welchem Grunde nicht mit gleichem Maasse gemessen 
werden sollte einem Manne gegenüber, dessen Persönlichkeit durch ernste, 
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sittliche Haltung, lauteren Wandel, Ueberzeugungstreue und durch das 
aufrichtige Streben sich auszeichnet, in gewissenhafter Arbeit zur 
lauteren Wahrheit sich durchzuringen, und der sich in seiner Gemeinde 
hohen Ansehens erfreut. 

Diesen Gesichtspunkten tritt für die Strafzumessung ferner hinzu, 
dass der Angeschuldigte zu der Publication der den Hauptanlass zum 
disciplinaren Einschreiten bietenden Druckschrift durch eine in Form 
und Inhalt das Maass berechtigter Kritik überschreitende verletzende 
öffentliche Herausforderung eines Dritten angereizt worden ist, 

dass endlich der Angeschuldigte schon im ersten Stadium des Un- 
tersuchungsverfahrens ganz spontan Erklärungen abgegeben hat, welche 
unter Mitberücksichtigung der an ihm gerühmten Aufrichtigkeit und 
Offenheit darüber keinen Zweifel lassen, dass es nicht in seiner bewussten 
Absicht gelegen hat, seine abweichenden Lehrauffassungen agitatorisch 
in die Gemeinden zu tragen, vielmehr die berechtigte Hoffnung erwecken, 
dass es sein Bemühen ist, die in dieser Hinsicht in den ersten Jahren 
seiner Amtsführung vorgekommenen Anstösse mit wachsender Erfahrung 
und zunehmender pastoraler Weisheit aus seiner lehramtlichen Thätig- 
keit fern zu halten, Erklärungen, welche dadurch an Bedeutung gewinnen, 
dass der Angeschuldigte die bezüglichen Auslassungen in der jetzt vor- 
liegenden Recursschrift wiederholt und noch schärfer in dem vorstehen- 
den Sinne präcisirt hat. 

Aus obigen Gründen wird auf den Recurs des Angeschuldigten 
erkannt, wie folgt: 

1. das Resolut des Königlichen Consistoriums zu Kiel vom 9. De- 
cember 1881 wird dahin bestätigt bez. abgeändert, dass gegen 
den Angeschuldigten wegen Verletzung seiner Amtspflichten 
ein Verweis verhängt und ihm hiermit ertheilt wird, 

2. die Kosten des Untersuchungsverfahrens fallen dem Angeschul- 
digten zur Last. 

Tarasp, den 22. August 1882. 
(L. S.) 


Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medieinal-Angelegenheiten. 
(gez) von Gossler. 


Il, 


Beförderung zu den Kirchenvisitationen. Theilung einer Propstei, 


Nach dem für die evangelisch-lutherische Kirche der Herzog- 
thümer Schleswig-Holstein geltenden Kirchenrechte liegt, 
der Regel nach den Kirchengemeinden die Verpflichtung ob, 
dem Propst als Visitator freie Fuhre zu den Kirchenvisita- 
tionen zu stellen. Etwaige locale Ausnahmen von dieser 
auch dem gemeinen evangelischen Kirchenrechte entsprechen- 
den Regel müssen besonders dargethan werden. Die Thei- 
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lung von Propsteien steht dem Kirchenregiment ohne Zu- 

stimmung der Gemeinden zu. Die zu Recht bestehende 

kirchliche Ordnung der Visitationen ist nicht von dem 
Belieben der einzelnen Gemeinden abhängig. 


Erkenntniss des Königlichen Oberverwaltungsgerichts zu 
Berlin, I. Senat vom 10. März 1888 in Verwaltungsstreit- 
sachen des Kirchenvorstands der Kirchengemeinde Hors- 
büll wider das Königliche evangelisch-lutherische Con- 
sistorium zuKielund den Königlichen Regierungs- 
Vice-Präsidenten zu Schleswig. 


’ Im Namen des Königs. 
In der Verwaltungsstreitsache 
des Kirchenvorstandes der Kirchengemeinde Horsbüll, Klägers, 
wider 
das Königliche evangelisch-Iutherische Consistorium zu Kiel und 
den Königlichen Regierungs - Vice - Präsidenten zu Schleswig, 
Beklagte, 
hat das Königliche Oberverwaltungsgericht, Erster Senat, in seiner 
Sitzung vom 10. März 1883, 
an welcher der Präsident Persius und die Räthe: Dahren- 
staedt, von Meyeren, Schmückert, Solger, Mess und 
Richter Theil genommen haben, 
für Recht erkannt, 
dass die Klage gegen die von dem beklagten Königlichen Con- 
sistorium im Einvernehmen mit dem beklagten Königlichen 
Regierungs-Vice-Präsidenten unter dem 14. October 1882 erlassene 
Verfügung abzuweisen, der Werth des Streitgegenstandes auf 
24 M. 80 Pf. festzusetzen und dem Kläger die Kosten zur Last 
zu legen. 
Von Rechts Wegen. 


Gründe. 


Seit langer Zeit ist aus der Casse der Wiedingharde im Kreise 
Tondern jährlich eine Vergütung von 54 M. für die Beförderung des 
Kirchenpropsten zu Tondern zu den Special-Kirchenvisitationen in den 
zu der Harde gehörigen Kirchengemeinden gezahlt worden, eine Aus- 
gabe, welche sich in einer handschriftlich vorliegenden Rechnung der 
Hardeskasse für das Jahr 1722 vorfinde. Nachdem vom 1. Mai 1879 
ab die Propstei Tondern in der Weise getheilt worden ist, dass von den 
zur Wiedingharde gehörigen Kirchspielen drei, nämlich Aventoft, Neu- 
kirchen und Rodenaes zur Propstei Nordtondern, und die drei übrigen, 
nämlich Emmelsbüll, Klanxbüll und Horsbüll zur Propstei Südtondern 
gelegt wurden, hat die Hardeskasse die fernere Zahlung jener Vergütung 
verweigert. Es haben sich darauf die Gemeindeorgane zu Aventoft, 
Neukirchen, Rodenaes und Emmelsbüll dazu bereit erklärt, ihrem Propst 
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die Beförderungskosten nach dem für die Reisekosten der Mitglieder der 
Propsteisynode festgestellten Maassstabe zu vergüten, während die Ge- 
meindeorgane von Klanxbüll und Horsbüll es ablehnten, die Kosten für 
die Beförderung des Propsten auf die Kirchenkasse zu übernehmen. Als 
im Jahre 1882 in Horsbüll die Kirchenvisitation bevorstand, wurde die 
Gemeinde von dem Propst aufgefordert, ihm das nöthige Fuhrwerk zu 
stellen, und nachdem das verweigert, von dem Propst in Folge dessen 
die Reise mit eigenem Fuhrwerk gemacht und auch die Zahlung einer 
angemessenen Entschädigung abgelehnt worden war, hat das Königliche 
evangelisch-lutherische Consistorium zu Kiel im Einverständniss mit 
dem Präsidenten der Königlichen Regierung zu Schleswig unter dem 
14. October 1882 verfügt, dass in den Voranschlag über die Einnahmen 
und Ausgaben der Kirchengemeinde Horsbüll für 1882/83 nachträglich 
die Summe von 24 M. 80 Pf. für Beförderung des Kirchenpropsten zu 
der Special-Kirchenvisitation in Horsbüll einzutragen sei. 

Zur Begründung dieser Verfügung ist ausgeführt: _ 

Die Verpflichtung der Kirchengemeinde, den Kirchenvisitatoren 
behufs Abhaltung der Special-Kirchenvisitationen eine freie Fuhre zu 
stellen, liege in Schleswig-Holstein — abgesehen von einer Anzahl von 
'Patronats-Kirchspielen und denjenigen Kirchspielen, in denen das dänische 
Kirchenrecht gelte —, ganz allgemein den Kirchengemeinden ob. Das 
Rescript vom 16. Juli 1695, durch welches dies ausdrücklich bestimmt 
werde, sei zwar nur für den damaligen Königlichen Antheil der Herzog- 
thümer erlassen worden. Der in Rede stehende Grundsatz habe aber 
auch in den vormals fürstlichen Districten von Schleswig und Holstein 
unbestrittene Geltung erlangt. Wenn derselbe in den Kirchspielen der 
Wiedingharde bisher nicht zur praktischen Anwendung gekommen sei, 
so habe dies darin seinen Grund, dass die Hardeskasse den dortigen 
Gemeinden die fraglichen Kosten in der gedachten Art und Weise von ° 
der Hand gehalten habe. Worauf diese Einrichtung berube, lasse sich 
nicht mehr nachweisen. — Wenn jetzt die Hardesvertretung die weitere 
Zahlung verweigere, so könne dem Kirchenpropst um so weniger zu- 
gemuthet werden, zunächst den Weg der gerichtlichen Klage gegen die 
Hardeskasse zu beschreiten, als unter den gegenwärtigen veränderten 
Verhältnissen von der Klage schwerlich ein Erfolg zu erwarten sei. In 
dieser Hinsicht komme in Betracht, dass durch die neuere Gesetzgebung 
und namentlich durch die neue kirchliche Gemeindeordnung eine viel 
tiefer greifende Scheidung der communalen und der kirchlichen Gemeinde- 
verwaltungen und ihrer beiderseitigen Mittel und Zwecke eingetreten 
sei, als wie sie früher bestanden, ferner dass jetzt die Kirchspiele der 
Wiedingharde zu zwei verschiedenen Propsteien gehörten, endlich dass 
die Visitationen nicht mehr, wie früher, alljährlich sondern nur noch 
jedes dritte Jahr abgehalten würden. Müsse hiernach das frühere Ver- 
hältniss als nicht mehr durchführbar und demgemäss als beseitigt 
gelten, so trete auch für die Gemeinden die allgemeine Regel in Kraft, 
nach welcher sie verpflichtet seien, freie Fuhre zu stellen. — Die in 
den Etat gesetzten Kosten der Letzteren seien nach den Sätzen berechnet, 
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welche für die Reisekosten der Mitglieder der Südtondern’schen Propstei- 
synode durch Beschluss der letzteren festgesetzt sind. 

Diese Verfügung ist von dem Kirchenvorstande mit dem Antrage 
auf Aufhebung derselben angefochten worden, und die Klage, wie folgt, 
begründet: 

Nach Ausweis der Kirchen- und Kirchenstände-Rechnungen von 
Horsbüll geniesse der Propst für Visitationen seit mehr denn hundert 
Jahren bezw. seit Anfang dieses Jahrhunderts: 

aus der Kirchenkasse »Visitationsgelder« jetzt 9 M. sowie >»für 
2 Schipp Hafer zu des Propsten Pferden« jetzt 2 M. 25 Pf., ans 
der Kirchenstände-Rechnung ebenfalls »Visitationsgelder« jetzt 
5 M. 36 Pf. 

Eine Kirchenfuhre zu stellen, sei Horsbüll gleich den anderen Ge- 
meinden der Wiedingharde nie schuldig gewesen. Vielmehr liege die 
Zahlung der Fuhrkosten der Hardeskasse ob und sei nachweisbar seit 
Anfang des vorigen Jahrhunderts geleistet. Das Rescript vom 16. Juli 
1695 sei für die Wiedingharde mit ihren 6 Kirchspielen — gleich wie 
für die Patronatskirchspiele — nicht erlassen, auch nicht durch Gebrauch 
eingeführt, habe also dort keine Geltung erlangt. Jene Verpflichtung 
der Hardeskasse aber werde selbstredend — denn anders seien solche 
Verpflichtungen früher wohl nicht zu Stande gekommen — auch auf 
einem Königlichen Rescripte beruhen, und zwar in weiser Berücksichti- 
gung der localen Verhältnisse. Die kleinen, ärmeren und entfernteren 
Gemeinden in der Marsch hätten von den reicheren, die Kirchenkassen 
und die ärmeren Contribuenten von den reicheren Besitzenden übertragen 
werden sollen. Die Repartition der Beiträge für die Hardeskasse erfolge 
nach einem ganz anderen Maassstabe als dem für die Kirchenkasse. 
Die so weislich geschaffene Einrichtung dürfe nicht ohne Weiteres auf- 
gegeben werden. Die Hardeskasse sei vielmehr zur Zahlung anzuhalten 
und zwar eventuell im Rechtswege auf Grund der Verjährung. Die 
beiden Pröpste, die jetzt an dem Bezuge aus der Hardeskasse partici- 
pirten, hätten sich über die Theilung desselben zu einigen. Die Theilung 
der früheren Propstei Tondern berühre die Hardeskasse im Uebrigen 
nicht. Ebensowenig könne von einer tiefer greifenden Scheidung der 
communalen und kirchlichen Gemeindeverhältnisse, die hier in Betracht 
kommen, die Rede sein. Aber, gesetzt auch, dass die Kasse der Wie- 
dingharde nicht zur Zahlung angehalten werden könne, so fehle doch 
eine gesetzliche Verpflichtung, auf Grund deren die Kirchenkassen die 
Zahlung zu übernehmen hätten. Es würden anderenfalls ganz andere 
Personen belastet als bisher. Dabei solle erwähnt werden, dass die 
Beförderungskosten für den neuen Propst von Südtondern die Gemeinde 
Horsbüll weit schwerer belasten würden, als die für den früheren Propst 
der ungetheilten Propstei, und dass die Theilung der letzteren ohne 
Zustimmung der Gemeinde erfolgt sei. 

Eventuell würde hier $. 4 der Verfügung des Königlichen Consisto- 
riums zu Kiel vom 19, Februar 1880 Platz greifen, wonach da, wo den 
Kirchenpröpsten keine inventarienmässigen Visitationsgebühren noch auch 
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das Recht auf freie Beförderung, Kost und Logis zuständen, denselben 
Tagegelder und Reisekosten aus der Propstei-Synodalkasse gewährt wer- 
den sollten. 

Die beklagten Behörden haben die Abweisung der Klage beantragt. 
Das Königliche Consistorium führt in der Gegenerklärung dasjenige 
nochmals eingehend aus, was bereits in der Verfügung vom 14. October 
1882 zu deren Begründung dargelegt ist, und weist ferner darauf hin, 
dass $.4 der Verfügung vom 19. Februar 1880 nicht Anwendung finden 
könne, weil dem Propst hier schon bisher ein Recht auf freie Beförde- 
rung zugestanden habe. — Dass der Kirchengemeinde die Verpflichtung 
obliege, für den Transport des Propsten zu sorgen, werde auch durch 
die Ausgabe-Position des Etats der Kirchenrechnung für Horsbüll von 
2 M. 25 Pf. für. 2 Schipp Hafer bewiesen, indem danach die früheren 
Zahlungen aus der Hardeskasse nur dafür geleistet seien, dass der Propst 
seine eigenen Pferde und Wagen benutzt habe. Selbstverständlich falle 
jene Gebühr weg, sobald Reisekosten gezahlt würden, wie dies auch 
bereits für die Gemeinde Emmelsbüll verfügt sei. 

Der Königliche Regierungs-Präsident beharrt dabei, dass das Rescript 
vom 16. Juli 1695 im Allgemeinen gesetzliche Kraft erlangt habe, und 
dass die langjährige Zahlung der Kosten durch die Kasse der Wieding- 
harde als ein aus praktischen Gründen eingerichtetes Vonderhandhalten 
anzusehen sei, welches eine rechtliche Verpflichtung des bürgerlichen 
Bezirks der Harde zu dauernder Leistung dieser rein kirchlichen Kosten 
nicht zu begründen vermöge. 

Nachträglich hat der klagende Kirchenvorstand das Protokoll einer 
Kirchengemeinde-Versammlung d. d. Horsbüll, den 21. Februar d. J. 
‚ vorgelegt, nach welchem die Kirchengemeinde der Klage überall bei- 
getreten ist und zu deren Begründung noch erklärt hat, dass sie über- 
haupt die Abhaltung von 'Kirchenvisitationen durch den Propst ausser 
den Visitationen seitens des General-Superintendenten für unnöthig an- 
sehen müsse, um so weniger also einem Verlangen wegen freier Beför- 
derung des Propsten zu den Visitationen nachgeben könne, 

Im Termine zur mündlichen Verhandlung der Sache war der klagende 
Gemeindekirchenrath durch seinen Vorsitzenden vertreten. Derselbe über- 
reichte eine alte Abschrift der Hardesrechnung für 1722 und verwies 
ausser auf die hier zunächst in Betracht kommende Ausgabe-Position: 

»Herrn Praeposito dass er sein eigen Pferd und Wagen gebrauchet 
als Er der Kirchen Visitation in dieser Harde verrichtet, 15 Thlr.< 
noch auf zwei andere Ausgabe-Positionen: 

»zu Ihro Excellence des Herrn Ambtmanns Küche ist von ..... 
gewöhnlicher Maassen ein Ochse geliefert, so gekostet .... 
36 Thlr.« und 

»die jährlichen Kirchen Gelder werden für diesem Jahre berechnet 
mit 85 Thlr. 16 Sch.« 

Diese Ausgaben, von denen auch die für den Amtmann bestimmte 
wohl auf dessen Theilnahme an den Kirchenvisitationen zurückzuführen 
sei, ergäben, dass der Harde auch andere Lasten für die Kirchen, und 
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zwar als Reallasten, obgelegen hätten. Die für zwei Schipp Hafer an 
den Propst aus der Kirchenkasse zu zahlende Gebühr könne nichts gegen 
die- Kirchengemeinde beweisen. Dieselbe finde sich in den Kirchenrech- 
nungen erst seit dem Jahre 1808, nicht dagegen sei sie im Kirchen- 
Inventar vermerkt, und handle es sich daher bei dieser Gebühr anscheinend 
ursprünglich um eine Höflichkeitserweisung oder dieselbe verdanke ihre 
Entstehung einem Willküracte unter dänischer Herrschaft. Im Uebrigen 
wurden im Termin zur mündlichen Verhandlung die Rechtsdeductionen 
der Klage von dem Vorsitzenden des Kirchenvorstandes weiter ausgeführt. 

Die Klage erscheint nicht begründet. 

Zunächst gehen die beklagten Behörden zutreffend davon aus, dass 
nach dem für die evangelisch -Iutherische Kirche der Herzogthümer 
Schleswig-Holstein geltenden Kirchenrechte der Regel nach den Kirchen- 
gemeinden die Verpflichtung obliegt, dem Propst als Visitator freie Fuhre 
zu den Kirchenvisitationen zu stellen. Für die Kirchen in den König- 
lichen Aemtern des ehemals Königlichen Antheils an den Herzogthümern 
ist es durch das BRescript vom 16. Juli 1695 (abgedruckt bei Chaly- 
baeus, Sammlung der Vorschriften und Entscheidungen, betreffend das 
Schleswig-Holsteinsche Kirchenrecht, Seite103) ausdrücklich vorgeschrieben. 
Für den ehemals Gottorf’schen Antheil, zu welchem die Propstei Tondern 
gehörte, besteht eine entsprechende ausdrückliche Gesetzesbestimmung 
nicht. Gleichwohl kann nicht mit Grund in Abrede gestellt werden, 
dass der in jenem Rescript normirte Rechtszustand der Allgemeine in 
jenen Herzogthümern ist. Denn nicht nur, dass dies in dem Werke von 
Callisen, Anleitung für Theologie Studirende pp. in den Herzogthümern 
Schleswig und Holstein, Altona, 1834, Seite 69 ausdrücklich bezeugt 
wird, so entspricht auch jener Rechtszustand nur der Regel des gemeinen 
evangelischen Kirchenrechts (cfr. J. H. Boehmer, Jus ecclesiasticam Pro- 
testantium, Tom. IH. Lib. IL, Cap. 102 fi.; Eichhorn, Kirchenrecht, 
Buch IV. Abschnitt III. Cap. 2, Band II. Seite 206; Richter, Kirchen- 
recht, 6. Auflage, $ 237, Seite 664). Von dieser Regel mögen in 
Schleswig-Holstein Ausnahmen bestehen, so in den Districten, in denen 
dänisches Kirchenrecht gilt, und in den Bezirken des Privatpatronats, 
für welche die Kirchenvisitationen wesentlich anders als für die König- 
lichen Aemter geregelt waren (Callisen a. a. O0. $.2, Seite 6 ff.). 
Diese Ausnahmen erklären den vom Kläger in Bezug genommenen $ 4 
der Consistorial-Verfügung vom 19, Februar 1880, nach welchem der 
Kirchenpropst da, wo er nicht freie Fuhren zu den Visitationen zu be- 
anspruchen hat und auch nicht zur unentgeltlichen Abhaltung der Visi- 
tationen verpflichtet ist, Tagegelder und Reisekosten aus der Propstei- 
Synodalkasse erhalten soll (Chalybaeus a. a. O., Seite 105), so dass 
aus dieser Bestimmung nichts gegen das Bestehen des vorgedachten 
Rechtszustandes als der Regel gefolgert werden kann. 

Weiter ist es aber auch dem Kläger nicht gelungen, darzuthun, 
dass das Recht der zur Wiedingharde gehörigen Kirchspiele ein von der 
Regel derartig abweichendes sei, dass die angefochtene Verfügung nicht 
auf diese letztere gestützt werden könnte. Der Propst von Tondern 
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_ war unzweifelhaft nicht verpflichtet, die Visitationen unentgeltlich ab- 
zuhalten. Sein Recht auf den Bezug der Visitationsgebühren aus .der 
Kirchenkasse steht fest. Weiter erklärt sich die Leistung der Abgabe 
für Hafer vollständig aus jener regelmässigen Verbindlichkeit der Kir- 
chengemeinden, während die vom klägerischen Vertreter in dieser Hinsicht 
gemachten Angaben in Vermuthungen bestehen, für deren Berechtigung 


nichts beigebracht ist. Im Uebrigen hat der Propst unstreitig die 


Reisekosten bisher aus der Hardeskasse empfangen. Auch diese That- 
sache kann im Hinblick darauf, dass die Harde als politische Gemein- 
schaft an sich bei den Kirchenvisitationen nicht betheiligt ist, füglich 
nicht anders beurtheilt werden, als dass durch die Zahlungen aus 
der Hardeskasse kirchliche Leistungen, Verpflichtungen der Kirchen- 
. gemeinden, erfüllt werden sollten. Es fragt sich nur, ob durch die 
bisherigen Zahlungen aus der Hardeskasse die Kirchengemeinden der 
Harde von der ihnen nach dem gemeinen Rechte obliegenden Verpflich- 
tung zur Stellung der Fuhren gegen das Amt der Propstei völlig und 
dauernd entbunden sind, so dass sie eben nur die Abgabe für den 
Hafer zu leisten haben. Dies ist zu verneinen, 

Die Annahme des Klägers, dass die Zallungen aus der Hardeskasse 


auf einem Königlichen Erlasse, also auf gesetzlicher Grundlage, beruhen 


werde, steht ohne Anhalt da. Von einem für die Propstei und die 
kirchlichen Oberen rechtsverbindlichen Vertrage als der Grundlage der 
bisherigen Uebung fehlt gleichfalls jede Spur. Weiter erscheint es aber 


auch um so bedenklicher, aus der blossen Thatsache der bisherigen 


Erfüllungsart ein die gemeinrechtliche Verpflichtung der einzelnen 
Kirchengemeinden ausschliessendes Rechtsverhältniss zu folgern, als un- 
zweifelhaft früher das Bewusstsein von der rechtlichen Verschiedenheit 
der kirchlichen und politischen Gemeinden und Verbände weit weniger 
lebendig war als heut zu Tage. Wenn es dafür noch eines Beweises 
bedürfte, so würden dazu die Ausgabeposten der -Hardesrechnung von 
. 1722 dienen können, auf welche der Kläger hingewiesen hat. Mag jene 
Ausgahe für die Tafel des Amtmannes auf dessen kirchenregimentliche 
Thätigkeit zurückzuführen sein oder nicht, gewiss kann nicht bezweifelt 
werden, dass die Mitwirkung der Amtmänner am Kirchenregiment, 
welche in den Herzogthümern Schleswig und’ Holstein bald nach der 
Durchführung der Reformation begann, sehr. wohl geeignet war, die 
Grenzen zwischen kirchlichen und politischen Verbänden und deren Ver- 
waltung zu verwischen (cfr. Falk, Handbuch des Schleswig-Holstei- 
nischen Privatrechts, Bd, IIL. Abtheilung I Seite 194 und Abthei- 
lung II Seite 682). Unter solchen Umständen ist die Annahme keines- 
wegs ausgeschlossen, dass die einzelnen Pröpste zu Tondern damit ein- 
verstanden waren, sich für die ihnen zustehenden freien Fuhren nach 
den sechs Kirchorten der Wiedingharde durch die fragliche Geldleistung 

aus der Hardeskasse und durch Haferlieferungen seitens der Einzel- 
Gemeinden befriedigen zu lassen, ohne in diesen Leistungen etwas 
Anderes als die Erfüllung der gemeinrechtlichen Verpflichtung der 
Kirchengemeinden zu erblicken und ohne namentlich etwa auch für den 
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Fall auf die ihnen zustehende Leistung der freien Fuhren Seitens der 
Kirchengemeinden verzichten zu wollen, dass ihnen jenes Aequivalent 
thatsächlich nicht mehr gewährt würde. Die einzelnen Kirchengemeinden 
der Wiedingharde können hiernach, nachdem dieser letztere Fall ein- 
getreten ist, nicht so, wie Kläger will, die Pröpste und die kirchlichen 
Aufsichtsbehörden an die Harde verweisen. Wenn überhaupt, so würden 
sie nur dann die jetzt angesonnene Leistung ablehnen können, falls sie 
bereit und im Stande wären, die bisberige Erfüllungsart fortzusetzen. 
Das ist weder thatsächlich der Fall noch auch nur rechtlich möglich, 
da die Grundlage des ganzen bisherigen Rechtszustandes, die Zusammen- 
gehörigkeit der sechs Kirchspiele der Wiedingharde zu einer Propstei 
zerstört worden ist. Bei der so geschaffenen thatsächlichen und recht- 
lichen Lage der Sache sind die Pröpste und das Kirchenregiment für. 
die streitige Leistung lediglich auf das auch in der Wiedingharde gel- 
tende gemeine Recht der Herzogthümer und durch dasselbe an die 
einzelnen Kirchengemeinden gewiesen; diejenigen vier der letzteren, 
welche demgemäss die Fuhren übernomman haben, erfüllen damit nur 
eine ihnen obliegende Verbindlichkeit. 

Wenn der klagende Kirchenvorstand dagegen noch geltend macht, 
dass die Gemeinde der vollzogenen Trennung der Propstei nicht zuge- 
stimmt habe, so genügt es, darauf hinzuweisen, dass dem Kirchen- 
regiment diese Trennung ohne die Zustimmung der Gemeinde zustand; 
(zu vergl. $ 84 der Kirchengemeinde- und Synodal-Ordnung vom 4. No- 
vember 1876, Gesetzsammlung Seite 416, und Chalybaeus a. a. O. 
Seite 46 ff.), ebenso gegenüber der Auffassung der Gemeinde, welche 
die Visitationen ausser denen durch die General-Superintendenten für 
überflüssig hält, dass die in dieser Hinsicht zu Recht bestehende kirch- 
liche Ordnung nicht von dem Belieben der einzelnen Gemeinden ab- 
hängig ist. 

Dass endlich die Voraussetzungen hier nicht vorliegen, unter denen 
der vorgedachte $. 4 der Consistorial-Verfügung vom 19. Februar 1880 
die Pröpste mit der Forderung von Reisekosten an die Propstei-Synodal- 
Kassen verweist, erhellt aus Vorstehendem. 

Hiernach, und da auch die Höhe der in den Etat gestellten Kosten 
ausser Streit ist, war die Klage abzuweisen. 

Der Kostenpunct regelt sich nach $. 72 des Verwaltungsgerichts- 
gesetzes. | 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwaltungs- 
gerichts und der verordneten Unterschrift. 

(L. S.) (gez.) Persius. 
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 Anecdoton. 
IV. 
-Das älteste uns bekannte Heidelberger Rechtsgutachten. 


'Mitgetheilt 


von Dr. Eduard Winkelmann, 
ordentlichem Professor der Geschichte zu Heidelberg. 


Rule Rechtsgutachten über die Erbfähigkeit 
| geistlicher Personen. 
Dis sint uszsprüch der doctorum und lerer der geistlichen recht zu Heidel- 
berg, antreffende erbrecht geistlicher personen, sunderlich uszgespröchen 
umb ein erbteil antreffende ein person genant Benigna des ordens 
Cisterciensis in dem eloster Gnadendal. 

. Das ersten: doctor Cuonrat De gen von Memmingen?) der sprach, 
das ein münche oder ein nuonn, die in gehorsamkeit sint des ordens 
von Cisterciensis®), do sie alle ding bruchent und besiezen in. gemeyn, 
do erbet das closter in namen derselben gehorsamten person in aller 
mosz als ob sie in .der ‚welt ‚wer blyben oder auch. in der ganczen 
erbschaft, 

. Doctor J ohans de Tadesbure, der mit, hyllet dem obgeschriben 
doctor Cuonrat Degen und spricht fürter, es wer denn, das daz closter 
von der person,. die darin gehorsam ist, erbte und erben moechte, so 
würde die person, die in den orden kem, des closters halp- ungeschickt 
zu erben, das doch falsch ist und wider das recht. Dann solt das sin, 
daz sie darumb nit erben solt, so würde ursach geben, das manig mensch 
nit in closter kement. Und ob yemant sprech, das die personen, die in 
semlichen oerden sint, nit erben solten durch gewonheit des landes, ob 
die werent, so sint sie wider kristeliche fryheit und wider goetlich recht. 
Darumb sint. sie vernicht üppig.und unnücz genczlich, und die do wider 


2)8. | ” 
‘) Rector der universität zuerst. 1436, zuletzt 1461. Schwab, 
Syllabus rectorum p. 54, 66, 
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dun, die fallent in pen und ire güter werdent billich bekümert durch 
daz gancze riche. | 

Doctor Johans Güldenkopf?) spricht, das daz closter Gnadendal - 
oder ein ander closter des obgenanten ordens, darin ein person ir profesz 
geton hat, ir gemeyn eigen guot besiczen mag und das selbe closter von 
wegen der gehorsamen person mag erben die güter des doten, die ir 
gesypter fründt verlaszen hat, ungehindert durch recht in aller mosz, 
als ob die person weltlich wer und in keinem closter und nit profesz 
geton het. 

Doctor Bartholomeus?) spricht: Es sy offenbar recht, das die 
geistlichen personen sollent und moegent erben vater muter und geborne 
fründe in aller mosz, als ob sie weltlich werent, allein oder in sunder 
oder mit andern miterben, und wachset auch kein irrung darumb von 
des geistlichen lebens wegen, sunder es hat sinen fürgang den cloestern, 
die eygen guot in gemeyn habent, aber den geistlichen personen, die 
weder in gemeyn noch in sunder eigen güter sollent haben, die laszet 
man nit erben, wann sie das noch ir regel nit gehaben moegen, als die 
betteloerden. Aber die obgenante Benigna oder ir glichen des ordens 
moegen erben die verlaszenen güter ir gesypten fründe, allein oder mit 


andern miterben, und sie mag auch den selben erbteyl von heyszung 


wegen ir eptissin fordern und an sich gewynnen, des glichen auch daz 
closter duon mag. 

Doctor Cuonradus Gummeringer*) spricht, das die geistlichen 
personen sollent und moegent erben, dis do in der gemeyn.eygene güter 
besiczen und habent etc. | 

Meyster Johanns Rybysen?°) licenciat, der gehyllet den vorgenanten 
lerern und spricht, das die geistlichen personen, die nit betteln, moegent 
erben und'nit moegent enterbt werden durch sollich ir geistlich leben, 
Doch erbent sie kein lehen guot und ob sie sollichs hetten, so verlieren 
sie das durch ir geistlich leben, also auch die bebstlichen bullen und 
privilegien wisent. 

Meyster Hansz Kirchan®) licenciat, schribt vil wort, under den 
spricht er, das das closter Gnadendal und ir glichen des ordens von 
recht erben sollent, ob anders die personen ir gehorsam gelopt habent, 
die dann sich und das ir got ergeben habent; wann die sich got geben 
hat und alles, das sie hat, die gybt auch uff ir ir rechte, was sie her 
erben moechte; dann wer alles gut gybt, der gybt auch hoffenung und 
recht der künfftigen forderung. 


*) Rector 1442 und 1447. Vgl. über ihn oben ($S, 161). 

*) Barth. de Herkenroye (Herkenrode) de s. Trudone, 9. april 
1427 baccalarius, 2. sept. 1429 zusammen mit Brünig licenciatus, 
27. sept. 1430 doctor in jure can. Zwischen 1430 und 1458 war er vier 
mal rector. (Mitth. von dr. Töpke.) 

; 2 vel über ihn oben (8.161). Er war 1441 und 1449 rector. Schwab 
p. 57, 59. 
°) de Bruchsella, 1488 rector. Schwab p. 55. 
©) Unbekannt. 
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Meister Johans Brünig”), der saget und declarieret in mosz als 
die vorgenanten lerer, also das daz closter Gnadendal und ander cloester 
‘ des vorgenanten ordens moegent erben von wegen der personen, die ir 
profeszion da geton habent in aller erbschafft gancz in aller mosz, als 
ob sollich personen in der [welt] ®) verbliben und weltlich werent, 

Dis ist gezogen usz der doctorum und licenciaten declarierunge uff 
daz allerkürczste, umb das die riechter des gerichtes dester basz dar usz 
komen moechten. Es bewisent auch die obgenanten doctores und licen- 
ciaten ir yeglicher sin declaracionem der vorgenanten erbschafft usz. den 
rechten in den frogen von den underscheiden und rechten gar grüntlich 
und eygentlich. 


Dieses auch als das älteste uns bekannte Heidelberger rechtsgut- 
achten interessante schriftstück steht in dem copialbuche des klosters 
Königsbrück sec. XV. f. 41 im generallandesarchive zu Karlsruhe. Die 
abfassungszeit ist um 1450 anzunehmen, da der dr. Johann Güldenkopf 
schon 1452 (vielleicht auch noch früher) kurfürstlicher kanzler, mithin 
wohl kaum noch lehrer war, s. Hautz, gesch. d. univ. Heidelberg I. 315. 
Andrerseits kommt in betracht, dass Konrad Gummeringer erst am 
21. ian. 1446 licent. in jure can. wurde. Herr dr. Töpke hierselbst, 
dem ich diese mittheilung und andere verdanke, macht mich aufmerksam, 
dass der ihm hier gegebene doctortitel jedenfalls irrthümlich ist, da 
Gummeringer erst 10. febr. 1461 — er war damals dekan der stifts- 
kirche zum heiligen geist in Heidelberg — die insignia doctoralia in 
jure can, erhielt, aus dieser zeit aber das schriftstück deshalb nicht 
herrühren könne, weil Güldenkopf schon 1456 gestorben war und der 
zuletzt genannte Joh. Brünig schon 7. febr. 1461 begraben wurde. 


b) welt, fehlt. 
?) Auch Bruni g, Brunich aus Landau, mag. in artibus et lic. in 
decretis, starb 1461 (s. 0.) 


Zeitschrift f. Kirchenrecht. XIX. (N. F, IV.) 1. 11 
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Literatur. 


Vv. © 


Th. Sickel, Das Privilegium Otto I. für die Römische Kirche vom 
Jahre 962. Mit einem Facsimile. (Innsbruck. Verlag der Wagner- 
schen Universitätsbuchhandlung 1883.) V und 182 S. Lex. 8°. 


Besprochen von Dr. L. Weiland, 


ordontl. Professor der Geschichte in Göttingen. 


Die vorliegende Schrift des berühmten Diplomatikers verdankt die 
wissenschaftliche Welt in erster Linie der Eröffnung des Vaticanischen 
Archivs durch Papst Leo XII. und Cardinal Hergenröther. Nicht 
nur die eingehendste Benutzung einer der werthvollsten Urkunden, son- 
dern auch deren photographische Aufnahme wurde dem Verfasser ge- 
stattet. In der peinlichen, auch die geringsten Aeusserlichkeiten 
berücksichtigenden, methodischen Weise, welche man an Sickel’s Ar- 
beiten gewohnt ist, wird das vielumstrittene Document geprüft; sein 
Inhalt in Verbindung mit dem Pactum Ludwigs des Frommen vom 
Jahre 817 und der Constitutio Romana Lothars vom Jahre 824 einer 
eingehenden Würdigung unterzogen, welche überall auf die historischen 
und diplomatischen Entstehungsmomente der einzelnen Tbeile zurück- 
greift. Des Verfassers umfassende Erfahrung und Autopsie, sein sub- 


-tiler Scharfsinn in der Behandlung der intricatesten diplomatischen 


Probleme zeigt sich auf das Glänzendste. Bei der Wichtigkeit der 
Vorurkunde für die äussere und innere Gestaltung des Ottonianum 
werden höchst umfassende und eingehende Untersuchungen über die 


 Veberlieferung und Glaubwürdigkeit des Ludovicianum beigefügt. Zahl- 


reiche leider in den Text verwobene Excurse erörtern mancherlei mit 
dem Kerne der Untersuchung in näherer oder entfernterer Beziehuug 
stehende wichtige und interessante kritische Controversen. Eine Aus- 
gabe des Ludovicianum nach fast allen erreichbaren Hülfsmitteln, ein 
diplomatisch genauer Abdruck des Ottonianum, sowie ein Facsimiledruck 
des unteren Theiles der letzteren Urkunde bilden den Schluss. 

Was den Historiker bei der Betrachtung des Ottonianum am mei- 
sten interessirte, war stets die Frage nach der ganzen oder partiellen 
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Echtheit der Urkunde. Nach den Untersuchungen Ficker’s durfte 
man den grössten Theil ihres Inhaltes für echt halten; nur jenen merk- 
würdigen Passus (nach Sickel’s Eintheilung $ 7), der grösstentheils 
der Vita Hadrians I. entnommen, sich so ungeschickt in die Aufzählung 
der Besitzungen des hl. Petrus einschiebt, theils Grenzorte theils ganze 
Provinzen und Herzogthümer namhaft macht und die Vita überbietend 
mit einer einzelnen Kirche (der hl. Christina bei Pavia) schliesst, 
hielt man für eine Interpolation aus der Zeit Gregors VII. Als nun 
das Neue Archiv 7,190 zuerst die Nachricht brachte, dass Sickel das 
Original der Urkunde Ottos I. im Vaticanischen Archiv einer Unter- 
suchung unterziehen dürfe, da erwartete man die Frage endgültig ent- 
schieden zu sehen, ob eine Interpolation stattgefunden habe oder nicht. 
Diese Erwartung hat sich, um mein Urtheil gleich an die Spitze zu 


stellen, nicht erfüllt. Das angebliche Original, auf Purpurpergament 


mit Goldtinte geschrieben, von verzierter Randleiste umrahmt, erweist 
sich als eine kalligraphische Copie der Urkunde, entbehrt aller Voraus- 
setzungen officieller Ausstellung, hat niemals ein Siegel gehabt und 
enthält einen zweifellosen Einschub (S. 182, Z. 57 ‚ac suorum episco- 
porum, abbatum et comitum‘), der eine gewisse redactionelle, frei schal- 
tende Thätigkeit des Copisten gegenüber dem‘ Originale voraussetzt. 
Die Schrift gehört zweifellos dem 10. Jahrhundert an; Sickel, gewiss 
hier der competenteste Beurtheiler, macht S. 23, 33 aus gewissen Eigen- 
thümlichkeiten der Schrift und der Schreibweise höchst wahrscheinlich, 
dass der Schreiber ein Italiener war. Die kalligraphische Ausfertigung 
geht direct auf das eigentliche Original zurück. Sie findet ihr Gegen- 
stück in der zu Wolfenbüttel aufbewahrten, gleichfalls auf Purpur mit 
Gold geschriebenen Bewidmung (praeceptum dotis) Ottos II. für seine 
Gemahlin Theophano. Nur hat an deren Abfassung die kaiserliche 


Kanzlei einen bestimmten Antheil genommen, wie die Recognition zeigt 


(S. 110), während wir beim Ottonianum keine bestimmte Bürgschaft 
für Anfertigung auf Befehl des Kaisers haben (S. 38). 

Danach wird die Frage eine offene bleiben müssen, ob 
diese Ausfertigung ihrem Inhalte nach dem ‚unbekannten 
Originale der Ottonischen Urkunde genau entspricht, Die 
Möglichkeit ist nicht ausgeschlossen, dass dieses Kunstwerk, aller- 
dings schon im 10. Jahrhundert, im Auftrage eines Papstes angefertigt 
ist und gegenüber dem Originale, das ihm zur Vorlage diente, ein plus 
oder ein minus enthalte, oder auch beides. 

Ein so umsichtiger, alle Momente kühl abwägender Forscher, wie 
Sickel, ist sich dieser Möglichkeit auch durchaus bewusst, Er unter- 
sucht nun jeden einzelnen Satz der Urkunde nach seinen formalen 
Bestandtheilen, nach seinen formalen Verbindungen mit dem vorher- 
gehenden und folgenden, seinem materiellen Inhalt unter Herbeiziehung 
aller historischen Momente, unter steter Vergleichung der Vorurkunden; 


er untersucht den Context in seiner Totalität und gelangt zu dem Re-- 


sultat: die kalligraphische Ausfertigung ist eine getreue Copie des Ori- 
ginals, nichts ist weggelassen, nichts interpolirt. Ein Urtheil von 
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grossem Gewicht. Es hätte des Appells an Sickel’s langjährige Be- 
schäftigung (S. 154 Anm. 1) wahrlich nicht bedurft, um diesem Urtheil 
die Achtung zu sichern. Den Ausführungen Sickel’s im Einzelnen 
nachzugehen, ist hier nicht möglich. Das Hauptinteresse concentrirt 
sich für mich und gewiss für viele Andere auf die Frage, wie erklärt 
Sickel das Hereinkomm£n des $ 7, wie erklärt er, dass Otto I. die 
in diesem Paragraphen enthaltenen Ungeheuerlichkeiten seinem Pactum 
ohne Reserve, ohne Erläuterung einverleibt hat. Gestehe ich es gleich, 
mich haben Sickel’s Ausführungen in diesem Punkte nicht überzeugt. 
Er theilt (S. 103 ff.) das Ottonianum in zwei Theile; als Pactum ent- 
hielt es nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten des Papstes. Für 
jeden der beiden Theile ist eine (oder mehrere) Vorlage, Vorurkunde 
benutzt. Für den ersten Theil, welcher die Bestätigung der Besitzungen 
der römischen Kirche enthält, war das Ludovicianum Vorlage, und 
zwar das echte, nicht dasjenige, welches uns jetzt vorliegt. Das Ludo- 
vieianum soll nach S. 105, 106 direct benutzt sein, nicht etwa durch 
das Mittel der zwischen 817 und 962 liegenden Pacta, von denen sechs 
in ihrer Existenz bezeugt sind. 

Der Verfasser tritt hier Fieker entgegen, der alle Möglichkeiten, 
welche die Uebereinstimmung der Privilegien Ludwigs und Ottos her- 
beiführen konnten, in’s Auge gefasst wissen wollte Für den zweiten 
Theil des Ottonianum sind nämlich Urkunden des Jahres 824 benutzt; 
»so gut diese den Staatsmännern Ottos zu Gebote gestanden haben, 
kann ihnen auch das Privilegium des Jahres 817 ebenfalls bekannt 
gewesen seine. Das ist eben nur eine Möglichkeit. Es wäre nicht 
ausgeschlossen, dass für den ersten Theil des Ottonianum das Pactum 
von 824 mit Eugen 11. oder das Pactum mit Leo IV. oder auch ein 
noch späteres als Vorlage gedient hätte. Dass wir über den Inhalt 
dieser Pacta wenig wissen, ist jedenfalls kein Beweis dagegen. Für 
den zweiten Theil macht ja Sickel selbst Benutzung des Pactums von 
824 wahrscheinlich, Zudem nimmt er für zwei Paragraphen des ersten 
Theiles Benutzung späterer Pacta an (S. 141 fi.), So vor allem für 
$ 7, der wahrscheinlich durch Karl den Kahlen in das Pactum mit 
Johann VIII. zuerst hereingekommen sein soll. 

»In keinem Falle kann $ 7 erst im Jahre 962 eingeschoben wor- 
den sein; alle damaligen Zusätze sind gut stilisirt«<, heisst es S. 143 
Anm. 1. Stand nun $ 7 schon in einem der früheren Pacta, so konnte 
seine Aufnahme in das Pactum des Jahres 962 eher bei Otto I. durch- 
gesetzt werden; der Forderung, denselben neu aufzunehmen, wäre viel- 
leicht nicht so ohne Weiteres stattgegeben worden, Diese Deduction 
scheint plausibel. Als nothwendiges Correlat setzt sie aber noch die 
eigenthümliche Auffassung voraus, welche Sickel überhaupt bezüglich 
der Bestätigungen der Besitzungen der römischen Kirche im Allge- 
meinen und speciell derjenigen Ottos I. geltend macht. Leider hat er 
gerade hier, was das Allgemeine anlangt, sich nur mit sehr zerstreuten 
Bemerkungen begnügt, deren Kern schwer in einige Worte zusammen- 
zufassen ist. Die Ansicht scheint zu sein (vgl. besonders S. 124, 155), 
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dass die Könige und Kaiser seit Pipin und Karl dem Grossen ohne 


weitere Prüfung die von den Päpsten als Eigentlhum des hl. Petrus 
angesprochenen Besitzungen als solche anerkannt hätten. »In den 
Fragen des Besitzes an sich, soweit er gut oder schlecht nach- 
gewiesen werden konnte, haben auch Karl und Otto getreue und gross- 
 müthige Söhne der Kirche sein wollen und haben im Princip das Recht 
des hl. Petrus rückhaltlos anerkanntes, S. 124. Dagegen sprechen doch 
bezüglich Karls des Grossen die eingehenden Untersuchungen, welche 
in einzelnen Fällen gegenüber den Forderungen Hadrians I. über die 
Rechtstitel des hl. Petrus angestellt wurden, worauf mit Nachdruck 
v. Sybel hingewiesen hat. Und den Bericht der Vita Hadriani, auf 
welchen allenfalls die obige Bemerkung bezogen werden könnte, hält 
doch auch Sickel S. 132 ff. für zu unglaubwürdig, um aus ihm zu 


entnehmen, was Karl im Jahre 774 dem Papste an Gebiet geschenkt 


haben könne. Ich sehe also in der That nicht ein, womit bezüglich 
Karls die obige Behauptung bewiesen werden könnte, Enge mit diesen 
Ausführungen hängt die Auffassung zusammen, welche Sickel von den 
in dem Ottonianum und in den Papstbriefen des Codex Carolinus ge- 
brauchten Ausdrücken ‚spondere’ und ‚promittere‘ hat. Doch gestehe ich, 
hier nicht zum vollen Verständnisse des Zusammenhanges der Beweis- 
führung vorgedrungen zu sein. $. 116 wird bemerkt, dass diese Aus- 
drücke in der neurömischen Urkunde noch grössere Kraft besässen als 
_ ‚dopare‘ oder ‚concedere‘, dass sie die in der Gegenwart vollzogene und 
etwa mit den letzteren Ausdrücken bezeichnete Handlung in alle Zu- 
kunft sichern sollten. Waren sie demnach wohl auch in die Urkunden 
von 754 und 774 (um Sickel’s Worte zu gebrauchen) eingedrungen, 
so waren sie hier doch wohl mit Absicht gewählt, um die Schenkungen 
für alle Zukunft sicher zu stellen. Erscheinen sie im Ottonianum wie- 
der, so verband gewiss Johannes XII. denselben Sinn damit. Ob aber 
die Herrscher seit Pipin einen anderen? den des blossen Schenkungs- 
versprechens, oder des Versprechens, die betr. Besitzungen, wenn sie 
in die Hand des Herrschers kämen, dem hl. Petrus zu restituiren? 
Das scheint in der That die Ansicht Sickels zu sein (vgl. 8. 117, 
148, 149, 153, 154). Ich kann zugeben, dass sie das Richtige trifft, 
obgleich mir die Zusammenstellung mit dem Eide Ottos (S. 116) nicht 
glücklich scheint. Aber was ist damit eigentlich gewonnen? Wenn 
Otto I. 962 auch nur versprochen hat, dem hl, Petrus die in der Ur- 
kunde angegebenen Besitzungen zu restituiren, falls sie unter seine 
Herrschaft kämen, so hat er damit doch zweifellos anerkannt, dass die- 
selben dem hl, Petrus rechtmässig gehörten. Darauf ‘deutet ja auch im 
8 12 ‚confirmamus‘, im & 14 ‚roboramus‘. Dieser Annahme stehen 
nun bezüglich der auch im Ludovicianum enthaltenen Besitzungen und 
gleichfalls bezüglich anderer, wie Sickel im einzelnen sehr scharfsinnig 
nachgewiesen, keine unüberwindlichen Schwierigkeiten entgegen. 


Anders aber verhält es sich doch mit $ 7. Ich ‚möchte vor allem- 


fragen, was hat Otto I. oder der Kaiser, welcher diesen Paragraphen 
zuerst in sein Pactum aufnahm, hier als Eigenthum des hl. Petrus an- 
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erkannt? Es ist doch bis jetzt noch Niemand der Zeitgenossen, die 
sich mit dieser crux interpretum beschäftigt haben, gelungen, eine 
Erklärung beizubringen, gegenüber der die Einrede verstummen musste. 
Ist es nur eine Grenzlinie, die hier angegeben wird, innerhalb’ welcher 
etwa Patrimonien gelegen gedacht werden, ist dieselbe im Süden unbe- 
stimmt, sind die Provinzen und Herzogthümer ex toto oder ex parte 
zu verstehen? Wir stehen rathlos vor diesem Räthsel. Sickel ist nun 
(S. 137), indem er, was die Tendenz des Passus in der Vita Hadriani 
anlangt, durchaus Martens zustimmt, der Ansicht, der Biograph habe 
seine Ausdrücke mit Absicht zweideutig gewählt, um gewisse Vorstel- 
lungen zu erwecken. Eine zweifellos sehr annehmbare Vermuthung. 
Der Verfasser hat seinen Zweck auch vollkommen erreicht bei uns Men- 
schen des 19. Jahrhunderts. Aber ebenso unklar wie uns, wird der 
Passus auch den Menschen des 9. oder 10. Jahrhunderts gewesen sein. 
Dürfen wir selbst einem Karl dem Kahlen zutrauen, dass er als Eigen- 
thum des hl, Petrus etwas anerkannt habe, was sich eigentlich gar 
nicht definiren liess, was etwa als drei Viertel von ganz Italien ge- 
deutet werden konnte, und was zudem in dem Pactum seines Vaters 
vom Jahre 817 nicht drin stand? Und nun gar Otto I. und seinen 
Staatsmännern. Sollte wirklich nicht irgend Jemand auf den Gedanken 
gekommen sein, den Papst zu fragen, was eigentlich damit gemeint sei ? 

Sickel hält das allerdings für möglich. Er vertritt S. 153 die 
Ansicht, dass im Allgemeinen bei den Bestätigungen der Besitzungen 
der römischen Kirche von Seiten der Kaiser von einer sachlichen Prü- 
füng der als Rechtstitel producirten früheren Privilegien abgesehen 
wurde. »Geschlossenen Auges ist daher ein Satz so ungeheuerlichen 
Inhaltes und so fehlerhafter Construction wie $. 7 auch 962 genau 
copirt und so von neuem sanctionirt wordene. S. 167: »Bezüglich der 
Besitzansprüche musste der status quo ante der Privilegien ungeprüft 
und unbesehen angenommen werdens. Diese Behauptungen werden 
durch eine ganze Reihe von Beobachtungen, meist diplomatischer Art, 
zu stützen gesucht, deren Yeinheit im einzelnen oft Staunen erregt, die 
aber doch höchstens zu einem halben Glauben veranlassen können, Ich 
gestehe, mich haben sie nicht überzeugt. Sickel hat nun selbst in 
der unparteiischsten Weise die Kühnheit seiner Behauptungen hervor- 
treten lassen, wenn er nach der oben aus 8. 153 citirten Stelle also 
fortfährt: »Diese ganz mechanische Behandlung tritt um so greller 
hervor, als das Ottonianum auf der anderen Seite eben so deutliche 
Spuren reiflicher Ueberlegung und geschickter Conception in all den 
Theilen an sich trägt, in welchen die Gegenwart zu ihrem Rechte kom- 
men solle. S. 167 spricht er von einem förmlichen Studium, .auf- wel- 
ches die Benutzung der Vorurkunden u. a. hinweise; Ottos Pläne be- 
trefis der Beziehungen zu den Päpsten seien langsam herangereift, die 
besten Staatsmänner Ottos hätten an den Berathungen Theil genom- 
men, zu diesem Behufe auch die Quellen der Vergangenheit durchforscht; 
von Vorverhandlungen und vorläufigen Aufzeichnungen ist öfter die 
Rede, welche dem Pactum vorausgegangen sein sollen (8. 85 ff, 140). 
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Und da sollte keiner dieser Staatsmänner, ich will nicht sagen an der 
Unmässigkeit der pästlichen Territorialforderungen .des $ 7, nein an 
dessen offenbarem Unverstande sich gestossen haben ? 

Wenn man Sickel’s Auffassung nicht zustimmt, so bleibt freilich 
keine andere Möglichkeit, als die im Vaticanischen Archiv befindliche 
Prachturkunde für eine im päpstlichen Interesse interpolirte Copie des 
echten Ottonianum zu halten, eine Copie, welche schon im 10. Jahr- 
hundert angefertigt sein musste. Dass die Ansprüche der Päpste schon 
unter Otto III. wieder in’s Weite geschweift waren, zeigt die bekannte 
Urkunde dieses Kaisers, in welcher er dem hl. Petrus acht Comitate in 
der Pentapolis schenkt. (Leges 2b, 162: ‚in tantum quidam pontificum 
irruerunt, ut maximam partem imperii nostri apostolatui suo conjun- 
gerent‘). Für die Echtheit dieser Urkunde tritt mit neuen Gründen 
Sickel S. 9 Anm. 1 ein; ich darf hinzufügen, dass der durchaus mit 
Unrecht als Fälscher und leichtfertiger Sammler verschrieene Goldast 
in den Constit. imp. 4a, 40 gleichfalls das Monogramm dieser Urkunde 
und die richtige Beschreibung der Bleibulle mittbeilt; er hat sie nach 
dem Rationale tomi 4, S. 39 von Marquard Freher erhalten. Es liegt 
auch nahe, der Worte Ottos III. zu gedenken, dass ein Diakon Jo- 
hannes ‚praeceptum aureis litteris scripsit sub titulo Constantini magni‘. 
Also ein Prachtexemplar der Constantinischen Schenkung. Warum nicht 
auch eines der Ottonischen in passlich verbesserter Auflage? Schwerlich 
ist dran zu denken, dass die von Otto I. und II. eingesetzten Päpste, 
oder gar Gregor V. und Silvester II. so etwas unternommen haben, 
Es wären also nur Bonifacius VII. 984-985 oder Bonn XV. 985 bis 
996 in Betracht zu ziehen. 

Dass letzterer durch den Patrieius Crescentius von der weltlichen 
Regierung der Stadt ausgeschlossen war, ausserhalb derselben gar nichts 
zu sagen hatte, mochte vielleicht gerade Anreizung bieten, auf die alten 
Rechte und Forderungen zurückzugreifen. Dass das Prachtexemplar der 
Constantinischen Schenkung dem Kaiser Otto III. vor Augen gekommen, 
das der Ottonischen nicht, ist begreiflich: man wagte eben nicht, dem 
Enkel eine verfälschte Urkunde des Grossvaters aufzutischen. 

Die Annahme einer Verfälschung des Ottonianum muss dann auch 
das Urtheil über das Pactum Heinrichs IL (Leg. 2b, 174) beeinflussen. 
Sickel handelt über dessen Ueberlieferung ausführlich S. 100-102. 
Er hat die Originalbulle Innocenz’ IV, in Händen gehabt, in welcher 
dieser Papst auf dem Concil zu Lyon 1245 das Ottonianum und das 
‘ Heinriecianum transsumiren liess und aus welcher indirect der Abdruck 
in den Ieges geflossen ist. Er beschreibt ferner eine weitere Trans- 
sumirung des Jahres 1339, nach welcher das Original auf Purpur in 
Gold geschrieben und mit Goldbulle versehen war, deren Beschreibung 
genau auf die von Heinrich II. während der ganzen Kaiserzeit gebrauchte 
Bulle passt. Auch das Heinricianum enthält den $ 7. Unter den von 
uns angenommenen Vorausselzungen bleiben zwei Möglichkeiten: ent- 
weder hat sich Heinrich II. durch die Production des Prachtexemplars 
des Ottonianum täuschen lassen, oder ist auch die im Jahre 1339 noch 
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vorhandene Urkunde eine Verunechtung, der man die Goldbulle der 
echten angehängt hat. 

Ehe ich zum zweiten Theil des Ottonianum übergehe, seien noch 
einige den ersten betreffende Einzelpuncte hervorgehoben, welche gegen 
die Sickel’sche Ansicht zu sprechen scheinen. 8. 150 und 153 ist 
scharf der Widerspruch von $$ 7 und 13 hervorgehoben. In $ 7 ist 
der cunctus ducatus Spoletanus als Eigenthum des hl, Petrus enthalten ; 
in $ 13 (= Ludovicianum) wird dem Kaiser die dominatio über dieses 
Herzogthum vorbehalten, unter Beziehung auf den Verzicht Hadrians I. 
gegenüber Karl dem Grossen, Sickel fragt selbst: »Sollte die Un- 
verträglichkeit beider Verfügungen der Aufmerksamkeit der Ottonischen 
Staatsmänner und Dictatoren entgangen sein? Das ist selbst in dem 
Falle nicht anzunehmen, dass das Concept des Vertrages von 962 stück- 
weise zu Stande gekommen wäre«. Aber auch hier hilft Sickel’s 
Grundanschauung über diese Klippe weg: »Es scheint vielmehr auch 
hier die Auffassung und die Behandlung der ganzen Angelegenheit 
maassgebend gewesen zu sein, dass der auf den Besitzstand der Kirche 
bezügliche Theil, wie er in den Vorurkunden lautete, ungeprüft wieder- 
holt werden sollte«. 

Bei einem anderen Puncte kin aber Sickel doch nicht umhin, 
mit seiner Auffassung in Widerspruch zu treten. Zwischen 88 2 und 3 
lässt das Ottonianum einen Passus des L. weg, der eine Anzahl Städte 
des römischen Campaniens aufzählt, »Ich sehe, da blosser Zufall oder 
Versehen nicht anzunehmen ist, keinen anderen Ausweg als den, dass 
doch einmal, vielleicht im Hinblick auf den augenblicklichen factischen 
Besitzstand, Otto oder einer seiner Vorgänger Anstand genommen 
haben, von neuem die Ansprüche Roms auf diese Besitzungen anzuer- 
kennen«, heisst es $. 127. Nahm man aber hier diesen Anstand, warum 
nicht bei den mit dem augenblicklichen Besitzstande noch weit augen- 
fälliger contrastirenden Provinzen Venetien und Istrien, Herzogthümern 
Spoleto und Benevent des $ 7? Zu 

Abgesehen von dem Widerspruche der $$ 7 und 13 bezüglich Spo- 
letos, glaubt Sickel S. 150 noch das Vorhandensein eines weiteren 
Widerspruches zwischen 8$ 6 und 13 constatiren zu sollen, welche Para- 
graphen beide auf das Ludovicianum zurückgehen. Im $ 6 werden elf 
Städte des langobardischen Tusciens dem hl. Petrus zugewiesen; im 
$ 13 ist die kaiserliche Dominatio in Tuscien vorbehalten. Die eine 
Verfügung soll die andere ausschliessen. Ich glaube hier das Ludo- 
vicianum in Schutz nehmen zu müssen. Es ist doch wohl nicht richtig, 
dass die elf Städte, wie Sickel sagt, »wenn nicht das ganze lango- 
bardische Tuscien, so sicher den grösseren Theil desselben ausmachten«, 
dass also mit der Schenkung der Städte gewissermaassen das ganze 
langobardische Herzogthum Tuscien übertragen worden sei. Die Städte 
und ihr Gebiet bilden doch höchstens die kleinere Hälfte desselben ; 
Chiusi, Arezzo, Siena, weiter Florenz, Lucca, Pistoja gehören nicht 
dazu, Weiter ist besonders die Chronologie der beiden Schenkungen 
Karls, des Königszinses in Tuscien in $ 18 und der elf Städte in $ 6 
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zu beachten. Die Uebertragung des Königszinses fand statt bei dem 
Verzichte Hadrians I. auf Tuscien und Spoleto, der wie Martens 
nahezu erwiesen hat, Ende 777 oder Anfang 778 stattgefunden hat. 
Hierbei wurde der Vorbehalt der dominatio in diesen beider Herzog- 
thümern gemacht?!). Der Papst sollte verhindert werden, aus dem 
Bezuge des Königszinses, mag derselbe nun privatrechtlichen oder öffent- 
lich-rechtlichen Character gehabt haben, die Folgerung zu ziehen, dass 
ihm die Landeshoheit in den beiden Provinzen zustehe, wie er sie im 
Jahre 773 sicher ‘in Spoleto (Einsetzung eines Herzogs) thatsächlich 
usurpirt hatte. Die Restitution der elf tuscischen Städte erfolgte dann 
erst seit dem Jahre 787, wie Martens S. 187 sehr richtig bemerkt, 
mit der selbstverständlichen Bedingung, dass der erforderliche Nachweis 
des Rechtes geführt werde, »wobei man stets im Auge behalten muss, 
dass Hadrian auf die Landesherrschaft des langobardischen Tusciens 
verzichtet hattes. Zweifellos wurden die tuscischen Städte als alte 
Patrimonien angesprochen, ebenso wie gleichzeitig eine Anzahl bene- 
ventanischer. Und dass man sich dabei von Seiten der fränkischen Re- 
gierung des Unterschiedes zwischen privatem Besitztitel des hl. Petrus 
und beanspruchter Hoheit über die Einwohner durchaus bewusst war, 
zeigen schlagend die Klagen Hadrians in Ep. 87 des Cod. Carol. über 
das Vorgehen der königlichen Missi im Beneventanischen. Wird also 
in $ 6 ein. grosser (sei es selbst der grösste) Theil des langobardischen 
Tuscien als altes Eigenthum des hl. Petrus anerkannt, so steht diese 
Bestimmung mit nichten im Widerspruch mit der im $ 13 vorbehal- 
tenen kaiserlichen Landeshoheit in diesem Herzogthume. 

Mit $ 15 beginnt nach $, 157 der zweite Theil des Ottonianum, 
welcher den Rechten des Papstes solche des Kaisers und Pflichten des 
Papstes entgegenstellt. Bekannt war, dass für diesen Theil die sog. 
Constitutio Romana Lothars vom Jahre 824 zur Vorlage diente. Es 
ist Sickel aber durchaus beizupflichten, wenn er ausser dieser auch 
noch das Pactum Ludwigs des Frommen mit Eugen II. und das eid- 
liche Versprechen, welches dieser Papst schriftlich ablegen musste, als 
Vorlagen annimmt. Die Worte ‚in pacto et constitutione ac promis- 
sionis firmitate Eugenii pontificis‘ enthalten dann ein Zeugma, da die 
Constitutio nicht von Eugen herrührt, sondern ein einseitiger gesetz- 
geberischer Act Lothars ist. Nach dem Vorgange Ficker’s erkennt 
dann auch Sickel in dem Papste Leo, der ‚sponte promissionem fecisse 
dinoseitur‘, welche jeder Papst vor der Weihe in Gegenwart kaiserlicher 


!) Ich unterlasse es, an dieser Stelle nochmals auf dasjenige ein- 
zugehen, was ich in dieser Zeitschrift Bd. 17, 8. 380 über den $ 13 be- 
merkt habe, also besonders auch auf eine mir wahrscheinliche Inter- 
polation in L., da Sickel auf meine Recensiou des Buches von Mar- 
tens nirgends Bezug nimmt. Ich bemerke nur zu der Polemik gegen 
Kaufmann (S. 144 Anm. 2), dass dieselbe bezüglich der Schenkungen 
Pipins und Karls von Voraussetzungen ausgeht, welche erst noch unter 
Beweis zu stellen wären. Denn dass Pipin und Karl jemals Tuscien 
und Spoleto geschenkt hätten, ist doch nur aus der Vita Hadriani zu 
folgern, deren Glaubwürdigkeit Sickel selbst perhorrescirt. 
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Missi wiederholen soll, den Papst Leo III. Das wird wohl sicher richtig 
sein; an der Begründung aber möchte ich einige Ausstellungen machen. 
Man kann es nicht als die 795 zu Recht bestehende Ordnung bezeich- 
nen, dass der zum Papst Gewählte vor der Weihe die Genehmigung 
des fränkischen Königs nachsuchen musste. Leo III. hat sich sofort 
nach seiner Wahl weihen lassen, und wenn er darauf Karl dem Grossen 
litteras et decretalem cartulam schickt, so bedeutet das nieht, »dass 
dem Könige wenigstens nach bereits erfolgter Consecration das übliche 
Gesuch um Genehmigung der Wahl unterbreitet worden«. Leo 
hat vielmehr, wie seine Vorgänger seit Paul I. dem fränkischen König, 
der seit 754 Patricius Romanorum war, lediglich die Anzeige seiner 
Wahl gemacht, unter Beifügung des Wahlprotocolls, denn das ist meines 
Erachtens die decretalis cartula. Ein Gesuch um Genehmigung der 
Wahl nach der Consecration hätte in der That keinen Sinn gehabt. 
Leo III. hat sich aber schon 795 als des fränkischen Königs Unterthan 
erklärt, ihm Gehorsam und Treue versprochen, Karl gebeten. einen Ge- 
sandten nach Rom zu schicken, um dem römischen Volke den Eid der 
Treue abzunehmen. Bei dieser Gelegenheit wird er diesen Eid selbst 
geleistet haben. Dass das ‚sponte‘ geschah, entspricht durchaus der 
Situation. Auch dass Ludwig der Fromme 817 die Consecration des 
gewählten Papstes vollständig freigegeben habe (S. 160 Anm. 2), 
dürfte doch nur zu behaupten sein, wenn der betr. Passus des Ludo- 
vicianum als authentisch erwiesen wäre. Da ich in anderem Zusammen- 
hange über diese Dinge zu handeln gedenke, so darf ich mich hier auf 
diesen Einspruch beschränken. 

Ueber Ueberlieferung und Glaubwürdigkeit des Ludovicianum han- 
deln S. 50-100. Hier wird dargethan, dass alle Ueberlieferung auf 
eine einzige Copie des 11. Jahrhunderts, aus den letzten Jahren Gre- 
gors VIL,, zurückgeht, gegen Ficker wahrscheinlich gemacht, dass 
das Original schon 1245 verloren war. Interessante Erörterungen über 
die verschiedenen römischen Sammlungen, in denen die Urkunde er- 
halten ist, werden angestellt, vor allem anch dargethan, dass den Hand- 
schriften des Liber censuum des Cencius hier gar kein Werth zukommt, 
S. 57 Anm, beiläufig das Märchen von der Existenz eines Autographs 
dieses Werkes widerlegt. Für die Ueberlieferung wäre vielleicht noch 
die Archiv 12, 739 notirte Copie im erzbischöflichen Archive zu Pisa 
zu beachten. Auf erschöpfende Würdigung des Inhaltes verzichtet der 
Verfasser, er will (S. 100) in Beurtheilung der dieser Urkunde eigen- 
thümlichen Stellen über Ficker’s Ergebnisse nicht hinausgekom- 
men sein. | 

Schliesslich noch eine Bemerkung zur politischen Geographie, an- 
geregt durch Sickel’s Zweifel (S. 120, 121), ob der ducatus Romanus 
das rechts von dem Tiber gelegene römische Tuscien, die im $ 2 des 
Ottonianum genannten Städte umfasst habe. In der Vita Gregors III 
wird Galliensium Castrum (Gallese), in der des Zacharias Amelia, Orte, 
Bomarzo und Bieda als zum Ducate gehörig namhaft gemacht; derselbe 
reichte also damals jedenfalls nördlich so weit; und ich war wohl be- 
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rechtigt (Bd. 17, S. 374 dieser Zeitschrift), auch schon für die Zeit Gre- 
gors Il. Bieda und Monteranno zum römischen Ducate zu rechnen. 
Denn welchem anderen Dux sollten diese Städte damals wohl unterstanden 
haben, wenn nicht dem römischen? Ebensowenig ist mir ein Zweifel, 
dass sich die Gewalt des römischen Dux im 8. Jahrhundert über den 
Theil Campaniens erstreckte, der sich südlich von Rom bis zur Bene- 
ventanischen Grenze ausdehnt und die Städte enthält, welche im 
Ottonianum gegenüber dem Ludovicianum ausgelassen sind. Dass der 
Dux von Neapel hier geboten habe, ist schon deshalb unwahrscheinlich, 
weil seine Residenz von diesem Theile Campaniens durch Beneven- 
 tanisches Gebiet getrennt war; andererseits gab es hier keine grössere 
Stadt, welche füglich als der Sitz eines Dux gedacht werden könnte. 
Die Aufzählung der Städte in Tusciae partibus und in partibus Cam- 
paniae im Ludovicianum soll also die wesentlichsten Bestandtheile des 
Ducates enthalten. Nur etwa bezüglich Todis und Perugias kann die 
Zugehörigkeit zum Ducate von Rom in der ersten Hälfte des 8. Jahr- 
hunderts zweifelhaft sein. Zur Zeit des Königs Liutprand gebietet zu 
Perugia ein eigener Dux (Pauli Hist. Langob. 6, c. 54). Die Anglie- 
derung seines Ducates an den römischen wird aber wohl schon zur. Zeit 
des Papstes Zacharias erfolgt sein, als dieser Perugia von der Belage- 
rung des Ratchis befreite. Gleichzeitig wird dann auch Todi zu dem 
römischen Ducate geschlagen worden sein. 760 fand die Grenzbestim- 
mung des comitatus Tudertinus gegenüber dem langobardischen Gebiete 
durch Missi des Papstes Paul und des Desiderius statt. Das merk- 
würdige breve inquisitionis ist erhalten; Troya 5, 73 nr. 741 (vgl. Cod. 
Carol. ep. 19, 20). | 

Bei der ausserordentlichen Genauigkeit der Siekel’schen Urkunden- 
editionen wirken störend drei Druckfehler im letzten Theile des Otto- 
nianum, der sich nach dem Facsimile controlliren lässt. S. 182, 2. 55 
lies ‚confirmationis‘, Z. 56 ‚inpressioni‘ und Z. 63 ‚thietheres‘. 


Göttingen, Juni 1883. 


VL a) 


, 


Neuere monographische Arbeiten über die Bischofswahlen in 
Deutschland. 


Besprochen von Dr. Ernst Bernheim, 
Professor der Geschichte in Greifswald. 


‘ Friedberg ist es, der durch seine Abhandlung in den Forschungen 
“zur deutschen Geschichte Band 8 S. 75 ff. über die Narratio de electione 
Lotharii ein Beispiel gegeben hat, die einzelnen Bischofswahlen in einer 
bestimmten Regierungsepoche im Zusammenhange mit der jeweiligen 
Kirchenpolitik des Herrschers zu untersuchen; Referent bat dann in 
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seiner unten erwähnten Dissertation diese Untersuchung auf die Details 
der verschiedenen Wahlmodi und deren einzelne Acte ausgedehnt, und 
seitdem sind eine Reihe von Arbeiten in demselben Sinne erschienen. 
Diese Arbeiten dienen einerseits zu einer erwünschten Aufklärung über 
die innere Regierungspolitik unserer Herrscher auf einem der wichtigsten 
Gebiete des Staatswesens, audrerseits sind es unerlässliche Vorarbeiten 
zu einer gründlichen Geschichte der Bischofswahlen in Deutschland über- 
haupt, und in dieser letzteren Beziehung möge hier eine übersichtliche 
Besprechung derselben gestattet sein. 

Ich lasse die einzelnen Schriften in chronologischer Ordnung, nicht 
nach ihrem Erscheinen, sondern nach den darin behandelten Epochen 
folgen. 

1) Heinr. Gerdes, die Bischofswallen in Deutschland unter Otto 
dem Grossen in den Jahren 953—973. Dissertation. Göttingen 1878. 728. 

2) F. Franziss, der deutsche Episkopat in seinem Verhältniss 
zu Kaiser und Reich unter Heinrich III. Theil I. Programm zum 
Jahresberichte über das kgl, Lyceum und die kgl. Studienanstalt zu 
Regersburg im Studienjahre 1878—79. 72 S. Theil II. Stadtamhof 
1880. 63 8. 

3) K. Beyer, die Bischofs- und Abtswahlen in Deutschland unter 
Heinrich IV. in den Jahren 1056—1076. Dissertation. Halle 1881. 63 S. 

4) H. Guleke, Deutschlands innere Kirchenpolitik von 1105—1111. 
Dissertation. Dorpat 1882. 120 8. 

5) E Bernheim, zur Geschichte des Wormser Concordates. Göt- 
tingen 1878, 65 8. 

6) E. Bernheim, Lothar I[l. und das Worınser Concordat. Disser- 
tation. Strassburg 1874, 778. 

7) H. Witte, Forschungen zur Geschichte des Wormser Concor- 
dats. Die Bischofswahlen unter Konrad III. Dissertation. Göttingen 
1877. 110 8. 

8) E. Bernheim, zur Geschichte der kirchlichen Wahlen, in den 
Forschungen zur deutschen Geschichte Band 24, S. 361—381, 

Gerdes (1) untersucht, nach einem kurzen Ueberblick über die Ent- 
wicklung der Bischofswahlen im Allgemeinen, jede einzelne uns näher 
bekannte Wahl in den 20 letzten Regierungsjahren Ottos I., wo derselbe 
mit Consequenz seine Regierung auf das Einvernehmen mit der Kirche 
gründete, und zwar untersucht er sowohl die Vorgeschichte der Bischöfe 
wie den Modus der Wahlen, und fasst darnach die gewonnenen Resultate 
zusammen (8.86 f. und S.38 fi.). Das Wahlverfahren und dessen ver- 
schiedene Acte hat Gerdes am eingehendsten von allen übrigen genann- 
ten Autoren behandelt, indem er sehr aufklärend die durch Zoepffel’s 
Untersuchungen allgemein bekannten und festgestellten Vorgänge bei der 
Papstwahl und deren Bezeichnungen damit in Parallele stellt. Er unter- 
scheidet drei Gruppen von Wahlacten: a) Vorwahl, b) allgemeine Wahl, 
ce) Einsetzung. Unter der Vorwahl (a) begreift er die Entscheidung über den 
Candidaten, welche von den vornehmsten Geistlichen und auch Laien der 
vacanten Kirche in den meisten Fällen durch eine Deputation am Hofe des 
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Königs unter dessen Mitwirkung stattfand, seltener ohne dessen Einfluss 
am Orte der Sedisvacanz geschah, nicht selten durch einfache Designation 
seitens des Königs ersetzt wurde, und zwar falls derselbe aus dem Reiche 
abwesend war oder in.anderen Nothfällen. Innerhalb dieser Vorwahl 
unterscheidet Gerdes Vorberathung oder deliberatio, Abstimmung oder 
optio, Prüfung des Gewählten durch judieium comprovincialium, Bitte 
um die königliche Bestätigung oder petitio, Bestätigung .oder concessus, 
constitutio des Königs, wobei letzterer dem Electen den bischöflichen 
Hirtenstab überreicht und dessen Treueid entgegennimmt, Vorgänge, 
welche natürlich je nach dem oben erwähnten verschiedenen Modus der 
Wahl in verschiedener Vollständigkeit vorkommen. Unter der allgemeinen 
Wahl, laudatio oder publica electio (b) versteht Gerdes den Consens 
der Gemeinde zu der geschehenen Wahl, den Ersatz für die dem niederen 
Klerus und dem Volke nicht mehr zustehende Betheiligung an der vor- 
hergehenden Wahl, welcher obgleich lediglich eine Form doch unbedingt 
zur vollen Canonicität der Wahl erforderlich war. Endlich unter der 
Einsetzung oder ordinatio (c) begreift Gerdes die ferneren kirchlichen 
Ritualacte, Incardination und Weihe, Investitur d. h. in jener Zeit Be- 
kleidung mit der Amtstracht, Inthronisation, Einsetzungsurkunde seitens 
der Mitbischöfe. Die Scheidung aller dieser einzelnen Wahlacte hat 
Gerdes, wenn ich recht urtheile, mit glücklichem Scharfsinn vollzogen, 
doch ist die Zusammenfassung derselben in jene drei Gruppen Vorwahl, 
allgemeine Wahl, Einsetzung offenbar weniger glücklich: namentlich 
erstreckt Gerdes den Begriff der Vorwahl viel zu weit und verdunkelt 
dadurch den eigentlichen Character der betr. Wahlvorgänge; wo die 
definitive juridische Gültigkeit der Wahl eintritt, erkennen wir nicht; 
hier geben uns die neueren Untersuchungen über die Papstwahl von 
C. von Weizsäcker, Scheffer-Boichorst und Grauert klarere 
Einsicht und Anlass zu einer von Gerdes abweichenden Gruppirung, 
indem wir die Acte, welche die rechtsgültige Wahl herstellen und ver- 
vollständigen mit der optio beginnen lassen und die publica electio als 
den letzten derselben ansehen werden. 

Franziss (2) untersucht im ersten Theil seiner Arbeit ebenfalls die 


Personalien der einzelnen Bischöfe und die Art der Ernennung und Ein- 


setzung. Auf S. 42—62 giebt er ein chronologisches Verzeichniss aller 
von Heinrich III. eingesetzten Bischöfe unter Angabe der urkundlichen 
Nachrichten über ihre Erhebung, das sehr dankenswerth ist. Franziss 
hat seine Resultate nicht mit der sonstigen Geschichte der Bischofs- 
wahlen in Beziehung gesetzt, aber wir erkennen leicht, dass die Formen, 
in welchen die Wahlen verlaufen, wesentlich den unter Otto I. herrschen- 
den entsprechen, wie auch die Bezeichnungen der einzelnen Acte zum 
Theil dieselben sind (vgl. meine ausführliche Recension in den Göttinger 
Gel. Anzeigen 1881. Stück 12—13 S. 408 ff.). Der zweite Theil, der 
die staatliche Stellung und politische Wirksamkeit der Bischöfe schildert, 
kommt hier nicht eigentlich in Betracht, er sei nur erwähnt, wie auch 
die in Aussicht gestellte fernere Abtheilung, die über den Besitz des 
Episkopats handeln soll, 
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Beyer (3) untersucht im Anschluss an die beiden vorigen Autoren 
ebenfalls die Personalien der Bischöfe, das Verfahren bei den Wahlen 
und giebt S. 27—53 ein Verzeichniss aller Bischöfe des Zeitraums mit 
Angabe der Quellen, in welchen über ihre Erhebung berichtet wird; 
ausserdem behandelt er in analoger Weise die Abtswahlen und giebt 
S. 58--61 ein entsprechendes Verzeichniss derselben. Er führt aus, dass 
in jener ersten vorwiegend friedlichen Epoche seiner Regierung Hein- 
rich IV., abgesehen von einzelnen Ausschreitungen des Nepotismus wäh- 
rend seiner Minderjährigkeit die man ihm nicht zuschreiben kann, in 
keiner Weise mehr Einfluss auf die Wahlen in Anspruch genommen oder 
geübt habe als sein Vater Heinrich III., dass das Wahlverfahren wesent- 
lich unverändert blieb wie unter jenem, und dass die Vorwürfe über 
widerrechtliche Beeinflussung, die gegen den jungen Herrscher erhoben 
wurden, ihren Grund lediglich in der veränderten Stimmung der refor- 
matorischen Kreise hatten, welche anfingen in jeder Betheiligung der 
weltlichen Macht an den Wahlen eine Beeinträchtigung der kirchlichen 
Freiheit, ja Simonie und häretische Gesinnung zu erblicken. 

Guleke (4) stellt, ebenfalls auf Grund detaillirter Untersuchung 
der einzelnen Bischofs- und Abtswahlen, deren Regesten er in einer 
Beilage zusammenfasst, das Wahlverfahren in der ersten Regierungszeit 
Heinrichs V. dar und theilt das, was uns über die Personalien der Ge- 
wählten bekannt ist, S. 93 f. mit. Er will die Wahlvorgänge in drei 
Gruppen zerlegen, electio oder Wahl der dem zu erhebenden Prälaten 
unterstehenden Kreise, constitutio oder Anerkennung desselben durch den 
weltlichen Herrn, und consecratio, ordinatio oder Anerkennung durch den 
geistlichen Vorgesetzten, eine Eintheilung, die Guleke in zeitgenössischen 
Urkunden angedeutet findet und die auch zweckmässig ist, um sich den 
Antheil und die politische Bedeutung der verschiedenen Factoren bei 
den Wahlhandlungen zu vergegenwärtigen, welche aber ungeeignet er- 
scheinen muss, die Scheidung der einzelnen Vorgänge daran zu knüpfen, 
weil diese von ganz anderen, mehr juridischen staats- und kirchenrecht- 
lichen Gesichtspuncten bedingt ist. Auch hat Guleke selbst bemerkt 
(8. 59), dass, bei seinem Eintheilungsprincip, die verschiedenen Vorgänge 
in einander fliessen, und S. 76 f. führt er selbst aus, dass die Theilnahme 
des Königs sich auf alle drei Gruppen des Wahlvorganges erstreckt. Damit 
ist genügend ausgesprochen, dass dies Eintheilungsprincip nicht vorzugs- 
weise geeignet ist, zu begrifflich klarerer Sonderung der verschiedenen 
Acte zu führen, und indem Guleke demselben vorwiegend folgt, gelangt 
er nicht überall zu durchdringender Präcision. Man erkennt aber mit 
Hinblick auf die präciseren Distinctionen die wir bei Gerdes fanden 
doch deutlich genug, dass das Wahlverfahren in seinen Einzelheiten 
noch immer wesentlich dasselbe geblieben ist, wie früher, und dass auch 
die verschiedenen Wahlmodi der früheren Zeit noch bestehen: sowohl 
die Wahl am Orte der Sedisvacanz mit oder ohne Designation durch den 
König, als auch die Wahl durch Deputation am Hofe, sei es auf Grund 
einer bereits geschehenen Einigung über einen zu präsentirenden Candi- 
daten oder ohne dem. Das was Guleke in diesem Zusammenhange eine 
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Präsentationswahl nennt, ist dasselbe was ich in meiner Dissertation Vor- 
wahl genannt habe, und es beruht daher wohl auf einem Missverständniss, 
wenn Guleke von einer solchen Vorwahl nichts wissen will, ebenso wie 
. seine Erklärung (8. 59) gegen die Existenz zwei verschiedener Wahlarten, 
da er diese ja selbst nachweist, wie eben erwähnt. Die Theilnahme der 
Fürsten an den Entschliessungen des Königs auch in Wahlangelegen- 
heiten, welche, wie Guleke zeigt, in dieser ersten Zeit Heinrichs V. 
bemerklich wird, ändert den rechtlichen Character derselben nicht, ist 
nur von politischer Bedeutung. Ueberhaupt hat Guleke, wenn ich 
nicht irre, für die politische Seite der Verhältnisse eine schärfere Auf- 
fassung als für die rechtliche, und der politische Historiker wird daher 
mehr Gefallen an seiner Schrift finden als der Kirchenrechtsgelehrie. Doch 
wird auch der letztere dieselbe mit Anerkennung aus der, Hand legen; 
denn die Hauptfragen, die er zu stellen hat, bleiben, wie wir sahen, 
nicht ohne Beantwortung, und mit aller Gründlichkeit ist nachgewiesen, 
dass Heinrich V. von Anfang an den ganzen kirchenherrlichen Einfluss 
auf die Wahlen ausgeübt und trotz der Curie festgehalten hat, welchen 
seine Vorfahren auf diesem Gebiete zu üben gewohnt waren. 

In meiner Schrift (5) habe ich ausgeführt, dass das Wormser 
Concordat gerade auch in seinen Bestimmungen über die hohen geistlichen 
Wahlen durchaus den Charakter eines Compromisses trägt, nachweislich 
‚hervorgegangen aus den verschiedenen Vorschlägen, welche im Laufe 
des Investiturstreits in Pamphleten und Streitschriften formulirt und 
vertreten worden sind, Ich habe zu zeigen gesucht, dass wir aus dieser 
Vorgeschichte des Concordates erst eine sichere Interpretation der meist 
an sich nicht ganz deutlichen Bestimmungen desselben gewinnen. Mög- 
lichste Trennung der geistlichen und weltlichen Befugnisse ist demnach 
die Haupttendenz des Concordates: in letzterer Hinsicht bleibt die alt- 
hergebrachte vasallitische Stellung des Reichsklerus in Deutschland zum 
Könige durchaus bestehen, auch behält der König durch die der Weihe 
voraufgehende weltliche Belehnung und durch die Theilnahme an der 
Entscheidung zwistiger Wahlen sowie durch das Recht der positiven 
Assistenz bei allen Wahlen einen gewissen indirecten freilich nicht zu 
unterschätzenden kirchenherrlichen Einfluss, dagegen verzichtet er prin- 
cipiell und durchaus auf jede directe Beeinflussung der Wahl, zu Gunsten 
der reinen electio canonica. Dass der Begriff canonische Wahl in dieser 
Zeit sich keineswegs mit dem der älteren Kirche deckt, ist freilich 
ebenso nachweisbar wie bedeutungsvoll: die gänzlich veränderte Stellung 
des Papstes innerhalb der Kirchenverfassung bedingt nun selbstverständ- 
lich die Unterwerfung auch der Wahlen als causae majores unter die 
Controlle des Oberhauptes der Kirche. Dass die Bestimmungen des 
Concordates mit ihren zum Theil recht künstlichen Verclausulirungen 
und ihren stillschweigenden Reservationen nicht geeignet waren, die 
Concurrenz geistlicher und weltlicher Gewalt gerade auf dem Gebiet der 
Wahlen dauernd friedlich zu regeln, habe ich dann weiterhin dargelegt. 

In meiner Dissertation (6) sind die einzelnen Bischofs- und Abts- 
wahlen unter Lothar III. mit Hinblick auf das Wormser Concordat 


176 Miscellen, 


untersucht. Das allgemeine Resultat ist, dass dieser Herrscher, bestimmt 
durch seine Stellung zu der herrschenden Partei des deutschen Reichs- 
klerus und zu den übrigen Fürsten, sich während seiner ganzen Regierung 
möglichst strict an die Vorschriften des Concordats hielt. Die meisten 
Wahlen finden in seiner Gegenwart am Orte der Sedisvacanz statt, doch 
bleibt auch der altherkömmliche Modus der Präsentation eines Candi- 
daten durch Deputation der Wähler am Hofe bestehen und man sieht 
darin beiderseits keinen Verstoss gegen das Concordat; bei zwistigen 
Wahlen bemüht Lothar sich, ganz nach Bestimmung des Concordats zu 
verfahren. Freilich kommen schon unter ihm Uebergriffe des Papstes 
und einzelner Electe vor, und die Garantien gegen solche, die der ‚König 
zu erlangen sucht, erscheinen ungenügend. 

Witte (7) verfolgt im Anschluss an die vorerwähnte Arbeit die 
Wahlpolitik Konrads Ill. Es ergiebt sich aus der eingehenden Unter- 
suchung der auch hier einzeln aufgeführten Wahlen, dass Konrad zwar 
im allgemeinen an den Normen des Concordats festhielt, jedoch nicht 
die Macht und Energie besass, den Uebergriffen des Reichsklerus und 
der Curie überall entgegenzutreten. Die Wahlen am Orte der Sedis- 
vacanz wurden vielfach so beschleunigt, dass Anwesenheit oder sonstiger 
Einfluss des Königs unmöglich ward; von Präsentationswahlen nahm man 
mehr und mehr Abstand; die königliche Investitur wurde öfter erst.nach 
Vollzug der Weihe, vielfach garnicht eingeholt. Zudem begann Papst 
Eugen ohne Rücksicht auf das Concordat die Wahlangelegenheiten an 
sich zu ziehen, namentlich bei zwistigen Wahlen Appellation der Parteien 
anzunehmen und eigenmächtig zu entscheiden. 

In meinem letztgenannten Aufsatz (8) habe ich eine genauere 
Definition der publica electio als der zur canonischen Sanction der juri- 
disch bereits gültig vollzogenen Wahl formell doch erforderlichen Zu- 
stimmung der Gemeinde gegeben. Dann habe ich weiter ausgeführt und 
eingehender begründet, was ich in der früheren Schrift in Kürze an- 
gedeutet hatte: dass mit dem Regierungsantritt Friedrichs I. eine 
Reaction in der Kirchenpolitik erfolgte. Die Uebergriffe der Curie und 
des Klerus wurden auf Grund des Wormser Concordats entschieden zu- 
rückgewiesen, und mehr: obgleich Friedrich sich ausdrücklich auf die 
Basis des Concordats stellte, that er einzelnen Bestimmungen desselben 
im Interesse der königlichen Machtbefugniss Gewalt an. Namentlich 
beseitigte er bei der Entscheidung zwistiger Wahlen principiell die con- 
cordatsgemässe Mitwirkung der geistlichen Instanz und vindicirte dem 
Könige ein volles Devolutionsrecht auf Grund eines jedesmaligen Hof- 
gerichtsspruches. Es war das allerdings das einzig wirksame Mittel, um 
die unter Konrad eingerissenen Appellationen an die Curie in solchen 
Fällen abzuschneiden. Schon Heinrich. V. hatte dies Verfahren ein- 
geschlagen, wie ich gezeigt habe, und der Nachfolger Friedrichs hielt 
consequent daran fest, Wie dem entgegen die Curie die Existenz des 
Concordats überhaupt principiell zu ignoriren anfing, imdem sie behauptete, 
es sei dies nur eine persönliche Concession an Heinrich V. gewesen, und 
wie sie auf verschiedene Weise die Wahlangelegenheiten mehr und mehr 
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an sich zog, habe ich ebenfalls a. a. O. kurz dargelegt. Der Verfolg 
dieser Gesichtspunkte durch Untersuchung der einzelnen AISCHOISWAILEN 
der betr. Zeit ist zu erhoffen. 


Der Vollständigkeit wegen sei noch auf einige Werke hingewiesen, 
welche den besprochenen Gegenstand in allgemeinerem Rahmen oder in 
einzelnen Andeutungen behandeln, 

Hier ist in erster Linie Hinschius’ Kirchenrecht der Katholiken 
und Protestanten zu nennen, wo im Band II. S. 512 ff. die Geschichte der 
Bischofswahlen in verschiedenen Ländern, namentlich auch in Deutsch- 
land, auf Grund der neueren Literatur und eingehender eigener Unter- 
suchungen skizzirt ist. Sodann hat Waitz in der Deutschen Verfassungs- 
geschichte Band 7 S. 265—299 die betreffenden Verhältnisse des deutschen 
Reichsklerus erörtert. Meltzer (Papst Gregor VII. und die Bischofs- 
wahlen, Dresden 1876, zweite umgearbeitete Auflage seines 1869 er- 
schienenen Buches: Papst Gregors VII. Gesetzgebung und Bestrebungen 
in Betreff der Bischofswahlen) untersucht den Gegenstand vorwiegend 
in seiner Beziehung. zur Kirchenverfassung und entwickelt namentlich 
die Umwandelung welche der Begriff! der canonischen Wahl unter und 
durch Gregor VII. erfahren hat (vgl. meine ausführliche Recension in 
den Göttinger Gel. Anzeigen, Jahrgang 1878, Stück 45, S. 1422 ff.). 
Schröder berührt in seiner Dissertation (Die Entwicklung der bischöf- 
lichen Domcapitel bis zum 14. Jahrhundert, Würzburg 1882) S. 147 ff. 
gerade unsere Frage nur oberflächlich. Beachtenswerther sind die 
Bemerkungen, welche Grauert in seinem Aufsatz über das Decret Nico- 
laus II. von 1059 (Historisches Jahrbuch der Görresgesellschaft, Jahr- 
gang 1880, S. 502 ff.) hier und da z. B. S. 532 Note 3, 8. 550, 8. 564 
über die Vorgänge bei den Bischofswahlen gemacht hat. Veberhaupt 
werden diese Vorgänge, wie ich oben mehrmals hervorhob, in ihrer 
kirchenrechtlicheu Bedeutung im einzelnen noch vielfach schärfer erkannt 
werden können, wenn man die Resultate der neueren Untersuchungen 
über die analogen Vorgänge bei den Papstwahlen zum Vergleich her- 
anzieht. 
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Nachrichten von der Gesellschaft für Kirchen- 
rechtswissenschaft zu Göttingen. Nr. 6. 


I. 


Zweiter Bericht über die Entwickelung der Gesellschaft für 
Kirohenrechtswissenschaft, umfassend das zweite und dritte 
Jahr des Bestehens der Gesellschaft. 


Erstattet durch den Vorsitzenden Geheimen Justizrath 
Dr. Dove in der 13. Sitzung vom 29. October 1883. 


Das revidirte Statut der Gesellschaft ($. 6.) verpflichtet den Vor- 
sitzenden, vor der Neuwahl des Vorstandes einen Geschäftsbericht zu 
erstatten. . 

Seit dem ersten Bericht, welchen ich in der Sitzung vom 25. October 
1881 erstattet habe, sind hinsichtlich der hiesigen (d.h. in Göttingen 
und Umgebung wohnhaften) Mitglieder and Veränderungen 
vorgekommen. 

Durch den Tod verlor die Gesellschaft ein hiesiges Mitglied, den - 
am 3. Juni 1882 zu. Bremen verstorbenen ordentlichen Professor der 
Geschichte an der G.-A.-Universität, Dr. Reinhold Pauli, welcher zugleich 
dem Vorstande der Gesellschaft seit ihrer Gründung angehörte. Die 
Worte, welche ich seinem Gedächtniss in unserer Sitzung vom 17. Juli 
widmete, sind in dem Bericht über die achte Sitzung (Nachrichten 
Nr. 5) zum Abdruck gelangt. 

Von Göttingen verzogen und dadurch aus der Zahl der hiesigen 
Mitglieder ausgeschieden sind seit dem 25. October 1881: 

1) Der frühere Inspector im theologischen Stift Philipp Meyer, 
welcher im December 1831 Göttingen verliess, um seine neue Stellung 
als Pfarrer der deutschen evangelischen Gemeinde zu Smyrna anzutreten; 

2) der frühere Superintendent C. F. Th. Schuster, welcher im 
October 1882 als Consistorialrath und Mitglied des Provincialconsistoriums 
nach Hannover berufen wurde; 

3) der ausserordentliche Professor in der theologischen Facultät 
unserer Universität Licentiat Dr, phil. Hans Wendt, welcher zum 
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October 1883 einer Berufung an die Universität Kiel als ordentlicher 
Professor der Theologie Folge leistete; 

4) der Privatdocent in der philosophischen Faeultät Dr. Ernst 
Bernheim, welcher ebenfalls zum October 1883 an die Universität 
Greifswald als ausserordentlicher Professor der Geschichte berufen wurde. 

Dagegen wurden in der durch das revidirte Statut ($. 4) vorge- 
schriebenen Weise unter die Zahl der ic Mitglieder der Gesell- 
schaft aufgenommen: 

1) der ordentliche Professor in der tieoiogiächen Universität 
D. th. Karl Knoke; 

2) der Landgerichtsrath Th. Wedekind, beide im Mai 1882. 

3) der Pastor, jetzt Superintendent der Inspection Göttingen I. Theils, 
Pastor prim. zu St. Johannis, Senior Ministerii Christian Brügmann; 

4) der Inspector des theologischen Stifts Cand. Wilhelm Bornemann; 

5) der ordentliche Professor der Geschichte Dr. August von Kluck- 
hohn, zu Ostern 1883 an unsere Universität berufen, diese drei im 
Januar 1883; 

6) der ausserordentliche Professor in der juristischen Facultät Dr. 
Wilhelm Sickel im Mai 1883; 

7) der Superintendent der Inspection Göttingen II. Theils, Pastor 
zu St. Jacobi Hermann; 

8) der Dr. phil. Karl Platner, beide im Juli 1883. 

Die Zahl der hiesigen Mitglieder, welche bei Gründung unserer 
Gesellschaft 27, nach dem ersten Geschäftsbericht 33 betrug, ist daher 
gegenwärtig 36. Die Zahl der Theologen ist seit dem am 25. October 
1881 erstatteten Berichte von 12 auf 13, die der Juristen von 16 auf 
18 gestiegen, die der Historiker ist 5 geblieben. Unter den 36 Mitgliedern 
sind 22 Lehrer unserer Universität. 

Unserer Gesellschaft waren bereits im ersten Jahre ihres Bestehens 
64 Gelehrte als auswärtige Mitglieder beigetreten. — Der Prälat und 
Generalsuperintendent in Ludwigsburg D. theol. Albert Friedrich 
(von) Hauber (geb. zu Stuttgart am 14. December 1806, 1851 Prälat in 
Ulm, seit 1868 in Ludwigsburg, 1870 bei der Feier des Gedächtnisses 
des schwäbischen Reformators Brenz von der evangelisch-theologischen 
Facultät zu Tübingen zum Doctor der Theologie promovirt), auch um 
die Kirchenrechtswissenschaft durch sein treffliches Buch »Recht und 
Brauch und Eherecht der evangelisch-lutherischen Kirche Württembergs« 
(Stuttgart 1854. 1856), durch sein württembergisches Eherecht der 
Evangelischen (Ulm 1876) und durch andere Arbeiten, welche zum Theil 
in der »Zeitschrift für Kirchenrecht« veröffentlicht worden sind, verdient 
und in Anerkennung dessen von unserer Gesellschaft am 6. December 1880 
zu ihrem auswärtigen Mitgliede erwählt, ist am 14. September 1883 
verstorben. Mit dem Lande und der evangelischen Landeskirche 
Württembergs trauert um den edlen, maass- und charaktervollen Mann 
die Wissenschaft, auch die des Kirchenrechts, in deren Geschichte 
er seinen Namen eingetragen hat und ihm ein ehrenvolles Gedächtniss 
gesichert ist. 
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Seit dem 25. October 1881 sind zu auswärtigen Mitgliedern 
erwählt worden und haben die Wahl angenommen: 

1) der ordentliche Professor der Theologie D. th. Eduard Cunitz 
in Strassburg i. E.; 

2) der ordentliche Professor der Rechte Dr. Otto Friedrich Gierke 
in Breslau; 

3) der damalige Curator der Universität Halle-Wittenberg Geheime 
Ober-Regierungsrath D. th. Paul Rudolf Siegfried Roedenbeck in 
Halle (jetzt Präsident des königlichen Consistoriums zu Magdeburg); 

4) der Consistorialrath, Mitglied des Provincialconsistoriums C. F. 
Th. Schuster zu Hannover (früher hiesiges Mitglied); 

5) der Königlich Dänische Justizminister und Minister für Island 
Dr. jur. Johannes Magnus Valdemar Nellemann in Kopenhagen (Minister 
1875, früher seit 1859 Professor der Rechte an der Universität Kopenhagen); 

6) der ordentliche Professor der Rechte Dr. Hugo Heinrich Albert 
Böhlau in Würzburg, Grossherzoglich Mecklenburgischer Consistorial- 
rath a. D.; 

7) der Königlich Preussische Oberconsistorialrath Karl Wilhelm 
Philipp Theodor Braun, Mitglied des Evangelischen Oberkirchenraths 
in Berlin; 

8) der Geheime Staatsarchivar Archivrath Dr. Max Ludwig Eduard 
Lehmann in Berlin; | 

9) Seine Hochwürden, der Abt Gerhard D. th. Uhlhorn, Königlich 
Preussischer Oberconsistorialrath, Superintendent, Mitglied des Landes- 
Consistoriums, Präsident und erster Landschaftsrath der Landschaft 
für die Fürstenthümer Calenberg, Göttingen und Grubenhagen in Hannover; 

10. der ordentliche Professor des Kirchenrechts in der katholisch- 
theologischen Facultät der Universität Tübingen D. theol. Franz von 
Kober. 

Die Wahlen Nr. 1—3 sind im Januar 1882, Nr. 4 im November 
1882, Nr. 5—10 im Januar 1883 perfect geworden. 

Während die Gesellschaft im ersten Jahre ihres Bestehens von der 
Ernennung von Correspondenten abgesehen hatte, glaubten die (im $ 15 
des revidirten Statuts) mit der bezüglichen Vollmacht versehenen Osgane 
der Gesellschaft, nicht ferner darauf verzichten zu sollen, einerseits auch 
auf diesem Wege die wissenschaftliche Correspondenz der Gesellschaft 
auszubreiten, andererseits Leistungen auch jüngerer Fachgenossen anzu- 
erkennen, oder einzelne für das Studium des Kirchenrechts nützliche 
Arbeiten durch ein solches Zeichen des Dankes zu ehren. Es wurden 
zu correspondirenden Mitgliedern erwählt am 27. November 1881: 

1) der Landgerichtsdirector Dr. jur. Eduard Bartels zu Bremen; 

2) der Königlich Preussische Consistorialrath Dr. jur. Heinrich 


Franz Chalybaeus, damals Mitglied des Königlichen Evangelisch- 


lutherischen Consistoriums zu Kiel, gegenwärtig Mitglied des Königlichen 
Landesconsistoriums zu Hannover; 

3) der Königlich Sächsische Geheime Regierungsrath im Cultus- 
ministerium Paul von Seydewitz zu Dresden; 
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ferner am 29. December 1882: 

4) der Dr. phil. Paul Ewald in Berlin, ständiger Mitarbeiter der 
Monumenta Germaniae historica, correspondirendes Mitglied der Madrider 
Real Academia de la Historia. 

Der in der Sitzung vom 25. October 1881 für die zweijährige 
Wahlperiode vom 10. November 1881—83 wiedergewählte Vorstand, 
bestehend aus den Geheimen Justizräthen Dr. Mejer und Dr. Dove, dem 
Professor der Geschichte Dr. Pauli und den Consistorialräthen D. Dr. 
Ritschl und D. Wagenmann, erwählte zum Vorsitzenden den Geheimen 
Justizrath Professor Dr. R. Dove, zu dessen Stellvertreter den Geheimen 
Justizrath Professor Dr. O. Mejer, zum Schriftführer den Consistorialrath 
D.th. Wagenmann. Mit der Verwaltung der Kasse wurde Consistorial- 
rath Wagenmann betraut. — Zur Bildung des erweiterten Vorstandes 
wurden nach $ 8 des revidirten Statuts am 27. November 1881 cooptirt 
und in der Plenarsitzung vom 9. Januar 1882 bestätigt: Landgerichts- 
präsident Roscher, Superintendent Steinmetz, und die Professoren 
an der Universität Dr. Weiland und Geheimer Justizrath Dr. von 
Bar. An Stelle des (am 3. Juni 1882) verstorbenen Professor Dr. Pauli 
wurde vom erweiterten Vorstande nach $ 6 des revidirten Statuts im 
Juli 1882 der Professor der Geschichte Dr. Weiland zum Mitgliede 
des Vorstandes erwählt, in den erweiterten Vorstand aber der Professor 
der Geschichte Dr. August von Kluckhohn cooptirt und in der 
Plenarsitzung vom 23. Juli 1883 bestätigt. 

Die statutenmässigen Sitzungen der Gesellschaft im zweiten und 
dritten Geschäftsjahr (fünfte bis zwölfte Sitzung) wurden am 25. October 
1881, 9. Januar, 15. Mai, 17. Juli, 31. October 1882, 8. Januar, 7. Mai, 
23. Juli 1883 gehalten. 

Vorträge hielten die hiesigen Mitglieder: | 
D. Ritschl über die Lage der Verfassung der Iutherischen Kirche, 
welche sich aus Spener’s Schriften ergiebt; 


. Dr. Pauli über die confessionellen Bedenken bei der Thronbesteigung 
des Hauses Hannover in England; 

Dr. Dove über neue Ergebnisse archivalischer Forschungen über 
das Toleranzpatent Kaiser Josephs II. 

‚Dr. Dove über die Bedeutung der Entdeckung der Collectio Bri- 
tannica für die Erweiterung der geschichtlichen Kenntnisse über das 
alte Lateranensische Archiv der Päpste; 

Schuster zur Verfassungsgeschichte des Klosters Loccum; 

Dr. Leonhard über den Einfluss der canonistischen Doctrin auf 
die Irrthumslehre; 

Dr. Bernheim über Artikel gegen Eingriffe des Papstes Paschalis II. 
in die Kölner Metropolitanrechte;. 

Dr. Frensdorff über den hannoverschen Klosterfond; 


Dr. Mejer zur Geschichte der AnBenanUngen vom Wesen evange- _ 


lischer Landesconsistorien ; 
Dr. Dove zur Geschichte des Coelibats ie in Friesland; 
Dr. Weiland über die Papstwahl in der karolingischen Zeit; 


ee 
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Dr. Dove über die Geschichte der Bischofswahlen bis auf den 
Investiturstreit. | 

Ausserdem wurden gelesen von auswärtigen Mitgliedern eingesandte 
Arbeiten : 

Dr. E. Herrmann (in Heidelberg, jetzt in Gotha) über ein kurzes 
Vorwort Luther's zu den Schmalkaldischen Artikeln; 

D. Dr. W. Martens in Danzig über Gregors VII. Maassnahmen 
gegen Heinrich IV. 

Andere Abhandlungen und Mittheilungen auswärtiger Mitglieder 
sind vorgelegt und besprochen worden, insbesondere die von D. Friedrich 
in München übersandte Denkschrift der Baierischen Regierung v. J. 1679 
über Attentata et violentiae ex parte Ordinariatus Frisingensis; die von 
Dr. J. F. von Schulte in Bonn mitgetheilten ungedruckten Briefe 
Karl Friedrich Eichhorn’s, Dr. A. Stölzel’s Abhandlung zur Geschichte 
des Ehescheidungsrechts der evangelischen Kirche; das von Dr. E. 
Winkelmann in Heidelberg mitgetheilte älteste bekannte Heidelberger 
Rechtsgutachten über die Erbfähigkeit der Ordenspersonen (um 1450). 
Dasselbe gilt von einer von Dr. R. Wagner in Leipzig eingesandten 
Pfarrordnung der Landschaft Davos aus vorreformatorischer Zeit. 

Der Vorstand hat am 27. November 1881, der erweiterte Vorstand 
am 29. December 1881 und am 29. December 1882 Sitzung gehalten, 
sonst seine Obliegenheiten durch schriftliche Abstimmungen erledigt. 

Von dem Organ der Gesellschaft, der Zeitschrift für Kirchen- 
recht in ihrer neuen Folge, erschien der zweite und dritte Band (der 
ganzen Reihe Band XVII. und XVII.) Von dem vierten Band der 
neuen Folge (Band XIX) ist das erste Heft zur Ausgabe fertig gestellt. 
Von dem Separatabdruck unserer Sitzungsberichte, den »Nachrichten von 
der Gesellschaft für Kirchenrechtswissenschaft in Göttingen wurden 
Nr. 4. 5. ausgegeben. 

Unsere auswärtigen Mitglieder haben ihr Interesse an unserer 
Gesellschaft fortgesetzt durch wissenschaftliche Beiträge und Mitthei- 
lungen bethätigt, welche in unserer Zeitschrift zur Veröffentlichung 
gelangt sind oder demnächst veröffentlicht werden. 

Sehr dankenswerthe Mittheilungen sind uns auch von Mitgliedern 
der Behörden für die Rubrik »Rechtsprechung und Verwaltungspraxis« 
zugegangen, indem wichtige ungedruckte Entscheidungen aus der Praxis 
der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts, aber auch aus der Rechtsprechung 
der ordentlichen Gerichte uns abschriftlich übersandt worden sind. Wenn 
die Redaction dadurch in den Stand gesetzt ist, die bezeichnete Rubrik 
künftig noch reicher, als bisher, auszustatten, so darf sie hoffen, dass 
auch in den Kreisen der juristischen Praxis das Interesse an unserer 
Zeitschrift allmählich wachsen wird. Dass das Verständniss für die 
praktische Bedeutung der von unserer ‚Gesellschaft und Zeitschrift 
gepflegten Disciplinen des öffentlichen Rechts in diesen Kreisen leider 
vielfach noch fehlt, geht wohl am Besten aus der Thatsache hervor, 
dass unsere Zeitschrift selbst in ihrer neuen Folge in den Bibliotheken 
sogar von Oberlandesgerichten noch fehlt, und dass z. B. der Präsident 
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des Oberlandesgerichts der freien Städte, auf die betreffende Lücke 
hingewiesen, erwiederte, das Kirchenrecht entbehre für das Gebiet der 
freien Städte des praktischen Interesse (auch das Eherecht?!). 

Die Verbreitung unserer Zeitschrift ist gestiegen, ihr Fortbestand 
gesichert. Leider aber hat die Verlagshandlung für denselben noch 
immer Opfer zu bringen. Wenn der Absatz in erfreulicher Weise sich 
gehoben hat, so haben wir das theils dem Interesse der Mitglieder 
unserer Gesellschaft, zum Theil aber auch der einsichtigen Förderung 
von Behörden zu danken, unter denen diejenigen des Königreichs Sachsen 
in erster Linie stehen. 

Unsere Fachbibliothek, welche am 25. October 1881 281 
Nummern aufwies, zählt heute deren 569. Der geneigten Förderung 
‚unserer auswärtigen Mitglieder, der Freigebigkeit einzelner Verlags- 
handlungen, auch mehrerer Behörden ist dieser Zuwachs vorzugsweise 
zu danken. Einige Lücken konnte die Gesellschaft aus eigenen Mitteln 
ergänzen. Die Benutzung wurde erleichtert. 

Die un unserer Gesellschaftskasse pro 1880/81 ergab 

in Einnahme M. 195. — Pf. 
in Ausgabe M. 174. 17 Pf. 


Bestand M. 20. 83 Pf. 

Die Rechnung pro 18832 ergab 
in Einnahme M. 195. 88 Pf. 
in Ausgabe M. 171. 19 Pf. 


blieb Bestand M. 24. 64 Pf. 

In diese Rechnung sind einige kleine Einnahmeposten, die für die 
Fachbibliothek verwendet werden, nicht eingeschlossen. 

Die dringendsten Ausgaben, aber auch nur diese, konnten bestritten 
werden. 

Zur Bestreitung unvermeidlicher extraordinärer Ausgaben für die 
bessere Aufbewahrung der Bibliothek steht die von den städischen Collegien 
der Stadt Göttingen am 5. März 1883 bewilligte einmalige Beihülfe von 
100 M. zur Verfügung. | 

Der Eichhornfond hat einigen Zuwachs erhalten. Sein Bestand 
betrug am 31. December 1881: 681 M. 05 Pf., am 31. December 1882: 
768 M. 90 Pf. Im Jahre 1883 sind bis jetzt an Beiträgen M. 93 ein- 
gegangen. Erst mit einer .einigermaassen namhaften Steigerung der 
Zinserträge wird zunächst etwa mit dem Abdruck einzelner rechts- 
geschichtlich wichtiger Urkunden vorgegangen werden können. Hoffen 
wir, dass es möglich sei, noch vor Ablauf der nächsten Geschäftsperiode 
den Anfang zu machen, 

. In der Hauptsache dürfen wir nicht unbefriedigt auf die Ent- 
wickelung unserer Gesellschaft in der ablaufenden zweijährigen Periode 
zurückschauen. Es hat, Dank unseren hiesigen und auswärtigen Mit- 
gliedern, unseren Verhandlungen und Publicationen nicht an wissen- 
schaftlichem Interesse gefehlt. 

Hoffen wir, dass es auch in der nächsten Periode an diesem Tee 


l.- 
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nicht gebrechen wird. Möchte auch den Wünschen, die Ihr Vorsitzender 
anzudeuten sich erlaubte, Erfüllung durch zunehmende Verbreitung 
unseres wissenschaftlichen Organs, Verstärkung unserer Betriebsmittel, 
einen namhaften Zuwachs für den Eichhornfonds, der gestattet, ihn bald 
wissenschaftlich zu verwerthen, beschieden sein. 


II. 


Vorläufige Mittheilung über die zwölfte Sitzung. 


Die zwölfte Sitzung fand am 23. Juli 1883 statt. In derselben 
theilte der Vorsitzende Geh. Justizrath Dr. Dove zunächst mit, dass 
in den erweiterten Vorstand der Gesellschaft der ordentliche Professor 
der Geschichte Dr. August von Kluckhohn cooptirt worden ist, was 
nach $ 8 des revidirten Statuts bestätigt wurde, — Darauf hielt Geh. 
Justizrath Professor Dr. Dove einen Vortrag über die Geschichte 
der Bischofswahlen bis auf den Investiturstreit. Der 
Vortragende ging von der ältesten Gestalt der Bischofswahl durch Klerus 
und Volk der Dioecese unter Leitung und Zustimmung der benachbarten 
Bischöfe aus. Es wurde dann die Einwirkung der christlichen Kaiser 
des römischen Reichs berührt und gezeigt, dass Niemand Bischof sein 
konnte, dem der Kaiser seine Anerkennung zu versagen sich veranlasst 
sah. Im Orient erscheint im 5. Jahrhundert die Wahl neben dem Klerus 
den höheren Klassen vorbehalten. Dagegen wahrte im Abendlande die 
römische Kirche als conservative Macht den Gemeindegliedern auch der 
unteren Stände einen legitimen Antheil an der Wahl der Bischöfe, auch 
der römischen. Das Hervortreten des Einflusses der durch Grundbesitz 
oder Amt ausgezeichneten Einwohner ist hier nur Folge der socialen 
Entwickelung, nicht Vorrecht. Die Wahl musste einstimmig sein, wie 
sie denn, wenn sie normal verläuft, auf göttliche Inspiration zurück- 
geführt wird. Das Mehrheitsprincip ist erst seit dem 12, Jahrhundert 
durchgedrungen, bei der Papstwahl 1179, bei der Bischofswahl 1215 
anerkannt, Seit dem vierten Jahrhundert kam die Aufnahme eines Wahl- 
protokolls (electionis decretum) auf, auf dessen Unterzeichnung namentlich 
Behufs Constatirung der Einmüthigkeit der Wahl Gewicht gelegt wurde. 
Früh traten die angeseheneren Geistlichen zu einer Wahlbesprechung 
(tractatio) zusammen, die in Rom schon 418 erwähnt wird. Im cano- 
nischen Recht des Mittelalters hat sie sich gespalten in eine der Be- 
nennung eines Candidaten vorausgehende mündliche Verhandlung (de 
statu ecclesiae et de qualitatibus personae) und in eine nachfolgende 
zur Feststellung der abgegebenen Stimmen und Abwägung der Ver- 
dienste (collationis tractatus), woraus sich bei der Papstwahl der sog. 
Access entwickelt hat. Nach älterem canonischen Recht lag der Schwer- 
punct rechtlich vielmehr in der der Tractatio nachfolgenden allgemeinen 
Wahl (communis electio), die sich bis in das Mittelalter hinein noch 
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mit dem consensus (nicht: »Zustimmung«, sondern: »Uebereinstimmung«, 
»Einstimmigkeit«) des Klerus und der Gemeinde deckt, was bei der 
Papstwahl erst durch das Wahlgesetz Nikolaus’ IL. von 1059 geändert 
ist. Der altcanonische Begriff der Wahl ist also derjenige, der nach 
dem von Innocenz III. auf dem vierten Lateranconcil (1215) erlassenen 
Gesetz in der Wahlform durch Quasiinspiration fortdauert, nur dass 
inzwischen der Kreis der Wahlberechtigten ein engerer geworden ist. 
Es wurden dann die Momente hervorgehoben, welche es praktisch möglich 
machten, den älteren Begriff der canonischen Wahl als einer im.Princip 
einhelligen so lange Zeit festzuhalten, und dann der spätere Ausweg 
berührt, den bei der Papstwahl das Wahlgesetz Nikolaus’ II. betrat, die 
Theilnahme am eigentlichen Wahlact (electionis consensus) auf bevor- 
rechtigte Wählerkategorien zu beschränken, für die Uebrigen nur noch 
den Beitritt zu ihm durch eine bloss noch formale Acclamation Raum 
zu lassen, auf welche die Doctrin Gratians die Gemeinde (im Gegensatz 
zu den Geistlichen) beschränkt. Dass es dazu und dann zu der Einführung 
der Entscheidung der Wahl durch die pars major et sanior der Wahl- 
berechtigten erst so spät gekommen ist, erklärt sich daraus, dass die 
praktische Bedeutung der canonischen Wahl wesentlich modificirt 
wurde durch das Element der politischen Einwirkung auf die Besetzung 
der bischöflichen Stühle. 

Diese Einwirkung nämlich trat wie im römischen, so. in den ger- 
manischen Reichen der canonischen Wahl gegenüber, wodurch deren freie 
Ausübung theils beschränkt, theils aufgehoben wurde. Der Vortragende 
wandte sich, nachdem er die Verhältnisse im burgundischen und west- 
gothischen Reiche berührt, insbesondere zu dem fränkischen Reiche. 
Hier haben schon die Söhne Chlodwig’s den Grundsatz zur Geltung 
gebracht, dass kein Bischofsstuhl ohne Genehmigung (praeceptum) des 
Königs besetzt werden durfte. Erst die Missbräuche, die sich an die 
Ausübung der königlichen Machtfülle anknüpften, veranlassten den Epi- 
skopat, auf Herstellung der canonischen Wahlen aber unter Anerkennung 
des königlichen Rechts auf eine regelmässige Mitwirkung zu dringen 
(Coneil.von Orleans V. von 549). Den Versuchen einer weitergehenden 
kirchlichen Reaction wehrte insbesondere das Edict Clothachars II. (614); 
seitdem galt königlich bestätigte canonische Wahl als Regel. Doch 
wird das Recht auf den Erwerb des Amts seit der späteren merovin- 
gischen Zeit auf die Concession des Königs zurückgeführt, die Wahl 
der Gemeinde als blosse Petition erachtet. Karl d. Gr. hat die Er- 
nennung der Bischöfe so gut, wie ganz, in der Hand behalten. Auch 
unter den ostfränkischen und deutschen Königen wurde das wiederholt 
ausdrücklich auch von den Päpsten anerkannte königliche Verfügungs- 
recht über die Bisthümer, wo nicht ein besonderes königliches Privileg 
für ein Bisthum die Wahlfreiheit (unter königlicher Bestätigung des 
Gewählten) gewährte, festgehalten, oft bis zur einseitigen Ernennung 
gesteigert. Unter Darreichung des Hirtenstabs wird Bischofsamt und 
Bisthum (episcopatus dominium et regimen pastorale) vom König über- 
tragen. Das erste sichere Zeugniss, das den Gebrauch erwähnt, in der 
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. Vita Rimberti bezieht sich auf Ludwig den Deutschen (865); neben 


dem Stab erscheint erst seit Heinrich III. der Ring als Symbol — wenn 
auch bereits nach dem vierten Concil von Toledo (638) bei der Resti- 
tution ungerecht Entsetzter orarium (Stola), Ring und Stab als Symbole 
des Bischofsamts erwähnt werden. — Der Vortragende ging darauf näher 
auf das Verfahren bei der Besetzung der bischöflichen Stühle seit den 
sächsischen Kaisern ein. Thatsächlich legt sich der Schwerpunct bereits 
in das von bevorzugten Wählern — häufiger bei Hofe als am Sitz des 
vacanten Bisthums — stattfindende Vorwahlverfahren, innerhalb dessen 
auch die Vorbesprechung (tractatio, hier: deliberatio) wieder erscheint; 
dagegen canonisch betrachtet stellt dies Vorwahlverfahren, sofern noch 
die publica electio, communis electio fehlt, noch keine perfecte Wahl 
dar. Der Vortragende knüpfte dann an die Ergebnisse der germani- 
stischen Untersuchung Sohm’s (Zur Geschichte der Auflassung) an 
und wies nach, dass der symbolische Act der königlichen Verleihung 
des Bischofsamts mit Ueberreichung des Stabs (später Stabs und 
Rings) — wofür die Bezeichnung Investitur seit Heinrich IIL 
gebraucht wird, — seit nach deutschrechtlicher Auffassung bereits an 
diesen Act der Eigenthumsübergang von Amt und Bisthum geknüpft 
wurde, mit der seit dem 9. Jahrhundert im deutschen Immo- 
biliarsachenrecht aufgekommenen symbolischen Investitur 
identisch ist, welche sich — im Gegensatz zur realen Investitur — 
ausserhalb des Grundstücks (Bisthums) vollzieht, während bei der realen 
Investitur der Eigenthumsübergang an die nachfolgende thatsächliche 
Besitzeinweisung (bei Bisthümern: Inthronisation) gebunden war. Schon 
die spätestens dem Anfang des 10. Jahrhunderts angehörige Vita Rim- 
berti giebt ein Beispiel durch symbolische Investitur verfrühten Eigen- 
thumsübergangs des Bisthums. Die Sale (der Rechtstitel) bei der Ver- 
leihung der Bisthümer ist die königlich bestätigte Wahl, bez. Vorwahl. 
Auch bei der Papstwahl vor Alexander III. steht (wie bereits Dr. Grauert 
in München bemerkt hat) der Sale (Wahl) die Besitzübertragung des 
Laterans als reale Investitur, die Immantation (die Bekleidung des Ge- 
wählten mit dem Purpurmantel) als symbolische Investitur gegenüber, 
welche letztere den Erwerb der päpstlichen Jurisdiction von der realen 
Besitzeinweisung etwa seit Anfang des 11. Jahrhunderts unabhängig 
gemacht hat. Mit dem Aufkommen der symbolischen Investitur der 
Bisthümer scheidet sich die deutschrechtliche Auffassung von der cano- 
nischen, insofern erstere das dominium episcopatus bereits mit jenem, 
sich unmittelbar an eine Wahl bei Hofe anschliessenden Act übergehen 
lässt, während zur vollen Canonicität der Wahl noch der Consens der 
Bisthumsgemeinde erforderlich war. Dieser (die publica oder generalis 
electio) spielt noch im 12. Jahrhundert eine oificielle Rolle, erscheint 
aber einem bei Hofe Gewählten, vom König bestätigten und durch sym- 
bolische Investitur zum dominus episcopatus gemachten Bischofe gegen-. 
über als blosse Form. An üie publica electio schloss sich die Einfüh- 
rung (ordinatio im weiteren Sinn). Die einzelnen von ihr umfassten 
Ritualacte wurden nachgewiesen und insbesondere gezeigt, wie die In- 
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thronisation, die in älterer Zeit mit der realen Investitur verbunden 
war, nach dem Aufkommen der symbolischen nur noch die thatsächliche 
Besitzeinweisung enthielt. Nach dieser Darlegung der bis in die erste 
Regierungszeit Heinrichs IV. fortbestehenden Gestaltung der Bischofs- 
wahl, wies der Vortragende noch darauf hin, wie die Partei, welche die 
Kirche vor Verweltlichung durch die Weltherrschaft des weltflüchtenden 
Mönchthums sichern zu können vermeinte und deshalb jede Betheiligung 
der weltlichen Macht an den Bischofswahlen als Unterdrückung der 
Kirchenfreiheit verdammte, zunächst der alten canonischen Bestimmungen 
sich als Feldzeichen bediente In dem Compromiss von 1122 (Wormser 
Concordat), ist mit der electio canonica noch die Wahl durch Klerus 
und Volk gemeint. Der Vortragende schloss mit einem kurzen Ueber- 
blick der hinsichtlich der canonischen Grundsätze über die Bischofswahl 
bis auf die zweite allgemeine Synode von Lyon (1274) vollzogenen Um- 
gestaltung. | 

Der Vorsitzende legte sodann das (Zeitschr. XIX. 1. 8.159 ff. abgedruckte) 
von Professor Dr. E. Winkelmann in Heidelberg mitgetheilte älteste 
uns bekannte Heidelberger Rechtsgutachten (um 1450 verfasst) 
über die Erbfähigkeit der Ordenspersonen vor. Dasselbe ist zunächst 
auch insofern von Interesse, als es bestätigt, dass die ältesten deutschen 
Juristenfacultäten Canonistenfacultäten waren. Die Einholung von Con- 
silien der Rechtslehrer auf deutschen Universitäten beginnt seit dem 
Auftreten deutscher Geistlicher als Rechtslehrer an denselben (Ende des 
14. Jahrhunderts), wenn auch einzelne Fälle erst aus dem Anfang des 
15. Jahrhunderts nachweisbar sind (Wien 1413 und 1430). Selbst noch 
am Schluss des 15. Jahrhunderts waren die Consilien der Doctoren selten. 
Meist wurden Consilien einzelner Rechtslehrer ertheilt, neben denen 
erst allmählich im 16. Jahrhundert die gemeinsamen Consilien der Rechts- 
lehrer einer Facultät aufkamen. Aber bereits das vorliegende Consilium 
zeigt den Uebergang, in welchem sich die Responsa der Doctoren und 
geistlichen Rechtslehrer einer Facultät zu einem gemeinsamen Gutachten 
‘ (das hier zur leichteren Benutzung des Richters in knappster Form zu- 
sammengedrängt erscheint) zunächst äusserlich verbinden, ein Verhältniss, 
welches dann zu der Ertheilung des eingeholten Raths durch die Facultät 
auf Grund collegialischen Beschlusses hinüberführen musste. 


! 
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Zu den oben S. 171 ff. von Professor Dr. Bernheim besprochenen 
neueren monographischen Arbeiten über die Geschichte der Bischofs- 
wählen in Deutschland kommen ausser dem oben S. 184 ff, zunächst 
auszüglich veröffentlichten, in der Gesellschaft für Kirchenrechtswissen- 
schaft gehaltenen Vortrag von Dove (Nachrichten Nr. 6) welcher mehr- 
fach neue Gesichtspuncte aufstellt, folgende neu erschienenen Schriften, 
auf welche wir hier vorläufig mit dem Vorbehalt späterer eingehender 
Besprechung aufmerksam machen. 

1. Dr. A. Hauck, Professor in Erlangen. Die Bischofswahlen 
unter den Merovingern, Erlangen 1883. 8°. Eine verdienstliche Unter- 
suchung, welche insbesondere auch die Darstellung von Hinschius 
(System des kath. Kirchenrechts Bd. II) und Löning (Geschichte des 
deutschen Kirchenrechts Bd. II) in mehreren Puncten berichtigt und 
von Dove in dem angef. Vortrag bereits berücksichtigt ist. 

2. Georg Wolfram, Friedrich I. und das Wormser Concordat, 
Marburg 1883, 8°. Der Verfasser hat auch die Zeit Lothars III. und 
Konrads III. in die Untersuchung hineingezogen, wobei er zum Theil 
polemisch sich gegen die Arbeiten von Bernheim und Witte verhält. 
Die Abhandlung behandelt im Cap. IX übersichtlich das Wahlverfahren 
und enthält jedenfalls die Anregung zu erneuerter Prüfung der Ent- 
wicklung seit dem Wormser Compromiss. Den Werth der in letzterem 
dem Kaiser zugestandenen Investitur vor der Weihe hat der Verfasser 
freilich völlig erkannt. 

3. Richard Schwemer, Innocenz III. und die Dicisehie Kirche 
während des Thronstreits von 1198-1208, Strassburg 1882. 8°. Das 
IV. Cap. behandelt die Bischofswahlen seit Heinrich VI. und geht ins- 
besondere auf die Maassregeln des Innocenz, die Beschränkung der 
Wahlberechtigung auf die Canonici der Domcapitel. die Einführung des 
Instituts der Postulation und die Bedeutung dieser Neuerungen für das 
Wesen der Investitur, so wie auf die Entscheidung der Doppelwahlen 
durch den Papst und das Devolutionsrecht bei streitigen Wahlen ein. 

4. Georg von Below, Die Entstehung des ausschliesslichen Wahl- 
rechts der Domcapitel, mit besonderer Rücksicht auf Deutschland. Ein- 
geleitet von M. Ritter. (Historische Studien. Herausgegeben von W. 
Arndt etc. Heft 11.) Leipzig 1883. 8°. Die fleissige Arbeit behandelt 
die kirchliche Gesetzgebung und dic canonistische Doctrin und dann die 
besondere Entwicklung in Deutschland hinsichtlich der Umbildung_ des 
bischöflichen Presbyteriums und der geistlichen Wähler seit Anfang des 
12. Jahrhunderts mit besonderer Rücksicht auf die Diöcesen Köln, Utrecht, 
Lüttich, Trier, Hildesheim. 

R. Dove, 
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Neues zur Geschichte des Verhältnisses zwischen 
Staat und Kirche in Baiern. 
Von 
D. A. v. Scheurl. 


Die Geschichte der Entstehung des baierischen Con- 
cordats, seiner Ratification durch den König, seiner 
Publication als eines Staatsgesetzes, der berüchtigten 
Häffelin’schen und der vielberufenen königlichen Tegern- 


seer Erklärung ist durch die ebenso gründlichen, als 


scharfsinnigen Forschungen O. Mejer’s, wie er sie in 
seinem Werk über die römisch-dentsche Frage, Bd. 2. 
1. Abth. (1872) niedergelegt hat, vollends aber durch die 
auf dem reichsten amtlichen Quellenmaterial ruhende 
Darstellung in Sicherer’s „Staat und Kirche in Baiern“ 
(1874), so vollständig aufgehellt, dass im Grunde von 


einem Wunsche, noch weitere Aufschlüsse darüber zu er-. 


halten, nicht die Rede sein konnte. Dennoch hat sich 
kürzlich wieder eine Quelle eröffnet, die nicht nur will- 
kommene Bestätigungen und Ergänzungen des schon Be- 
kannten, sondern auch unerwartete neue Enthüllungen 
solcher Art gewährt, dass sie besonders auch auf spätere, 
das Verhältniss zwischen der protestantischen Kirche in 
Baiern und der Staatsgewalt betreffende Vorgänge ein 
neues Licht verbreiten. Es ist dies die in diesem Jahre 
(1883) in Nördlingen erschienene Schrift: „Zur Geschichte 
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des baierischen Concordats von Max Freiherrn v. Lerchen- 
feld“, deren Ergebnisse einer genaueren Betrachtung zu 
unterziehen der Zweck der folgenden Blätter ist. 

Der Herr Verfasser ist durch einen bei der Verhandlung 
des baierischen Landtags von 1882 über das Cultusbudget 
gestellten Antrag die Tegernseer Erklärung betr. und 
‘ die Debatten darüber veranlasst worden, einige Acten- 
stücke aus den Papieren seines Grossvaters, des Finanz- 
ministers Maximilian Freiherrn von Lerchenfeld mit 
einleitenden Worten zu veröffentlichen. Es sind dies zum 
Theil dieselben Aktenstücke, durch deren vertrauliche 
Mittheilung mein verewigter Freund Gustav Freiherr 
von Lerchenfeld die Güte gehabt hatte, mir für meine 
Beleuchtung der Höfler’schen -Schrift: „Concordat und 
Constitutionseid der Katholiken in Baiern“* zu Hülfe zu 
kommen, die ich zuerst 1847 in der Zeitschrift für Pro- 
testantismus und Kirche, sowie in einem besondern Abdruck 
veröffentlicht, dann aber auch in meine „Sammlung kirchen- 
rechtlicher Abhandlungen“ (1872) mit einem Nachtrag 
aufgenommen habe, worin ich aber jene Papiere nur mit 
äusserster Discretion benutzen konnte, wie auch Gustav 
Freiherr von Lerchenfeld selbst in seiner „Geschichte 
Baierns unter König Max Joseph I.* (1854) sie nur 
mit dem damals noch geboten scheinenden Rückhalt ge- 
brauchte. 

Sehr schätzbar ist die in der angeführten Schrift 
(S. 31 ff.) nun vollständig erfolgte Mittheilung des Gut- 
achtens, welches Freiherr von Lerchenfeld in der 
Ministerialconferenz am 14. Juli 1817 über die Frage der 
Genehmigung des unter dem 5. Juni d. J. abgeschlossenen 
Concordats abgab, und woraus Sicherer in seinem Buche 
S. 235 fg. nur einen summarischen Auszug gegeben hat. 
So ist man erst in den Stand gesetzt, ganz nach Gebühr 
die Gründlichkeit und Umsicht zu würdigen, mit welcher 
dieser echt deutsche Staatsmann bei der Beurtheilung des 
 Concordats zu Werke ging, während seine Collegen, zu 
deren Ressort die Angelegenheit eigentlich gehörte, 
mit grosser, französische Einflüsse verrathender Ober- 
flächlichkeit und Sorglosigkeit geneigt waren, um des 
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erwünschten augenblicklichen Erfolgs willen sich über 
alle Bedenken leicht hinwegzusetzen. Sehr bemerkens- 
werth sind die von Sicherer übergangenen Mahnungen, 
womit er sein Gutachten schloss: „Indem der Unter- 
zeichnete“, heisst es hier, „seine Ansichten über den 
hochwichtigen Gegenstand des Concordats, dessen Folgen 
sich auf Mit- und Nachwelt, vielleicht auf Jahrhunderte 
erstrecken, mit jener Offenheit darlegt, die er dem Staate 
schuldig zu sein glaubt, bemerkt er aufrichtig, dass wenn 
die angetragenen Veränderungen und Beisätze in dem 
Concordate nicht sollten bewirkt werden können, wenn 


dasselbe so, wie es ist, erscheinen sollte, er wünschen 


müsste, dass die Krone Baiern mit so ungünstigen Be- 
dingungen, mit einem so offenbaren Verzichte auf alle 
durch Jahrhunderte ausgeübte Rechte und Veränderung 
constitutioneller Bestimmungen ja nicht vorausgehen — 
— möge. — Lieber warte man die Verhandlungen der 
übrigen Mächte ab, und gehe zuletzt die Bedingungen 
ein, zu welchen man sich genöthigt glaubt. Dem päpst- 
lichen Stuhle liegt an der Errichtung ordentlicher Bis- 
thümer so viel, als den Landesherren. Diesen steht, wenn 
ihre wohlmeinenden Bemühungen fruchtlos sein sollten, 
der Weg der Publicität, der Ueberzeugung offen, dass 
die Schuld nur an den übermässigen Forderungen der 
römischen Curie gelegen. — — Wenn die legitimen 
Mächte Europas einen ruhigen, würdigen und festen 
Gang befolgen, wenn sie die der heiligen Kirche offenbar 
zukommenden Rechte anerkennen, ihre eigenen Rechte, 
vielmehr Pflichten gegen ihre Völker, verwahren und mit 
Festigkeit aufrecht erhalten, so kann es nicht fehlen, 
dass man zum Ziele gelange.“ 

Wesshalb diese wahrhaft goldenen Worte nicht die 
gebührende Beachtung fanden, darüber gibt einen be- 
achtenswerthen Aufschluss der S. 8 mitgetheilte Brief des 
Frhrn. v. Lerchenfeld an Frhrn. v. Andrian vom 
10. Jan. 1818 (also nach der Ratification des Concordats) : 


„So sehr meine Stimme“, schreibt er, „vorzüglich die Ver- 


gleichung der früheren Verhältnisse unter Karl Theodor 
mit der neuen Stellung die Gemüther ergriff, und Thür- 
13* 
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heim selbst erschütterte, so scheiterte alles daran, dass 
Rechberg bei manchem sagte: Dies haben wir schon 
bei der Verhandlung in Regensburg, die er im Jahr 1804 
(sollte heissen : 1806) nebst Frauenberg mit dem päpst- 
lichen Legaten besorgte, ohne allen Anstand zugestanden, 
so wie Thürheimi dagegen in seiner am 3. Tage seines 
Ministeriums an den Gesandten Häffelin ertheilten In- 
struction diesen zur Bewilligung der meisten ultramonta- 
nistischen Forderungen durch ein k. Rescript selbst 
autorisirt hatte, und nun keiner mehr den Muth hatte, 
von einmal anerkannten und zugestandenen Prineipien 
zurückgehen zu wollen. Dixi et salvavi animam meam“. 

Es ist der Mühe werth, die hier angedeuteten Spuren 
weiter zu verfolgen. u 

Wir sind durch Sicherer (8. 115 ff.) über jene 
Regensburger Vorgänge vom Jahre 1806 genau unterrichtet, 
und kennen die Schlauheit, womit der Nuntius della 
Genga damals den Grafen Alois Rechberg zu seinen 
Zugeständnissen zu bewegen wusste. Dieser selbst be- 
richtet in einer Depesche vom 5. Juli 1806: „Quoique 
cet envoy& papale manifeste des voeux et tienne parfois 
un language conforme au quinzi&me siecle, il ne laisse 
pas de faire entrevoir que ce ne sera pas son 
dernier mot, et il convient möme dans ses conversations 
particuliöres quw’il ne fallait pas heurtrer l’esprit du 
siecle*.” Zu solchen ganz unverbindlichen und werthlosen 
Aeusserungen in „besonderen Unterhaltungen“, womit er 
die baierischen Unterhändler zu ködern suchte, gehörte 
denn auch folgende von Rechberg am 21. Aug. berichtete 
(S. 123): „als wir ihm bemerkten, dass Ew. Majestät 
diese Rechte (der obersten Aufsicht bei den Seminarien 
und der Bestimmung der Zahl der jährlich zu weihenden 
Priester) theils schon ausgeübt hätten, theils auch ferner 
ausüben würden“, erwiderte er, „dass man dieses thun, 
aber nicht vorher sagen und nicht verlangen soll, dass 
der Papst selbst die Freiheit der Bischöfe beschränke.* 
Hieraus wurde damals und so auch fort und fort leicht- 
sinnig genug gefolgert, die Curie werde es sich, wenn 
man in einem Concordat feierlich ihre Forderungen aner- 
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kenne, stillschweigend gefallen lassen, nicht nur, dass 
man daneben die bisher in Anspruch genommenen Hoheits- 
rechte thatsächlich auszuüben. fortfahre, sondern auch sie 
neuerdings gesetzlich fixire. | 

Man liess sich aber in dieser Art zu gefährlichen 
Zugeständnissen desshalb bewegen, weil man um jeden 
Preis mit päpstlicher Hülfe zu einer ganz in sich abge- 
schlossenen baierischen Landeskirche gelangen wollte, 
' was man äls unerlässlich für die als höchstes Anliegen 
des neuen Königreichs betrachtete Souveränität (unter 
dem, wie man sich wohl schmeichelte, nur vorübergehenden 
französischen Protectorate) ansah. Allein Montgelas 
war doch klug und fest genug gewesen, um in seinem 
von ihm als Ultimatum behandelten Concordatsentwurf 
(Sicherer S. 30 fg.) die von seinen Bevollmächtigten 
gemachten Zugeständnisse so zu paralysiren, dass Graf 
Rechberg im Jahre 1817 keinen Grund hatte, die 
Regierung durch das damals wirklich Zugestandene so 
für gebunden zu erachten, als er es nach obigem Briefe 
Lerchenfelds that. 

Auch die vom Grafen Thürheim gleich nach dem . 
Antritt seines Amtes dem Gesandten in Rom ertheilte, 
aber schon unter Montgelas vorbereitete Instruction ist 
uns durch Sicherer’s Mittheilungen (S. 223 ff.) bekannt, 
erscheint aber hiernach keineswegs so sehr „zur Be- 
willigung der meisten ultramontanistischen Forderungen 
autorisirend“, wie sie vermuthlich nur Thürheim selbst 
in der Ministerialconferenz vom 14. Juli 1817 darstellte, 
um die nunmehrige Forderung der von Lerchenfeld 
verlangten Abänderungen des voreilig unterzeichneten 
Coneordats als unthunlich erscheinen zu lassen. 

Wahrscheinlich ist es auch Lerchenfeld hauptsächlich 
zu verdanken, dass, was sehr wichtig und für die Folge- 
zeit von grossem Werthe war, die Publication des 
ratificirten Concordats von Seiten der baierischen Staats- 
regierung und ihre Erklärung für ein Staatsgesetz noch 
verzögert und bis zur Verkündigung der neuen Staats- 
verfassung aufgeschoben wurde. Es spricht dafür das in 
der Schrift seines Enkels S. 9 über einen von ihm an 
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den Kronprinzen nach Rom geschriebenen Brief Mitgetheilte, 
worin er demselben berichtet, wie laut sich die öffentliche 
Stimme gegen das Concordät äussere, dessen Bedenklichkeit 
auseinandersetzt und mit den Worten schliesst: „Es wäre 
besser gewesen, nur die Dotirung der Bisthümer festzu- 
setzen, es im Uebrigen bei dem bestehenden Rechtsver- 
hältniss zwischen Staat und Kirche zu belassen; noch ist 
das Concordat nicht als Staatsgesetz bekannt gemacht 


und seine Urheber fühlen wohl die Verlegenheit hiebei.“ 


Der Kronprinz aber antwortete hierauf am 11. Febr. 
(S. 10): „Das Concordat hat unser König unterzeichnet, 
und dass ers treu zu halten vorhat, dessen bin ich über- 
zeugt. Was würde aus Teutschertreue werden, wenn es 
anders! Die Verhältnisse früher waren verschieden , 
Teutsche Reichsfürsten die Bischöfe, fremde Landesherrn, 
nunmehr des Königs geborne und bleibende, von ihm zu 
ihren Sitzen ernannt werdende Unterthanen.“ Auch 
unterm 9. April 1818 schrieb er aus Rom an Lerchen- 
feld (S. 12): „Dass bevor die Staatsverfassung ausge- 
sprochen wird, Staatsgesetz das Concordat werde, wünsche 


ich dringend, damit nicht vielleicht gleich anfangs der 


König compromittirt werde.“ 

Diese damaligen Aeusserungen des Kronprinzen er- 
scheinen besonders desshalb als sehr bemerkenswerth , 
weil sie es sehr erklärlich machen, wie derselbe nachmals 
als König von dem Minister Abel dazu bestimmt werden 
konnte, längere Zeit in Widerspruch mit dem geltenden 
Rechte das Religionsedict so auslegen und handhaben zu 
lassen, als wenn ihm das Concordat vorginge. Wenn das 
Concordat, wie der Kronprinz im Jahre 1818 wollte, 
Staatsgesetz geworden wäre, bevor die Staatsverfassung 
„ausgesprochen“ war, hätte das Religionsedict gar nicht 
mehr so gefasst und sein Verhältniss zu dem Concordate 
so bestimmt werden können, wie es nachher geschehen ist. 

Es lässt sich nicht verkennen, dass eine edle Ge- 
sinnung den Kronprinzen bewog, ganz treues Halten des 
einmal ratificirten Concordats zu wünschen, und eben 
desshalb auch sofortige Erfüllung des darin gegebenen 
Versprechens seiner Erklärung zu einem Staatsgesetze, 
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Aber jedenfalls verrieth es einen Mangel an Einsicht, 
wenn er hiebei sich so leicht über die bedenklichen 
Folgen, welche dieses Vergehen gehabt hätte, damit be- 
ruhigte, dass ja die künftigen baierischen Bischöfe Unter- 
thanen des Königs und von ihm ernannt sein würden, 
nicht mehr „deutsche Reichfürsten.“ Freilich war diese 
Eigenschaft der früheren Bischöfe den baierischen Landes- 
herren oft in manchen Beziehungen sehr unbequem gewesen. 
Aber sie hatte sie dem Papste gegenüber unabhängiger 
gemacht uud in ihnen ein politisches Interesse wach er- 
halten, welches doch ein nicht zu unterschätzendes Gegen- 
gewicht gegen die Einflüsse des curialistischen Systems 
auf sie bilden konnte. Die Erfahrung bat inzwischen 
gelehrt, dass diesen Einflüssen die nachmaligen Landes- 
bischöfe weit zugänglicher wurden, und sie oft sehr geneigt 
waren, sich vorzugsweise als Unterthanen des Papstes, 
mehr, denn als Unterthanen des Königs zu betrachten ; 
sie erinnerten sich lieber daran, dass sie vom Papste 
instituirt, als dass sie vom König nominirt waren, indem 
sie sich auch darauf verliessen, nur vom Papste oder 
doch nur unter seiner Mitwirkung, nicht aber einseitig vom 
König abgesetzt werden zu können. 

Sehr irrig wäre es übrigens, wenn man aus dem 
Dringen des Kronprinzen auf alsbaldige Publication des 
Concordats schliessen wollte, es sei ihm an Behauptung 
der staatlichen Hoheitsrechte der katholischen Kirche 
gegenüber wenig gelegen gewesen. In dieser Beziehung 
blieb er stets der Ueberlieferung des Wittelsbacher 
Hauses treu, auch bezeichnet er selbst in einem 8. 70 
mitgetheilten, nachher zu erwähnenden Schreiben das 
Religionsedict als ein von ihm „gepriesenes“ : gewiss eben 
- desshalb, weil es die „unveräusserlichen Majestätsrechte“ 
der Kirche gegenüber mit grosser Bestimmtheit ver- 
wahrt hat. 

Ob es sittlich zu rechtfertigen war, dass man das 
Concordat als blossen untergeordneten Anhang des 
Religionsedicts zum Staatsgesetze machte, lässt sich aller- 
dings bezweifeln. Wenn aber in dieser Beziehung der 
Herr Verfasser S. 15 seiner Schrift sagt: „eine Recht- 
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fertigung ist es nicht, dass man die bewusste Mental- 
reservation beim Abschlusse des Vertrags von dem andern 
Contrahenten — gelernt habe“, so kann ich den hiebei 
gebrauchten Ausdruck „Mentalreservation* nicht als 
richtig anerkennen. Denn so kann nur ein Vorbehalt 
genannt werden, der vor dem Gegner verheimlicht wird. 
Hier aber war es demselben unzweideutig zu erkennen 
gegeben worden, dass man das Concordat jedenfalls nur 
mit der Absicht ratificire, die bisher geübten Hoheits- 
rechte trotzdem wenigstens thatsächlich auch fernerhin 
auszuüben. Das Beste wäre es freilich gewesen, die 
Ratification standhaft zu verweigern. 

Jedenfalls aber — und das erkennt auch der Herr 
Verfasser ausdrücklich an — ist von der Frage, ob es 
mit der Vertragstreue vereinbar war, das Concordat so 
zum Staatsgesetze zu machen, wie es von Seiten der 
Krone: geschehen ist, die rechtliche Wirkung dieses Vor- 
gehens ganz unabhängig. Was eine souveräne Staatsge- 
walt in verfassungsmässiger Form festsetzt, trägt die 
Kraft seiner Geltung in sich selbst; die Art, wie der 
darin sich kundgebende gesetzgeberische Wille zu Stande 
kommt, ist dafür ohne alle Bedeutung. Es ist unzweifel- 
haft geltendes Recht für den baierischen Staat und alle 
seine Angehörigen, dass die Bestimmungen, welche das 
Concordat enthält, nur in so weit anwendbar sind, als 
das Religionsediet dafür Raum lässt, weil die Schluss- 
klausel desselben ausdrücklich folgendes festgesetzt hat: 
„Dieses allgemeine Staatsgrundgesetz bestimmt in An- 
sehung der Religionsverhältnisse der verschiedenen Kirchen- 
Gesellschaften ihre Rechte und Verbindlichkeiten gegen 
den Staat, die unveräusserlichen Majestätsrechte des 
Regenten, und die jedem Unterthan zugesicherte Gewissens- 
freiheit und Religions-Ausübung* und nur „in Ansehung 
der übrigen innern Kirchenangelegenheiten sind die 
 weitern Bestimmungen in Beziehung auf die katholische 
Kirche in dem mit dem päpstlichen Stuhle abgeschlossenen 
Concordate vom 5. Junius 1817 enthalten.“ 

Im schneidendsten Widerspruche damit gab der 
baierische Gesandte in Rom,- Cardinal von Häffelin am 
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27. Sept. 1818 angeblich im Auftrag des Königs, ohne 
aber wirklich dazu beauftragt oder ermächtigt zu sein, 
der Curie die Erklärung ab, dass „das der Verfassungs- 
urkunde beigefügte Ediet, dessen Hauptzweck die Er- 
haltung der Ordnung, der Ruhe und der Eintracht unter 
den sämmtlichen Einwohnern des Königreichs sei, nur 
für diejenigen als Norm gelten solle, welche sich nicht 
zur katholischen Kirche bekennen, während das Concordat 
für die Katholiken die Norm bilde.“ (Sicherer S. 288 f.) 

Wieder musste nun Freiherr von Lerchenfeld seinen 
schwächlichen Collegen gegenüber alles aufbieten, um es 
endlich durchzusetzen, dass diese ohne Auftrag gegebene 
Erklärung des Gesandten durch eine an den Cardinal- 
staatssekretär zu richtende Note des Ministers der aus- 
wärtigen Angelegenheiten im Namen des Königs geradezu 
und förmlich zurückgenommen werde. Höchst interessant 
ist seine hierüber in der Schrift seines Enkels S. 78 fi. 
mitgetheilte Correspondenz mit dem Feldmarschall Fürsten 
Wrede, den er dadurch bewog, ihn zu jenem Behuf zu 
unterstützen. 

Graf Rechberg hatte in der ersten Verlegenheit, 
welche er über die Häffelin’sche Erklärung und ihre 
Bekanntmachung empfand, die lächerliche Maassregel er- 
griffen, eine namenlose Note in der Münchner politischen 
Zeitung erscheinen zu lassen, welche besagte, es müsse 
dabei das Ediet über die inneren kirchlichen Verhältnisse 
der Protestanten gemeint sein, (das als II. Anhang neben 
dem Concordat dem Religionsedict beigefügt worden war). 
Darüber bemerkte Lerchenfeld in einem Briefe an Wrede 
sehr treffend (8.79): „Dass das Edict über die inneren Ver- 
hältnisse der Protestanten, die Katholiken nichts angehe, 
darüber hat es wohl keiner Versicherung an den heiligen 
Stuhl bedurft, und es hiess mit den ernstesten Angelegen- 
heiten, mit Treue und Glauben, mit Öffentlichen Acten- 
stücken einen bittern Spott treiben und starkmüthig auf 
alle öffentliche Achtung verzichten, wenn man selbst 
öffentlich solche Actenstücke bekannt macht, wie noch 
keine ehrliche Diplomatie je aufzuweisen hatte.“ 

S. 90 f, ist in unserer Schrift ein von Ignaz Rud- 
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hart concipirtes Gutachten, die Erklärung Häffelins betr. 
abgedruckt, das wie der Herr Verfasser S. 20 vermuthet, 
dem Votum seines Grossvaters zur Grundlage gedient 
hatte, das bei Sicherer als Urkunde 24 abgedruckt ist. 
Der Vergleich seines Gutachtens mit diesem Actenstück, 
worin Freiherr von Lerchenfeld die Folgerungen dar- 
legte, welche sich ergeben würden, wenn die Häffelin’sche 
Erklärung als wahr angenommen würde, fällt zu Gunsten 
des Letzteren aus, es trifft den Kern der Sache noch 
besser, als jenes und bringt ihn energischer zur Dar- 
stellung. 

Es bedurfte mehrjähriger Verhandlungen, bis sich 
die Curie bei der Zurücknahme dieser unwahren und 
eigenmächtigen Erklärung insoweit beruhigte, dass sie 
als Ersatz dafür sich die mühsam vereinbarte Tegern- 
seer Erklärung des Königs vom 27. Sept. 1821 gefallen 
liess, die, wie ihr nach den Nachweisungen Sicherer’s 
sehr bestimmt und unzweideutig gesagt wurde, keineswegs 
eine Wiederherstellung der Häffelin’schen Erklärung 
bedeuten sollte, aber leider doch so undeutlich gefasst 
ist, dass sie ihrem Wortlaut nach dafür genommen werden 
konnte und von der ultramontanen Partei fortwährend 
dafür genommen wird. Auch von ihr aber kann und 
muss behauptet werden, dass sie für das wirklich geltende 
Recht ohne alle Bedeutung ist. Denn wenn sie so zu 
verstehen wäre, wie die genannte Partei sie verstanden 
wissen will, wie sie aber eben nach den Verhandlungen, 
die darüber mit der Curie gepflogen worden waren, nicht 
zu verstehen ist, so würde sie mit völliger rechtlicher 
Nichtigkeit behaftet sein, indem sie dann eine einseitige, 
in die Form einer authentischen Interpretation gekleidete 
Abänderung der Staatsverfassung durch den König zum 
Inhalte hätte, während diese im Titel X $ 7 ausdrücklich 
bestimmt hatte, dass Abänderungen in den Bestimmungen 
der Verfassungs-Urkunde oder Zusätze zu derselben ohne 
Zustimmung der Stände, welche von jeder der beiden 
Kammern mit einer Mehrheit von zwei Dritttheilen der 
Stimmen beschlossen werden müsste, nicht geschehen 
können, wie auch nach Titel VIL $S 2 schon die authentische 
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Erläuterung oder Aufhebung eines einfachen Gesetzes 
den Beirath und die Zustimmung der Stände, wenigstens 
mit einfacher Stimmenmehrheit erfordert, und folglich 
der Krone für sich allein die Macht zu einer solchen 
authentischen Interpretation der Bestimmung über die 
Bedeutung des Religionsedicts im Jahre 1821 keinerlei 
Macht mehr zustund. | 

Nicht unmittelbar zur Geschichte des Cöneordat 
“ wohl aber zur Geschichte der ganzen kirchenpolitischen 
Gesetzgebung in Baiern vom Jahre 1818 gehört eine in 
unserer Schrift S. 69 ff. abgedrnckte, sehr merkwürdige 
Correspondenz des Kronprinzen Ludwig mit Freiherrn 
von Lerchenfeld über den II. Anhang zum Religions- 
Edict. 

Es ist zu ihrer Erläuterung folgendes vorauszuschicken. 
Das Bekanntwerden des Concordats durch die päpstliche 
Publication desselben (zu Ende des Jahres 1817) musste 
bei der protestantischen Bevölkerung Baierns lebhafte 
Besorgnisse erregen, weil vermöge desselben die römisch- 
katholische Religion wieder zur herrschenden in Baiern 
‘gemacht und die ganze bisherige Landesgesetzgebung 
über das Staatskirchenrecht aufgehoben zu werden schien. 
So wurden denn von dieser Seite viele Vorstellungen an 
den König gerichtet, in welchen derselbe gebeten wurde, 
dass er der protestantischen Kirche die bisher genossenen 
Rechte und Freiheiten erhalte und durch ein auch von 
dem Kronprinzen zu unterzeichnendes Staatsgesetz sicher 
stelle; wie die katholische Kirche durch das Concordat, 
so solle die protestantische Kirche durch Errichtung eines 
selbstständigen Generalconsistoriums und besonderer Pro- 
vincialconsistorien eine gleich freie Verfassung erhalten. 
In eben demselben Sinn erstattete am 24. Januar 1818 
der protestantische Oberkirchenrath Schmidt dem Minister 
des Innern ein ausführliches Gutachten, worin es eben- 
falls ausdrücklich als „unumgänglich nothwendig“ be- 
zeichnet wurde, „dass sowie die katholische Kirche in 
Baiern durch das Concordat eine feste Stellung bekommen 
habe, durch ein Staatsgesetz auch die Verhältnisse der 
protestantischen Kirche ebenso feierlich garantirt und 
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festgestelt werden.“ (S. Sicherer a. a. O. 8. 262 ff.) 
Hierin lag der Anlass, dass die mit der Vorberathung 
der Verfassungsurkunde betraute Ministerialconferenz den 
Beschluss fasste, es solle ein besonderes Edict über die. 
inneren kirchlichen Angelegenheiten der protestantischen 
Gesammtgemeinde in dem Königreich dem Religions- 


 edict (als II. Verfassungsbeilage) neben dem Concordate 


(als dessen erstem Anhang) als zweiter Anhang bei- 
gegeben werden. Es wurde dieses Ediet (lithographirt) 
mit den andern Verfassungsbeilagen am 26. Juni dem 
Kronprinzen von dem General-Secretär E. von Kobell 
nach Bad Brückenau zugeschickt, von wo aus jener dann 
am 2. Juli mit Staffette an Lerchenfeld schrieb und ihm 
den dringenden Auftrag ertheilte, einen beigelegten Brief 
an Kobell zu bestellen, und dadurch dafür zu sorgen, 
dass der Druck jenes Anhangs unterbleibe, bis der König 
sich schlüssig gemacht habe, ihn ganz oder doch die dem 
Kronprinzen widerstrebenden Bestimmungen desselben 
fallen zu lassen. 

Wie aus diesem Brief an Kobell erhellt, war der 
Kronprinz zunächst darüber verstimmt, dass man ein 
Gesetz, das er zu halten beschwören solle, hinausgeben 
wolle, ohne ihn zu befragen, ob er nichts dabei zu be- 
merken habe. Dann hielt er aber, „nachdem das von 
ihm gepriesene bekannte Edict (das Religionsedict) gegeben 
sei, das in dem Anhang Gesagte, für unnöthig“ und wollte 
desshalb am liebsten, dass der Anhang völlig unterbliebe. 
Ausserdem aber erklärte er, demselben nur dann bei- 
pflichten zu können, wenn die Gehalte für das Personal 
des Oberconsistoriums und der Consistorien, nicht, wie 
darin bestimmt sei, auf die Staatskasse übernommen würden, 
sofern dies nicht bisher schon der Fall gewesen sei, (wie 
dies jedoch allerdings der Fall war), auch könne er sich 
nicht verbinden, unter den Oberstudienräthen einen Pro- 
testanten haben, noch auch in den Kreisen, wo Protestanten 
die Mehrzahl seien, das Referat in Schulsachen einem, 
Protestanten übertragen zu müssen, da doch dem König 
selbst das Recht zustehe, einen Protestanten zum Ober- 


studiendirector des ganzen Landes zu ernennen, obgleich 
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die bei weitem grösste Mehrzahl von Baierns Bewohnern 
Katholiken seien. „War ja doch“, schreibt er „Niet- 
hammer an der Spitze der Schulen, in denen nach seinem 
Plane gelehrt wurde.“ Um aber Missdeutung abzuwehren, 
_ erinnert er daran, dass er selbst, als zufällig kein Pro- 
testant Mitglied des Staatsraths war, eigens auch darum, 
weil Freiherr von Seckendorff einer sei, seinen Wunsch 
geäussert habe, dass die Wahl auf ihn fallen möge. 
Lerchenfeld war nicht im Stande, den Auftrag des 
Kronprinzen auszuführen; Kobell war abwesend und 
sein Vertreter meldete, es seien die Beilagen des Religions- 
ediets schon seit zwei Tagen nicht nur an alle Ministerien, 
sondern sogar an viele Privaten abgegeben worden, es 
würde daher, schrieb er dem Kronprinzen, ohne das 
grösste Aufsehen zu erregen, nicht mehr möglich sein, 
das Ediet über die protestantischen Kirchenverhältnisse 
zurückzunehmen oder abzuändern, und es könne auch bei 
seiner bereits’ begonnenen officiellen Austheilung die 
weitere Versendung nicht zurückgehalten werden. Der 
Kronprinz beruhigte sich dann auch dabei, jedoch nicht, 
ohne in seiner Erwiderung auf Lerchenfeld’s Schreiben 
— die übrigens in Beziehung auf dessen Person einen 
sehr freundlichen und anerkennenden Ton hatte, — seinem 
Missvergnügen über den ganzen Hergang wiederholt Aus- 
druck zu geben. Die Hauptstelle dieses zweiten Briefes 
. des Kronprinzen lautet (S. 75) wörtlich so: „Das Edikt 
wegen der Protestanten!) war mir bekannt, aber wie 
unerwartet kam mir der Anhang. Also das soll die Ver- 
fassung aussprechen, dass in den Kreisen, deren Mehrzahl 
 protestantisch, einer dieses Glaubens das Referat in 
Schulsachen haben muss, wie dass ein Oberschulrath sich 
zu demselben bekennen muss, dass also alle katholisch 
seien, wäre verfassungwidrig, nicht aber, dass alle Ober- 
schulräthe und gesammte das Referat über die Schulen 
führenden Kreisräthe protestantisch sein würden. Kann 


1) Dass der Kronprinz das Religionsedict so bezeichnet, lässt 
sich daraus erklären, dass er es als vorzugsweise zur Beruhigung der 
Protestanten bestimmt betrachtete. 
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denn nicht ein Protestant König von Bayern werden. O, 
über das einseitige Vertrauen. Der Protestanten In- 
toleranz, (Ausnahmen gibt es), ist nur zu sehr bekannt, und 
somit würden verfassungsmässig die Katholiken in solchen 
Kreisen unter ihr gestellt. So recht mit einer neuen 
Mauer ist der Bruch, der heillose, versehen worden!“ 

Erwägt man diese Aeusserungen unbefangen, so 
wird man anerkennen müssen, dass sie (abgesehen von 
dem Vorwurf besonderer Intoleranz, der hier den Pro- 
testanten gemacht wird) nicht unbegründet waren. Auch 
Lerchenfeld gestand dies in seiner Antwort (S. 78) zu, 
indem er schrieb: „Die Bemerkung, welche E. K. H. 
machen, dass den Protestanten in Ansehung der Leitung 
der Schulangelegenheiten ihre Mitwirkung gesichert ist, 
während eine ausdrückliche Sicherstellung für dieKatholiken 
mangelt, ist allerdings gegründet.“ Und wenn er dann 
beifügte: „Sollten aber wohl die Katholiken bei einer 
katholischen Regierung, bei einer ständischen Versammlung 
worin wenigstens zwei Drittheile Katholiken sein werden, 
einer besondern gesetzlichen Bestimmung zu ihrem Schutze 
bedürfen?“ — so lässt sich, so richtig das auch an sich 
ist, doch kaum behaupten, dass dadurch die Ausstellung 
des Kronprinzen vollkommen widerlegt war. 

Jedenfalls aber wäre es ungerecht und irrig, wenn 
man die ganze Beanstandung des Il. Anhangs zum 
Religionsedict von Seiten des Kronprinzen als einen Aus- 
fluss missgünstiger Gesinnung desselben gegen die pro- 
testantische Kirche, oder als einen Beweis dafür ansehen 
wollte, dass er die ihr im Staate eingeräumte Gleichbe- 
rechtigung mit der katholischen Kirche gemissbilligt hätte. 
Er hat auch als König stets ein aufrichtiges Wohlwollen 
gegen die protestantische Landeskirche an den Tag gelegt, 
ihren Beschwerden gegen das Abel’sche System, nachdem 
ihn der Oberconsistorial-Präsident von Roth, dem er sein 
ganzes Vertrauen schenkte, von ihrer Gerechtigkeit über- 
zeugt hatte, abgeholfen, und. besonders dadurch, dass er 
diesem trefflichen Manne die Leitung des protestantischen 
Kirchenwesens in die Hand legte und ihm darin freie 
Hand liess, sich gegründeten Anspruch auf die Dankbarkeit 
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aller einsichtigen und wohlgesinnten Protestanten des 


Landes erworben. 

Damit, dass er das Ediet über die inneren Kirchen- 
angelegenheiten überhaupt als einen unnöthigen Anhang 
zum Religionsediet ansah, scheint er mir ein sehr richtiges 
Gefühl für das, was wirklich Aufgabe der Staatsverfassung 
war, kund gegeben zu haben. Es ist sehr merkwürdig, 
dass er damit einem Gedanken Ausdruck gab, der im 
Grunde identisch mit dem ist, welcher nachmals auch ein- 
zelnen einsichtigen Protestanten und selbst protestantischen 
Generalsynoden des Landes sich aufdrängte. 

Freilich schien es die Gerechtigkeit zu fordern, dass, 
wie Lerchenfeld in seinem zweiten Brief an den Kron- 
prinzen (S. 77) bemerkte, „wie die inneren Kirchenan- 
gelegenheiten der Katholiken in dem Concordate, so auch 
jene der Protestanten in einem eigenen Ediete bestimmt 
ausgesprochen und geordnet“ würden. Allein in der Thät 
hätten eben weder über die inneren Kirchenangelegen- 
heiten der Katholiken, noch über die der Protestanten 
durch ein Staatsverfassungsgesetz Bestimmungen ge- 


troffen werden sollen. Die Curie wusste recht wohl, was 


sie wollte, indem sie verlangte, es solle das Concordat 
für ein Staatsgesetz erklärt werden. Sie verlangte dies 
 desshalb, weil ihre Hauptabsicht bei dem Concordat darauf 
gerichtet war, dass durch dasselbe das ganze bisherige 
baierische Staatskirchenrecht nach ihrem Sinne umgestaltet 
werden sollte. Um diese Bedeutung zu gewinnen, hätte 
allerdings das Concordat nothwendig als ein Staatsgesetz, 
ja als ein Staats-Grundgesetz verkündigt werden müssen. 
Sollte es, wie die Staatsregierung wollte, nur als Norm 
für die inneren Kirchenangelegenheiten der Katholiken 
gelten, so würde der päpstliche Stuhl, wenn er überhaupt 
hiezu ‘hätte einwilligen wollen, sich die Erklärung des 
Concordats für ein Staatsgesetz sehr entschieden verbeten 
haben. Er hätte dann, wie er es sonst that, für die 
über die inneren Anzeleserheiten der katholischen Kirche 
in Baiern vereinbarten Bestimmungen seine Sanetion in 
einer 'Cireumseriptionsbulle ausgesprochen und es ganz 
der Staatsregierung anheimgegeben, in welcher Form sie 
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die Anerkennung der von ihr übernommenen Verpflichtungen 
gegen die katholische Landeskirche ihren Unterthanen 
gegenüber aussprechen wolle. Die baierische Staatsgewalt 
war ihrerseits entschlossen, das bisherige Staatskirchen- 
recht ohne Rücksicht auf das Concordat aufrecht zu er- 
halten und von neuem zu bestätigen. Zu diesem Zwecke 
musste sie das Religionsedict unter die neuen Staats- 
grundgesetze aufnehmen und. erklären, dass das Concordat 
nur in Unterordnung unter dasselbe Geltung haben solle. 
Sie brauchte es aber desshalb nicht als einen Anhang 
des Religionsediets zu publiciren und dadurch es der 
formellen Geltung als eines Staatsverfassunggesetzes theil- 
haftig zu machen. Sie konnte, nachdem in jener Weise 
sein Verhältniss zum Religionsedict verfassungsmässig 
festgestellt war, es als einfaches Staatsgesetz publiciren, 
— was nöthig, aber auch hinreichend war, um ihr ver- 
tragsmässiges Versprechen zu erfüllen. Dann hätte es 
nur die Bedeutung gehabt, dass nun die darin mit dem päpst- 
lichen Stuhl vereinbarten Bestimmungen über die inneren 
katholischen Kirchenangelegenheiten nicht auf Grund einer 
neuen Vereinbarung mit demselben durch eine einseitige 
königliche Verfügung abgeändert werden konnten, sondern 
dazu jederzeit Zustimmung des Landtags mit einfacher 
Stimmenmehrheit erforderlich war. 

Von protestantischer Seite hätte etwas ganz anderes 
gefordert werden sollen, als was die oben erwähnten 
Petitionen forderten. Hätte man hier damals das kirch- 
liche Interesse recht verstanden, so hätte man nicht alles 
Gewicht darauf gelegt, dass ein dem Concordate conformes 
Staatsgesetz über die inneren protestantischen Kirchen- 
angelegenheiten neben dem Religionsedict erlassen werde, 
sondern nur darauf, dass in dem Religionsediet oder 
durch ein besonderes Staatsgesetz die Selbstständigkeit 
des Oberconsistoriums in der Leitung der inneren pro- 
testantischen Kirchenangelegenheiten, zugleich aber auch 
dies ausgesprochen und verbürgt worden wäre, dass all- 
gemeine Anordnungen in Beziehuug auf Lehre, Liturgie 
und Verfassung der protestantischen Kirche nur mit 
synodaler Zustimmung getroffen werden könnten. Das 
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Verhältniss der verschiedenen Bekenntniss-Kirchen zu der 
Schule hätte am besten seine genauere,. individuelle 
Regelung im Religionsedikt erhalten. 

Dass die Kirchenverfassung nicht ohne ständische 
Mitwirkung geändert werden kann, daran kann der pro- 
testantischen Kirche in Wahrheit nie gelegen sein, im 
Gegentheil muss sie wünschen, dass es dazu ständischer 
Mitwirkung nicht bedürfe. Wirklich wichtig und wünschens- 
werth ist es für sie nur, dass das Recht der Gesetzgebung 
über inhere Kirchenangelegenheiten nicht durch landes- 
herrliche Verfügungen ohne Mitwirkung der obersten 
 Kirchenbehörde und ohne synodale Zustimmung ausgeübt 
werden könne. 

Man darf es als ziemlich gewiss annehmen, dass eine 
den wirklichen Bedürfnissen entsprechende . Fortbildung 
der baierischen protestantischen Kirchenverfassung rascher 
und in noch befriedigenderer Weise als es bisher geschehen 
ist, stattgefunden hätte, wenn im Jahre 1818 nach dem 
Wunsche des Kronprinzen der I. Anhang zum Religions- 
edikt wäre weggelassen worden, oder wenn man wenigstens 
in denselben, wie es sich für ein Staatsgrundgesetz ge- 
hört hätte, nur die allerwichtigsten Bestimmungen in Be- 
ziehung . auf Einzelheiten aufgenommen und dadurch der 
selbstständigen Gesetzgebung in dieser Hinsicht freieren 
Spielraum gelassen hätte. = 


Yeitschrift für Kirchenrecht XIX. (N. F. IV) 2. 14 
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Zur Geschichte der Anschauungen vom Wesen 
evangelischer Consistorien. 


Im Anschluss an Speners Letzte Bedenken Cap. 2. A. 6. Sect. 14, 


Vortrag 
gehalten in der Gesellschaft für Kirchenrechtswissenschaft zu Göttingen am 8. Jan. 1883 
von 


D. Dr. O. Mejer. 


Der Bardowieker Superintendent Heinr. Ludw. Benthem 
hat im Jahre 1695 kirchliche Reisebeobachtungen, die er 
in den Niederlanden gemacht hatte, herausgegeben unter 
dem Titel „Holländischer Kirchen- und Schulenstaat“. Er 
schildert in seinem Buche auch die damaligen Zustände der 
niederländischen Lutheraner. Diese besassen auf Grund 
von localen, durch die Provincialstände ertheilten Privi- 
legien an 32 Orten Kirchengemeinden, hatten eine der 
reformirten nachgebildete Verfassung, die zuerst 1597 für 
Amsterdam festgestellt, seit 1614 auch von den übrigen 
Gemeinden angenommen, und deren Urkunde dann ver- 
schiedentlich neu redigirt war. Die damals neueste Re- 
daction (v. 1681) theilt Benthem mit. An der Spitze jeder 
Localgemeinde befand sich nach derselben ein Kirchen- 
vorstand, bestehend aus dem oder den Predigern, und aus 
fünf Aeltesten, die durch die selbstständigen Gemeinde- 
glieder unter zehn vom Kirchenvorstande Vorgeschlagenen 
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gewählt sind: „gedeputeerte ouderlingen“ oder „vor- 
standers.* Die noch neben diesen vorhandenen gleichfalls 
gewählten „Diaconen“ sind bloss für die Armenpfiege. 
Der Kirchenvorstand hat das ganze locale Kirchenregiment, 
einschliesslich der Aufsicht über Lehre und Leben des 
Pfarrers. Kommen ihm schwerere Fragen, so zieht er die 
Aeltesten des vorigen Jahres zu, die „oudesten Raeden“; 
denn immer nur für ein Jahr werden die Presbyter de- 
putirt. Streitsachen sollen an die zusammentretenden 
Kirchenvorstände dreier Nachbargemeinden, bezw. an den 
verstärkten Vorstand der Amsterdamer Gemeinde, die als 
„presidiale“ Kerke erhöhetes Ansehen geniesst, gebracht 
werden. Höchste Instanz ist die aus allen 34 Gemeinden 
zusammentretende Synode, die „elassicale Vergaderinge“. 
Ihrer Majorität steht in jeder Sache die definitive Ent- 
scheidung zu. Es war also hier die französisch-calvinische 
Kirchenverfassung adoptirt: was der lutherischen Kirche 
nach ihrer Anschauung über Kirchenverfassung ja völlig 
erlaubt ist. Auch der Name des Kirchenvorstandes ist 


der calvinisch-französische: „Consistorium“ wie dort - 


„consistoire*. 

Benthem erzählt, vereinzelt gebe es bei diesen nieder- 
ländischen Lutheranern auch oberdeutsche, d. i. deutsche 
Pastoren, sie könnten sich aber in das dortige Selbstregiment 
der Kirche nicht recht finden. Es mag ein solcher deutsch- 
lutherischer Pastor gewesen sein, welcher das Spener’sche 
Gutachten, das hier in Betracht steht, erbeten hatte. 
Dasselbe ist auf Speners Referat „in conventu ordinario“ 
des Frankfurter Stadtministeriums, dessen Senior Spener 
damals war, am 17. Februar 1686 beschlossen worden, 
und erörtert die Frage, ob die decisio casuum conscien- 
tiae und ob die Entscheidung über Ausschluss Ein- 
zelner vom Abendmahle allein dem Pfarrer zukomme, 
oder aber ob auch den Aeltesten (den Elterlingen im „Con- 
sistorium“) Antheil daran gebühre. Beides sind Fragen, 
welche in neuerer Zeit auch bei uns deutschen Luther- 
anern erörtert worden sind, als unsere Gemeinden ihre 
heutigen Kirchenvorstände erhielten, und bei Abfassung 
der Ordnungen für dieselben erwogen wurde, wie der 
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lutherische Grundsatz, dass die Seelsorge in der Ge- 
meinde allein dem Pfarrer zukommt, sich mit dem Antheil 
an der Leitung der Gemeinde, welche diesen neu einzu- 
richtenden Presbyterien beizulegen war, vertrage und 
bezw. abgränze. 

Lutherisch angesehen handelt es sich dabei um ein 
Prineip, nämlich um die Ausschliesslichkeit des Liehramts- 
berufes. Calvinisch gefasst ist die Frage keine principielle; 
denn auf Grund von 1. Timoth. 5, 17 nimmt Calvin 
(Inst. IV. 3. 8.) an, dass die lehrenden und die nicht 
lehrenden Aeltesten bloss durch die Arbeitsvertheilung 
unterschieden seien, die ebensowohl so, wie anders sein 
kann; sodass es also im Einzelfalle nur auf den historischen 
Nachweis ankommt, wie sie beschaffen sei. Zwar ist in 
der reformirten Kirche selbst diese calvinische Annahme 


von den zweierlei Presbytern nicht unbestritten; aber 


sie hat andererseits auch lutherische und unirte An- 
hänger, von denen sie z. B. bei Gelegenheit jener neuen 
Kirchenvorstandsordnungen gleichfalls wieder vertreten 
worden ist. sSpener nun nimmt sie bedingungslos an 
(Seite 588 unten), und entscheidet, indem er an der Hand 
dieser Annahme die lutherisch-holländische Kirchenordnung, 
von welcher die Rede war, auslegt, und zwar mit seiner 
bekannten Vorliebe für die Presbyterialverfassung, schlecht- 
hin gegen die Pastoren und für Antheilnahme der Elter- 
linge. Indessen soll bei Abweisung vom Abendmahle erst 
dann diese Cooperation eintreten, wenn „es zur Contra- 
diction oder Streit kommt“; während die vorhergehende 
Vermahnung an den Sünder, er möge sich wegen momen- 
taner Unwürdigkeit des Abendmahls lieber enthalten, allein 
durch den Pastor geschehensoll. Die Vorschrift Art. Smalcald. 
p. 333, nach welcher der Bann, soweit kirchlich zulässig, 
den Ministri Ecclesiae zusteht, sei der Antheilnahme der 
Kirchenvorstände nicht entgegen ; denn die lutherischen Be- 
kenntnissschriften sprächen von den Gemeindevertretungen 
überhaupt nicht, schlössen sie daher a. a. OÖ. auch 
nicht aus. 

Wenn das sämmtliche Entscheidungsgründe Speners 
wären, so hätten sie heute wenig Interesse. Aber er zieht 


Zur Gesch. d. Anschauungen v. Wesen ev. Consistorien. 209 


noch zwei andere Momente zur Motivirung an, und diese 
sind es, welche m. E. Beachtung verdienen. 

Das eine ist, dass er die Theilnahme der Gemeinde- 
vertretung an der Amtsgewalt der. Pastoren aus dem be- 
kannten Satze, dass die Schlüssel der Kirche anvertraut 
seien, — claves sunt Ecclesiae — ableitet; denn die Träger 
des Lehramtes seien der Kirche Diener, und ihr daher 
als oberer Instanz untergeordnet. Diese aus der Natur 
der Sache dedueirende Motivirung ist, wie sie da gegeben 
wird, nicht schlüssig. Um aus dem protestantisch aller- 
dings unbestreitbaren und unbestrittenen Vordersatze — 
elaves sunt Ecclesiae — zu folgern, müsste erst der Be- 
griff derjenigen „Kirche“ festgestellt werden, welcher die 
Schlüssel übergeben worden sind. Hätte man Spener auf 
sein protestantisch-theologisches Gewissen hierüber gefragt, 


so würde er sie haben definiren-müssen als die Gemeinde 


der Gläubigen. Daraus jedoch, dass diese Gemeinde die 
Schlüssel hat, folgt durchaus nicht, dass an deren Hand- 
habung Elterlinge von Amsterdam oder Harlem judici- 
renden Antheil nehmen müssen. Dies letztere erschliesst 
Spener auf dem Wege, dass er bald die niederländisch- 
lutherische Gesammtgemeinde, bald die einzelne zu dieser 
gehörige Localgemeinde ohne Weiteres an die Stelle der 
Gemeinde der Gläubigen setzt. Er giebt hierüber keiner- 
lei Erklärung ; und dass es ohne dieselbe doch nicht an- 
geht, bedarf keines Beweises. Auf die Frage dieses 
Sprunges kommen wir nachher zurück. 

Das andere noch zu beachtende Deductionsmoment 
lautet (S. 579 £) so: „Die Kirche“ — wir berührten so- 
eben die Unbestimmtheit dieses Begriffes — „verrichtet 
das Gericht“, von welchem die Rede war, „auf zweierlei 
Art: entweder durch sich selbst, da die Sache vor die 


ganze Gemeinde gebracht wird, ... .... . oder durch einige 
aus ihrem Mittel Abgeordnete, denen sie solches auf- 
trägt ...... ' Diese andere Art ist diejenige, wo ge- 


wisse Collegien, Kirchenrath oder Consistorien verordnet 
sind, die, was sonsten in dieser Sache der Kirchen Recht 
ist, in deren Namen verwalten... .. Dergleichen Con- 
sistoria und Presbyteria sind nun auch bereits in den 
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alten Zeiten bei den Kirchen gewesen“ — hierfür wird der 
h. Ambrosius angeführt —, „es wünschen auch viele christ- 
liche Herzen, dass in allen Gemeinden solche ordinaria 
presbyteria wären...... Es sind aber die Con- 
sistorien zweierlei Art. Eine sind von der Obrigkeit 
eigentlich bestellt, und bestehen aus sowohl Predigern 
oder Theologis, als Räthen der Obrigkeit oder andern 
dazu Deputirten; ...... andere werden von der Gemeinde _ 
geordnet, und aus derselben die Beisitzer hergenommen. 
Beide kommen sofort darin überein, was den Zweck 
anlangt und die Art, dass sie die Kirche repräsen- 
tiren und in dero Namen in denjenigen Stücken urtheilen 
sollen, welche der Kirche und dero Erkandtnus zukommen. 
In anderen Stücken haben sie ziemlich Unterschied“. 
Spener erklärt, er seinerseits ziehe die Gemeindevorstände, 
weil sie besser, als die von der Obrigkeit ernannten Con- 
sistorien, die Kirche repräsentiren, vor; argumentirt aber 
in Betreff Dessen, was den holländischen Eiterlingen zu- 
komme, fortwährend auch aus den Normen über Amts- 
befugnisse der landesherrlichen Consistorien, wie sie in 
Kirchen- und Consistorialordnungen, die er anführt, und 
in dem von ihm benutzten lediglich von obrigkeitlichen 
Consistorien handelnden Buche des hallischen Pastors 
Christian Weber De jure Consistoriorum (1627) docu- 
mentirt sind. 

Diese Confusion mag sich aus Speners damaliger 
persönlicher Unbekanntschaft mit. dem Wesen der Landes- 
consistorien, die er weder in Strassburg, noch in Frank- 
furt praktisch kennen gelernt hatte, und aus seinem ihn 
befangen machenden Streben, der Presbyterialverfassung 
Eingang zu verschafen, subjectiv erklären; dass sie nicht 
zulässig ist, vielmehr die landesherrliche Kirchenregiments- 
behörde und die genossenschaftliche Gemeindebehörde völlig 
verschiedene Rechtsnatur haben, bedarf keiner Ausein- 
andersetzung. Dasjenige, was bei Spener das tertium 
eomparationis bildet — „dass sie die Kirche repräsen- 
tiren und in deren Namen urtheilen® — ist genau 
angesehen für beide nicht richtig. Die Consistorien re- 
präsentiren nicht die Kirche, sondern das Kirchenregiment; 
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die Presbyterien repräsentiren nicht die Kirche, sondern 
die einzelne zu ihr gehörige Gemeinde. Aber die un- 
richtige Idee, dass durch das landesherrliche Consistorium 
die kirchliche Genossenschaft dennoch repräsentirt werde, 
hat eine Macht gewonnen, die sie noch heute behauptet. 
Sie hat eine nicht geringe Zahl respectabler Vertreter. 
Sie ist der Grund, weshalb z. B. der Schweriner Ober- 
kirchenrath sich nicht, wie es correct wäre, Grossherzog- 
licher, sondern schlechthin Oberkirchenrath nennt, und 
wohl ebenso der Grund für die ähnliche Erscheinung bei 
dem Berliner. | u 
Nun würde es zu viel sein, wollte man behaupten, 
jene Idee stamme von Spener einfach her, — vielmehr 
muss anerkannt werden, dass sie, wenn auch in anderer 
Ausdrucksweise, sich gleichzeitig an anderen Stellen der 
lutherischen Kirche andeutet. Immerhin äber ist die 
Spener’sche Auffassung eine ihrer Hauptquellen, und fordert 
daher zu näherer Betrachtung auf. Vielleicht gelingt es, 
auch ohne ausführliche dogmengeschichtliche Erörterung, 
zu der hier nicht. der Ort wäre, nachzuweisen, oder doch 
wahrscheinlich zu machen, woher zuletzt Spener den Ge- 
danken hat. 

. Dass die lutherischen Landesconsistorien ursprünglich 
nicht als Repräsentationen der entsprechenden Landeskirchen 
eingerichtet worden sind, kann nicht bezweifelt werden. 
Sie wurden, wie vorher die reformatorischen Visitations- 
commissionen, einseitig vom Landesherrn besetzt; erhielten 
von ihm ihre Instructionen; ihre Mitglieder sind nicht nur, 
sondern heissen auch‘ landesherrliche „Commissarien“. 
Der Landesherr errichtet aber und instruirt solche Be- 
hörden, weil er es als einen Theil seines landesherrlichen 


Regieramtes betrachtet, die Gebote der ersten Gesetzes- 


tafel aufrecht zu halten und demgemäss unrichtigen Gottes- 
dienst, unrichtige Lehr- und Sacramentsverwaltung im Lande 
nicht zu dulden. Was er in Erfüllung solcher Regierungs- 
pflichten thut, kommt derjenigen Kirche, welche er für 
die richtige achtet, zu Gute; aber es sind nicht Pflichten, 
die er Namens und im Auftrage der kirchlichen Genossen- 
schaft zu erfüllen sich bewusst ist, sondern es sind Pflichten 


» 
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des weltlichen Regieramtes, modern ausgedrückt staatliche 
Aufgaben. In sehr vielen fürstlichen Erlassen von damals 
spricht ein solches Bewusstsein sich aus. Die Einrichtungen 
dafür, welche seit dem speyerischen Reichsschlusse von 
1526 entstanden, und unter ihnen die Consistorien, sind daher 
Einrichtungen nicht der kirchlichen Genossenschaft, son- 
dern Landeseinrichtungen. Dass die Consistorien nicht 
selten zugleich benutzt werden, um (soweit das — meisten- 
theils patronatische — Recht des Landesherrn reicht, 
Geistliche anzustellen) für Anstellung geeigneter Pastoren 
zu sorgen, ist erst das Zweite. Da das Consistorium eine 
landesherrliche Behörde und für den genannten Zweck 
brauchbar war, so machte sich diese zweite Aufgabe, die 
indess nicht alle landesherrlichen Consistorien gehabt 
haben, leicht genug von selbst. In den Städten nahm 
sich das Alles etwas anders aus, war aber wesentlich 
nicht anders. 

Dogmatisirt erscheinen diese Verhältnisse in der schon 
bei den Hussiten und deutlicher dann bei Luther hervor- 
tretenden Theorie, Gott habe der Welt drei Ordnungen 
eingestiftet, Heilsordnung, Staatsordnung (oder wie es 
damals hiess, Rechtsordnung), Familienordnung, und zur 
Handhabung dieser Ordnungen drei Aemter gegründet, das 
geistliche Amt, das Regieramt und das Hausvateramt, 
deren Träger sämmtlich in Seinem Auftrage handeln, also 
an Gottes Statt. Denn nach dieser sogenannten Drei- 
ständelehre kommt der Landesobrigkeit als Trägerin des 
Regieramtes jure divino alles und jedes wirkliche Regieren 
im Lande zu, sonach auch die Aufrechthaltung der ersten 
Gesetzestafel, und damit das Kirchenregiment. 

Auf solchem Wege kann man indess, was den Ver- 
fassungsorganismus der Landeskirche anlangt, immer nur 
zu einer landespolizeilich, nicht zu einer genossenschaftlich 
gedachten Verfassung gelangen. Allerdings fehlen in der 
Praxis der deutschen Reformationszeit auch Anklänge an 
die letztere nicht: einestheils wo es gilt, unter Landes- 
herrschaften, die der Reformation abgeneigt sind, ein 
ewvangelisches Kirchenwesen zu gestalten, was aber immer 
eine nicht bedeutende Ausnahme geblieben ist, anderntheils 
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indem die Landeskirchenordnungen beflissen sind, sich zur 
richtigen Lehr- und Sacramentsverwaltung ausdrücklich 
zu bekennen und die Kirchendiener sich so bekennen zu 
lassen, um durch Beides zu documentiren, dass: in der 
landeskirchlichen Anstalt die Gemeinde der anBen Vor- 
handen sei. 

Wollte. die lutherische Dogmatik die kirchliche Ge- 
nossenschaft construiren, so Konnte sie immer nur von 
dieser gläubigen Gemeinde, dem „Leibe Christi“ ausgehen. 
Indem sie lehrte, dass eben dieser Gemeinde die Erhaltung 
richtiger Gnadenmittelverwaltung als eine Glaubenspflicht 
übertragen sei, vermöge welcher Pflicht jeder einzelne sich 
gläubig Bekennende, nach dem Maasse seiner Ausstattung 
mit Kräften, zu solcher Erhaltung zu helfen habe, nahm 
sie an, mit den Werken der entsprechenden Glaubenser- 
weisung, den sg. sigmis Ecclesiae, trete die Gemeinde 
der Gläubigen in die Erscheinung. Hier vermochte der 
Reiche mehr als der Arme, der Gebildete mehr als der 
Ungebildete, der theologisch Gebildete mehr als Beide, der 
Landesherr endlich, welcher seine gesammten Regierungs- 
gewalten zu diesem Zwecke verwenden konnte, mehr als 
sie Alle. Aber wenn auch jeder für den Zweck that, 
was er konnte: dass die so zur Erscheinung gelangende 
kirchliche Anstalt und die dieser Anstalt entsprechende 
bekennende Genossenschaft die. Lutheraner gerade alle- 
mal Eines deutschen. Reichsterritoriums umfassen müsse, 
ergab sich auf diesem Wege nicht. Die Landeskirche 
konnte man also so nicht construiren. | 

In älterer Zeit hat man Das, so viel ich finde, auch 
nicht versucht. Die landeskirchlichen, aus dem Gedanken 
der landesobrigkeitlichen Custodia prioris tabulae hervor- 
gegangenen Einrichtungen von denen die Rede war, sammt 
ihrer Construction in der Dreiständelehre, und die dogmatische 
aus dem Gedanken der Gemeinde der Gläubigen hervor- 
gegangene Theorie, nach welcher die Kirche als societas 
externarum rerum et rituum, also als Genossenschaft an- 
gesehen wurde, bestanden nebeneinander. Die  refor- 
matorische und die ihr zunächst folgende Zeit hatten weder 
Ruhe, noch hatten sie das Bedürfniss, ein solches Neben- 
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einander auf eine höhere Einheit zurückzuführen: man 
suchte nicht den Grund, sondern war mit Gründen zu- 
frieden. Erst der gelehrte Humanismus, und zwar erst 
der des 17. Jahrhunderts, hat über diesen Standpunkt 
der Betrachtungsweise hinausgeführt: wie im Staatsrechte, 
so im Kirchenrechte. 

Derjenige, an dessen Namen sich der Fortschritt an- 
knüpft, ist Hugo Grotius, und mit Recht; denn seine 
Gedanken über diese Dinge sind es, welche durchgeschlagen 
und dann lange Zeit, wenn auch nicht ohne einige Fort- 
bildung, die Gemüther beherrscht haben. In Betreff des 
Staates ist sein grosses Verdienst, dass er dem Gedanken 
Geltung schaffte, der Staat sei eine Einheit, der einzelne 
Staatsangehörige stets nur ein ihr eingegliederter Theil. 
Dass er dabei diese Einheit unrichtig als eine durch einen 
Urvertrag, den er voraussetzt, begründete blosse Genossen- 
schaft fasste, kann jenes Hauptverdienst nicht schmälern. 
In Betreff der Landeskirche macht er den Fortschritt, 
auf sie den Begriff der organisirten Genossenschaft zuerst 
ernstlich anzuwenden. So zwar, dass er annimmt, die 
zum Staate sich Associirenden schliessen die entsprechende 
Association zurKirche allemal in ihren Vertrag mit ein — erst 
sein Nachfolger Pufendorf hat den staatlichen und den 
kirchlichen Urvertrag unterschieden —, aber doch immer- 
hin in dem Sinne, dass er die dem Staatsgebiete ent- 
sprechende Kirche als Vereinskirche charakterisirt. 
Von Anderen ist der antike Gedanke der Identität von 
Staat und Kirche damals in anderen Formen gleichfalls 
wieder aufgenommen worden; aber jene Grotius’sche Ge- 
stalt war die, von welcher aus es am nächsten lag, die 
in den lutherischen Bekenntnissen definirte societas exter- 
narum rerum et rituum und die nun gleichfalls als Verein 
erscheinende Jutherische Landeskirche für Ein und Dasselbe 
zu nehmen. 

Diese humanistische Vermittelung hob das Nebenein- 
ander, von welchem vorhin die Rede gewesen ist, auf. 
Jetzt hatte man — allerdings um den Preis einer un- 
historischen Unterstellung und eines wenig genauen Denkens 
— (die Möglichkeit, in jeder Landeskirche die Kirche, die 
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kirchliche Genossenschaft zu sehen, konnte also nun die 
Frage nach der Repräsentation dieser Genossenschaft er- 
heben; und da man einmal am Unterstellen stillschweigender 
Verträge war, und demgemäss lehrte, dass die landeskirch- 
liche als die mit der landesstaatlichen identische Genossen- 
schaft sich dem Landesherrn per pactum subjectionis unter- 
worfen habe, nun auch weiter voraussetzen, dass durch dies 
pactum subjectionis die Leitung der landeskirchlichen Ge- 
nossenschaft dem Landesherrn übertragen sei, also seine 
Kirchenregimentsbehörde als Kirchenvertretung con- 
struiren. | | 

Kam man auf solche Wege, so fehlte dann selbst 
die historische Anknüpfung nicht. Es ist berührt worden, 
_ wie die Landesconsistorien ursprünglich Nichts weniger, 
als Vertretungen der Landeskirche waren. Auch in ihrer 
Antheilnahme am Excommunicationsprocesse waren sie es 
ursprünglich nicht; vielmehr gilt die minor excommunicatio 
— die major wird an der schon angeführten betreffenden 
Stelle der Schmalkaldischen Artikel als weltliche Strafe 
charakterisirt und kirchlich abgelehnt — als seelsorgerischer 
Act und somit als Sache der Pastoren, und jene Antheil- 
nahme der Consistorien besteht bloss in einer Aufsicht- 
führung über pastorale Bannthätigkeiten, zum Zwecke 
der Verhinderung von Missbrauch. So erscheint die Sache 
bei Sarcerius und in vielen Kirchenordnungen. Den 
‚Pfarrern wird verboten, den Bann von der Kanzel ergehen 
zu lassen, bevor nicht das Consistorium es ihnen, nach 
untersuchter Sache, erlaubt hat. Zum Zwecke solcher 
Sachuntersuchung muss es den zu Excommunicirenden aber 
selbst hören; denn es muss nicht blos von dem Aergerniss, 
welches er gegeben hat, sondern auch von seiner Unbuss- 
fertigkeit überzeugt werden. Letzteres geschieht natur- 
gemäss, indem es den Vorgeforderten selbst vermahnt und 
dabei selbst erfährt, dass er die Vermahnung nicht an- 
nimmt. Indem man nun begann, den Bannprocess nach 
den Vorschriften Math. 18, 15, fg. zu organisiren, und 
gleichzeitig die Aufgabe hatte, das erwähnte consistoriale 
Eingreifen beim Bannprocesse gegen die Flacianer zu 
vertheidigen, subsumirte man die Pflicht des Pfarrers, die 
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Sache an das Consistorium zu bringen, unter das Dic 
Ecelesiae, und rechtfertigt dies damit, dass im Consistorium 
Geistliche und Nichtgeistliche, als aus welchen Ständen 
die Kirche bestehe, vorhanden seien. - Es liegt auf der 
Hand, dass hiermit das Consistorium nicht für eine Re- 
präsentation der Landeskirche überhaupt erklärt ist. War 
man aber erst ohnehin geneigt, es dafür zu nehmen, 
so konnte man Aeusserungen der Kirchenordnungen und 
der Theorie, wie die angeführten, interpretiren, als ent- 
hielten sie bereits und erkennten an, was man humanistisch 
als in der Natur der Sache gelegen voraussetzte.. 

Solche Voraussetzungen verdienen, wo es sich um 
kirchenrechtliche Dogmengeschichte handelt, eine allge- 
meine Beachtung. Denn sobald es gilt, Schriftstellen oder 
aus der Schrift abgeleitete dogmatische Sätze auf die 
thatsächlichen Verhältnisse anzuwenden, diese danach zu 
beurtheilen, allenfalls zu gestalten, kommt es wesentlich 
darauf an, mit welchen Gedanken über die Natur dieser 
thatsächlichen Verhältnisse man an die Arbeit ge- 
gangen ist. Wer voraussetzt, Kirche und Staat seien 
formell gleichartige, bloss durch ihre verschiedenen Zwecke 
und die denselben entsprechenden Einrichtungen sich 
unterscheidende Genossenschaften, wird Schriftworte und 
Dogmen in ganz anderem Sinne auf sie anwenden, als wer 
in Betreff ihrer Natur von anderen Voraussetzungen aus- 


geht. Bringt man also bei den Aeusserungen, aus welchen 


man zu schöpfen hat, nicht auch die derartigen, gewöhn- 
lich unausgesprochenen Voraussetzungen in Rechnung, so 
ist man in Gefahr, sie misszuverstehen. Oft sind es Ge- 
danken, die als Theile der allgemeinen Bildung einer Zeit 
wie in der Luft liegen, sodass selbst Derjenige principiell 
noch unter ihrer Herrschaft bleibt, von welchem sie in 
ihren Consequenzen schon bekämpft werden, und durch 
dessen Angriffe vielleicht ihre demnächstige Ueberwindung 
eingeleitet wird. 

Als wir vorhin berührten, wie Spener annimmt, die 
Genossenschaft der Landeskirche habe, der Natur der 
Sache gemäss, Aufsicht und Gericht über die Pastoren, 
und übe es durch das diese Kirche repräsentirende landes- 
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herrliche Consistorium, bemerkten wir, dass die Deduction 
aus der Natur der Kirche nicht schlüssig war. Wir wer- 
den nicht irre gehen, wenn wir das in der Schlussreihe 
fehlende Glied aus Grotius herübernehmen. Zwar Spener 
beruft sich nicht auf ihn, sondern auf die Dogmatik, die 
„Hodosophia“ seines Strassburger Lehrers Dannhauer, 
deren zweites Phänomenon von der Kirche handelt. Allein 
 Dannhauer spricht nicht von der Landeskirche, sondern 
stets nur von der „tota visibilis Ecclesia,“ die durch ein 
Justum et legitimum Concilium vertreten werde (unter Q); 
und wenn er (unter J) hinzufügt, auch Consistorien seien 
als kirchliche Stellvertretungen möglich, so gebraucht er 
dies Wort erkennbar nicht im landeskirchlichen Sinne, 
sondern gleichbedeutend mit Presbyterien. Dass aber 
Grotius von Spener nicht genannt wird, ergänzt sich 
von anderer Seite. Speners Biographen (Hossbach 
1, 88) bezeugen, wie er zu der Zeit, wo der Mensch 
seinen geistigen Typus erhält, sich mit Grotius auf das 
Eifrigste beschäftigt, und dessen Lehren in seine Gesin- 
nungen und Denkweise so aufgenommen habe, dass später 
selbst in seinen Predigten dieser Einfluss hervorgetreten 
sei. Genannt wird dabei allerdings bloss des Grotius 
Buch De jure Belli et Paeis; indess dass dessen Schrift 
De Imperio summarum potestatum circa sacra, die zuerst 
1647, also in Speners dreizehntem Jahre erschienen ist, 
und die deutlicher als das Jus Belli et Pacis die hier in Be- 
tracht kommenden Punkte entwickelt, von nicht geringerem 
Einflusse auf Spener gewesen sein werde, darf mit Sicher- 
heit angenommen werden. Oder sagen wir: an der Stelle 
der letzten Bedenken gerade, die wir betrachten, liegt 
der Beweis vor. | 

Waren doch in der zweiten Hälfte des siebzehnten 
Jahrhunderts diese von Grotius, wie schon berührt ist, keines- 
wegs allein, sondern nur am wirksamsten vertretenen 
Anschauungen so verbreitet, dass unter ihrem Einflusse 
Speners Leipziger Gegner kaum weniger stehen, als er 
selbst. Denn offenbar gelangt der Theologe Joh. Bened. 
Carpzov, wo er annimmt, der Hausstand sei in kirchlichen 
Dingen deshalb ohne selbstständigen Antheil, weil er durch 
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den Regierstand darin vertreten werde, zu diesem Satze 
bloss dadurch, dass er ebendasselbe mit dem Staatsvertrage 
verschmolzene pactum unionis der Landeskirche und dem- 
nächstige pactum subjectionis mit dem Regierhause unter- 
stellt, welches Grotius voraussetzt. Also auch hier wird 
erst durch das humanistische Vermittelungsmoment die 
directe Anwendung der Dogmen von der Kirche auf das 
landeskirchliche Verhältniss ermöglicht. 

Solange dann der Territorialismus und der terri- 
torialistisch gefärbte Collegialismus am Regiment blieben, 
hat man daran, dass die Landeskirche als Genossenschaft 
betrachtet werden müsse, nicht mehr gezweifelt; es trat 
nur die dogmatische Begründung des Gedankens in den 
Hintergrund. Erst als das Toleranzprineip, welches an 
Stelle des Staatsprincips der Custodia prioris tabulae ge- 
treten war, in Verbindung mit der neuen politischen Ver- 
fassungsentwickelung dahin trieb, jener bis dahin bloss 
theoretisch existirenden Genossenschaft auch in der Praxis 
eine Bedeutung zu geben, und sie zu dem Zwecke pres- 
byterial und synodal zu organisiren, und als hieraus eine 
Gliederung von unzweifelhaften genossenschaftlichen Ver- 
tretungen der Localgemeinden, der Kreis- oder Bezirks- 
gemeinden, der Provinzialgemeinden, zuletzt der Gemeinde 
der gesammten Landeskirche hervorging, ist auch die 
Frage nach der repräsentativen Qualität der landesherr- 
lichen Consistorien wieder aufgetaucht. Jetzt unter ganz 
veränderten Verhältnissen. Denn einestheils ist jetzt den 
Consistorien die Basis der staatlichen Custodia prioris 
tabulae entzogen, und anderentheils stehen sie einer or- 
ganisirten kirchlichen Gemeindevertretung gegenüber. 

Würde es gelingen, wohin ich will nicht sagen die 
Strömung, aber eine Strömung der lutherischen Kirche 
geht, das landesherrliche Consistorium im entsprechenden 
Synodalausschusse mit der Zeit zu absorbiren, also die 
landesherrlichen Ernennungen seiner Mitglieder zu syno- 
dalen Wahlen, das Consistorium zu einer Behörde umzu- 
gestalten, wie ein reformirtes Moderamen, oder wie das 
Breslauer Oberkirchencollegium eine ist, so wäre die 
repräsentative Qualität ausser Zweifel. 
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Diese Eventualität jedoch kommt für jetzt nicht in 
Betracht: Die Frage ist vielmehr, ob ein landesherrlich be- 
auftragtes Consistorium, wie bisher die deutschen noch 
sind, die kirchliche Genossenschaft, für welche es bestellt 
ist, repräsentire, ob es z. B. dem Landesherrn selbst 
gegenüber sie zu vertreten legitimirt sei. 

Wer diese Frage bejahen wollte, würde die ver- 
mittelnde Basis einer solchen Vertretung, den Grund der 
Legitimation aufzuweisen haben. 

Ein Auftrag seitens der Kirchenrepräsentation, wie 
er dem reformirten Moderamen gegeben wird, ist derselbe 
nicht; der Auftrag des Consistoriums kommt vom Landes- 
herrn.. _ Die humanistischee Auffassung sei es des 
Territorialismus, sei es des Collegialismus, die einen still- 
schweigenden Unterwerfungsvertrag unterstellten, in wel- 
chem Alles, was die Theorie nöthig hatte, unterzubringen 
war, ist — abgesehen davon, dass sie nicht zum Ziele 
führen würde, — nicht mehr anwendlich. Wir sind heute 
unpoetisch genug, zu verlangen, dass, wenn Jemand einen 
Vertrag behauptet, er ihn nachweise; und. nachzuweisen 
sind diese vorausgesetzten Verträge nicht. Auch bei 
der Lehre vom Praecipuum membrum Eeclesiae ist keine 
Hülfe; denn der heutige Landesherr hat nicht mehr, wie 
der der Reformationszeit, seine Regierungsrechte zur Dis- 
position, so dass er sie nach Art von Privatrechten zu 
Gunsten der Kirche gebrauchen könnte. Die heutigen 
landesherrlichen Befugnisse sind Rechte des Regier- 
amtes. Was nicht innerhalb dieses Amtes liegt, und 
also von jedem Inhaber desselben geübt werden muss, 
sei er ein Glied der Kirche, oder sei er keines, das hat 
der Landesherr als solcher jetzt überhaupt nicht zu thun. 
Im alten Sinne kann man ihn also nicht mehr als Praeci- 
puum Ecclesiae membrum bezeichnen. Als einen Theil 
seines landesherrlichen Amtes besitzt er, soweit er es nicht 
‚aufgegeben hat, in den lutherischen Kirchengenossen- 
schaften seines Landes das Kirchenregiment; und wie er 
andere Theile dieses Amtes durch andere Behörden hand- 
haben lässt, so das Kirchenregiment durch die Consistorien. 
Sie sind landesherrliche Behörden, wie jene andern auch, 
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Ihre Amtsgewalt beruht ausschliesslich auf landesherrlichem 
Auftrage. Auf eine Repräsentation der Kirche kann 
dieser Auftrag nicht einmal gehen: dazu müsste dem 
Landesherrn selbst diese Repräsentation obliegen, was 
doch unzweifelhaft nicht der Fall ist. So hat auch das 
Verhältniss der Consistorien zum Landesherrn selbst 
Nichts, wodurch sie von anderen Behörden unterschieden 
wären. Sie sind verpflichtet und befugt, aus ihrer Sach- 
kenntniss heraus nach ihrem besten Wissen und Gewissen 
dem Landesherrn Bericht zu erstatten und gutachtliche 
Vorschläge zu machen: aber sie thun das genau eben- 
so, wie für andere Geschäftskreise andere Behörden es 
thun; irgend eine Selbstständigkeit, irgend einen kirchlich- 
genossenschaftlichen Willensfactor stellen sie in diesem 
Verhältnisse keineswegs dar. 

Hiervon sind im Laufe der Zeit eine Anzahl schein- 
barer Ausnahmen da eingetreten, wo der Landesherr 
katholisch war. Scheinbar, weil bei genauerer Betrachtung 
sich findet, dass alle solche Fälle zuletzt auf ausgedehnterer 
Bevollmächtigung seitens des Landesherrn beruhen. Am 
bekanntesten ist die Sächsische. Der, wie ich glaube, 
einzige jener Fälle, bei welchem man einen andern Weg 
versucht hat, hat in der Praxis ein unzulängliches Gebilde 
und in der Theorie nicht geringe Verwirrung hervor- 
gerufen. | 

Als im Jahre 1818 die Verhältnisse der katholischen 
und der protestantischen Kirche in Baiern durch die be- 
kannten der baierischen Verfassung angehängten Edicte 
festgestellt wurden, fasste man die evangelische Kirche 
des Landes als eine grosse Genossenschaft — „Gemeinde“ 
wird sie genannt — und stellte an ihre Spitze ein Ober- 
consistorium, von dem es in dem Edict hiess, es solle 
„selbstständig“ sein „unter“ dem Ministerium des Innern. 
Das konnte und sollte wohl heissen, das Ministerium ver- 
walte die Kirchenhoheit, das Consistorium die Kirchenge- 
walt; also jenes das jus circa sacra, dieses das jus 
in sacra. Vergleicht man das Verhältniss mit dem der 
nach dem Wortlaute ähnlich gestellten katholischen Kirche 
des Landes, so ergab sich der Anspruch, dass das Ober- 
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consistorium in Verwaltung dieser Kirchengewalt so selbst- 
ständig sei, wie die das jus in sacra auf katholischer 
Seite verwaltenden Bischöfe. Aber da man das Ober- 
consistorium nicht zu einer genossenschaftlichen Behörde 
gemacht hatte, wie die Bischöfe es waren, sondern da es 
eben ein Consistorium, eine landesherrliche Behörde, nach 
wie vor blieb, da endlich auch eine Bevollmächtigung der 
Art, wie vorher erwähnt wurde, nicht stattfand, so blieb 
die „Selbstständigkeit“ des Münchener Oberconsistoriums 
in wesentlichen Punkten auf dem Papier, und in der That 
war die Behörde ebenso unselbstständig dem Landesherrn 
. gegenüber, wie andere Consistorien. = 
Hier suchte nun Stahl zu helfen in seinem Buche 
über die Kirchenverfassung nach Lehre und Recht der 
Protestanten, das 1840 allerdings in dem Augenblicke er- 
schien, wo er aus Bayern weg nach Berlin ging, das aber 
greifbar zeigt, wie seine Deduction aus den Eindrücken 
und Bestrebungen hervorgegangen ist, welche durch die 
Ineonvenienzen der: erwähnten bayerischen Sachlage her- 
vorgerufen waren. Es kam darauf an, der zugesicherten 
„Selbstständigkeit“ des Oberconsistoriums eine Grundlage 
zu geben, vermöge deren sie auch dem Landesherrn 
gegenüber geltend zu machen wäre. Die katholischen 
Bischöfe hatten eine solche Basis in dem Liehrsatze ihrer 
Kirche, dass in dem Mandatum divinum des Lehramtes 
das Kirchenregiment einbegriffen, also ihnen von Gott 
übertragen sei. Stahl adoptirte dies Dogma für das pro- 
testantische Lehramt. Er behauptet, der Satz, dass das 
lehramtliche Mandatum divinum sich auch auf die Re- 
gierung der Kirche erstrecke, ergebe sich aus der Natur 
der Sache und aus der heiligen Schrift. Soweit diese 
göttliche Vollmacht reiche, müsse der Landesherr sie in 
den geistlichen Mitgliedern seines evangelischen” Consi- 
storiums ganz ebenso wie in den Katholischen Bischöfen 
anerkennen. Sein landesherrliches Recht sei nicht, die 
Kirche zu regieren, sondern nur sie zu schützen. Da- 
nach bemesse sich seine allerdings auch am consistorialen 
Regimente betheiligte, aber nur mitbetheiligte Concurrenz. 
Es ist ein einfaches Herübernehmen des Kernes 
Zeitschrift fir Kirchenrecht XIX. (N. F. IV.) 2. 15 
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der betreffenden katholischen Lehre. Dass er damit die 
Reformation als Revolution charakterisire, war Stahl wohl 
damals nicht klar. 

Er hat nachher unumwunden anerkannt, was aller- 
dings auch nicht bezweifelt werden kann, dass der be- 
kenntnissmässigen Lutherlehre seine Annahme nicht ent- 
spreche. Aber er hat festgehalten, dass diese Lehre auf dem 
betreffenden Punkte der Verbesserung bedürftig sei. Wir 
können das hier dahin gestellt sein lassen. Für die 
lutherische Kirche, wie sie bis jetzt ist, räumt Stahl durch 
seine Anerkennung selbst ein, dass das Consistorium 
keinerlei Repräsentation der Landeskirche, sondern dass 
die Consistorialen von heute noch ganz ebenso landesherr- 
liche „Commissari“ sind, wie die der Reformationszeit. 

Die Sache anders zu fassen, scheint mir ein aus theils 
collegialistischer, theils katholisirender Neigung entstandener 
Irrthum. Eine veränderte Stellung zum Landesherrn und 
eine kirchenvertretende Mission ist seitens der Consistorien 
anders nicht zu erreichen, als wenn sie, auf Grund 
der presbyterial-synodalen Kirchenorganisation, sich in 
Moderamina nach reformirtem Muster verwandeln. Dann 
sind sie aber keine Consistorien mehr. 
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IX. 


Wer ist als. Subject des Eigenthums bei Grund- 

stücken incorporirter Pfarreien in den öffent- 

lichen (Grund- und Hypotheken-) Büchern ein- 
| zutragen? 


Von 


Dr. P. Hinschius 
Geheimem Justizrathe und ordentlichem Professor der Rechte zu Berlin. 


Die in der Ueberschrift aufgestellte Frage ist neuer- 
dings in Oesterreich Gegenstand der Erörterung ge- 
worden. Die „Zeitschrift für Notariat und freiwillige 
Gerichtsbarkeit in Oesterreich“ Jahrgang 1883 (vom 5. 
April, No. 17 S. 105) berichtet darüber: 

„Das Stift X., welchem die Pfarre Z. quoad temporalia 
et spiritualia incorporirt ist und welches diese Pfarre mit 
seinen Ordensgeistlichen besetzt, legte im Wege der kirch- 
lichen Oberbehörde der zuständigen Landesstelle eine so- 
genannte „Widmungsurkunde“ zur staatlichen Genehmigung 
vor, in welcher es durch seine gesetzliche Vertretung 
(Propst und Prior) erklärte, dass es vor 20 Jahren die 
Bauernwirthschaft Nr... inZ. von den Eheleuten er- 
kaufte, jedoch schon mit der Absicht, damit die Pfarre 
zu Z. zu dotiren. Dieser Absicht gemäss wurde dem 
Pfarrvicar von Z. sofort der Genuss dieser Wirthschaft 
überlassen, wogegen derselbe dem Stifte die Zinsen: des 
Kaufschillings jährlich entrichtete.. Als nach 10 Jahren 
eine für die Pfarre intestirte Grundentlastungsobligation 
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verlost wurde, habe das Stift von dem Erlöse sich für 
den Kaufschilling für jene Realität bezahlt gemacht, und 
seither habe natürlich auch die Zinsvergütung aufgehört. 
Um dieses Verhältniss zu ordnen, erkläre das Stift, die 
gedachte Wirthschaft zur Dotation der Pfarre Z. zu 
widmen und gestatte die Einverleibung des Eigenthumes 
derselben. 

Die Landesstelle nahm an, es handle sich hier um 
einen Kauf zwischen Pfarre und Stift und verordnete, dass 
demgemäss ein ordentlicher Kaufvertrag zu errichten sei. 

Dagegen remonstrirte das Stift unter Anführung folgen- 
der Gründe: | 

Die Pfarre Z. sei dem Stifte incorporirt, dessen Propst 
der eigentliche Pfarrer (parochus principalis, primitivus) 
sei; das Vermögen der Pfarrpfründe sei durch die In- 
corporation ein Bestandtheil des Stiftsvermögens geworden, 
wie es denn auch bei Veränderungen in der Person des 
. Propstes mit dem Stiftsvermögen zusammen inventirt und 
für dasselbe mit diesem zusammen das Gebührenäquivalent 
etc. bezahlt werde. Der Vicarius sei nicht ipso jure 
Nutzniesser des Pfründenvermögens, beziehe dessen Ein- 
künfte vielmehr nur in Folge freiwilliger, jederzeit wider- 
ruflicher Gestattung der Stiftsvorstehung, die ihn ebenso 
gut mit einem fixen Gehalt dotiren könnte. Da nun der 
Propst der eigentliche Pfarrer ist, könne er nicht in 
dieser Eigenschaft mit .sich selbst als Propst einen Kauf 
abschliessen und würde es auch hierzu, vermöge des engen 
Zusammenhanges des Pfründen- mit dem Stiftsvermögen, 
an dem nothwendigen Merkmale einer Eigenthumsver- 
äusserung fehlen. Die seinerzeitige Zinsvergütung habe 
nicht ihren Grund in einem Darlehen, sondern darin, dass 
bei der gesonderten Rechnungsführung über das engere 
Stiftsvermögen und über das Pfründenvermögen, die Aus- 
lagen, welche aus dem einen für das andere bestritten 
werden, in Evidenz gehalten werden müssen. Ebenso sei 
die Entnahme des Betrages des Kaufschillings aus dem 
Erlöse der Grundentlastungsobligation nichts Anderes, als 
dass das Stift von einem ihm ebenfalls gehörigen und 
nur gesondert verrechneten Vermögen diese Summe ent- 


Der Eigenthümer der Grundstücke incorpor. Pfarreien. 225 


nimmt und in einen anderen Complex seines Vermögens 
überträgt. Die Widmung sei die einzig mögliche Form, 
denn beim Kaufe und bei jedem zweiseitigen Rechtsgeschäfte 
sei ein Uebereinkommen zwischen zwei verschiedenen 
Rechtssubjecten die Voraussetzung, und diese fehle hier 
eben. Der Vicarius wäre zum Abschlusse eines Vertrages 
für die Pfründe nicht berechtigt, denn 8 46 des Gesetzes 
vom 7. Mai 1874, No. 50 R. G. Bl., räume selbst dem 
wirklichen, geistlichen Nutzniesser einer Pfründe nur das 
. Recht der Verwaltung des Pfründenvermögens ein, worunter 
der Ankauf nicht falle; wie viel weniger könne dieses 
Recht einem blos exponirten Vicar zukommen! — Die 
Landesstelle beharrte auf ihrer Anordnung. Die Ansicht, 
dass das Pfarrvermögen dem Stifte gehöre, widerstreite 
dem in Oesterreich geltenden Kirchenrechte (Hofdecret 
vom 4. Juni 1831, provisor. Gesetzessammlung für Ober- 
österreich, 13. Bd., S. 305). Die gleichen Gründe, aus 
welchen das Stift den Kaufvertrag perhorrescire, weil es 
ihn angeblich mit sich selbst abschliessen müsste, würden 
auch der Schenkung entgegenstehen; Pfarre und Stift 
seien verschiedene juristische Personen, können daher an- 
standslos miteinander Verträge schliessen, wobei es voll- 
kommen gleichgiltig sei, ob eine und dieselbe Person an 
beiden Vermögensverwaltungen participire; und wenn schon, 
entgegen der Praxis, diesmal der Pfarrvicar nicht zum Ab- 
schlusse des Vertrages zugelassen würde, könne der Propst 
ebensowohl als Mitrepräsentant des Stiftes als gleichzeitig als 
parochus principalis der Pfarre den Vertrag unterzeichnen. 
Eine Schenkung liege nicht vor, eine Widmung nur dann, 
wenn man hierunter ein Rechtsgeschäft verstünde, wobei 
der Eine die Sache, der andere Theil die bestimmte Summe 
Geldes übergiebt. Die Intervention des Pfarrvicars könne 
selbstverständlich nur mit Gestattung der Stiftsvorstehung 
erfolgen.“ — 

An diese Mittheilung wird a. a. O. eine Untersuchung 
der Frage angeknüpft, ob nach gemeinem und öster- 
reichischem Kirchenrechte durch dieIncorporation 
eine Vermengung des Pfarrvermögens der incor- 
porirten Pfarrei mit dem Stiftungsvermögen her- 
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beigeführt wird, die eine fernere SEIDSLBLENSIEEEN 
des ersteren ausschliesst. 

Was zunächst das gemeine Kirchenrecht betrifft, 
so wird gegen die von mir (Kirchenrecht Th. II. S. 446 
ff.) behauptete Vernichtung der vermögensrechtlichen 
Selbstständigkeit der incorporirten Pfarrei behauptet, dass 
die Construction eines Eigenthumsüberganges durch die 
Incorporation (also der Vernichtung der vermögensrecht- 
lichen Selbstständigkeit) dem Wesen der Incorporation 
nicht entspreche. Nach kanonischem Recht sei nämlich 
bekanntermaassen die vermögensrechtliche Seite eines 
Kirchenamtes eine accidentale, das wesentliche immer nur 
das geistliche Amt. Dieses werde wenigstens bei der 
incorporatio quoad temporalia et spiritualia unbestritten 
auf die geistliche Corporation übertragen. Mit dem Amte 
erhalte sie auch dessen Einkünfte zum Genusse genau in 
derselben Weise, wie dieser vor der Incorporation dem 
Einzelpfarrer zugestanden habe. Ja, selbst bei der incorpo- 
ratio quoad temporalia trete diese letztere Wirkung auch 
nicht mehr ein (?) und nur die geistliche Seite des Amtes 
werde nicht mit übertragen. Was also übergehe, sei nicht 
das Eigenthum der Pfarre — wodurch diese aufhören würde 
Beneficium zu sein, sondern der Nutzgenuss an diesem 
Eigenthume nach Maassgabe der Grundsätze über den 
Beneficialgenuss. 

Diese Theorie läuft also darauf hinaus, dass die In- 
corporation keine Veränderung des incorporirten Amtes 
als solchen bewirkt, sondern lediglich Verleihung desselben 
an eine geistliche Corporation zu demselben Rechte, wie 
die Verleihung an eine physische Person ist, nur mit dem 
Unterschiede, dass die erstere dauernd, die letztere allein 
bis zum Tode des Amtsinhabers erfolgt. 

Die gedachten Ansichten haben den Vorzug ab- 
soluter Neuheit, aber auch diesen allein. Die bisherige 
ältere und neuere Literatur steht übereinstimmend auf 
dem von mir vertretenen Standpunkte.') Der Verfasser 


?) van Espen diss. de pristinis altarium et ecclesiarum in- 
corporationibus c. 2 8 3 bezeichnet die incorporirten Kirchen als dem 
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der erwähnten Erörterungen, welcher mir den Vorwurf 
macht, dass ich für meine Annahme keinen strieten Be- 
weis aus den Quellen geliefert habe, hat seinerseits nicht 
einmal einen solchen zu unternehmen versucht. Er beruft 
sich lediglich auf eine Aeusserung bei Pachmann, Lehr- 
buch des Kirchenrechtes, 2. Aufl. Bd. U. S. 9, dass die 
Incorporation darin bestehe, dass einer kirchlichen Cor- 
poration ein Kirchenamt zugewiesen werde, womit der 
Anspruch auf die mit demselben verbundenen „Nutzungs- 
rechte“ ertheilt werde. In der 3. Aufl. — die frühere 
liegt mir nicht vor — gebraucht Pachmann den Aus- 
druck: „Nutzungsrechte“ in der betreffenden Erörterung 
(S. 84) nicht. Ueberhaupt fehlt es bei ihm an jeder aus- 
reichenden juristischen Construction des hier fraglichen 
Instituts. Wenner aber ältere, wiez.B.Neller, ohne jede 
Polemik anführt, dieIncorporation Bd. III S. 84 als Ein- 
verleibung bezeichnet und sie in der Lehre von der Aus- 
gestaltung und Aufhebung der kirchlichen Aemter (Bd. II) 
und zum Theil in der vom Pfründenwesen (Bd. III S. 84) 
behandelt, also in dem Zusammenhange, in welchen 
die Incorporation gewöhnlich gestellt wird, so ergiebt sich 
aus allen diesen Umständen, dass er keinen anderen 
Standpunkt als die herrschende Lehre einnimmt und zu 
Unrecht als Gewährsmann für die neue Theorie ange- 
zogen wird. 

Handelte es sich demnach um eine rein theoretische 
Controverse, so Könnte diese neue Ansicht auf sich beruhen 
bleiben. Sie ist aber jetzt in Oesterreich zu einer 
praktischen Frage geworden (vergl. auch die Mittheilung 
im Archiv f. kath. Kirchenrechte 48 S. 452), und da 
die unrichtige Meinung dort bei den weltlichen Behörden 
Annahme gefunden hat, erscheint es gerechtfertigt, auf 
die Sache näher einzugehen. 


. Kloster appropriirt; ähnlich Neller in Schmidt thesaurus jur. 
eceles. 6, 451. 494; Foesser im Archiv für kathol. Kirchenrecht, 21, 
365, 415. 416 sagt, dass die Temporalien des incorporirten Amtes 
auf das Kloster im Wege der Universalsuccession übergehen, ebenso 
Kujawa diss, de incorporatione beneficiorum Glacii 1872 8. 50; 
Vering. Lehrbuch des Kirchenrechts 2. Aufl. S. 466. 
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Der ungenannte Verfasser des Aufsatzes in der an- 
geführten Zeitschrift hat sich bei seinen Ausführungen 
offenbar nicht klar gemacht, was das Object der Incorpo- 
ration ist. Wenn er meint, dass das Kloster bei der in- 
corporatio quoad spiritualia et temporalia mit dem Amte 
auch dessen Einkünfte zum Genusse genau in derselben 
Weise, wie dieser vor der Incorporätion dem Einzel- 
pfarrer zugestanden habe, erhalte, so hat er dabei zweierlei 
übersehen, 1. dass der frühere Einzelpfarrer nur ein dem 
s.g. dominium utile ähnliches Nutzungsrecht an dem zum 
Pfarrbeneficium gehörigen, nicht an dem ganzen Pfarr-Ver- 
mögen besessen hat, und dass also, falls der Nutzgenuss 
nach Maassgabe der Grundsätze über den Beneficialgenuss 
auf das incorporationsberechtigte Institut übergeht, das- 
selbe durch die Incorporation nicht einmal die Nutznies- 
sung von dem nicht zum Pfarrpfründengute gehörigen 
 Pfarrvermögen erhalten könnte, 2. weiter dass bei der 
Incorporation gar kein Nutzungsrecht, sondern Eigenthum 
und sowohl an dem Pfarrpfründengut, wie auch an: dem 
sonstigen Pfarrvermögen übertragen wird. 

Gegenüber dem Vorwurf des Verfassers, die von mir 
vertretene Ansicht sei nicht striet aus den Quellen er- 
wiesen, lässt sich leicht darzuthun, dass seine Aufstellung, 
in Bezug auf welche er lediglich den von ihm falsch ver- 
standenen Pachmann anführt, mit den Quellen in abso- 
lutem Widerspruch steht. 

_ Im Corpus juris canoniei finden sich keine Stellen, 
welche die hier in Frage stehenden Punkte direct regeln 
(ss. mein Kirchenrecht Bd. I S. 441), das Wesen 
der Incorporation kann, soweit es hier in Frage steht, 
nur aus den massenhaft vorhandenen Urkunden erkannt 
werden. 

Es ist bekannt, dass das Institut der Incorporation 
sich aus der Vergabung von Kirchen an Klöster und 
andere geistliche Institute entwickelt hat und dass die 
ursprüngliche Anschauung dahin gegangen ist, dass der- 
gleichen Kirchen im Eigenthum der Klöster gestanden 
haben. Das beweisen die vielfach vorkommenden Aus- 
drücke in den Schenkungsurkunden ; dedi, concessi, tradidi 
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ecclesiam oder omnem hereditatem meam cum omni_ inte- 
gritate h. e. una ecclesia. ?) 

Im 11. Jahrhundert: nimmt zunächst die kirchliche 
Partikulargesetzgebung den Kampf ‘gegen die bisherige 
Gestaltung auf. Diese führt zu der Aufstellung der 
Scheidung des Vermögens (ecclesia) und der geistlichen 
Rechte (altare) der betreffenden Kirchen.°) Unter Be- 
nutzung dieses Gesichtspunktes wird die frühere Theorie 
von der Statthaftigkeit des Eigenthums an der Kirche 
selbst von der allgemeinen Gesetzgebung seit dem 12. Jahr- 
hundert zu beseitigen ‚gesucht, aber dabei die Zugehörig- 
keit des Vermögens der früher dem Eigenthumsrecht 
unterworfenen Kirche zu dem berechtigten Kloster oder 
geistlichen Institute niemals bestritten und nunmehr, je nach- 
dem das letztere auch die mit der unterworfenen Kirche 
zusammenhängenden, geistlichen Rechte besitzt oder nicht, 
das so modificirte frühere Eigenthumsverhältniss als in- 
corporatio quoad temporalia et spiritualia oder quoad tem- 
poralia bezeichnet. *) 

Bis zu. einer Beseitigung des von Anfang an vor- 
handenen Eigenthumsrechtes des incorporationsberechtigten 
Institutes an dem Vermögen der incorporirten Kirche ist 
die kirchliche Gesetzgebung niemals geschritten, insbe- 
sondere findet sich in dem ganzen hierher gehörigen 
Quellen-Material kein Anhaltspunkt dafür, dass die In- 
corporation jemals als „Uebertragung der Einkünfte zum 
Genusse, wie diese vorher dem Einzelpfarrer zustand“, 
oder als Uebertragung des Nutzgenusses nach Maassgabe 
der Grundsätze über den Beneficialgenuss aufgefasst 
worden wäre. Im Gegentheil, es. ist sogar schlechter- 
dings unmöglich die Ausdrücke der Incorporationsurkunden 
in der letzten Bedeutung aufzufassen, vgl. z. B. 

Dipl. a. 1282, Mecklenburg. Urkundenbuch 3. S. 57: 

‚„eccelesiam in Bergendorpe cum jure patronatus ejusdem 


”) 8. mein Kirchenrecht Bd. 2 $. 436 und meine Abhandlung 
i. d. Festgaben für A. W. Heffter. Berlin 1873. 8. 3, 

®) Mein Kirchenrecht a. a. O. 8. 438. 

*) Mein Kirchenrecht a, a. O. 8. 447 ff, 
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et cum omnibus temporalibus et spiritualibus 
eius pleno jure. vobis vestrisque successoribus pro-. 
prietatis tytulo conferimus perpetuo possidendam 
... dantes etiam vobis potesiatem plenariam, ut pro- 
ventusipsius ecclesiae in usus vestros possitis convertere, 
reservata tamen in sustentationem vicarii legitima 
portione.* 


Dipl. a. a. 1297, Böhmer, cod. dipl. Moenofrancof. 
S. 312: „parochialem ecclesiam in monte Ursule ... 
cum omnibus proventibus, redditibus, censibus, decimis, 
obventionibus et aliis suis juribus et pertinentiis uni- 
versis ecclesie vestre ... unimus, incorporamus, unitam 
et incorporatam esse volumus perpetuis temporibus in 
futurum, ita tamen, quod de redditibus supradictis 
perpetuo vicario . . . prebenda sive porcio competens 
relinguatur . . . residuo in augmentum praebendarum 
vestrarum per divisionem canonicam convertendo.“ 


Von einem Eintreten in den blossen Beneficialgenuss 
des Pfarrpfründevermögens des früheren Pfarrers ist weder 
in diesen beiden Urkunden, noch in den zahlreichen an- 
deren?) die Rede, vielmehr wird nach ihrem Inhalte das 
ganze Vermögen der incorporirten Kirche, ohne Unter- 
schied seiner Bestimmung, für immer zu Eigenthum, zu 
vollem Rechte, übertragen. Wie hätte man ferner auch 
seit dem 13. Jahrhundert in den Urkunden regelmässig 
die Ausdrücke: unire, incorporare gebrauchen und das 
Institut als Incorporation bezeichnen können, wenn nicht 
das Vermögen der incorporirten Kirche an das berech- 
tigte Institut übertragen worden wäre? Wenn Jemand 
ein auch noch so ausgedehntes Nutzungsrecht an einer 
Sache erhält, wird Niemand sagen, dass die letztere 


seinem V-ermögen incorporirt, einverleibt oder vereinigt 


sei, wohl aber, wenn ihm die Sache zu Eigenthum über- 
geben ist. 

Es ist also aus den Quellen erwiesen, dass bei der 
Incorporation das Vermögen der incorporirten Pfarrei auf 


5) 8. die Nachweisungen a.a.0.9,.442 ff. in den Anmerkungen. 
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das berechtigte Institut als Eigenthum für immer übergeht 
-und dass ferner alle weiteren und später sich aus der- 
selben ergebenden Einkünfte ebenfalls dem letzteren zu- 
fallen. Das heisst aber nichts anderes, als die Eigen- 
thums- und Vermögensfähigkeit der Pfarrei wird durch 
die Incorporation vernichtet, die letztere ‚hört also auf, 
juristische Person, Vermögenssubject, zu sein. 
Aus diesem Grunde ist die Incorporation ein Act, 
welcher den bisherigen Bestand der incorporirten Pfarrei 
und des dazu gehörigen Pfarrbeneficiums verändert und 
sie muss, wie das bisher immer geschehen ist, in der 
Lehre von den Veränderungen der kirchlichen Beneficien 
behandelt werden. | 
Der Verfasser der erwähnten Abhandlung beruft sich 
gegen die herrschende Theorie aber noch auf zwei 
weitere Momente. Er meint‘), dass, wenn eine Aufhebung 
der Incorporation statthaft sei und dabei das noch vor- 
handene Vermögen wieder in das Eigenthum der restitu- 
irten Pfarrei übergehe, dann von einem Eigenthumsüber- 
gang nicht gesprochen werden könne, höchstens revo- 
cables Eigenthum vorläge.. Ganz abgesehen davon, 
dass revocables Eigenthum immer Eigenthum ist, versteht 
man darunter ein solches, bei welchem die Möglichkeit 
eines späteren Verlustes desselben schon durch die Art 
und Weise seines Erwerbes gegeben ist. ) Davon ist aber 
beider Incorporation nicht die Rede. Sie wird unbedingt, 
ohne Befristung, kurz ohne jede Beschränkung vorge- 
nommen. Es ist nun völlig unverständlich, wie der Umstand, 
dass später einmal das Eigenthum wieder beseitigt werden 
kann, z. B. der Eigenthümer einer Sache dieselbe durch 
Veräusserung oder durch Expropriation verliert, irgend- 
wie gegen die Existenz des Eigenthums bis zu einem 
Zeitpunkt, in welchem ein solches Ereigniss eintritt, ver- 
werthet werden kann. Ganz ebenso verhält es sich, wenn 
eine verfügte Incorporation später durch den kirchlichen 


°) Mit Bezug auf meine Ausführung a. a. o. 9. 454. 
")8, Windscheid, Pandekten 8 165. 
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Oberen wieder aufgehoben und die frühere Pfarre wieder 
restituirt wird.°) 

Endlich weist der Veran darauf hin, dass bei 
der Annahme eines Eigenthumsüberganges die bisherige 
Pfarrei aufhören würde, Beneficium zu sein. Auch das 
ist völlig unerheblich. 

‘Bei der incorporatio quoad temporalia et spiritualia 
geht das incorporirte Pfarramt sowohl in seinem ver- 
mögensrechtlichen, wie auch in seinem geistlichen Bestande 
auf das berechtigte Institut dauernd über und wird mit 
demselben dauernd vereinigt. Das Pfarramt als solches 
verliert also seine Selbstständigkeit und daher bedarf 
es der materiellen, dauernden Unterlage für dasselbe nicht 
mehr. Bei der incorporatio quoad temporalia bleibt aller- 
dings das Pfarramt seiner geistlichen Seite nach selbst- 
ständig bestehen, die vermögensrechtliche Grundlage wird 
ihm hier dagegen entzogen. Da aber das Institut der 
Incorporation an sich eine Anomalie ist, so kann man 
selbstverständlich gewisse Erscheinungen bei demselben 
auch nicht mit dem Maasse der regelmässigen kirchlichen 


®) Ich habe a, a. O, weiter gesagt, dass bei der Restitution 
der Pfarrei das incorporationsberechtigte Institut das früher incor- 
porirte Vermögen, soweit es vorhanden sei, resiituiren müsse, und 
indem ich dabei hervorgehoben habe, dass es für das nicht mehr exi- 
stirende nicht hafte, habe ich hinzugefügt: „Freilich ist dadurch nicht 
ausgeschlossen, dass das durch Dolus oder Versehen der Verwalter, (d.h. 
der etwaigen von dem Institut angenommenen Verwalter) Verlorene 
ersetzt werden muss, denn die dessfallsige dem parochus primitivus oder 
habitualis erworbene Entschädigungsforderung fällt als Bestandtheil des 
Pfarrvermögens mit diesem. an die in ihrer früheren Selbstständigkeit 
wieder auflebende Pfarrei.“ Mein Gegner bemerkt hierzu: „Wäre 
die behauptete confusio richtig, so könnte ja von Rückstellung des 
noch vorhandenen Vermögens, von Haftung für Dolus u. s w. nicht 
die Rede sein.“ Vom dolus des parochus primitivus habe ich aber 
gar nicht gesprochen, sondern nur von einer zu dem restituirenden 
Vermögen gehörigen Entschädigungsforderung wegen dolus seines 
Verwalters an den letzteren. Weiter dürfte es wohl nicht zweifel- 
haft sein, dass es auch dem Wesen der confusio nicht widerspricht, 
dass sie hinterher wieder durch eine in integrum restitutio be- 
seitigt werden kann und dass dann das noch vorhandene Vermögen 
wieder zurückgegeben werden muss. 
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Einrichtungen messen und ferner ist es kein Postulat des 
katholischen Kirchenrechts, dass jedes Pfarramt auch ein 
vollkommenes Pfarrbeneficium sein müsse. Nur dann, 
wenn letzteres der Fall wäre, würde der erhobene Ein- 
wand von Bedeutung sein. 


Für das gemeine Kirchenrecht ist damit zur Genüge 
erwiesen, dass die herrschende Lehre die einzig haltbare 
ist. Kennt aber die Österreichische Gesetzgebung 
besondere, das gemeine Recht abändernde Bestimmungen? 

Das Circulare der österreichischen Landesregierung 
vom 3. Juli 1807 (Archiv für das kathol. Kirchenrecht 
9 8. 93) bestimmt: 


„2. Haben die Stifter und Klöster die Gebäude der 
ihnen incorporirten alten und neuen Pfarreien wie bisher 
auf eigene Kosten und in der bisher bestandenen Art 
im baulichen Stande herzuhalten und herzustellen.“ 


Derjenige, welcher bloss einen „Nutzgenuss nach 
Maassgabe der Grundsätze über den Beneficialgenuss“ hat, 
ist jedenfalls nicht principaliter in dem angeordneten Um- 
fange baulastpflichtig.. Wenn also das Circulare den in- 
corporationsberechtigten Instituten die principale und volle 
Baulast auflegt, so kann der Grund nur darin liegen, 
dass die incorporirten Pfarreien als selbstständige Ver- 
mögenssubjecte beseitigt sind und das Vermögen der 


letzteren in das Eigenthum der geistlichen Institute über- 


gegangen ist, wie denn auch die österreichische Hofkanzlei 
‚in ihrem zur Begründung der gedachten Verpflichtung 
erstatteten Vortrage (a. a. O0. S. 96) bemerkt: „In jedem 
Falle habe das mit den Pfarrlehen dotirte Stift mit dem 
commodo des Lehns auch das darauf haftende onus 
sustentationis fabricae überkommen.“ Der Verfasser des 
genannten Artikels muss daher auch zugeben, dass sich 
die Vorschrift des Circulare a. 1807 kaum (!) (richtiger 
hätte er allerdings „gar nicht“ gesagt) mit seiner Ansicht 
vereinigen lässt. 

Die ältere Österreichische Gesetzgebung hat 
danach jedenfalls auf dem hier für das gemeine Recht 
vertretenen Standpunkt gestanden. 


234 Dr. P. Hinschius: 


Es wird nun in der referirten Entscheidung der Landes- 
stelle für die entgegengesetzte Ansicht auf das Hofdecret 
vom 4. Juni 1831, provisorische Gesetzsammlung für Ober- 
österreich Bd. 1 d. 8. 305, Bezug genommen und der 
Verfasser der citirten Erörterungen beruft sich seinerseits 
auch auf ein Cabinetschreiben vom 29. April 1831, bz. 
ein Hofdecret vom 18. Mai 1831 S. 11,648. Das Hof- 
decret vom 4. Juni 1831 habe ich in den mir hier zu- 
gänglichen Sammlungen der österreichischen Gesetze nicht 
ermitteln können. Dafür, dass es nichts Entscheidendes 
und Relevantes enthält, spricht jedenfalls der Umstand, 
dass der Verfasser des genannten Artikels selbst nicht 
einmal zur Begründung seiner Meinung darauf recurrirt. 
Er meint vielmehr, dass das aus Anlass des Cabinet- 
schreibens vom 29. April 1831 ergangene Hofdecret vom 
18. Mai 1831 für die Frage entscheidend sei. Dasselbe 
besagt, ich theile es unter Ergänzung der vom Ver- 
fasser ausgelassenen Stelle nach von Barth-Barthenheim, 
Öesterreichs geistliche Angelegenheiten in ihren politisch- 
administrativen Beziehungen, Wien 1841. S. 419 mit: 

„Die Bischöfe sind anzuweisen, dass sie bei Visi- 

tationen der Pfarren, welche Stiften oder Klöstern 
incorporirt sind, darauf dringen, dass das Pfarr- 
und Stiftungsvermögen dieser Pfarreien gehörig von 
dem des Stiftes und Klosters unterschieden und evident 
gehalten werde, zu welchem Ende die Einführung 
eigener Kirchenladen nach den bestehenden Normen 
und genauer Inventarien über das, was den einzelnen 
Pfarren gehört, anzuordnen ist. Doch soll es den 
Stifts- und Klostervorstehern immer unbenommen bleiben, 
so viel, als sie verständig und zweckmässig finden, 
den ausgesetzten Pfarrern zu überlassen.“ 

Ex professo, wie der angeführte Verfasser meint, 
behandelt dieses Decret sicherlich die Rechtsverhältnisse 
bei der Incorporation nicht. Es verfolgt offenbar den 
Zweck, dafür zu sorgen, dass das für die incorporirten 
Pfarreien bestimmte, ihnen früher gehörige Vermögen, 
in erster Linie für ihre Bedürfnisse erhalten bleibe, darum 
soll dasselbe von dem übrigen Stifts- und Klostervermögen 
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getrennt gehalten werden. Wäre das erstere nicht 
Eigenthum des Stiftes oder Klosters gewesen, so hätte 
es einer solchen Vorschrift kaum bedurft, da der blosse 
Nutzungsberechtigte auch nur seiner Nutzniessung unter- 
stehende Objecte nicht als sein eigenes Vermögen be- 
trachten und behandeln kann. Das wäre einfach eine 
widerrechtliche Maassregel gewesen, und sollte man in 
Oesterreich bis zum Jahre 1831 ein solches Verfahren 
Jahrhunderte lang geduldet haben, trotzdem dass die 
staatliche Gesetzgebung dort seit dem 18. Jahrhundert 
weiter als in jedem anderen deutschen Staate reglemen- 
tirend in die gesammte kirchliche Verwaltung eingegriffen 
hat? Die Vorschrift, dass der Eigenthümer zwei, ver- 
schiedenen Zwecken dienende Vermögensmassen getrennt 
zu verwalten hat, ist doch wahrlich nicht so auffällig, 
dass man daraus zu schliessen hätte, dass ihm nicht an 
beiden Massen das Eigenthum zustehen könne. 

. Das Decret spricht nun allerdings weiter von pfarr- 
lichem Vermögen und gestattet den Stifts- und Kloster- 
vorstehern . davon soviel, als sie nothwendig finden, 
den ausgesetzten Pfarrern zu überlassen. Mein Gegner 
bemerkt mit Bezug hierauf: „Wie könnte hier sonst von 
pfarrlichem Vermögen gesprochen werden und den Stiften 
nur die Dispositionen über den Ertrag derselben zuge- 
sprochen sein ?* Als pfarrliches Vermögen kann man aber 
unzweifelhaft auch dasjenige bezeichnen, welches zur 
Unterhaltung der Pfarrei bestimmt ist, ohne dass dasselbe 
im Eigenthum derselben zu stehen braucht. Und hätten 
die österreichischen Stifter und Klöster blos den Genuss 
der Einkünfte gehabt, wie sie einem Einzelpfarrer ohne In- 
corporation zustehen, so hätten dieselben wohlin die Lage 
kommen können, über das Pfarrbeneficialvermögen zu ver- 
fügen, indessen niemals ein Recht gehabt über das 
sonstige Pfarrvermögen zu disponiren. Für dieses hätte 
vielmehr unter bischöflicher Aufsicht eine besondere Ver- 
waltung bestehen müssen, und es hätte ihnen gar nicht 
gestattet werden können, von diesem den ausgesetzten 
Pfarrern etwas zu überlassen. Gerade diese Anordnung 
setzt die Verwaltung des ganzen Pfarrvermögens durch 
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die Stifter und Klöster voraus und das Recht dazu kann 
für sie nur auf dem Titel der Incorporation, welche ihnen 
das Eikenthum an diesem Vermögen gegeben hat, beruhen. 
Ein anderer Titel ist kirchenrechtlich gar nicht denkbar. 
Endlich hat es auch nicht im Entferntesten etwas Be- 
sonderes, dass den Stifts- und Klostervorstehern in der 
gedachten Beziehung nur die Disposition über die Ein- 
künfte gestattet wird. Es ist ein hinlänglich bekannter 
Grundsatz aller staatlichen Verwaltungen und es ist auch 
durch das kanonische Recht anerkannt, dass das zu ver- 
 waltende Vermögen seiner Substanz nach, soviel wie 
möglich erhalten werden soll, und dass daher die zur 
Verwaltung berechtigten Organe kirchlicher Corporationen 
für die Regel nur zur Verfügung über die Einkünfte be- 
fugt sind. Daraus aber zu schliessen, dass den von diesen 
Organen vertretenen Corporationen kein Eigenthum an 
der Substanz des Vermögens zusteht, erscheint durchaus 
haltlos. 

Es ist in Vorstehendem dargethan, dass das citirte 
Decret keineswegs zu der von dem erwähnten Verfasser 
gemachten Schlussfolgerung nöthigt, dass es sich vielmehr 
vollkommen mit der hier vertheidigten Annahme verträgt. 
Wenn, wie nachgewiesen, die ältere österreichische Ge- 
setzgebung ebenfalls mit der letzteren übereinstimmt, so 
liegt gar kein Grund vor, in dem Decrete einen gesetz- 
geberischen Erlass zu sehen, welcher das bisherige, mit 
dem übrigen deutschen Rechte übereinstimmende öster- 
reichische Recht zu ändern beabsichtigt und wirklich 
geändert hätte. 

Das um so weniger, als die alte Anschauung sich 
auch in den in neuerer Zeit für andere österreichische 
Landestheile, als Oberösterreich, erlassenen gesetzlichen 
Bestimmungen wiederfindet. Das Gesetz vom 28. Mai 1863 
für Kärnten (Arch. f. kathol. Kirchenrecht 12. S. 310) 
schreibt in Betreff der Baulast der Klöster und Stifter 
im 8. 10 vor: | 

„Geistliche Genossenschaften haben bei den ihnen 

incorporirten Pfarreien die nach Abschlag des Werthes 
der Zug- und Handdienste verbleibenden, in $. 1 er- 
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wähnten Kosten in dem Falle allein zu bestreiten , wenn 


das Kirchenvermögen mit jenem der geistlichen Genossen- ° 


schaft vermengt ist und eine. abgesonderte Kirchenrechnung 


nicht geführt_wird, sonst gelten die in den $$ 1 bis ein- 


schliesslich .8 enthaltenen Bestimmungen, wobei die geist- 
lichen Genossenschaften die Last des Patrons zu tragen 
haben«. | | a. Eh E 

Die erst erwähnte Alternative, dass das Vermögen mit 
dem Vermögen des geistlichen Institutes vermengt ist und 
keine abgesonderte Rechnung darüber geführt wird, setzt doch 
unzweifelhaft voraus, dass das Pfarrvermögen vom Gesetz- 
geber als Eigenthum des betreffenden Institutes betrachtet 
worden ist. 

Die zweite im $ 10 berührte Alternative umfasst zwei 
Fälle a) Vermengung des Kirchenvermögens, aber Führung 
einer gesonderten Rechnung darüber und b) Auseinanderhal- 
tung des Kirchenvermögens von dem Vermögen des Stiftes 
oder Klosters, wobei die gesonderte Rechnungsführung selbst- 
verständlich ist. Im Falle a kann das geistliche Institut 
ebenfalls nur als Eigenthümer des Pfarrvermögens betrachtet 
werden. Dasselbe muss aber auch für den Fall b gelten, weil 
das Gesetz beide Fälle gleich behandelt. Es ist in beiden 
zunächst der Bauaufwand aus dem gesondert für die Pfarrei 
gehaltenen Vermögen zu bestreiten und subsidiär soll das 
berechtigte Institut ein Drittel der Baukosten, wie der Patron, 
hergeben. Hätte der Gesetzgeber dasselbe nur als »nutzungs- 
berechtigt nach Maassgabe der Nutzung des Benifizialgenusses« 


“ betrachtet, so hätte derselbe einmal der hier besprochenen 


Fälle gar nicht in dem von ihm aufgestellten Zusammenhange 
gedenken können, und er hätte ferner das Institut nicht dem 
Patron, sondern dem Pfründner hinsichtlich des Baulastbeitrages 


‘ gleichstellen müssen. 


Durch die vorstehenden Ausführungen dürfte erwiesen 
sein, dass sowohl nach gemeinem, wie nach österreichischem 
Rechte das Vermögen der incorporirten Pfarreien im Eigen- 
thum des berechtigten geistlichen Institutes steht, und dass 
die ersteren keine selbständigen, vermögensfähigen juristischen 
Personen bilden. | 

Demnach kann als Eigenthumssubject im Grund- oder 

Zeitschrift f. Kirchenrecht. XIX. (N. F. 1V.) 2. 3. 16 
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Hypothekenbuche auch nur das Kloster oder Stift, nicht aber 
die incorporirte Pfarrei eingetragen werden. Ob dagegen da, 
wo eine besondere Rechnung über das für Zwecke der letzteren 
bestimmte Vermögen geführt wird, im Grundbuche die betref- 
fende besondere Zweckbestimmung eines Grundstücks einge- 
tragen werden kann, das wird sich nach den besonderen 
Bestimmungen der einzelnen Grundbuch-Ordnungen richten, 
auf welche hier nicht näher einzugehen ist. 


X. 


Ludwigs des Baiern Appellationen gegen 
Johann XXI 1323 und 1324. 


Von 
D. Karl Müller, 


Professor in Berlin. 


Es liegt mir zur Zeit nichts ferner, als die Wiederauf- 
nahme meiner früheren Studien über Ludwig den Baiern. 
Nur durch eine anderweitige Veranlassung bin ich auf den in 
der Ueberschrift genannten einzelnen Punct zurückgeführt 
worden, -zu einer erneuten Prüfung des vorliegenden Materials 
gekommen und habe dabei zugleich einige Resultate gewonnen, 
die zurückzuhalten ich keinen Grund sehe. 


I. 
In meiner Schrift über den Kampf Ludwigs d. B. mit 


—der römischen Curie Bd. 1, 88. 5 und 6 hatte ich eine Ansicht. 


vorgetragen, in welcher ich mich wenigstens in einzelnen 
Hauptpuneten mit Riezler in Uebereinstimmung wusste, 
Ich nahm an, dass Ludwig auf den ersten, ihm nicht officiell 
übermittelten Process Johanns XXII. hin zunächst in einer 
gewissen Unsicherheit der Curie entgegengekommen sei mit 
der Anfrage, ob der Process wirklich ergangen sei, und mit 
der Bitte, die darin gestellte Frist für eine Rechtfertigung 
Ludwigs zu verlängern; dass er dann aber in der Zwischen- 
zeit, wahrscheinlich auf Eingebung des Bischofs Nikolaus von 
Regensburg zu der Nürnberger Appellation vom 18. Dec. 1323 


16". 
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fortgegangen sei, in welcher er einerseits sich auf den Boden 
des positiven Reichsrechts stellend, sein Verhalten und seine 
Regierung den päpstlichen Angriffen gegenüber rechtfertige, 
andererseits aber in dem ewigen Streit der Pfarrgeistlichkeit 
mit den Bettelorden, besonders den Minoriten, sich entschieden 
auf die Seite der ersteren schlage und dem Papst heftige 
Vorwürfe in Bezug auf seine Beschirmung der Minoriten mache. 

In Bezug auf die Sachsenhäuser Erklärung hatte ich 
dann zunächst das Datum des 22. Mai 1324 festzustellen 
versucht und, Kopp’s Beweisführung annehmend "), die 
Ansicht vertreten, dass von dem zweiten Process Johanns XXII. 
vom März 1824 in ihr noch keine Spur zu finden sei. Ich 
hatte deshalb die Vermuthung aufgestellt, dass als man an 
Ludwigs Hof unter dem Einfluss neuer Faktoren, nämlich 
der eben angekommenen Minoriten in dieser „Appellation® 
eine abermalige Schwenkung vollzog, absichtlich die Situation 
der Nürnberger Appellation beibehalten worden sei, um so 
die zweite Appellation ganz an Stelle der ersteren zu setzen. 
Ich fand mich hierin dadurch bestärkt, dass die Nürnberger 
Appellation sofort ganz verschwindet und nur die von Sachsen- 
hausen weiter bekannt gemacht und auch später noch er- 
wähnt wird. | 

In Bezug auf die nach Ludwigs späterer Behauptung 
durch den Notar Ulrich den Wilden an der Sachsenhäuser 
Appellation vorgenommene Fälschung entfernte ich mich so- 
wohl von der Annahme Riezler’s?) als auch von den 
Ausführungen Marcour’s?), indem ich weder mit dem 
letzteren Ludwigs Behauptung einfach verwerfen, noch auch 
mit ersterem eine totale Fälschung bezw. Unterschiebung 
des ganzen Abschnittes über die Armuth Christi annehmen 
konnte. Ich suchte vielmehr aus den Acten zu erweisen, dass 
jener Abschnitt von Ludwig, der die ganze Bedeutung der 
ihm dargebotenen Bundesgenossenschaft der Minoriten erkannt 


!) Doch habe ich nicht wie Preger, Anfänge etc. 8. 11 sagt, 
nach dieser Beweisführung eine abermalige Untersuchung meinerseits 
für unnöthig gehalten, sondern eine abermalige Begründung! 
(S. I, 356.) 

2) Forschungen z. d. G. 14, 1 ff. 

®) Antheil der Minoriten etc. 8. 71 ff. 
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habe, mit vollem Bewusstsein aufgenommen worden sei, dass 
er nur ausdrücklich erklärt habe, die Verantwortung für den 
dogmatischen Inhalt desselben nicht auf sich nehmen zu wollen, 
und dass er es daher abgelehnt habe, den ihm zugemutheten 
und von den Minoriten gewünschten Eid zu schwören, der 
seinen Glauben auch an die These der letzteren erhärten 
sollte, wie sie in jenem Abschnitt .entwickelt war. Es ergab 
sich mir dann aus Ludwigs Aussagen, dass nur an dieser 
Stelle eine Fälschung vorgenommen worden sein könne, indem 
die Minoriten den beleidigten Ulrich dafür gewonnen hätten, 
jenen Vorbehalt zu streichen und den von Ludwig verweigerten 
‘ Eid in die Urkunde dennoch einzuschwärzen. Ihre Absicht 
wäre dabei gewesen, den König in des Papstes Augen rück- 
haltlos an ihre Partei zu ketten und jenem: den Rückzug un- 
möglich zu machen. 

Nun hat es Preger unternommen, auch an diesem Punet 
Ludwigs Handeln als consequenter und einheitlicher zu er- 
weisen, als es mir erschienen war‘). Er hat zunächst in 
Abrede gezogen, dass der Sendung nach Avignon gegenüber 
in der Nürnberger Appellation eine Wendung liege; er hat 
vielmehr jene Appellation als das einfache Mittel gekennzeichnet, 
durch welches Ludwig dem Versuch des Papstes begegne, 
durch Hinhaltung der königlichen Gesandten den dem König 
gesetzten Termin verstreichen zu lassen und ihm so eine recht- 
zeitige Appellation unmöglich zu machen. 

In Bezug auf die Sachsenhäuser Erklärung aber hat 
Preger sich die Bemerkung von Moritz Ritter?) angeeignet, 
der mir entgegen gehalten hat, dass die Sachsenhäuser „Appel- 
lation “eigentlich gar keine Appellation sei, sonderneineAnklage- 
schrift, in welcher der König nach der Nürnberger Appellation 


— 


4) Preger, über die Anfänge des kirchenpolitischen Kampfes unter 
‚Ludwig d. B. 1882 (a. d. Abhdlg. der k. bayer. Akad. d. W. III. Abth. 
XVI. Bd. II. Abth. 8. 115 ff. und separat). Ich berühre seine Resultate in 
Betreff der Nürnberger und Sachsenhäuser Erklärungen nur soweit sie für 
die Frage in Betracht kommen, von denen hier die Rede sein soll. — Im 
Uebrigen theile ich die Bedenken, die Riezler'in Sybel’s hist. Zeitschr. 
49. N. F. 13, 1882, S. 297 f. gegen Preger’s Auffassung erhebt. 

5) In der Recension meines Bandes I. (Sybel’s hist. Zeitschr. 46. 
N. F. 10. 1879, S. 301 ff). 
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zum Angriff übergehe. Preger hat dann das Datum des 
Januar für unmöglich erklärt und vielmehr den 22. April 
angenommen). Er hat aber auch in der Sachsenhäuser Er- 
klärung weiterhin die Antwort Ludwigs auf den zweiten 
Process Johanns XXII., die Bannbulle, gesehen und hat in 
ihr eine directe Anspielung auf denselben gefunden in den 
Worten: Johannes qui... . contra nos... . jam incepit 
procedere et processit, ut dicitur; wie ich glaube mit 
Recht. Preger hat ferner den Gesichtspunkt aufgestellt, 
dass Ludwig gegen Johann — wie vorher Johann gegen 
Ludwig — die Anklage auf Häresie erhebe und zwar in Form 
der accusatio. Die processualischen Formen dieser accusatio 
endlich haben ihm zugleich die Handhabe für eine neue Er- 
klärung der fraglichen Fälschung geboten. 

Ich halte den letzteren Versuch für missglückt und 
gedenke dies im folgenden des näheren zu erweisen. Ehe 
ich jedoch an diesen Punct herantrete, habe ich die Sachsen- 
häuser Erklärung, wie auch den Process des Papstes darauf 
anzusehen, ob sie wirklich ohne weiteres die Anklage vor 
der ‚Inquisitio haereticae pravitatis bezwecken und ob sich 
ihre rechtlichen Formen nicht auch noch anders erklären: im 
Zusammenhang damit werde ich versuchen durch eine Analyse 
der beiden Schriftstücke ihr gegenseitiges Verhältniss und 
ihre Stellung im Process noch etwas genauer zu bestimmen. 
Zum Schluss soll dann noch das Verhältniss der Sachsenhäuser 
Schrift zu einem verwandten Akt aus Philipps des Schönen 
Zeit in der Kürze entwickelt werden. 


I. 


Dass eine Anklage auf Häresie nicht nothwendig vor 
den berufsmässigen inquisitores haereticae pravitatis durch- 


6) Preger hat die, wie ich immer noch glaube, wesentlichen Gründe, 
die ich für den 22. Mai beigebracht hatte, ignorirt. Den Grund, aus 
dem er den April statt des Mai fordert, vermag ich bei einer näheren 
Prüfung des Briefes im Oberbair. Archiv 1, 79 n. 56 durchaus 
nicht für stichhaltig zu erklären. Hier sehe ich von einer weiteren 
Behandlung der Sache ab, um so mehr, als die Frage ob April oder 
Mai für die Hauptfrage: ob der zweite Process in der Appellation 
vorausgesetzt werden könne, gleichgiltig ist, und wir gerade in dieser 
Hauptfrage einig sind. 
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geführt werden musste, ist sicher: Hus ist vom Concil 
wegen Häresie verurtheilt worden, und ebenso konnte ein 
derartiger Process vom Papst unmittelbar in die Hand ge- 
nommen werden. Nach dieser Seite hin stände also der 
Annahme nichts entgegen, dass die Anklage Ludwigs durch 
Johann XXII. auf Häresie gelautet hätte und dass anderer- 
seits der König die Anklage des Papstes wegen desselben 
Verbrechens an das künftige Coneil gerichtet hätte. Aber 
andere Gründe stehen dem entgegen. Im ersten Process 
Johanns XXII. gegen Ludwig sind doch entschieden die 
politischen Beschwerdepunkte die Hauptsache: nur am Schluss 
kommt die fautoria et defensio zur Sprache, die der König 


den wegen Häresie verurtheilten Viscontis hatte zu Theil 


werden lassen. Ueber ‘den letzteren: Punct hätte also der 
Process allerdings nach den für die Inquisitio haereticae pra- 
vitatis bestehenden Normen geführt werden können, über die 
Hauptmasse der Beschuldigungen dagegen, die Regierungs- 
handlungen des Königs, offenbar nicht. Ueber diese 
musste vielmehr nach den Normen des ordentlichen canonischen 
Processes gerichtet ‘werden. 

 Aehnlich ist es.mit der Sachsenhäuser „Appellation« 
Auch die in ihr vorliegende Anklage hat Preger S. 18 einfach 
als Anklage auf Häresie bezeichnet. Aber auch wenn man 
mit Preger die Thatsächlichkeit der von Ludwig behaupteten 
Fälschung leugnet, so könnte von einer Anklage auf Häresie 
doch nur in dem Abschnitt die Rede sein, der die Frage der 
Armuth Christi behandelt. Aber nimmermehr könnte es gelten 
von dem übrigen mannichfaltigen Inhalt der Anklageschrift. 


Denn dieser hat vielmehr die Regierung des Papstes in der 


Kirche, sein Verhältniss zum “Reich, dessen Regenten und 
Getreuen, sowie die Verletzung aller Rechtsformen, wie sie 
im ersten Process vorliegt, zum Gegenstand. 

. Also wird man den ersten Process Johanns sowohl als 


die Anklageschrift des Königs vom Boden des ordentlichen 


canonischen Strafverfahrens aus zu beurtheilen haben. Dass 
Preger die beiden Aktenstücke an manchen Puncten auch 
bei seiner Annahme richtig beleuchten konnte, kommt doch 
nur daher, dass der Process bei der Inquisitio haereticae pra- 
vitatis in den einleitenden Stadien ganz denselben Normen 
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unterlag, wie der regelmässige canonische Criminalprocess: 


“erst von der Beweisaufnahme an treten die besonderen Be- 


stimmungen ein, die für die Inquisitio haereticae ae 
galten. 


Die Nürnberger Appellation nun ist nach der 
damals gebräuchlichen Terminologie”) zu bezeichnen als eine 
appellatio judicialis, ante sententiam, a gravamine. Letzteres 
spricht Ludwig selbst aus mit den Worten °®): „sentientes nos 


‚et jura imperü ..... .. ex praedietis processibus ..... . com- 
“  minationibus ..... .. gräviter et enormiter.... . . aggravatos 
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"esse et posse etiam in posterum quam plurimum aggravari, 
a supradictis gravaminibus iniquis, indebite et 
injuste illatis et comminatis et a processibus dieti summi 
_ pontificis manifeste iniquis et. injuriosis ex causis non veris 
prejudicialibus et insolitis, juris ordine non servato, contra 
nos factis et confietis in hiis seriptis ..... . appellamus“. 

Die Appellation wird eingelegt an die sancta sedes 
apostolica d. h. sie geht a papa male informato ad papam 
melius informandum°). Es wird also nicht die Legitimität 
des Papstes als des Richters über den König an sich ange- 
’fochten, sondern es wird nur die materielle Grundlosigkeit seines 
Processes, sowie die Nichtachtung aller rechtlichen Formalitäten 
als Grund zur Beschwerde angegeben. 

Da der König nicht an das Concil, sondern an den 
apostölischen Stuhl appellirt, so ist nach den bisherigen 
Forschungen nicht recht verständlich, warum er trotzdem 
schon in Nürnberg die Einberufung eines allgemeinen Coneils 
verlangt. Das erklärt sich aber, wie ich glaube, auf folgende 
Weise, 

Man hat bisher übersehen, dass die Nürnberger Kanal 
lation ebensogut als die Sachsenhäuser eine Anklage des 
Papstes vor dem ihm übergeordneten Richter, dem allgemeinen 


7) Vgl. darüber z. B. Durantis, speculum juris (Ausgabe von 
Frankfurt 1612) 1. IV. p. 2 de appell. $. 184 ff. 

8) Bei Gewold 77. 

®) Denn die Nürnberger Appellation steht ja noch nicht auf dem 
Standpunkt, dass sie Johann XXII. gar nicht als Papst anerkennen 
würde. 
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Coneil, enthält, dass also Ludwig der gegen ihn erhobenen 
Anklage schon damals offenbar begegnen will durch eine 
recriminatio. . Der Gegenstand der letzteren ist 1) das Ver- 
hältniss Johamıs zu dem von Seiten der Minoriten begangenen 
Unfug, welch letzterem der Papst derartigen Schutz zu Theil 
werden .lasse;, dass Ludwig daraus- die Anschuldigung auf 
_ dissimulatio, defensio, fautoria haereticae pravitatis 
ableiten kann ($. 76); 2) der Versuch des Papstes, das eine 
der beiden von Gott geordneten Lichter am Himmel der 
streitenden. Kirche, das K aiserthum, ‚auszulöschen. 

Nun: unterscheidet sich aber diese Anklage von der 


späteren in Sachsenhausen auf’s bestimmteste dadurch, dass 


Ludwig 1) keine besondere Anklageschrift einreicht, sondern 
nur im Verlauf seiner Appellation die Anschuldigungen erhebt, 
2) dass er keinen Calumnieneid leistet, 3) dass er sich nicht 
zur Dur chführung der Anklage eidlich verpflichtet, sondern 
nur das einfache Versprechen gibt, den Beweis der Wahr- 
heit der von ihm vorgetragenen Anschuldigungen zu erbringen. 
Dadurch werden wir darauf hingewiesen, dass Ludwig hier 
die Anklage per modum denunciationis!) erhebt. 
Ueber die bei der letzteren geltenden Grundsätze gibt Du- 
rantis genügende Nachricht. Darnach ist die. Denunciation 
charakterisirt einmal durch ihren Zweck, sofern sie nicht 
unter allen Umständen vindicative Strafen erstrebt, sondern 
zunächst nur correctionem!) d.h. Besserung des Denunecüirten 
durch Mittel der kirchlichen Zucht und Abstellung der be- 
stehenden a Sodann aber ist das bei der 
ichs wenn jene eine publica ist, d. h. wenn ein Öffentliches 
Interesse im Spiele ist und wenn sie von Personen erhoben 
wird, die vermöge ihrer öffentlichen Stellung eine amtliche 
Verpflichtung dazu haben. Es fällt dann nicht nur die sonst - 
vorher erforderliche „munitio charitativa“ weg, sondern es 
bedarf auch — und das gilt von der denunciatio allgemein — 
weder der Einreichung eines besonderen Libells, noch der 
Leistung des Calumnieneides. Ja der ‚allgemeine Amtseid, 


19) Dies, Eh „delatio“ (wie Pre ger 18 angibt), ist der technische 
Ausdruck für dieses Verfahren. | 
") «16 X, de accusat. V, 1. 
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den der Denunciator einst geschworen, überhebt ihn sogar, 
wenn er ex officio denuncürt, der Verpflichtung, den Beweis 
für die Wahrheit seiner Denunciation zu erbringen. Vielmehr 
liegt es dann dem Denunciirten ob, den Beweis seiner Unschuld 
anzutreten !?). | 

Nun beachte man, wie Ludwig schon in seiner der 
Appellation vorausgeschickten Erklärung (8. 69) betont, dass 
er als Vogt der allgemeinen römischen Kirche die Verpflich- 
tung habe, die Feinde der letzteren sowie die vom rechten 
Glauben Abirrenden zu verfolgen, und dass er andererseits 
auch das Reich und alle Rechte desselben gegen jedermann 
zu schützen gehalten sei. Wie er das letztere unter Hinweis 
auf seinen Krönungseid erklärt, so hätte er das auch beim 
ersteren Punct thun können. Aber noch mehr: unmittelbar 
nach dem Vortrag der denuneciatio folgt der abermalige 
Hinweis auf seine göttliche Bestellung zum Vorkämpfer und 
Wächter des katholischen Glaubens, zum Vogt der römischen 
Kirche, zum König und Fürsten des Reichs sowie auf seine 
ihm durch seinen Amtseid auferlegte Pflicht, die Ver- 


12) Ueber die denunciatio s. auch Biener, Beiträge zu der 
Geschichte des Inquisitionsprocesses und der Geschworenengerichte 1827, 
S. 57—60. — Bei Durantis kommen in Betracht a. a. O. III, 1 de 
accus. $ In. 33 8. 8 und III, 1 de denunciat. S. 23 ff. An ersterer 
Stelle nennt Durantis gewisse (freilich sehr untergeordnete) Arten 
von Anklägern, die ex officio sibi commisso aliquos denuncient. 
Bei diesen u. ä&. „non est opus secundum locorum consuetudines ut 
accusent vel de calumnia jurent, sed ut solum simpliciter ex 
officio suo denuncient. Eorum enim’''denunciationi creditur, ex 
quo juraverunt suum exequi fideliter oficium, . ... . adeo ut nisi 
denunciatus ab eis suam legitimam defensionem probaverit, condemna- 
bitur ex hujusmodi denunciatione, qaae quoad hoc fidem facit. Nec 
dabitur libellus ... .* et. — 8.23 ff. sodann finden sich folgende Stellen : 
n. 2 fi. fordert an sich für jede denunciatio den vorherigen Erlass einer 
monitio charitativa. Aber n. 10 fügt hinzu: „[denunciatio] publica 
judicialis (letzteres bildet den Gegensatz gegen die d. canonica wie die 
d. evangelica) dieitur illa, quae ex officio competit, in qua nec 
monitio requiritur ..... Et ad hanc denunciationem episcopus 
inquirere tenetur*. — Vgl. auch die Anmerkung des Baldus zu diesem 
Abschnitt 8. 25: „Denuneiatio quae publica utilitate fulcitur, 
non requirit monitionem praecedere, et potest fieri a quolibet, qui tale 
officium gerit. ..... In denunciatione quia de plano proceditur, 
non est necessarius libellus.“ 
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.. letzung der Rechte des Reichs und der römischen Kirche 


nicht zu dulden. Man beachte ferner, wie er (8. 78) das 
Interesse geltend macht, welches das Reich und die Kirche 
an diesen Fragen habe und das daher gewiss ein allgemeines 
öffentliches sei !?), und wie er dann eben unter Berufung 
auf dies alles das Concil erbittet, auf dem er selbst erscheinen 
wolle. | 

Bedenkt man das alles, so kann man, glaube ich, nicht 
im Zweifel sein, dass alle Anzeichen dafür sprechen, dass 
Ludwig mit seiner Appellation a papa male informato ad 
papam melius informandum. gleichzeitig in den von ihm be- 
rührten Puncten die recriminatio gegen den Papst in Form 
der denunciatio erhebt, für das darauf hin einzuleitende Ver- 
fahren das allgemeine Concil als den legitimen Richter des 
Papstes erbittet und sein Recht zu dieser Denunciation be- 
gründet durch den Hinweis auf das öffentliche Interesse der 
ganzen Angelegenheit sowie auf die ihm aus seinem Amtseid 
erwachsene Pflicht, hier einzuschreiten.. 


Ob Ludwig die vom Recht verlangte **) und von ihm 
versprochene 5) officielle Mittheilung der „ex intervallo“ ein- 
gelegten Appellation an Johann XXII. wirklich vollzogen habe, 
darüber fehlen uns alle bestimmten Nachrichten. Dürfte man 
eine Stelle in zwei Briefen Ludwigs von 13281%) auf ihren 
Wortlaut pressen, so müsste Ludwig allerdings der Nürnberger 


18) Vgl.: Cum vero propter premissos articulos, quos non est dubium 
statum fidei katholice, sancte Romane ecclesie, sacri imperii contingere 
et omnium interesse, opus sit convocatione generalis concilii etc. 

1 Vgl. z. B: Durantis, speculum juris 1 IV. p. 2 de appell. 
$.1n, 14 8. 187a ... si judieis ... . haberi copia non possit, potest 
coram aliis publieis et authenticis personis appellari. Dann aber muss 
der appellator quam citius poterit judiei . . . denunciare seu notificare, 
qualiter appellavit et se intendere prosequi appellationem. 

15) Gewold 78: quam appellationem et omnia et singula scripta etc. 

ı) Ludewig, reliquiae Mss. II, 283 ff., wo Ludwig sagt, er habe 
sich gegen die Processe Johanns XXII. in eorum textura et ante 
promulgationem gesichert durch den interjectus legitimae appella- 
tions. An sich könnte das allerdings nur auf die Nürnberger 
Appellation gehen. | 
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Appellation und der mit ihr verbundenen Denunciation weitere 
Verbreitung gegeben haben: sie: wäre also wohl auch dem 
Papst mitgetheilt worden. Allein da andererseits alle 
übrigen Stimmen, die von einer Appellation Ludwigs reden, 
mehr oder weniger bestimmt die Sachsenhäuser meinen, so 
wird es sich fragen, ob man nicht auch jene Worte so wird 
auslegen müssen: Ludwig würde sich dann auf die' Erneue- 
rung seiner ersten Appellation in der von Sachsenhausen 
beziehen und für den ferneren Verlauf wäre dann doch die 
Sachsenhäuser Appellatiin an die Stelle der Nürnberger 
getreten — mit welcher Einschränkung, wird sich ergeben. 


Zwischen der Nürnberger und der Sachsenhäuser Appel- 
lation !”) liegt die Rückkehr der Gesandten Ludwigs sowie der 
Erlass des zweiten Processes mit der ersten päpstlichen sen- 
tentia diffinitiva gegen Ludwig, der Verhängung des Bannes. 
Von dieser Veränderung der Situation kommt es, dass auch 
Ludwigs Verhalten ein anderes wird. Er geht freilich nicht 
gerade von der Vertheidigung zum Angriff über, denn in der 
Nürnberger Appellation lag ja auch schon ein Angriff, wenn 
auch zu defensivem Zweck. Wohl aber bekommt jetzt der 
Angriff eine ganz andere Wucht: der Appellation. mit einge- 
schobener Denunciation folgt nunmehr die feierliche accusatio 
mit nur angehängter neuer Appellation; dem Antrag auf ein 
Verfahren gegen den Papst, das seiner Natur nach nicht 
nothwendig über die correctio hinausgehen musste, folgte die 
Forderung eines solchen, das nur vindicativ sein konnte und 
unter allen Umständen mit einer Sentenz endigen musste, 
Aber es ist doch nicht richtig, wenn man sagt, diese Schrift 
trage von Anfang. bis zu Ende den Charakter eines Anklage- 
aktes 1°), Dieselbe zerfällt vielmehr in einzelne Abschnitte, die 
ich weiter zu analysiren habe. 

1. Der libellus accusationis mit seinen einzelnen 
Bestandtheilen. 

a) Die propositio: Die Vorführung der einzelnen An- 
klagepunkte. Ludwig beginnt dabei mit den Worten: Nos 


17) Die Appellation siehe bei Baluze, vitae paparum 11, 478 ff. 
18) Preger 18. 
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... quod sit... . etc. 
ganz entsprechend dem Formular, das Durantis für ein Libell 
angibt '*). Es folgen darauf die einzelnen Anklagepuncte, wie 
sie oben (8. 243) charakterisirt sind. 

b) Eine protestatio des Inhalts, dass die Kuklass 
nicht aus Hass gegen Johann erhoben werde, sondern aus 
Eifer für den Glauben und die Kirche, für welche Ludwig 
als römischer König und berufener defensor, patronus et 
advocatus eine Schutz- und Vertretungspfliicht habe, sowie 
um seiner Verpflichtung willen gegen das Reich und dessen 
_ Glieder. Diese protestatio läuft aus in einen Eid, den 
Ludwig nach dem Wortlaut der Urkunde dahin leistet, dass 
er alle Puncte, welche seine propositio aufzählt, für wahr 
halte und dass er den genügenden Beweis dafür zu erbringen 
hoffe: Calumnieneid?®). 


.... proponimus contra .. 


19) Durantis a. a. O. mehreremals z. B. lib. III. p. 4 de adult. n. 1 


und 7, S. 479 f. 1: „Coram ... propono contra .. .. quod“ etc. Es 


kann daher nichts verkehrteres gedacht werden, als wenn die Disser- 
tation von Rohrmann die Procuratorien Ludwigs d. B., Göttingen 
1882, S. 2, aus den in diesem Libell enthaltenen Vorwürfen folgert, die 
ganze Schrift sei nicht bloss Anklageschrift, sondern zugleich Urtheil 
über den Papst, gesprochen allerdings von einer dazu nicht berufenen 
Instanz. 

2) Preger hat diesen Eid, der ein integrirendes Moment jeder 
Anklage bilde, ‘für einen Eid de veritate dicenda erklärt. Genauer 
gesagt, ist es aber wohl ein Eid de calumnia. Ueber den Unterschied 
der beiden Eide spricht sich Durantis ausführlicher aus a. a. 0. 1. II. 
p. 2, de posit. $ 6, S. 233. Auch a.a. O. II, 2: de juram. calumn. 
$$ 1 u. 2, S. 218 ff. Die Hauptsache ist, dass der Eid de calumnia ein 
Eid de credulitate ist; der de veritate ein Eid de scientia. Auf 
ersteren hin wird darnach gefragt, was der Beeidigte für wahr hält, 
bei letzterem, was er weiss. Offenbar ist bei Ludwigs Eid das erstere 
in Aussicht genommen, er muss die bona fides seiner Anklage beschwören: 
„omnia et singula supradicta nos credere vera esse“. Eine Streitfrage 
ist nur, ob der Eid de veritate auch die Pflicht des respondere de credu- 
litate in sich schliesst. Durantis betrachtet beide Eide als getrennt: er 
will nur unter Umständen den Eid de eredulitate dem de veritate oder 
scientia anhängen. Aehnlich, nur entschiedener, Baldus. Dagegen 
lässt Joh. Andreae im Anschluss an Hostiensis den ersteren im 
letzteren eingeschlossen sein. Aber auch so bleibt in unserem Fall ein 
Eid de credulitate allein, also ein Calumnien-Eid. Vgl. auch die oben an- 
geführte Stelle aus Durantis III., 1 de accus. $ 1 n. 83 wonach als 
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c) Der Eid, die accusatio durchführen zu 
wollen und zwar vor dem allgemeinen Concil als dem 
Richter des Papstes °!), auf welchem er zu diesem Zweck 
persönlich zu erscheinen gedenke.. Auch diesmal erscheint 
also das Concil als das berufene Organ, über eine Anklage 
gegen den Papst zu erkennen, über den Papst zu Gericht 
zu sitzen. 

d) Endlich unterstellt 2?) Ludwig wieder das Reich, alle 
seine Glieder und sein Gut sowie sich selbst und seine Würde 
dem Schutz der Apostel Peter und Paul, sowie des Concils, 
der Kirche, des apostolischen Stuhls und seines künftigen 
legitimen Inhabers — denn er erkennt Johann XXII. nicht 
mehr als Papst an —, also mit Ausnahme der beiden Apostel 
wiederum derjenigen Instanzen, an die er sogleich nachher 
seine neue Appellation richtet. 

2. Nun folgt dem Libell angehängt eine abermalige 
Appellation. Ist, wie ich nicht bezweifle, Pregers Erklä- 
rung der Worte: „Johannes... . incepit procedere et processit, 
ut dieitur“ richtig, d. h. bedeutet; das incepit pr. den ersten 
Process, das intendere, inchoare crimen, das processit dagegen 
die sententia diffinitiva des zweiten Processes, so ist die jetzige 
Appellation Ludwigs zunächst eine app. post sententiam 
eingelegt an das Concil, den künftigen legitimen Papst, die 
Kirche, den apostolischen Stuhl und an alle, an die er seine 
Appellation könnte richten müssen. Erst darauf folgt die 
Erneuerung der Nürnberger Appellation: „appellationes per 
nos factas alibi innovamus“ — worauf dann die Bitte um die 
apostoli testimoniales folgt d. h. um die Ertheilung der 


eines der Merkmale, wodurch die denunciatio von der accusatio unter- 
schieden wird, das erscheint, dass bei jener seitens des Angebers nicht 
de calumnia geschworen wird. 

21) S. 510 oben. Juramus etiam nos contra ete. — Vgl. Durantis 
a. a. O. IIL, 1 de accusatione $ 1 n. 17 8. 5: Post hec (sc. nach der 
inscriptio ad talionis poenam) accusator securitatem de lite prosequenda 
prestet. 

22) Supponentes — weiter unten aufgenommen durch ponentes sub. 
Die Bedeutung von supponere = verpfänden, als Pfand geben, kann hier 
obwohl einiger Schein dafür wäre (vgl, auch die Worte des Durantis 
in der vorigen Note: securitatem dabit), nicht in Betracht kommen, 
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Apostel durch die Urkundspersonen, in deren Gegenwart die 
.Appellation ex intervallo eingelegt wird ?°). — 
Die Sachsenhäuser Erklärung ist also wie schon Ritter 
.a. a. Ö. ganz richtig hervorgehoben, eine Anklageschrift mit an- 
gehängter neuer und erneuter Appellation ?*). Inwiefern sie 
sich von der Nürnberger Appellation unterscheidet, ergibt 
sich aus dem Gesagten von selbst. 
| Beide, die Anklageschrift wie die Appellation, müssen, 
wenn sie rechtliche Giltigkeit haben sollten, Johann XXII. 
als dem Beschuldigten und demjenigen, gegen dessen Ver- 
. fahren appellirt war, officiell mitgetheilt werden ?5). Ludwig 
hat deshalb das Aktenstück dem Papst officiell überschickt ?°). 
Die prosecutio dieser Anklage ist Ludwig dadurch 
zunächst unmöglich gewesen, dass das Coneil eben nicht be- 
rufen wurde. In seinem Vorgehen gegen den Papst während 
des Römerzuges liegen die Grundzüge eines ganz anderen 
Verfahrens. Hier hat sich Ludwig nicht mehr mit der Rolle 
des Anklägers begnügt, sondern hat da als das hierzu 


28) Vgl. Durantis a, a. O, IV, 2 de appell. $1n.14, 8. 187 
und $ 3 n. 11. 8. 191. 
 %#) Die Unterscheidung dieser einzelnen Abschnitte in der Sachsen- 
häuser Erklärung hatte ich schon I, 89 f. angedeutet; nur hatte ich 
dort allerdings bloss propositio und appellatio unterschieden. Moriz 
‚Ritter hat dieselbe dann Hist. Zeitschr. N. F. X, 517, als eine „bedenk- 
liche Leistung“ charakterisirt und sie unter die Willkürlichkeiten der 
Interpretation und scholastischen Spitzfindigkeiten gezählt, die auch ich 
mir hätte zu Schulden kommen lassen. — Das Recht dieser Unterschei- 
dung an sich ist aber nicht nur durch die Ueberschrift S. 509 von selbst 
an die Hand gegeben, sondern es ergibt sich auch gerade am sichersten 
durch den von Ritter selbst entdeckten Doppelcharakter der Sachsen- 
häuser Schrift. Mein Fehler in I, 89 f. war also nur, dass ich den 
ganzen auf die propositio folgenden Abschnitt als ein zusammenhängen- 
des Ganzes, als appellatio fasste und nicht bemerkte, dass die in der 
betreffenden Ueberschrift genannten Momente je eine eigene Handlung 
bezeichnen und dass diese Akte theilweise noch zur accusatio als solcher 
gehören, nicht zur appellatio. | 

»») Vgl. c. 4 C.V. qu 2. 

26) Böhmer, fontes IV, 200 n. 3.. Noch bestimmter die aus 
Ludwigs Umgebung hervorgegangene Flugschrift des Jahrs 1338 
(ebdas. 597 Z. 1). Clemens VI. besitzt desshalb die Acte sigillatam 
sigillo suo [d. bh. Ludwigs] magno. Vgl. Schunck, Beiträge zur Gesch. 
des Erzb. Mainz 1, 345. 


a‘ 
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göttlich geordnete Organ das göttliche Urtheil über den Papst 
verkündigt. Erst im Zusammenhang mit den Plänen Napo- 
leon Orsinis 1334 kehrt Ludwig zu der älteren Form zurück. 
Damals handelt es sich darum, dass er seine Bitte um ein 
Coneil, auch dann wieder zum Gericht über Johann, er- 
neuerte ?”). Ä | 


IM. 


Eine genaue Prüfung der beiden Aktenstücke und der in 
ihnen aufgenommenen Rechtshandlungen ergibt in der That, 
was Preger (S. 18) behauptet, dass die Rechtsform in Ludwigs 
Appellation überall streng eingehalten ist. Diesen Umstand 
hat dann Preger dazu benutzt, um die von mir behauptete 
fälschende Einschmuggelung des Eides für unmöglich zu er- 
klären. Denn als Ankläger habe der König den Eid de 
veritate dicenda (richtiger also de calumnia) schwören müssen, 
wenn seine accusatio habe giltig sein sollen. Wenn Ludwig 
später in Abrede gezogen habe, bei seiner Appellation einen 
bestimmten Eid geleistet zu haben, so müsse er einen andern 
meinen als den obigen, den er nicht habe weglassen können. 
Preger findet dann die Lösung darin, dass nach der Ansicht 
eines Theils der Rechtsverständigen Ludwig bei seiner accu- 
satio auch die inscriptio aa talionis poenam hätte vollziehen - 
d. h. die schriftliche Verpflichtung hätte übernehmen müssen, 
die Strafe für eine falsche Anklage auf sich zu nehmen, wenn 
er nicht im Stande wäre, seine Anklage durchzuführen. Diese 
inscriptio ad talionis poenam hätte also Ludwig als unnöthig 
abgelehnt. Das bedeuten seine Worte: quod de lite Franci- 
scanorum nos non intromitteremus neque propterea 
jurare volebamus; denn intromittere habe in der mittel- 
alterlichen Rechtssprache auch die Bedeutung „verpfänden‘. 

Ich frage zuerst: welch eine Vertheidigung wäre das 
gewesen? Der Papst wirft in seiner ersten directen Bezug- 
nahme auf die Sachsenhäuser Appellation 3. April 1327 2°) 
dem Könige vor, dass dieser es in seinem Libell gewagt habe, 
die päpstliche Entscheidung in der Frage der Armuth aus- 
drücklich anzuführen und dennoch die derselben gerade ent- 


”) Vgl. meinen Bd. 1, 328 fi. 
22) Martene et Durant, thes. nov. anecd. II, 682. 
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gegengesetzte Meinung zu vertreten, ja einen Eid zu leisten, 
der seinen Glauben an diese letztere erhärten sollte. Sein 
Vorwurf gipfelt sichtlich in dem Hinweis auf diesen Eid. 
Der König aber hätte drei Jahre nachher zu seiner Ver- 
theidigung nur eine Wendung, die nichts anderes sagen 
würde, als: „Den Eid habe ich freilich geleistet, aber ich 
habe doch die inscriptio ad talionis poenam nicht vollzogen, 
obwohl diese von einem Theil der Rechtsverständigen er 
dert wurde“. 

Dazu aber war nun allem nach die Forderung der inscriptio 
damals in der Praxis schon lange allgemein aufgegeben. Zum 
Erweis ihres theilweisen Fortbestandes beruft sich zwar Preger 
auf Limborch und dieser nennt als seine Quelle wiederum den 
Kommentar Pegna’s zum Directorium inquis. des Eymerich. 
Aber Limborch gibt die Ausführungen Pegna’s sehr ungenau 
wieder. Pegna nämlich liefert dort (Ill. comm. 14, in der 
Ausg. von 1585 S. 444) geradezu den Beweis, dass alle 
Rechtsgelehrten von Durantis am Ende des 13. Jahrhunderts 
an die inscriptio als veraltet und nicht mehr nöthig aufge- 


geben hätten: nur die eventuelle Bestrafung eines accusa- 


tors, der den Beweis seiner Anklage nicht hat erbringen 
können, verlangen sie, aber ausdrücklich auch ohne vorange- 
gangene Leistung der inscriptio. Wenn also Eymerich die 
inscriptio noch verlangt, so kann dies dem einstimmigen 
Zeugniss der übrigen Theoretiker und Praktiker gegenüber nicht 
in Betracht kommen: es dürfte sich vielmehr daraus erklären, 
dass der modus aceusationis, wie Eymerich selbst sagt, bei 
der Anklage auf Häresie möglichst erschwert wurde und 
überhaupt nicht üblich war. Eymerich fand also wohl 
die Forderung der inscriptio in Quellen, die aus einer Zeit 
stammten, da dieselbe noch zu Recht bestand, und hat sie nur 
deshalb in seine Darstellung aufgenommen. oo. 

Aber selbst wenn die Forderung der inscriptio zu Ludwigs 
Zeit noch üblich gewesen wäre, so wäre Preger’s Ansicht 
schon darum unhaltbar, weil ja von einem Eide die Rede 
ist und — soweit ich die Quellen kenne — nie und nirgends 
davon eine Spur hervortritt, dass die inscriptio eidlich be- 


kräftigt worden wäre. Wozu auch, da die schriftliche Ver- 


pflichtung vor Notar und Zeugen nachher vollkommen genügte, 
Zeitschrift f. Kirchenrecht. XIX. (N. F. IV.) 3. 17 
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um die talionis poena an dem verläumderischen Ankläger zu 
vollziehen, bezw. auf dem Rechtsweg zu erzwingen? 

Ferner das Wort intromittere! Preger beruft sich für 
die von ihm geltend gemachte Bedeutung auf das Dietionarium 
juris des Alberich von Rosciate. Hier heisst es s. v. 
“ „intromittere“: „intromittere vel pignorare unum pro alio non 
licet“ und Alberich beruft sich dabei auf die Glosse zur Au- 
thentica „Ut non fiant pignorationes“. Diese „Authentica“ 
steht in den neuen Ausgaben unter den Novellen als n. 52, 
(im Corpus juris glossatum in Novell. collatio V. tit. VIL). 
In der Glosse „formam“ hierzu nun heisst es: „puta contraxi 
tecum in alia regione hoc acto inter nos, ut si die statuta non 
solveretur, liceat tibi homines meae providenciae pignorare tua 
auctoritate sive res eorum intromittere. Nun kann aber hier 
weder pignorare noch intromittere verpfänden heissen, schon 
darum nicht, weil der Gläubiger das Gut des Schuldners zwar 
verkaufen, nicht aber verpfänden darf. Die ganze Stelle fordert 
vielmehr für pignorare die Bedeutung auspfänden °®). Damit 
stimmt nun vollständig eine der mittelalterlichen Bedeutungen 
des Wortes intromittere, welche Du Cange nachweist. Aller- 
dings nämlich führt dieser u.a. auch die Verbindung introm. 
pignus=committere, dare p. auf. Allein hier wird der besondere 
Sinn doch nur durch das zugesetzte pignus gegeben. Dagegen 
hat nun nach Du Cange intromissio den weiteren Sinn: usur- 
patio, violenta occupatio. Und s. v. „intromissae res® setzt 
Du Cange diesen Ausdruck gleich mit „res in fiscum latae, 
confiscatae“. Der spätere Zusatz corrigirt dann freilich „intro- 
missj res“ und erklärt dasso: „intromissi* heissen, „qui decreto 
judieis immissi sunt in possessionem bonorum debitoris“ ; es 
drückt also die Besitzeinweisung aus. Offenbar kann aber 
intromittere in jener Glosse nur den Sinn von occupare haben. 
Keinenfalls findet sich die Bedeutung. pignori obligare ge- . 
rechtfertigt. 

Allein selbst wenn das der Fall wäre, könnte intromittere 
diese Bedeutung in der Stelle der Appellation niemals haben. 


2%) Ich verdanke die Auffindung dieser Stellen sowie die Erklärung 
der fraglichen Glosse der bereitwilligen Güte meines verehrten Collegen 
Prof. Dr. Eck. 
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Ich verweise einfach auf Folgendes: in dem deutschen Text 
der Instruction für Arnold Minnebeck, den man mit grösserem 
Recht für den originalen wird ansehen dürfen, als den la- 
teinischen®®), der aber ‚mindestens dem lateinischen gleich- 


werthig und sammt ihm aus der kaiserlichen Kanzlei hervor- | 


gegangen ist, in diesem deutschen Text lauten die von Preger 
eitirten Worte so: „das wir uns umb der Parfussen chrieg, 
den sie von gots armut habent, nichts annemen“. Kein 
Zweifel, dass hiernach das „se intromittere® in seinem gewöhn- 
lichen Sinn zu nehmen ist „sich in etwas mischen, einlassen“. 
In den Procuratorien von 1336!) aber tritt an die Stelle des 
blossen intromittere das ganz unmissverständliche immiscere 
seu intromitteree. Und die aus der kaiserlichen Kanzlei 
stammende Uebersetzung dieses Procuratoriums ®?) gibt das 
wieder mit den Worten „daz wir... . [uns] nichtz wolten 
underwinden“. Also wiederum in demselben Sinn! 

Die lateinischen Worte lassen übrigens auch durch ihren 


Context die von Preger vorgeschlagene Bedeutung gar nicht 


zu. Die Procuratorien von 1336 und 1343 könnten gar nicht 
deutlicher sagen, dass Ludwig darauf bestehe, den Eid, der 
in den vorhandenen Exemplaren der Appellation allerdings 
enthalten sei, nicht, oder richtiger gesagt, nicht in dem dort 
. angegebenen Umfang geleistet zu haben ?°), 

Was will also Ludwigs spätere Aussage ? was ist ihr 
wirklicher Sinn? Die Antwort ergibt sich aus seinen eigenen 
Worten so deutlich als möglich und "die von Preger heran- 


2) Vgl. dass auch die späteren Instructionen (bei Riezler 328 ff.) . 


deutsch sind. 

sı, Raynald 1386, 33. Wenn Preger S. 16 die Aussagen dieser 
späteren Procuratorien einfach von der Hand weist, da dieselben, wie er 
anderwärts nachgewiesen, in Avignon verfasst seien und keinen Anspruch 
auf historische Glaubwürdigkeit haben, so muss ich sagen, dass man 
über diesen Nachweis sehr verschieden denken kann. Ich verweise auf meine 
Darstellung in II, 285 f., welche Preger nicht berührt hat. Indessen 


genügen für diesen Punct schon die Aussagen der Instruction ' 


von 1331. 

22) Riezler 316. 

8) Raynald 1336, 33: nos nunquam juravimus, licet sic esset 
scriptum und 1343 (Gewold 186): nunquam jurabat, quomo- 


 docungue hoc sit quod ita scriptum sit in appellatione 


10° 
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gezogene Leistung des Calumnieneides in der acceusatio gibt 
mir die Möglichkeit, meine früher schon vorgetragene Ansicht 
neu zu stützen und genauer zu präcisiren. 1331 sagt der 
Kaiser®®): „das wir mit namen aussnahmen, dass wir uns 
umb der Parfussen chrieg ... . . nichts annemen und auch 
dess nicht sweren wolten‘. Fünf Jahre später schreibt er °°): 
„expresse excepimus et diximus, cum dicta appellatio coram 
nobis facta fuit, quod de opinionibus fratrum Minorum de 
paupertate Christi et de ecclesiae determinationibus nos im- 
miscere seu intromittere minime intendebamus, sed de his 
dumtaxat, quae jus nostrum et imperii tangebant. Item 
quod nos nunquam juravimus, licet sic esset scriptum in. 
appellatione*. Ganz ähnlich 1343 ®). 

Preger verlangt, dass auf jenes dess, propterea der 
Ton gelegt werde. Das ist ganz auch meine Meinung. Und 
demgemäss bestimme ich meine frühere Ansicht genauer da- 
hin: dass Ludwig nach seiner in diesem Punct ganz constanten 
Aussage, zwar den Abschnitt über die Armuthsfrage mit 
vollem Bewusstsein aufgenommen, dabei aber erklärt habe, 
er thue dies nur mit dem Vorbehalt, dass er hier nicht 
seine persönliche Ueberzeugung vortrage, indem er als 
Laie in diesen subtilen dogmatischen Fragen incompetent sei, 
und dass er desshalb den Eid de credulitate für . 
diesen Abschnitt ablehne und denselben nur leiste für 
die Puncte seiner Anklage, welche sich auf das Reich und 
seine Rechte beziehen. Er will nur die Frage der Armuth und 
die päpstliche Entscheidung darüber mit den dagegen sich 
‚erhebenden Bedenken dem Concil, der ganzen Kirche vorlegen, 
damit diese darüber entscheiden: er will offenbar der Ent- 
scheidung des Papstes in diesem Punct die Kraft 
dadurch nehmen, dass er gegen sie eine appellatio 
extrajudicialis einlegt, wie dies gegenüber von 
beschwerenden Handlungen der. Verwaltung u. a. ganz 
gebräuchlich und legitim war. Wenn also Preger ($. 19) 
sagt, Ludwig werde die Meinung, dass er auch die inscriptio 


—— 


%) Gewold 119. 
8) Raynald 1336, 33, 
se) Gewold 186. 
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ad talionis poenam vollziehen müsse, „aus dem Grunde zu- 
rückgewiesen haben, dass über die Irrthümer, die er dem 
Papst bona fide zumass, -das von ihm angerufene Coneil erst 
richterlich zu befinden und, was die wahre Lehre in dieser 
Frage sei, festzustellen habe“, so kann ich mir die zweite 
Hälfte dieses Satzes, sofern sie nur auf die Armuthsfrage be- 
schränkt wird, vollkommen aneignen und muss nur diese Erwä- 
gung Ludwigs für die Verweigerung des Eides de credulitate 
in Bezug auf die Armuthsfrage in Anspruch nehmen, statt sie 
auf die nicht nachweisbare inscriptio ad talionis poenam zu 
beziehen. | | 

So war also allerdings der erforderliche Eid geschworen, 
aber nicht in dem Umfang, wie ihn unsere jetzigen Ausfer- 
tigungen der Appellation enthalten. 

Nun bliebe nur noch eine Frage übrig: ob Ludwigs 
Aussage begründet oder erlogen war. Preger 
u. a. haben’ das letztere angenommen. Aber ich finde mit 
Riezler in Ludwigs Charakter keinen Anhaltspunct für eine 
so „bodenlos gemeine Handlung“, wie die, sich durch eine 
aus der Luft gegriffene Anschuldigung eines Verstorbenen aus 
der Verlegenheit zu ziehen. Diese Handlung hielte, wie Riezler 
ganz richtig sagt, keinen Vergleich aus mit dem „was sonst 
von Ludwigs diplomatischen Entstellungen der Wahrheit 
bekannt ist“. Aber sie wäre auch ganz zwecklos, da sie 
Ludwig doch nur in einem Punct gerechtfertigt hätte. 
Gerade in dieser Beschränkung in der Selbstvertheidigung 
liegt doch ein nicht zu verkennender Beweis der Wahrheit ?”). 

Preger beruft sich weiter darauf, dass in Ludwigs 
zweitem Absetzungsurtheil, das er 1328 gegen Johann XXII. 
erliess, eine ausdrückliche Bezugnahme auf den Armuthspassus 
finde in den Worten: der Papst habe seine. häretische- Lehre 
weiter vertheidigt „post et contra plures appellationes adversus 
eum ob hanc causam .... per nos... . legitime et so- 
lemniter ad sanctam Romanam ecclesiam interjectas*®°). So- 
weit Preger diese Worte gegen Riezler verwendet zum 


7) So auch Marcour im Histor. Jahrb. der Görresgesellschaft 1882, 
Seite 116 ff., wo er seine früher 0 Ansicht zu Gunsten der 
meinigen zurücknimmt. | 

#) Baluze, vitae II, 524. 
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Beweis dafür, dass Ludwig den betreffenden Passus in der 
Sachsenhäuser Erklärung auch noch 1328 als mit seinem 
Willen aufgenommen festhalte, bin ich vollständig mit ihm 
einverstanden. Aber klar ist, dass sie mit meiner Auffassung 
auch nicht im mindesten in Conflict kommen. Ludwig will 
einfach sagen, dass nach den Grundsätzen des Rechts durch 
seine Appellation in dieser Glaubensfrage die Competenz des 
Papstes in der letzteren suspendirt worden und auf die in der 
Appellation angerufenen Instanzen übergegangen sei; dass aber 
der Papst trotzdem auch nachher nicht aufgehört habe, weitere 
Entscheidungen in dieser Frage abzugeben. Der Eid de cre- 
dulitate kam also hier gar nicht in Betracht; der Abschnitt 
über die Armuthsfrage bildete nach Ludwigs Absicht gar 
keinen eigentlichen Bestandtheil des Anklagelibells, sondern er 
sollte streng genommen vielmehr den Gegenstand einer ausser- 
gerichtlichen Appellation bilden, bei welcher es ja eines der- 
artigen Eides gar nicht bedurfte. 

Sodann wirft Preger die Frage auf, warum denn 
Ludwig nichts darüber sage, wie der Eid in die Appellation 
gekommen, genauer gesagt, wie jener Vorbehalt aus ihr ver- 
schwunden sei. Ich glaube darüber schon I, 92 und II, 285 
das nöthige gesagt zu haben. 1331 lebt Ulrich der Wilde 
noch. Da ist also die Sache für den Kaiser selbst noch ein 
Räthsel. 1336 war er gestorben und hatte auf dem Todten- 
bette die bedeutsamen Enthüllungen gemacht. 


Wenn endlich Preger sagt: Ludwig würde mit der 


blossen Entschuldigung, er habe nicht schwören wollen und 
könne das beweisen, die grösste Anschuldigung gegen sich 
selbst ausgesprochen haben, weil er damit gesagt hätte, dass 
er in der Regel nicht wisse, was in seinen Erlassen stehe, 
so wird zwar Preger selbst schwerlich Gewicht auf jenes 
„in der Regel“ legen. Im übrigen aber ist meines Wissens 
das Collationiren der Urkunden über eine vom König genehmigte 
und vollzogene Regierungshandlung — zumal wenn jene einen 
solchen Umfang hat, wie die Sachsenhäuser Erklärung — nicht 
Sache des Monarchen, sondern der Kanzlei, in diesem Falle 
also wohl des fälschenden Notars,. 


En 2 EIER 
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IV. 


Als ich mich zur genaueren Prüfung der Formen in 
Ludwigs „Appellationen“ hier und dort nach ähnlichen Acten- 
stücken umsah, um die damals gebräuchlichen Formen daraus 
zu erkennen, fand ich zwar in manchen Puncten mehrfache 
Uebereinstimmung und Aehnlichkeit. Aber diese erstreckten 
sich doch immer nur auf formale Einzelheiten. Dagegen 
fand ich eine ganz überraschende Uebereinstimmung zwischen 
Ludwigs Sachsenhäuser Erklärung und einem Actenstück aus 
der französischen Kanzlei in der Zeit Philipps des Schönen, 
das auch noch in anderer Beziehung die grösste Verwandtschaft 
mit der von Ludwig in Sachsenhausen vollzogenen Handlung 
aufweist. | j 

Am 19. Juni 1303 erhebt der Ritter Wilhelm du Plessis, 
natürlich im Namen und: Auftrag König Philipps des 
Schönen, die Anklage auf Häresie gegen Bonifaz VIII. und 
zwar in Form der Accusation, in einem Anklagelibell, das 
uns noch erhalten ist®)). Nachdem die Anklagepuncte 
gleichfalls mit „propono quod“ vorgetragen sind, fährt die 

Urkunde fort: 

| ‚„Quibus sie propositis et perlectis idem Guil- 
lielmus protestatus fuit dixit juravit provo- 
cavit appellavit et supposuit, legendo in BOEIDEIS 
per haec verba“. 

Die gesperrten Worte finden sich genau so und in der- 
selben Reihenfolge wieder in Ludwigs Sachsenhäuser Erklärung 
nach Vortrag der verschiedenen Anklagepuncte. 

Darauf aber geht die wörtliche Uebereinstimmung in 
grösseren Partien weiter: 

1. Du Plessis a. a. 0. 106°). | Ludwig d. B. bei Baluze II, 
Protestor autem ego .. . - 509. 

quod praedieta non propono Nos Ludovicus ... . . pro- 

nec dico propter odium aliquod | testamur quod praedicta non 

speciale ipsius Bonifacii | proponimus nec dicimus prop- 


e) Dupuy, histoire du differend etc. Preuves 106 ff. 

46) Die Abweichungen zwischen beiden Urkunden mache ich, soweit 
sie nicht ganz unbedeutend sind, durch gesperrten Druck kenntlich. Die 
beiderseitigen Texte gebe ich nach dem vorliegenden Druck ohne 
Correcturen. 
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(quia non habeo eum odio sed 
maleficia sua praedicta) nec 
injuriam nec infamiam ipsius 
nec alterius, sed propter zelum 
fidei et propter devotionem, 
quam habeo ad sanctam Dei 
ecelesiam et ad sanctam 
sedem Romanam, 


2. Darauf du . Plessis un- 
mittelbar fortfahrend: 
_ dicens quod per ea quae vidi 
et a fide dignis audivi de 
factis ejusdem et ex verisi- 
milibus conjecturis et proba- 
bilibus praesumptionibus 
collectis ex praedietis et aliis 
quampluribus diversis articu- 
 lis suo loco et tempore decla- 
randis, ad sancta Dei evan- 
gelia tacta manu mea juro, 
me credere ipsum esse per- 
fectum haereticum et me 
etiam credere, quod de prae- 
dietis et aliis talia probari 
poterunt contra eum, quae 
secundum statum sanctorum 
patrum sufficient ad eundem 
haereticum judicandum. Juro 
etiam me pro viribus contra 
eundem persecuturum praedicta 
in concilio generali congre- 
gando in loco mihi tuto et 
securo ad honorem Dei et 
exaltationem fidei christianae, 
jure honore et statu 
sanctae sedisapostolicae 
in omnibus semper salvis. 


ter odium aliquod ipsius qui se 
dicit Johannem papam 
XXII. (quia non habemus 
eum odio sed injustitias 
suas et maleficia sus prae- 
dieta) nec injurlam et infa- 
miam ipsius, sed propter zelum 
fidei et propter devotionem 
quam habemus ad sanctam 
Dei ecclesiam. 
Ludwig nach längerem 
Zwischensate: | 
propter illa quae de ipso et 
factis ipsius audivimus et 
sentimus et ex verisimilibus 
conjecturis et probabilibus et 
ex factorum ipsius evi- 
dentia claret aperte et ex 
aliis quampluribus articulis 
suo loco et tempore declaran- 
dis et ad sancta Dei evangelia 
tacto libro juravimus, omnia 
et singula supradicta 
nos credere vera esse et 
quod de praedictis talia pro- 
bari poterunt contra eum.: 
gquod secundum statuta san- 


_ ctorum patrum sufficienter suf- 


ficient ad eundem haereticum 
judicandum. Juramus etiam, 
nos contra eundem pro viribus 


. persecuturos praedicta in con- 


cilio generali congregando in 
loco tuto atque securo ad 
honorem Dei et exaltationem 
fidei christianae et sanctae Dei 
ecclesiae etc. 
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Sodann folgt nach einigen Zwischensätzen die Appellation 
an das Concil sowie die Bitte um die Apostel und literae 
testimoniales. 

Diese Uebereinstimmung Snikehen den beiden Aktenstücken 
ist gewiss auffallend genug; aber sie wird noch viel über- 
raschender, wenn man die Urkunden ansieht, welche mit der An- 
klageschrift und Appellation Du Plessis in Verbindung stehen. 

Den Tag vor der Publication der beiden letzteren geben 
Prinz Ludwig von Frankreich, zwei Grafen und wiederum Du 
Plessis in Gegenwart des Königs und vieler hohen namentlich 
geistlichen Würdenträger eine Erklärung ab über das Jämmer- 
liche Verderben, in das die Kirche durch Bonifaz VIII. 
gekommen sei und verlangen ein Concil, vor dem man die 
Anklage gegen den Papst durchführen könne. Nachdem sodann 
die Geistlichen von diesem Vorhaben abgerathen haben und 
darauf sofort abgetreten sind, ist die Handlung für diesen 
Tag zu Ende. Den Tag darauf erhebt Du Plessis die Anklage 
und Appellation, von der die Rede war. Und am Schluss 
derselben gibt auch der König eine Erklärung zu Protokoll, 
in welcher er die Berufung eines Concils zu dem genannten 
Zweck zu betreiben a und seinerseits an das Concil 
 ‚appellirt. 

Beide Aktenstücke haben in admin Sachsenhäuser Er- 
klärung die unverkennbarsten Spuren hinterlassen. Man ver- 
. gleiche 
3. Die französische Versamm- 

lung a. a. O. 101. 

moti ut dicebant 


Ludwig d. B. a. a. 0. 509. 


.. (vgl. oben bei Nr. 1) 


fervore fidei, sincerae devotionis 
affectu et zelo caritatis inducti 
sacrosanctae Romanae ac uni- 
versali ecelesiae matri suae, 
quam sub dieti domini Boni- 
facii praesidentia periculose 
deprimi ac deformationem 


propter zelum fidei et propter 
devotionem, quam habemus 
ad sanctam Dei ecclesiam, 
cujus defensor, patronus 
et advocatusexistimus‘!) 
quam sub dieti domini praesi- 
dentia periculose deprimi ac 


“) Vergl. dann hierzu Philipp d. Sch. a. a. O. 107: progenitorum 


nostrorum inhaerendo vestigiis . 


.. qui pro exaltatione ac defensione 


ecclesiasticae libertatis et fidei proprium sanguinem fundere minime 


dubitaverunt. 
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enormem et jacturam pati 
dicebant, compatientes ab in- 
timis ac christianae fidei, in 
qua salusanimarum con- 
sistit et quae suis tempori- 
bus, proh dolor! miserabiliter 
contabeseit et deperit, ... . 
periculo condolentes etc. 

4. König Philipp der Schöne 

a. a. O. 107. 

. .. . licet pudenda patris 
. eujuslibet proprio libenter 
pallio tegeremus, ob fervorem 
tamen catholicae fidei ac devo- 
tionem eximiam, quam ad 
sacrosanctam Bomanam et 
universalem ecclesiam matrem 
nostram ... gerimus . ., fidei 
negotio et ecclesiae statui con- 
suli cupientes pro vitando 
dispendio scandali generalis, 
praemissa nequeuntes ulterius 
urgente conscientia sub conni- 
ventia vel dissimulatione trans- 
ire, eum super his ex frequen- 
tibus et assiduis clamoribus 
per fide dignos et magnae 
autoritatis viros saepe et sae- 
pius inculcatis ejus . opinio 
vehementer et notabiliter sit 
gravata etc. 

5. Ebendas. nach einigen 

Zwischensätzen. 

. Instanter requirimus .... 
quatenus hujusmodi convoca- 
tioni et congregationi concilü, 
in quo personaliterinten- 
dimus interesse, totis 

.. studiis intendatis 


deformationem enormem et 
jacturam pati videmus, com- 
patientes sibi ab intimis, et 
propter sanctam fidem catho- 
licam, quae proh dolor! lan- 
guescit omnino sub ipso etc. 


Ludwig d. B. a. a. O. 510. 


Licet enim pudenda patris 
proprio libenter pallio tegere- 
mus, ob favorem tamen catho- 
lieae fidei [ac] devotionem, 
quam ad sanctam Romanam 


 ecelesiam matrem nostram 


habere tenemur, fidei negotio 
et ecclesiae statui consuli 
cupientes pro vitando dispen- 
dio scandali generalis, neque- 
untes urgente nos- conscientia 
praedictas et alias ipsius nequi- 
tias sub conniventia -vel dissi- 
mulatione transire cum super 


praedictis ex frequentibus et 


assiduis clamoribus per fide 


dignos saepe saepius inculcatis 


ejus opinio vehementer et 
notabiliter sit gravata 


Ebendas. (unmittelbare Fort- 


setzung.) 
praedietum concilium ge- 
nerale pro praedictis con- 
gregari petimus cum instantia 
repetita. Ne autem dietus 
Johannes, qui animose et 
injuriose contra nos et sa- 
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.... Ne autem dietus Boni- 
facius, qui animose et in- 
juriose contra nos pluries 
fuitt procedere comminatus, 
impedire satagens, ne sua, Si 
qua sint, in lucem veniant 


opera tenebrarum, hujusmodi . 


convocationi et congregationi 
concilii direete vel indirecte 
impedimenta praestando vel 
aliter quovis modo status 
vester in eo integer existat, 
contra nos, statum nostrum, 
ecclesias, praelatos barones et 
alios fideles vassallos et sub- 
ditos nostros, terras nostras 
vel ipsorum, regnum noS- 
trum etipsius regni statum 
in aliquo spirituali gladio abu- 
tendo, de facto procedat excom- 
municando” interdicendo sus- 
pendendo vel alio quoquo 
modo pro nobis et nobis ad- 
haerentibus et adhaerere volen- 
tibus, ad praedictum generale 
coneilium, quod instanter con- 
vocari petimus, et ad verum 
legitimum futurum summum 
pontificem vel alios, ad quem 
vel ad quos fuerit appellandum, 
provocamus et appellamus in 
scriptis, non recedendo ab 
appellatiine per dietum 
G. de Nogareto interposita 
.. . . apostolos testimoniales 


a vobis praelatis et notariis 


cum instantia postulantes ac 
expresse protestantes de inno- 
vando provocationem et appel- 
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crum imperium jamincepit 
procedere et processit, ut dici- 
tur, ..... et procedere gra- 
vius comminatur, impedire 
satagens, ne sua in lucem 
veniant opera tenebrarum, con- 
vocationi hujusmodi et congre- 
gationi coneili generalis 
directe vel indirecte impedi- 
menta praestando vel alias, 
quin status sacri imperii 
et noster et nostrorum 
principum etsubditorum 
ipsius in ipso integer existat, 
contra sacrum imperium, 
nos et statum nostrum et 
jura imperii et nostra, 
et terras ipsorum et nostras, 
ecclesias, praelatos, princi- 
pes ecclesiasticos et mun- 
danos, barones et alios fideles 
vassallos et subdıtos nostros 
et terras nostras et ipsorum 
et contra ipsum sacrum 
imperium et ipsius sacri. 
imperii statum in aliquo 
spirituali gladio abutendo, de 
facto procedat excommunicando 
interdicendo suspendendo pri- 
vando transferendo vel 
aliasquomodolibetordinando, 
pro nobis et pro nobis adhae- 
rentibus ex nunc etin futurum 
adhaerere volentibus. ... . 
ad praedictum generale con- 
eilium, quod instanter et cum 
instancia repetita in lo- 
co tuto nobis et nostris 
convocari petimus, et ad verum 
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lationem hujusmodiubi quando 
et coram quibus nobis visum 


legitimum futurum summum 
pontificem et ad sanctam 


fuerit expedire. matrem ecclesiam et 
apostolicam sedem et ad 
alium vel ad alios ad quem 
vel ad quos fuerit appellandum, 
provocamus et appellamus in 
scriptis et appellationes per 
nos factas alibi innovamus 
| et apostolos testimoniales a 
vobis principibus nostris 
ecclesiasticis et munda-. 
nis et notariis publicis. . 
cum instantia postulamus ac 
protestamur expresse de inno- 
vando provocationes et appel- 
lationes et protestationes prae- 
dietas ubi quando et sicut et 
coram quibus visum fuerit 


expedire. 
® 


Diesem Sachverhalt gegenüber brauche ich nicht mehr viel 
zu sagen. Ich habe absichtlich die gleichlautenden Abschnitte 
vollständig hierhergesetzt, um anschaulich zu machen, in 
welchem Umfang die Entlehnungen stattgefunden haben, und 
dass von einer blossen Anwendung eines auch sonst etwa 
gebräuchlichen Formulars hier absolut keine Rede sein kann. 

Es ergiebt sich also das überraschende Resultat, dass 
man am Hofe Ludwigs des Baiern sich des zwanzig Jahre 
älteren Conflictes erinnerte, der zwischen französischem König- 
thum und römischem Papstthum ausgebrochen war, und dabei 
die Schritte des Königs gegen den damaligen Papst bis zur 
Copie nachahmte, ja ganze Stücke aus den damaligen 
Akten wörtlich aufnahm‘?). Ich habe seiner Zeit an verschie- 


42) Auch Riezler 46 findet in Ludwigs Appellation und Anklage 
gegen Johann eine Nachahmung der Vorgänge unter Philipp d. Sch, 
ohne jedoch auf das Verhältniss der beiderseitigen Urkunden aufmerksam 


geworden zu sein. 
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denen Puncten ein ähnliches Verfahren der Kanzlei und Regie- 
rung Ludwigs nachgewiesen, habe auch gerade in der Sachsen- 


häuser Appellation die wörtliche Benutzung einer aus den. 


Kreisen der Minoriten stammenden Schrift aufgedeckt ?°). Aber 
das oben nachgewiesene Verhältniss erregt doch noch grösseres 
Interesse vor allem "dadurch, dass nunmehr „das fehlende 
Glied“ zwischen den beiden grossen kirchenpolitischen Kämpfen 
des 14. Jh. gefunden ist. 

Denn den Schluss wird man nicht von der Hand weisen 
können, dass die Anklage und Appellation des Jahres 1303 
Ludwig und seiner Kanzlei nicht bloss als bequemer Vorgang 
in Bezug auf die Formulirung der Urkunde von Sachsenhausen 
gedient hat, sondern dass sie ihm ganz direkt der Vorgang 
war, der ihn zu seinem ganzen Schritt, der Anklage des 
Papstes vor dem Coneil veranlasst hat“). Auch die Wen- 
dung, die wir seit der Nürnberger Appellation darin finden, 
dass Ludwig Johann XXII. gar nicht mehr als Papst aner- 
kennt, erklärt sich aus dem Vorgang des Jahres 1303. Das 
schliesst natürlich nicht aus, dass Ludwig in anderen Puncten 
‘eine abweichende Stellung eingenommen hat. Für ihn liegt 
der Schwerpunct der Anklage nicht, wie für Philipp, bezw. dessen 
Werkzeug Du Plessis, in der Häresie, sondern im Verhalten 


des Papstes gegen das Reich und dessen Regenten *°). Erst 


#5) ], 360. Vergl. dann namentlich Ludwigs zweite Absetzungssen- 
tenz gegen Johann XXII. in ihrem Verhältniss zu den Appellationen 
Cesenas I, 372. Endlich auch I, 373 n. 16. | 

4) Die Frage, wie man an Ludwigs Hof zu jenen Actenstücken 
aus dem Verfahren Philipps des Schönen gekommen sei, dürfte sich 
durch den Hinweis darauf beantworten, dass Philipps Regierung sehr 
früh eine offfcielle Sammlung aller auf den Streit mit Bonifaz VIII. und 
den Process desselben bezüglichen Aktenstücke veranstaltet und verbreitet 
‘hat. Diese Sammlung findet sich noch heute in zahlreichen Handschriften. 
Auch die Preuves bei Dupuy beruhen durchaus auf ihr. 

*5) Einzelne Beziehungen zwischen den beiden Aktenstücken könnte 
man auch mit den vorgetragenen Anklagepuncten finden: aber sie 
sind nicht so schlagend. Vergl. z. B. die beiderseitige Anklage auf 
absichtliches und fortgesetztes Stören des Friedens und discordias se- 
minare und den beidemal damit verbundenen Vorwurf, das sei gegen 
Christi Wort: »meinen Frieden lasse ich euch«. (Dupuy 103 n. 12 u. 
13 mit Baluze 492 in der Mitte und unten). Ebenso die Beschuldi- 
gung, dass der Papst die für den Kreuzzug gesammelten Gelder für 


l. 
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sein Notar hat auch hier durch seine Fälschung den Text 
der Vorlage von 1303 wieder hergestellt. 

Es würde sich wohl nach diesem Resultat die Unter- 
suchung lohnen, ob nicht noch weitere Beziehungen zwischen 
den beiden Conflicten nachzuweisen wären. Ich habe nur noch 
an einem Punct mich umgesehen, ob vielleicht die erste im Auf- 
trag Philipps durch Wilhelm von Nogaret eingelegte Appellation 
der Nürnberger Appellation Ludwigs als Vorlage gedient haben 
könnte. Allein die etwa vorhandenen Beziehungen —- nament- 
lich die auch hier vollzogene Verbindung von Appellation und 
Anklage bezw. Denunciation — treten doch gegenüber den 
bedeutungsvollen Unterschieden mehr zurück. 

Welch’ ein Gegensatz nun aber zwischen der Art, wie 
Philipp seine Anklage verfolgt und wie Ludwig den so- 
eben von ihm aufgenommenen Gedanken verwerthet hat! 
Freilich nicht bloss der Gegensatz eines durch und durch 
praktisch gerichteten, energischen, rücksichtslos und unver- 
rückbar consequenten Willens und einer nach immer neuen 
Mitteln und Wegen ausschauenden und darum trotz allem, 
was man dagegen sagen mag, schwankenden und mehr als 
einmal abenteuerlichen Politik, sondern noch vielmehr der 
Gegensatz der Macht und des Vermögens: dort ein König, 
hinter dem Volk, Adel und Geistlichkeit fast einmüthig 
geschlossen stehen, der über die reichen Mittel einer immer 
straffer organisirten Monarchie verfügt, und hier ein Fürst, 
der weder seiner eigenen Krone noch seiner weltlichen und 
geistlichen Grossen sicher ist, der im Ganzen mit den beschei- 
denen Mitteln seines baierischen Herzogthums rechnen muss 
und über die militärischen wie finanziellen Kräfte des Reichs 
nur in einem fast beschämenden Maasse gebieten kann. Es 
kann nicht Wunder nehmen, dass der Ausgang so ganz ver- 
schieden war. 


‘ 


ganz andere Zwecke verwende, namentlich zur Kriegführung gegen 
Christen, zum Blutvergiessen unter den Kindern der Kirche. (Dupuy 
106 n. 23 und Baluze 508 Mitte). 
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Miscellen. 
Rechtsprechung und Verwaltungspraxis. 
L 


Berufung an den Staat. Non bis in idem. Verhältniss des König- 
lichen Gerichtshofs für kirchliche Angelegenheiten zu den kirchlichen 
Disciplinarinstanzen. Wesen der Berufung an den Staat. 


Non bis in idem. Der Königliche Gerichtshof für kirchliche 
Angelegenheiten ist keine eigentliche höhere Instanz über 
‘den kirchlichen Disciplinarinstanzen. Die Berufung an 
den Staat ist ein eigenartiges Rechtsmittel zur Sicherung 
eines legalen Verfahrens und Wahrung der Möglichkeit 
des Einschreitens bei offenbarer Beugung des materiellen. 

Rechts gegen die klare thatsächliche Lage. 


Erkenntniss des Königlichen Gerichtshofs für kirchliche. 
Angelegenheiten zu Berlin vom 2, Juli 1881 auf die Be- 
rufung des Pfarrers Henrici zu Stroehen'). 


Im Namen des Königs! 


Auf die von dem Pfarrer Georg Henrici zu Stroehen erhobene 
Berufung gegen die Entscheidung des Evangelischen Ober-Kirchenraths 
vom 2. März 1881 | 

hat der Königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten in 
seiner Sitzung vom 2. Juli 1881, an welcher Theil genommen haben: 
der Präsident Eggeling, der Geheime Ober-Justizrath, Freiherr 
von Diepenbroick-Grueter, der Oberbürgermeister Dr. von 
Forckenbeck, der Geheime Ober-Justizrath Kanngiesser, der 
Geheime Justizrath, Professor Dr. Dove, der Geheime Ober- 
Deglerungerall Dahrenstaedt, der Ober-Landesgerichtrath von 
Rosenber Tg 


ı Vel. das: in dieser Zeitschrift Bd. XVI. (N. F. Bd. I.) S. 339 ff. 
mitgetheilte Erkenntniss des Königlichen Gerichtshofs für kirchliche 
en vom 12. Mai 1880. 
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für Recht erkannt: 
dass die Berufung gegen die Entscheidung des Evangelischen 
Ober-Kirchenraths vom 2. März 1881 zu verwerfen und die Kosten 
des Verfahrens ausser Ansatz zu lassen. 


Von Rechts Wegen, 


Gründe. 


Der Pfarrer Georg Henrici in Stroehen, 39 Jahre alt, wurde, 
nachdem er sich wegen Misshandlung eines Knaben bereits unter'm 
18. März 1878 eine verweisende Verfügung des Königlichen Consistoriums 
zugezogen hatte, von 21 Mitgliedern der Gemeinderepräsentation an- 
geklagt, 

1. dass er seine Gemeinde wiederholt verlassen, ohne für Ver- 
tretung gesorgt oder dem Presbyterio Anzeige gemacht zu 
haben, 

2. dass er im Herbst 1877 mehrere Abendmahlsgäste, trotz vor- 
heriger Ankündigung der Feier des Abendmahls, nicht an- 
genommen, 

3. dass er Schulkinder mehrere Stunden in seinem Hause zurück- 
gehalten, um dieselben zu Aussagen über das Verhalten des 
Lehrers Burbenker zu bestimmen, 

4, dass er sich eigenmächtige, der Gemeinde anstössige Ab- 
weichungen von der Agende gestattet, | 

5. dass er durch wiederholte thätliche Misshandlungen seiner 
Ehefrau der Gemeinde ein Aergerniss gegeben habe. 

Die von dem Pastor Henrici erforderte Rechtfertigung erschien 
unzureichend und veranlasste das Königliche Consistorium, durch eins 
seiner Mitglieder Erhebungen an Ort und Stelle durch Vernehmung der 
Beschwerdeführer und einzelner benannter Zeugen über die verschiedenen 
Anklagepuncte anzuordnen. 

Das Ergebniss dieser Verhandlungen führte zum Erlass einer Ver- 
fügung des Königlichen Consistoriums vom 5. Juni 1878, in welcher 
dasselbe dem Pastor Henrici durch den. zuständigen Superinten- 
denten im Allgemeinen Vorhaltungen in Betreff seiner zur Anzeige ge- 
brachten dienstlichen Verfehlungen machen, und insbesondere wegen der 
in unwürdiger Weise erfolgten Zurückweisung von Abendmahlsgästen 
einen Verweis zu Protokoll ertheilen liess, unter dem Eröffnen: 

»dass, wenn derselbe einwillige, in jede geeignet erscheinende 

Versetzung sich zu fügen, von weiterer Verfolgung der Anklage 

Abstand genommen werden solles. | 

Diese Erklärung ist von demi Pastor Henrici unterm 12. Juli 
1878 zunächst ünter der Voraussetzung, dass die Versetzung nicht den 
Charakter einer Strafversetzung trage, demnächst aber unter'm 24. Sep- 
tember ejd. bedingungslos abgegeben worden. 

In der Zwischenzeit nun hatten die, durch das Verfahren des König- 
lichen Consistoriums nicht befriedigten Beschwerdeführer höheren Orts 
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von Neuem ihre Klagen gegen den Pastor Henrici erhoben, worauf 
mit Zustimmung des Evangelischen Oberkirchenraths Versuche gemacht 
wurden, die Versetzung desselben in eine andere Kirchenprovinz zu 
bewirken. 

‘Nach Fehlschlagen dieser Versuche verfügte demnächst die kirch- 
liche Centralbehörde unter'm 15. März 1879 die förmliche Disciplinar- 
Untersuchung mit Richtung auf Dienstentlassung gegen den p. Henrici 
und stützte diesen Beschluss auf die im Eingange erwähnten fünf 
Anklagepuncte. 

. Nachdem ein Untersuchungscommissar ernannt und ein Vertreter 
der Anklage bestellt worden, demnächst aber noch weitere Beweis- 
aufnahme stattgefunden hatte, wurde die Anklageschrift dem Ange- 
klagten unter'm 25. September 1879 zugefertigt. 

Dieselbe schliesst die ad 2 und 3 des Eröffnungsbeschlusses for- 
mulirten Klagepuncte in der Erwägung aus, 

»dass dem Pfarrer Henrici bereits unter'm 5. Juni 1878 wegen 
Zurückweisung von Abendmahlsgästen Verweis ertheilt sei, 
sein Verfahren betrefis des Lehrers Burbenker aber sich als 
im Interesse der Gemeinde geschehen erwiesen habe und nur ein 
Mangel an Umsicht und Zartgefühl zu tadeln sei«. 

Der auf 8. 67 und 103 Theil II. Titel 11 Allg. Landrechts gestützte 
Antrag der Anklagebehörde ging im Uebrigen auf Amtsenthebung. 

In dem am 6. October 1879 vor dem Plenum des Königlichen Con- 
sistoriums angestandenen Audienztermine war der Pfarrer Henrici 
persönlich, in Assistenz eines Rechtsanwalts, erschienen, und wurde, 
nach der unter Beobachtung aller gesetzlichen Förmlichkeiten statt- 
gefundenen Verhandlung der Sache, eine Beweisaufnahme beschlossen, 
nach deren Erledigung in einer weiteren, auf den 8. Januar 1880 an- 
beraumten Verhandlung, zu welcher der Angeklagte mit seinem Assi- 
stenten ebenfalls erschienen war, der Beschluss des Collegiums dahin 
erfolgte: 

»dass der Pfarrer Georg Henrici zu Stroehen wegen Disciplinar- 

° vergehens mit einem strengen Verweise zu belegen und ihm 

die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen seien«. 

Aus den Entscheidungsgründen ist Nachstehendes hervorzuheben: 

Die den ersten vier Anklagepuncten zu Grunde liegenden thatsäch- 
lichen Momente sind zwar als festgestellt erachtet, jedoch als durch 
den im Aufsichtswege ertheilten, mehrfach erwähnten Verweis vom 
5. Juni 1873 nach dem Rechtsgrundsatz non bis in idem gesühnt an- 
gesehen. 

Der fünfte Anklagepunct, wonach der Angeklagte durch wiederholte 
Misshandlungen seiner Ehefrau der Gemeinde Aergerniss gegeben, ist 
dagegen nach der Ansicht des Königlichen Consistoriums durch das 
frühere Verfahren nicht beseitigt, weil der dieserhalb gemachte Vorbehalt 
der freiwilligen Versetzung nicht rechtzeitig, d. h. vor Ringraien der 

höheren Behörde seine Erledigung gefunden hat. 
| In Bezug auf diesen Anklagepunct ist als thatsächlich festgestellt 
Zeitschrift für Kirchenrecht. XIX. {N. F. IV.) 3. 18 
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erachtet, dass der Pastor Henrici bei einer, im Juli 1877 vorgefallenen 
häuslichen Scene und auch sonst über seine Ehefrau und gegen dieselbe 
harte Worte ausgestossen und dieselbe »hart angefasst«, hierdurch aber 
ein für einen Geistlichen ungeziemendes, gegen $. 67 der Kirchenordnung 
für Westfalen und die Rheinprovinz verstossendes Verhalten an den Tag 
gelegt und ein gegründetes Aegerniss gegeben hat. 

Nach Lage der Sache aber, insbesondere mit Rücksicht auf den 
Verlauf einer längeren Zwischenzeit, binnen deren Nichts Nachtheiliges 
über das häusliche Verhältniss der Henrici’schen Eheleute bekannt 
geworden, sowie auf die dem Angeschuldigten zu Theil gewordene heil- 
same Zucht, und in der Erwartung, dass das in der Gemeinde hervor- 
gerufene Aergerniss sich nach Beendigung des Verfahrens beheben werde, 
erachtet das Königliche Consistorium den ausgesprochenen Verweis 
als eine hinreichende Sühne für das straffällige Verhalten des An- 
geklagten. 

Gegen diese am 30. Januar 1880 behändigte Entscheidung hat der 
Vertreter der Anklage unterm 4. Februar 1880 Berufung eingelegt und 
fristgerecht gerechtfertigt. 

Es werden die Ausführungen der Anklage wiederholt und mit Hin- 
weis auf eine, von Mitgliedern der Gemeinde Stroehen dem Evangelischen 
Oberkirchenrath überreichte Vorstellung vom 3. Februar 1880, Inhalts 
deren die Stellung des Angeklagten in Folge der neuesten Repräsen- 
tantenwahlen als gänzlich unhaltbar bezeichnet ist, erneuert der Ver- 
treter der Anklage den in letzterer gestellten Antrag. 

Die hierauf von dem Bevollmächtigten des Angeklagten in gesetz- 
licher Frist abgegebene Entgegnung schliesst sich im Allgemeinen den 
Ausführungen des Königlichen Consistoriums an. 

Im Besonderen wird die in der Berufungsschrift in Bezug genom- 
mene Eingabe von Repräsentanten der Gemeinde über den Ausfall der 
jüngsten Repräsentantenwahlen als ein zur Sache unerhebliches und 
processualisch unzulässiges novum bezeichnet, namentlich aber hervor- 
gehoben, dass der gestellte auf $. 531 Th. H. Tit. 11 Allg. Landrechts 
gestützte Strafantrag durch die Erklärung des Pastors Henrici, sich 
in eine Versetzung fügen zu wollen, gegenstandlos geworden sei, übrigens 
diese Maassregel, welche rein administrativer Natur sei, und deren Aus- 
führung bereits in der Hand des Consistorii liege, nicht zu einer Ent- 
setzung vom Pfarramte, welche der Gesetzgeber nicht gewollt, verkehrt 
werden dürfe. 

Hierauf hat der Evangelische Oberkirchenrath in der Sitzung vom 
12. Mai 1880, ohne Zuziehung des Angeklagten oder seines Vertreters 
anderweitig beschlossen : 

»dass der von dem Vertreter der Anklage gegen die Entscheidung 
des Königlichen Consistoriums zu Münster vom 8. Januar 1880 
erhobenen Berufung stattzugeben, und gegen den Angeschuldigten 
auf Strafversetzung, ohne Anspruch desselben auf Erhaltung 
in seinem bisherigen Diensteinkommen, zu erkennen, unter dem 
“Vorbehalt, der erkannten Strafe eventuell diejenige der Straf- 
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emeritirung zu substituiren, auch die Kosten dieser Instanz 


zur Last zu legen«. 

In den Gründen der ebenfalls auf den $ 531 Tit. 11 Theil II. Allg. 
Landrechts gestützten Entscheidung ist anerkannt, dass die vier ersten 
‘ Anklagepuncte formell allerdings keinen Gegenstand der jetzigen Be- 
'urtheilung bilden, dass denselben jedoch, soweit es sich um die Bildung 
eines Gesammturtheils über die Persönlichkeit des Angeschuldigten 
handelt, eine adminiculirende Bedeutung beizumessen sei, umsomehr, 
als die — nicht im förmlichen Disciplinarverfahren ergangene — Ver- 
fügung vom 5. Juni 1878 einen Verweis nur bezüglich des Vorwurfs 
ad 2 ausspreche, daher keine rechtskräftige Erledigung der dem Pastor 
Henrici in der Beschwerde der Repräsentanten vom 16. März 1878 zur 
Last gelegten Ausschreitungen enthalte. - 


In Betreff des fünften u sieht der zweite Richter 1 


als erwiesen an, 

dass der Angeschuldigte bei in Vorgange im Juli 1877 zu 
Thätlichkeiten gegen seine Frau geschritten ist, dass unter 
allen Umständen, nach dem Resultat der Beweisaufnahme, sein 
Verhalten gegen seine Frau im Allgemeinen, ein im hohen Grade 
rohes, mit den ihm als Geistlichen obliegenden besonderen Pflichten 
schlechterdings unverträgliches gewesen sei, in Folge dessen er 
mit Nothwendigkeit des, für eine erfolgreiche Amtswirksamkeit 
unentbehrlichen Vertrauens verlustig werden musste, welcher 
Erfolg denn auch vollständig eingetreten sei, wie die wiederholt 
und erneut erhobenen Beschwerden constatiren. 

Abgesehen hiervon aber erachtet der zweite Richter, selbst bei Zu- 
grundelegung des von dem Königlichen Consistorium als erwiesen an- 
genommenen Thatbestandes, die Strafe der unfreiwilligen Versetzung als 
das geringste, hier überhaupt zulässige Strafmittel, da aus der Gesammt- 
haltung des Angeschuldigten günstige, einer milderen Beurtheilung das 
Wort redende Umstände nicht zu entnehmen seien, aus welchen Grün- 
den der in erster Instanz erkannte Verweis weder dem Maasse des Ver- 
schuldens, noch dem Bedürfniss einer Reaction gegen das der emeinde 
gegebene Aergerniss genügend Rechnung trage. 


Für die eventuell substituirte Emeritirung sind Gründe nicht 


angegeben. 

Gegen diese Entscheidung hat der Angeschuldigte rechtzeitig die 
Berufung an den Königlichen Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten 
eingelegt und binnen der gesetzlichen Frist vorläufig gerechtfertigt, 
innerhalb der auf Antrag gewährten Nachfrist aber De eine Recht- 
fertigungsschrift eingereicht. 

Der Berufende behauptet, dass die ergangene Entscheidung sowohl 
Gesetze des Staates und allgemeine Rechtsgrundsätze verletze, als auch 
der klaren thatsächlichen Lage der Sache widerspreche. (8.2 und 8.11 
Gesetz vom 12. Mai 1873.) 

Verletzt sei der $. 531 Theil II. Titel 11 Allg. Landrechts dadurch, 
dass der Strafversetzung die Strafemeritirung in unzulässiger Weise sub- 
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stituirt sei, welche im vorliegenden Falle sich als eine nicht gerecht- 
fertigte Härte darstelle. 

Verletzt sei ferner der Rechtsgrundsatz: »non bis in idem«, 
denn nach dem Wortlaut der Verfügung vom 5. Juni 1878 sei die Ab- 
sicht des Königlichen Consistorii, als damaligen Strafrichter, klar erkenn- 
bar, dass mit dem Verweise und der von dem Angeschuldigten abge- 
gebenen Erklärung die ganze Angelegenheit ihre Erledigung finden 
sollte. Deshalb müsse die Wiederaufnahme der Anklagepuncte durch den 
Beschluss vom 15. März 1879 als ein illegales Verfahren bezeichnet werden. 

Endlich rechtfertige die getroffene thatsächliche Feststellung die 
Bestrafung nicht, denn es ermangle an der Feststellung des Vorsatzes, 
welchen der erste Richter bereits verneint habe, und damit entziehe sich 
der Vorgang der Bestrafung. 

Der Beruiende beantragt, 

das Resolut des Evangelischen Oberkirchenrathes vom 12. Mai pr. 
aufzuheben. 

Der Gerichtshof hat die Berufung auch für begründet erachtet und 
die Entscheidung des Evangelischen Oberkirchenrathes vom 12. Mai 1830 
aufgehoben, in der Erwägung, dass der darin angezogene $. 531 Theil II. 
Titel 11 Allg. Landrechts nur die Strafversetzung motivire, die Sub- 
stitution der unfreiwilligen Emeritirung aber in der Cabinetsordre 
vom 27. April 1831 an besondere anderweitige Voraussetzungen geknüpft 
sei, bezüglich deren die angegriffene Entscheidung eine Feststellung auf 
actenmässiger Grundlage nicht enthalte. 

Aus diesem Grunde und in der Erwägung, dass die Freiheit der 
höchsten kirchlichen Behörde für die anderweit abzugebende Entscheidung 
nicht zu beschränken sei, wurde das angefochtene Erkenntniss in seinem 
ganzen Umfange vernichtet. 

Diese anderweite Entscheidung hat der Evangelische Oberkirchenrath 
unter dem 2. März 1881 dahin gefällt: 

dass auf die von dem Vertreter der Anklage gegen die Entschei- 
dung des Königlichen Consistoriums zu Münster vom 8. Januar 
1880 eingelegte Berufung gegen den Angeschuldigten auf Straf- 
versetzung, ohne Anspruch auf Erhaltung in seinem bisherigen 
Diensteinkommen, zu erkennen, auch dem Angeschuldigten die 
Kosten der Instanz zur Last zu legen. 

Dieser Beschluss beruht durchweg auf den Gründen und Erwägungen 
der früheren Entscheidung und spricht am Schlusse aus, dass die Frage, 
was zu geschehen, wenn die Strafversetzung sich als unausführbar er- 
weise, späteren Erwägungen vorbehalten bleiben müsse, 

Gegen diese, dem p. Henrici am 27. März cr. zugestellte Entschei- 
dung hat derselbe fristgerecht von Neuem Berufung eingelegt. In seiner 
Rechtfertigungsschrift kommt er zunächst auf die früheren, noch nicht 
geprüften Angriffspuncte zurück, insbesondere darauf, dass die Entschei- 
dung des Evangelischen Oberkirchenrathes den Rechtsgrundsatz non bis 
in idem verletze, auch gegen die klare Lage der Sache verstosse und 
führt im Weiteren an, 
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der Beweis, dass er des Vertrauens der Gemeinde verlustig ge- 
gangen sei, werde durch die wiederholten Beschwerden nicht 
geführt, welche lediglich das Bestehen einer hartnäckigen Oppo- 
sition bestätigten. Dieser stehe aber eine sehr erhebliche Gegen- 
partei gegenüber, deren Vertrauen er nach wie vor besitze, wie 
die beigebrachte Vorstellung einer grösseren Anzahl von Gemeinde- 
mitgliedern darthue. 

Endlich führt der Berufende noch an, dass wenn der Tenor der 
neuen Entscheidung auf Versetzung ohne Anspruch auf Erhaltung in 
seinem bisherigen Diensteinkommen laute, dies gegen den $. 2 des Ge- 
setzes vom 12. Mai 1873 insofern verstosse, als eine gegen das Ver- 
mögen gerichtete Strafe nicht ohne Anhörung des Betroffenen verhängt 
werden dürfe. 

Aus diesen Gründen wird wiederum beantragt 

die angegriffene Entscheidung des Evangelischen Oberkirchenrathes 
zu vernichten, 

Seitens des Letzteren ist eine Gegenerklärung nicht erfolgt. 

In dem Verhandlungstermine wiederholte der Berufende die An- 
und Ausführungen seiner Berufungsschriften ohne Neues anzuführen. 

Der Evangelische Oberkirchenrath war benachrichtigt, aber nicht 
vertreten. 

Die Berufung war, beim Vorhandensein der gesetzlichen Voraus- 
setzungen, ($. 11 Ges. vom 12. Mai 1873) zwar zuzulassen, musste jedoch 
als unbegründet verworfen werden. 

Zunächst erweist sich der letzterwähnte formelle Angriff des Be- 
rufenden als hinfällig. Denn der vorliegende Beschluss des Evangelischen 
Oberkirchenrathes, welcher auf Grund des demselben in dem diesseitigen 
Erkenntniss vom 22. Januar 1881 gemachten Vorbehaltes an Stelle der 
aufgehobenen Entscheidung vom 12. Mai 1880 tritt, beruht auf dem- 
selben, Letzterer vorangegangenen Verfahren. In diesem aber ist 
der Beschuldigte unter Beobachtung aller Förmlichkeiten gehört worden. 
Deshalb kann von einer Verletzung des $. 2 des Gesetzes vom 12. Mai 
1873 umsoweniger die Rede sein, als diese Vorschrift sich auf die Fälle 
bezieht, wo Geldstrafen als Mittel kirchlicher Disciplin angewendet 
werden, was vorliegend nicht zutrifft. 

Der weitere Angriff, dass die Entscheidung des Evangelischen Ober- 
kirchenrathes den Rechtsgrundsatz non bis in idem verletze, musste eben- 
falls zurückgewiesen werden, 

Dieser Anpahme des Berufenden widerspricht schon der ganze Ver- 
lauf, den die Angelegenheit genommen hat. 

Nachdem das Königliche Consistorium in Folge der gegen den 
Pastor Henrici erhobenen Beschuldigungen Erhebungen an Ort und Stelle 
veranlasst hatte, erging Seitens desselben die Verfügung vom 5. Juni 
1873, in welcher, — nach Erörterung der vier ersten, im Eingange 
dieser Sachdarstellung erwähnten Anklagepuncte, — in Betreff der hier 
zur Erwägung stehenden Frage als Ergehniss der stattgehabten Unter- 
suchung als festgestellt erachtet wird: 
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»dass das böse Gerücht, das häusliche Leben betreffend, keine 
blosse Erdichtung, sondern durch betrübende Vorfälle im Pfarr- 
hause veranlasst sei.« 

Gleichzeitig spricht jedoch das Königliche Consistorium die Geneigt- 
heit aus, von weiterer Verfolgung der Sache Abstand nehmen zu wollen, 
wenn der Pastor Henrici einwillige, in jede sich bietende geeignet 
erscheinende Versetzung sich zu fügen. Eine dahin gehende Erklärung 
gab der Genannte dem mit der Eröffnung beauftragten zuständigen 
Superintendenten zum Protokoll d. d. 5. Juli 1878 mit der Ein- 
schränkung ab, dass eine Strafversetznng nicht beabsichtigt sei, wieder- 
holte jedoch in der Vorstellung vom 24. September 1878 seine Bereit- 
willigkeit, auf eine Versetzung einzugehen, ohne weitere Klausel, um, 
wie er hinzufügt, eine weitere Profanirung seines Familienlebens zu 
vermeiden. 

Ueber die Annahme dieser Erklärung behielt das Königliche 
Consistorium sich zunächst die Erklärung vor, weil, — wie in der 
unterm 14. October 1878 an den Superintendenten Kuncemueller erlasse- 
nen Verfügung ausgesprochen ist, — in Folge einer in der Zwischenzeit an 
den Minister der geistlichen pp. Angelegenheiten gerichteten Beschwerde 
neue Momente hervorgetreten seien, erstattete jedocb schon am 30. Octo- 
ber 1878 dem Evangelischen Oberkirchenrath einen vollständigen Bericht 
über das Resultat der angestellten Untersuchungen mit dem Antrage, 
die Versetzung des Pastors Henrici veranlassen zu wollen. 

Der Evangelische Oberkirchenrath ermächtigte in seiner Verfügung 
vom 2. December 1878 demnächst das Königliche Consistorium, zu dem 
beabsichtigten Zwecke Erkundigungen bei den Königlichen Consistorien 
Breslau und Posen einzuziehen, indem als unbedenklich erachtet wurde, 
die Angelegenheit durch eine sofortige freiwillige Versetzung zu erledigen, 
hob jedoch für den Fall der Unmöglichkeit derselben ausdrücklich 
die Unvermeidlichkeit hervor, wider den Pastor Henrici die Disciplinar- 
untersuchung in der Richtung auf Entfernung aus u Amte ein- 
zuleiten. 

Dies ist demnächst auch, nachdem unterm 28. Februar 1879 das 
Fehlschlagen der angestellten Versuche angezeigt worden war, durch 
den Eröffnungsbeschluss vom 15. März 1879 geschehen. 

Aus dieser actenmässigen Darstellung ergiebt sich zur Evidenz, dass 
durch die Verfügung vom 5. Juni 1878 die in Rede stehende Frage 
keineswegs im Sinne des Berufenden erledigt wurde, die Abstandnahme 
von weiterer Verfolgung vielmehr von der Ausführbarkeit der frei- 
willigen Versetzung abhängig gemacht war, und hieraus folgt, dass zur 
Zeit des Eingreifens der obersten Disciplinarbehörde die Angelegenheit 
sich in unerledigtem Zustande befand, so dass, — mag man das vor- 
angegangene Verfahren des Königlichen Consistoriums als im Aufsichts- 
oder Disciplinarwege erfolgt ansehen, — bezüglich des Punctes 5 der 
Anklage von einer Verletzung des Rechtssatzes non bis in idem nicht 
die Rede sein kann. 

Wenn dieser Angriff sich En dagegen richtet, dass die vier ersten 
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Beschwerdepuncte in dem Eröffnungsbeschlusse zur Belastung heran- 
gezogdn seien, so ist zu entgegnen, dass dieselben, — wie der Berufende 
selbst anerkennt, — nicht zum Gegenstand der Anklage gemacht, von 
dem Königlichen Consistorium als erledigt erachtet, von dem Evange- 
“ lischen Oberkirchenrath aber lediglich adminiculirend, soweit sie für 
die Bildung eines Gesammturtheils über die Persönlichkeit des An- 
geschuldigten verwerthet werden können, herangezogen worden sind. 
Hieraus lässt sich ein illegales Verfahren des Letzteren keineswegs 
construiren. | | | 

Der Berufende hehauptet ferner, dass die getroffene thatsächliche 
Feststellung die Bestrafung nicht rechtfertige, weil es an der F'eststel- 
lung des Vorsatzes mangele, dessen Vorhandensein der Vorderrichter 
verneint habe, womit sich der Vorgang der Bestrafung überhaupt ent- 
ziehe. Insbesondere wird ausgeführt, dass, wenn der Evangelische Ober- 
Kirchenrath auf Grund der Beweisaufnahme einerseits annehme, dass 
der Berufende bei dem .in Rede stehenden Vorfall »zu Thätlichkeiten 
gegen seine Frau geschritten sei, — andererseits dagegen die Unmög- 
lichkeit anerkenne, im Einzelnen festzustellen, inwieweit die Thät- 
lichkeiten über das zugestandene »harte Anfassen« hinausgehen, es 
der getroffenen Feststellung an einer ausreichenden Grundlage fehle und 
deshalb die Entscheidung gegen die klare Lage der Sache verstosse. 

Hierdurch wird dem Berufungsrichter eine volle Nachprüfung der 
in letzter kirchlicher Instanz ergangenen Entscheidung angesonnen, 
welche über seine Zuständigkeit hinausgeht. 

Die Maigesetzgebung von 1873 hat in dem Gerichtshofe für kirch- 
liche Angelegenheiten. keineswegs eine eigentliche höhere Instanz über 
den kirchlichen Instanzen zu schaffen bezweckt. Vielmehr sollte durch 
die Einführung des eigenartigen Rechtsmittels der Berufung nur die 
Sicherung eines legalen Verfahrens, sowie die Möglichkeit des Ein- 
schreitens bei offenbarer Beugung des materiellen Rechts gegen die 
klare thatsächliche Lage erzielt werden. Im Uebrigen will das Gesetz 
die Befugniss der kirchlichen Disciplinarbehörden zur eigenen Prüfung 
und Entscheidung der vorkommenden Disciplinarfälle nicht beschränken. 

Die Nachprüfung eines an den Gerichtshof gebrachten kirchlichen 
Disciplinarfalles hat, soviel einen Angriff wegen Widerspruchs gegen 
die klare thatsächliche Lage ($. 11 des Gesetzes vom 12. Mai 1873) 
betrifft, sich auf die Frage zu beschränken, ob die thatsächlichen 
Feststellungen mit den erhobenen Beweisen, soweit diese 
eine klare Einsicht in die wirkliche Lage der Sache ge- 
statten, im Widerspruche stehen, nicht aber zu erörtern, ob 
sonst die angefochtene Entscheidung für zutreffend zu erachten ist. Im 
vorliegenden Falle ist jene Frage zu verneinen, weil in den Aussagen 
der vernommenen Zeugen anderweit nicht widerlegte, den Be- 
rufenden in der fraglichen Richtung gravirende Momente vorhanden 
sind, deren specielle Würdigung lediglich der höchsten kirchlichen In- 
stanz überlassen bleiben muss. Es ist daneben, mit Rücksicht auf die 
besondere Beschwerde wegen Mangels einer Feststellung des rechts- 
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widrigen Vorsatzes, hervorzuheben, dass ein desfallsiges Erforderniss für 
das Disciplinarverfahren nur in beschränkter Weise besteht und speciell 
durch den in Anwendung gebrachten $. 531 Theil I. Titel 11 Allg. 
Landrechts ausgeschlossen ist. 

Dass übrigens der letzteren Vorschrift im Zusammenhange mit der 
neueren Gesetzgebung, von dem Gesichtspuncte des Disciplinarverfahrens 
aus, der Charakter einer Strafbestimmung beizumessen ist, ergiebt sich 
ans einer Vergleichung des $. 531 a. a. O. mit $. 2 des Gesetzes vom 
12. Mai 1873. 

Aus diesen Gründen rechtfertigt sich die gemäss $. 21 ibid. aus- 
gesprochene Verwerfung der Berufung. Die Verfügung wegen des Kosten- 
punctes ist auf Grund des $. 37 das. erlassen. 

Urkundlich ausgefertigt unter Siegel und Unterschrift des König- 
lichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten. | 

Berlin, den 2. Juli 1881. 


(gez.) Eggeling. 


IL 


Berufung an den Staat. Unbeeidete Zengenaussagen. 


Die Gesetze ermächtigen den Königlichen Gerichtshof für 
kirchliche Angelegenheiten nicht, wie ein Appellations- 
richter in Civilsachen, den in einer angegriffenen Ent- 
scheidung festgestellten Thatbestand und die denselben 
stützenden Beweise einer freien Nachprüfung zu unterziehen, 
sondern nur zu untersuchen, ob jene Grundlage der klaren 
thatsächlichen Lage widerspricht, oder mit Verletzung der 
Staatsgesetze oder allgemeiner Rechtsgrundsätze gewonnen 
ist. — Der Umstand, dass bei einer thatsächlichen Fest- 
stellung unbeeidete Zeugenaussagen verwendet sind, genügt 
nicht, den Mangel eines geordneten processualischen Ver- 
fahrens darzuthun. 


Erkenntniss des Königlichen Gerichtshofs für kirchliche 
Angelegenheiten zu Berlin vom 15. Mai 1881 auf die Berufung 
des (katholischen) Küsters und Organisten G oerz zu Waldfeucht. 


Im Namen des Königs! 


Auf die von dem Küster und Organisten Franz Goerz zu Wald- 
feucht erhobene Berufung gegen den Beschluss des Kirchenvorstandes 
zu Waldfeucht vom 15. Mai 1881 

hat der Königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten in seiner 
Sitzung vom 15, October 1831, an welcher. Theil genommen haben: 
der Präsident Eggeling, der Geheime Ober-Justizrath Freiherr 
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von Diepenbroick-Grueter, der Oberbürgermeister Dr. von 

Forckenbeck, der Geheime Justizrath Buergers, der Super- 

intendent Nitzsch, der Geheime Ober-Justizrath Hinrichs, 

der Oberlandesgerichtsrath von Rosenberg 

für Recht erkannt: 
dass die gegen den Beschluss des katholischen Kirchenvorstandes zu 
Waldfeucht vom 15. Mai 1881 eingelegte Berufung zu verwerfen und 
die Kosten des Verfahrens ausser Ansatz zu lassen, | 
Von Rechts Wegen. 


Gründe. 

Durch Beschluss des katholischen Kirchenvorstandes zu Waldfeucht 
(Kreis Heinsberg) vom 21. November 1849 wurde die dortige Küster- 
und Organistenstelle, welche der verstorbene J. Chr. Goerz inne gehabt 
hatte, der Wittwe desselben in der Weise übertragen, »dass letztere von 
ihrem Sohne Franz Goerz bedient werdes. Dieser verwaltete jene 
Stelle auch nach dem 1876 oder 1877 erfolgten Tode seiner Mutter bis 
in die neueste Zeit. 

Eine gegen ihn eingeleitete Untersuchung endigte mit dem in 
Rechtskraft übergegangenen Erkenntnisse des Königlichen Schöffengerichts 
zu Heinsberg vom 16. October 1880, dahin lautend: 

dass der Angeklagte schuldig, zu Waldfeucht zum Nachtheil der 
dortigen katholischen Kirchengemeinde 
1. Anfangs April 1879 eine Kerze — s. g. Opferkerze, 
2. in der Zeit vom August bis October ej. circa 3 Pfund Wachs, 
welche ihm anvertraut waren, 
3. im April 1877 einen dem Werth von 3!/s Pfund weissen 
Wachses gleichkommenden Geldbetrag von 6 M. 30 Pf., 
4. im December 1877 einen dem Werth eines Pfundes Wachs 
gleichkommenden Geldbetrag von 1 M. 80 Pf., endlich 
5. im Februar 1878 einen dem Werth eines halben Pfundes Wachs 
gleichkommenden Geldbetrag von 75 Pf. 
unterschlagen zu haben 
und deshalb in eine Gesammtstrafe von Einem Monat 
Gefängniss zu verurtheilen. 

Der Kirchenvorstand hatte ihm bereits unter dem 25. März 1879 
wegen angeblicher langjähriger Unmässigkeit, welche zum Aergerniss 
der Gemeinde gereiche, eine schriftliche Verwarnung ertheilt, und 
beschloss inhaltlich des auch von p. Goerz unterschriebenen Protocolls 
vom 4. November 1880, was folgt: 

»Goerz, gegen den schwere, zum Theil durch das (eit.) Erkennt- 
niss anerkannte Beschuldigungen vorliegen, wird vorderhand in 
seinem Amte belassen. Sollte er aber ungeachtet aller ernsten 
Verwarnungen sich neue Fehltritte, sei es durch Ungebühr gegen 
den Vicar (Roemer) oder durch Trunkenheit, oder Ungerechtig- 
keit zum Nachtheil der Kirche, zu Schulden kommen lassen, so 
soll er seines Amts enthoben werden«. 
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Am 28. Februar 1881 erbielt Goerz durch den Gerichtsvollzieher 
von Seiten des Kirchenvorstandes eine Vorladung zum 4. März, in 
welcher er unter Hinweis auf vorstehenden Beschluss davon, dass der 
Kirchenvorstand ihn wegen erneuter ähnlicher Vergehen des Amts zu 
entsetzen bezwecke, zu seiner Rechtfertigung aufgefordert wird. 


Im Termine wurde in seiner Gegenwart ein Schreiben des Bürger- 


meisters von demselben Tage verlesen, worin es heisst, durch Pro-. 


tocollarverhandlungen mit mehreren Personen, deren Namhaftmachung 
vorbehalten bleibe, sei festgestellt worden, dass Goerz in neuerer Zeit 
(nach Neujahr) wiederholt allem Anschein nach betrunken gewesen und 
namentlich am Tage der ihm ertheilten Verwarnung (4. November 1880) 
elf Schnäpse aus der Hand eines Zeugen, und von einem Hausgenossen 
desselben noch einige Schnäpse erhalten habe. 

Der Kirchenvorstand vernahm, nachdem seine Reguisition um eid- 
liche Vernehmung von Zeugen vom Amtsgericht unter Zustimmung des 
Landgerichtspräsidenten abgelehnt worden war, in Gegenwart des Goerz 
zwei Zeugen. Es bekundeten nicht eidlich: 


a) der 28jährige Ackerer Heinrich Blank: 
Im November 1880 habe der Goerz, als von dessen bevorstehen- 
dem Strafantritt die Rede gewesen, geäussert: „Sieh’ da, da 
muss ich des Lümmelskerlchens wegen nach Aachen. Glaubst 
Du auch, das Männchen geht mit dem Teufel zum Altar, und 
mit dem Teufel vom Altar, das Messopfer, das er bringt, ist ein 
Teufelsopfer«. — Unter dem »Lümmelskerlchens sei der Caplan 
Roemer verstanden, welchen der p.Goerz fast immer so bezeichne. 
Am Montag nach dem Sonntag vor dem Lichtmessfeste (wel- 
ches am 2. Februar gefeiert wird) habe sich Goerz, und zwar in 
Gegenwart des Zeugen und zwei anderer Personen, derselben Be- 
zeichnung des Roemer bedient, auch, wie ein Betrunkener, kaum 
die Treppe hinaufzukommen vermocht. 


b) Peter Otten: 
»Goerz sei an dem oben erwähnten Montag betrunken gewesen 
und habe in Gegenwart mehrerer Personen den Caplan mit den 
Worten: Männchen und einfältig Keelken (Kerlchen) bezeichnet, 
auch am Aschermittwoch gesagt, er wolle von dem einfältigen 
Kerlchen, dessen Hände unwürdig genug seien, kein Aschenkreuz 
oder die hl. Communion empfangen, und auch den Hals nicht 
gesegnet haben, das Messopfer des Caplans sei Teufelsopfer«. 
Eine besondere schriftliche oder protocollarische Erklärung des 
Goerz über die ihm gemachten Vorwürfe findet sich nicht in den 
Acten. Was er zu seiner Vertheidigung vorgebracht hat, beschränkt 
sich auf seine in den Protocollen enthaltenen Bemerkungen: 
er erkläre Alles, was er über den Caplan gesagt haben solle, und 
die ihm schuldgegebene Trunkenheit für Lügen; er wisse nichts 
mehr, er verlange die Vernehmung änderer Zeugen, der Zeuge 
ÖOtten habe einstens über den Caplan geschimpft. 
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Hierauf fasste der Kirchenvorstand folgenden Beschluss d. d. 
15. Mai 1881: 

»In Erwägung, dass der Küster eigentlich im Jahre 1849 nicht 
angestellt ist, sondern seine Mutter — 

In Erwägung, dass diese Anstellung nur eine provisorische war, 

In fernerer Erwägung, dass dem Küster ein erbaulicher Lebens- 
wandel zur Pflicht gemacht worden, 

In Erwägung, dass der Küster notorisch dem Trunke ergeben ist, 

In Erwägung, dass der Küster von seiner Anstellung als Küster 
im Jahre 1860 nichts Schriftliches vorlegen kann und nur Herr 
Adam Tholen im Allgemeinen sich erinnert, er sei als Küster 
vom sel. Dechanten proclamirt worden — 

In Erwägung, dass der Küster die Kirche durch Unterschlagung 
benachtheiligt hat, nachdem er vom Kirchenvorstand verwarnt 
war, wie gerichtlich feststeht — 

In Erwägung, dass er noch nach dem 4. November 1880 sich 
notorisch dem Trunk ergeben hat und Beschimpfungen gegen den 
Caplan und sein hl. Messopfer vorgebracht, wie zwei amtliche 
Protocolle und die Aussagen der Zeugen Peter Otten von hier 
und Heinrich Blank von hier, heut mündlich hierselbst ge- 
macht, darthun, | 

In fernerer Erwägung, dass die Ausführung des Beschlusses vom 
4. März 1881 betreffend die gerichtliche Vernehmung der Zeugen 
unmöglich ist, d. h. unmöglich ist ohne vorherige Klage, wogegen 
es sich nach Aeusserung des ganzen Kirchenvorstandes von selbst 
versteht, dass der Küster abgesetzt sei nach eidlicher Erhärtung 
eines Falles gegen. den Beschluss vom 4. November 1880, welche 
indessen zur glaubwürdigen Feststellung für die Majorität nicht 
nothwendig ist — 

In Erwägung aller dieser Gründe beschliesst der Kirchenvorstand, 
der. Küster Franz G@oerz von Waldfeucht ist mit dem heutigen 
Tage von seinem Amte als Küster und Organist entlassen«. 

Goerz empfing eine beglaubigte Abschrift dieses Beschlusses, welche 

der Gerichtsvollzieher, zwecks Zustellung an ihn, am 18. Mai der Post 
übergeben batte, und meldete am 2. Juni beim Königlichen Gerichts- 
hofe für kirchliche Angelegenheiten die Berufung an, deren Recht- 
fertigung innerhalb der diesseits erstreckten Frist am 30. ej. einging. 
Er sucht die ihm nachtheiligen Zeugnisse zu verdächtigen, be- 
hauptet, mit Unrecht wegen Unterschlagung von Wachs verurtheilt zu 
sein, da die Aneignung desselben auf einem seit Menschengedenken 
bestehenden Herkommen beruhe, führte alle gegen ihn erhobenen Be- 
schuldigungen auf feindliche Gesinnung des Caplans und anderer Per- 
sonen zurück und beantragt Vernichtung des angefochtenen Beschlusses. 
Der Kirchenvorstand hat binnen vier Wochen eine schriftliche Gegen- 
erklärung eingereicht. Er widerspricht den einzelnen Anführungen des 
Goerz und bittet um Verwerfung der Berufung. 
Anlangend die rechtliche Beurtheilung der Sache, so ist das Amt 


en 
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eines Küsters und Organisten, wie der Gerichtshof wiederholt ausge- 
sprochen hat (vgl. Hartmann’s Zeitschrift für Öffentliches Recht I. 
Seite 382, 498) im Sinne des Gesetzes vom 12, Mai 1873 ein kirchliches 
Amt. Da der Goerz aus einem solchen Amt, welches er seit dem 
Tode seiner Mutter (1876 oder 1877) selbstständig verwaltet hat, durch 
den oben im Tenor gedachten Beschluss des Kirchenvorstandes wider 
seinen Willen entfernt worden ist, so steht ihm nach $$ 11. 12.a.a. 0. 
das Recht der Berufung zu, und zwar deshalb unmittelbar an den 
Königlichen Gerichtshof, weil zur Zeit der Einlegung derselben weder 
ein vorgesetzter Bischof, noch ein vom Capitel nach Maassgabe des 
Gesetzes vom 20. Mai 1874 gewählter, die bischöfliche Disciplinargewalt 
ausübender Capitularvicar vorhanden war. Es konnte also kein Rechts- 
mittel bei der höheren kirchlichen Instanz ($.12 cit.) geltend gemacht 
werden. 

Der Goerz ist zu seiner Rechtfertigung bezüglich der ihm schrift- 
lich bekannt gemachten Anschuldigungspuncte vom Kirchenvorstande 
geladen und gehört worden. Wenn nun auch bei Aufnahme der ein- 
schlagenden Protocolle nicht mit besonderer Sorgfalt zu Werke gegangen 
ist, so war doch hinreichende Gelegenheit zur Vertheidigung im Ein- 
zelnen geboten, und ist das Erforderniss eines der Amtsentlassung vor- 
ausgegangenen geordneten processualischen Verfahrens ($8$. 2. 10 Nr. 2 
Gesetzes vom 12. Mai 1873) für zutreffend zu erachten. 

Die Frage, ob die vor dem 4. November 1880 liegenden, dem 
Goerz vorgeworfenen Vergehungen durch die ihm von diesem Tage 
laut der oben wiedergegebenen protocollarischen Eröffnung gestattete 
Fortführung des Amtes abgethan sind, ist zu verneinen. Denn obgleich 
die Belassung im Amt ausdrücklich trotz der vorstehend angedeuteten 
Vergehungen erfolgte, so geschah sie doch nur »vorderhand« und 
vorbehaltlich der Dienstentlassung für den Fall, dass er sich neue Fehl- 
tritte, dergleichen der angefochtene Beschluss vom 15. Mai 1881 auf- 
zählt, in welchem insbesondere auf die gerichtlich festgestellten Unter- 
schlagungen hingewiesen wird, zu Schulden kommen lasse. 

Was der Berufende zur Rechtfertigung seiner Beschwerde anführt, 
beschränkt sich auf den Versuch, die thatsächliche Grundlage des er- 
wähnten Beschlusses zu erschüttern, Dabei lässt er jedoch ausser Acht, 
dass die sog. Maigesetze des Jahres 1873 den Königlichen Gerichtshof 
keineswegs ermächtigen, in gleicher Weise, wie ein Appellationsrichter 
in Civilsachen, den in einer angegriffenen Entscheidung festgestellten 
Thatbestand und die denselben stützenden Beweise einer freien Nach- 
prüfung zu unterziehen; sondern nur zu untersuchen, ob jene Grundlage 
der klaren thatsächlichen Lage widerspricht, oder mit Verletzung der 
Staatsgesetze oder allgemeiner Rechtsgrundsätze gewonnen ist ($. 11 
Nr.1a.a, 0.). Eine solche Verletzung ist aber selbstredend nicht darin 
zu finden, dass der Kirchenvorstand sich auf ein gerichtliches rechts- 
kräftiges Straferkenntniss, welches gegenwärtig vom Berufenden be- 
mängelt wird, ferner auf amtliche Protocolle des Bürgermeisters und 
auf die Notorietät beruft, und bei gleichzeitiger Berücksichtigung der 
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Aussage zweier nicht vereidigter Zeugen zu der in seinem Beschluss 
formulirten thatsächlichen Feststellung, insbesondere in Betreff der von 
Goerz nach dem 4. November 1880 an den Tag gelegten Trunksucht, 
gelangt, 

Auch darin, dass der Kirchenvorstand frevelhafte Aeusserungen über 
das hl. Messopfer und beschimpfende Worte über den Caplan dem Goerz 
lediglich auf Grund der beiden unbeeideten Zeugenaussagen Schuld giebt, 
kann ein Verstoss im Sinne des $. 2 a. a. O. nicht gefunden werden. 
Die eidliche Vernehmung der betr. Zeugen war vom Amtsgericht und 
dessen vorgesetzter Behörde abgelehnt worden. Selbst nach der Deutschen 
Strafprocess-Ordnung ist es nicht ausgeschlossen, einer thatsächlichen 
Feststellung unbeeidigte Zeugenaussagen zum Grunde zu legen. 

Ein Verstoss nach $.11 Nr. 1 und $.10 Nr. 2 a. a, O. liegt also 
nicht vor. Damit fällt die Zulässigkeit einer Nachprüfung der von 
Seiten des Kirchenvorstandes bei freier Beweiswürdigung geschehenen 
thatsächlichen Feststellung weg. 

Vgl. Hinschius, die preussischen Kirchengesetze des Jahres 1873, 
Seite 79. | | 

Da nun auch keiner der anderweitigen Fälle zutrifft, in welchen 
nach $. 10 das. die erhobene Berufung an den Staat Erfolg haben könnte, 
so war dieselbe, wie geschehen, zu verwerfen, wobei es als angemessen 
erschien, die Kosten ausser Ansatz zu lassen. 

Urkundlich ausgefertigt unter Siegel und Unterschrift des König- 
lichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten. 

Berlin, den 15. October 1881. 


(gez.) Eggeling. 


II. 
Berufung an den Staat. Küsteramt, Staatsgesetzliche Garantie 


für die Inhaber kirchlicher Aemter. Kündigungsbeschluss eines 
katholischen Kirchenvorstandes. 


Das Küsteramt ist ein kirchliches Amt im Sinne des Ge- 
setzes vom 12. Mai 1873, Dies Gesetz hat den Inhabern 
kirchlicher Aemter im öffentlichen Interesse die Garantie 
gegeben, dass sie wider ihren Willen aus dem Amte nicht 
entfernt werden dürfen ohne Erörterung der Thatsachen, 
in denen ein Grund zur Aufhebung des bestehenden Ver- 
hältnisses gesucht wird, ohne geordnetes processualisches 
Verfahren und eine schriftliche, ihre Gründe darlegende 
Entscheidung. Ein von einem katholischen Kirchenvor- 
stand gefasster Kündigungsbeschluss, welcher sich als 
Maassnahme disciplinarischen Charakters kennzeichnet 
und thatsächlich die Entfernung aus dem Amte zur Folge 
gehabt hat, unterliegt der Vernichtung, wenn er ohne 
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nähere Erörterung des Sachverhalts und ohne Anhörung 
des Angeschuldigten über die ihm vorgeworfenen Eilicht- 
widrigkeiten gefasst worden ist. 
Erkenntniss des Königlichen Gerichtshofs für kirchliche Ange- 
legenheiten zu Berlin vom 15. October 1881 auf Berufung des 
Küsters und Organisten Strüver in Alsdorf. 


Im Namen des Königs. 


Auf die von dem Küster und Organisten Joseph Strüver in 
Alsdorf gegen die von dem Kirchenvorstande der katholischen Pfarr- 
gemeinde daselbst ausgesprochene Kündigung des Küster- und Organi- 
stenamts eingelegte Berufung, 

hat der Königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten in 
seiner Sitzung vom 15. October 1881, woran Theil genommen haben ; 
der Präsident, Geheime Ober-Justizrath Eggeling, der Geheime 
Ober-Justizrath, Freiherr von Diepenbroick-Grüter, der 
Oberbürgermeister Dr. von Forckenbeck, der Geheime Justiz- 
rath Bürgers, der Superintendent Nitzsch, der Geheime 
Ober-Justizrath Hinrichs, der Ober-Landesgerichtsrath von 
Rosenberg, 
für Recht erkannt: 
dass der Beschluss des Kirchenvorstandes zu Alsdorf vom 24. März 
1876 zu vernichten und die Kosten des Verfahrens ausser Ansatz 
zu lassen. 
Von Rechts Wegen. 


Gründe. 


Der Berufende Strüver ist 1855 nach dem Tode seines Vaters, 
der Küster und Organist in Alsdorf gewesen war, zunächst widerruflich 
mit denselben Functionen betraut worden und hat sie seitdem bis zum 
24. April 1876 versehen. Zu diesem Tage ist ihm durch Beschluss 
des Kirchenvorstandes vom 24. März 1876 die Küsterstelle gekündigt, _ 
wie es in dem betreffenden Sitzungsprotocolle heisst, »mit Rücksicht 
auf sein inhumanes pflichtwidriges Betragen dem Herrn Caplan, sowie 
uns gegenüber«. Am 24. April 1876 liess der Vorstand den Strüver 
durch einen Gerichtsvollzieher auffordern, mit dem folgenden Tage seine 
Stelle niederzulegen und dem Kirchenvorstande sämmtliche Schlüssel 
zu verabfolgen. 

Gegen dies Verfahren hat der Strüver unter dem 1. Februar 
1881 Berufung bei dem Gerichtshofe für kirchliche Angelegenheiten 
angemeldet und in seiner am 5, desselben Monats eingegangenen Schrift, 
wie folgt, gerechtfertigt. 

Er legt Abschrift »eines Berufsbriefes für den Küster Strüver zu 
seiner definitiven Anstellung« vom 1. August 1868 vor, worin die Pflichten 
und die Bezüge des Küsters zu Alsdorf dargelegt sind, worauf es heisst: 

»Der Pfarrer stellt den Küster an und mit Zustimmung des 
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Kirchenvorstandes überträgt er dem Joh. Jos. Strüver den 
Küsterdienst an der hiesigen Kirche unter den angeführten Be- 
dingungen und gewährleistet. demselben die vorgenannten Vor- 
theile bei definitiver Anstellung. Der Joh. Jos. Strüver erklärt 
durch seine Unterschrift, unter den angeführten Bedingungen 
den seit dem Jahre 1855 versehenen Küsterdienst behalten zu 
wollen«. 

Seitens des Kirchenvorstandes ist die Unterzeichnung erfolgt durch 
den Pfarrer Thierry, den Rendanten Hilgers und zwei weitere Mit- 
glieder. Der Berufende bezieht sich auf das Zeugniss des Pfarrers 
Thierry über die Aechtheit dieser Urkunde. 

Er legt weiter eine Erklärung vom 12. Juni 1876 in vom Pfarrer 
Thierry beglaubigter Abschrift vor, worin dieselben Mitglieder des 
Kirchenvorstandes, welche den Berufsbrief vollzogen haben sollen, den 
darin gebrauchten Ausdruck »definitiv« dahin declariren, dass die Stelle 
»für immer, unabänderlich bis zum Ende des Lebens« des Strüver 
demselben habe übertragen werden sollen. 

Bezüglich des Berufsbriefes bevorwortet der Kündigungsbeschluss 
vom 24. März 1876, dass Vorlegung desselben vom Pfarrer zwei Mal 
vergeblich verlangt worden sei. 

Strüver will gegen die Kündigung sofort protestirt haben. Er 
führt an, dass er in Folge der Sedisvacanz in der Erzdiöcese Cöln bei 
kirchlichen Aufsichtsbehörden nicht Habe Beschwerde führen können, 
dass er die Hülfe des Commissars für die erzbischöfliche Vermögens- 
verwaltung in der Diöcese Cöln und des Ministeriums für die geistlichen 
Angelegeuheitsn vergeblich angerufen habe. Er legt Abschrift der 
Bescheide dieser Behörden vom 19. April und 16. Juni 1877 bei, wonach 
der Ober-Präsident die Angelegenheit einer Prüfung unterzogen, aber 
nicht Anlass gefunden hat, die Aufhebung des Kündigungsbeschlusses 
herbeizuführen, wonach weiter eine Berufung an den Gerichtshof für 
kirchliche Angelegenheiten für unstatthaft erachtet wird, weil eine 
Entscheidung einer kirchlichen Disciplinarbehörde nicht vorliege, und 
worin schliesslich dem Strüver "anheimgegeben wird, seine Gehalts- 
ansprüche gegen die Gemeinde im Rechtswege zu verfolgen, 

Die Berufung wird auf $. 10 Nr. 2 des Gesetzes über die kirch- 
liche Disciplinargewalt vom 12. Mai 1873 gegründet, weil dem Beru- 
fenden sein Amt ohne ein geordnetes processualisches Verfahren, sogar 
ohne jegliches Gehör entzogen sei, ausserdem auch auf $. 11 Nr. 1 des- 
selben Gesetzes , weil der Berufungsbrief Kündigung ausschliesse, weil 
letztere auch ohne, sogar gegen den Willen des Pfarrers Thierry 
erfolgt sei, | 

Nach Art, 33 des Kirchenfabrik-Decrets vom 30. December 1809 
seien die Kirchmeister und der Pfarrer nur in Gemeinschaft zur An- 
nahme und deshalb auch zur Entlassung der unteren Kirchenbeamten 
berechtigt, worin das Gesetz vom 20. Juni 1875 Nichts geändert habe. 

Der Berufende beantragt : | 

den Beschluss des beklagten Kirchenvorstandes vom 24. März 
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1876, dass dem Kläger sein Amt zum 25. April 1876 zu kün- 
digen, zu vernichten. 

Er legt auch eine Erklärung vom 26. April 1876 in Abschrift vor, 
worin zahlreiche Gemeindemitglieder mit Rücksicht auf die von ihnen 
belobte Dienstführung des Strüver verlangen, dass er in seinem Amte 
verbleibe. 

Die Berufungsschrift ist dem Kirchenvorstande zu Alsdorf, zu Hän- 
den seines Vorsitzenden J. Zentis zugestellt zur Erklärung binnen vier 
Wochen. Innerhalb dieser Frist ist keinerlei Auslassung zu den Acten 
gelangt. Da ebensowenig die ebenfalls erforderten Acten über Anstel- 
lung und Entlassung des Strüver eingesendet wurden, so ist deren 
Beschlagnahme veranlasst. Aus den vom Ober-Präsidenten hierher über- 
mittelten Schriftstücken, welche nur theilweise zu Acten verbunden sind, 
im Uebrigen lose vorliegen und nicht immer entnehmen lassen, ob 
Original oder Abschrift vorliege, ob concipirte Schreiben an den Adres- 
saten gelangt sind, u. dergl. m., ist nur Folgendes zu bemerken. 

Im Februar 1876 ist dieVerwaltung des Kirchenvermögens auf den nach 
dem Gesetze vom 20. Juni 1875 gebildeten Kirchenvorstand übergegangen. 
In Folge dessen scheinen Differenzen enstanden zu sein. Es verschwand die 
verschliessbare Thür am Kirchmeisterstuhl in der Kirche. Der Kirchen- 
vorstand verlangte von Strüver Nachweis über das Verbleiben derselben 
durch Schreiben vom 17. Februar 1876: eine Antwort findet sich nicht. 

Der Pfarrer Thierry hat am den demnächst folgenden Sitzungen 
des Kirclienvorstandes nicht Theil genommen, die schriftlichen Einla- 
dungen nicht gezeichnet. Auf der Tagesordnung stand wiederholt Vor- 
legung des Berufsbriefes des Strüver. Das Sitzungsprotocoll vom 
6. März 1876 constatirt, dass danach vergeblich im Archiv geforscht 
ist. Am folgenden Tage scheint ein Schreiben an Strüver erlassen, 
welches von diesem Vorlegung forderte und Kündigung in Aussicht 
stellte: eine Antwort findet sich nicht. 

Dem Pfarrer Thierry wurde unter dem 25. März Kenntniss von 
der am Tage vorher beschlossenen Kündigung gegeben, damit er von 
seinem Vorschlagsrechte Gebrauch mache. Demnächst wurde eine Sitzung 
auf den 18. April zur Wahl des Nachfolgers auf Vorschlag des Pfarrers 
anberaumt: auf dem Circulare bemerkte der Pfarrer Thierry, dass die 
 Küster- und Organistenstelle nicht vacant sei. Nach dem Sitzungs- 
protocoll vom 18. April 1876 ist in Abwesenheit des Pfarrers Anton 
Harf aus Bardenberg zum Küster gewählt. 

Das Protocoll vom 24. März 1876, worin der Kündigungsbeschluss 
enthalten und der Gerichtsvollzieher-Act vom 24. April 1876 zur Aus- 
führung liegen im Original vor: sie bestätigen die Angaben des 
Berufenden. _ 

Nach diesen wäre bezüglich des weiteren Verlaufes anzunehmen, 
dass die Kündigung durch Entziehung der Schlüssel sofort aus- 
geführt sei — die amtlichen Schriftstücke stellen dagegen klar, dass 
Strüver vom Pfarrer Thierry noch mindestens ein Jahr als Küster 
behandelt und zu Amtshandlungen zugezogen ist. Diess erhellt aus 
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Processacten, welche die Anwälte des verklagten Kirchenvorstandes 
geführt haben und welche ziemlich vollständig vorliegen. 
Der Kirchenvorstand hatte am 27. April 1876 die Dienstländereien, 


die Strüver seither genutzt hatte, notariell an einen Ackerer Gössen 


verpachtet. Strüver hatte am 18. Mai den Acker bebaut, wurde von 
Gössen auf Entschädigung (96 Mark) belangt und in zwei Instanzen 
(schliesslich durch Urtlieil des Königlichen Landgerichts zu Aachen vom 
13. December 1876) nach dem Klageantrage verurtheilt. Es wurde an- 
genommen, die Kündigung des zu solchem Acte nach dem Gesetze vom 
20. Juni 1875 legitimirten Kirchenvorstandes sei bis zur Aufhebung im 
allein statthaften Administrativwege als wirksam anzuerkennen. 

Unter Hinweisung auf dieses Urtheil hat der Kirchenvorstand den 
Pfarrer Thierry durch ein Schreiben vom 19. Januar 1877 aufgefordert, 
sich an der erforderlichen Wahl eines anderen Küsters zu betheiligen. 
Der Harf scheint nicht in Function getreten zu sein. 

‘Der Kirchenvorstand hat nämlich gegen Strüver eine Klage auf 
Zahlung von 422 Mark und 5°/o Zinsen seit dem 22. Mai 1877 erhoben, 
welche er nach seiner Entlassung in der Zeit vom 24, März 1876 bis 
24. März 1877 ohne Recht als Stolgebühren für Beerdigungen, Heirathen 
und Seelenmessen bezogen habe. Strüver beantragte wiederklagend, 
die Kündigung für wirkungslos zu erklären und ihn im Genusse der 
ihm im Berufsbriefe gesicherten Revenuen, wie in Ausübung der ihm 
übertragenen Dienstleistung als Küster, Cantor und Organist zu hand- 
haben. Das Königliche Landgericht zu Aachen hat sich in seinen Ur- 
theilen vom 2. Juli und 5. December 1878 unter den im älteren Urtheile 
geltend gemachten Gesichtspuncten bezüglich dieser Reconvention für 
, unzuständig erklärt und auf die Klage nach den Ergebnissen statt- 


gehabter Beweisaufnahme den Strüver zur Zahlung von 201 M. 75 Pt.. 


bei Abweisung der Mehrforderung verurtheilt. 
Nachträglich hat der Vorsitzende des Kirchenvorstandes freiwillig 
‚als zur Sache gehörig, aber bei der Beschlagnahme übersehen, verschie- 
dene Schriftstücke eingereicht und zwar 
A. in von ihm selbst beglaubigten Abschriften: Ä 
1. eine Erklärung von 17 Gemeindemitgliedern, wonach sie 
ihre angeblichen Unterschriften unter der von Strüver 
in Bezug genommenen Kundgebung vom 26. April 1876 
für falsch erklären; 
2. eine Erklärung von 214 Gemeindemitgliedern , wonach sie 
die Fernhaltung des Strüver wünschen, weil er seine 
Pflichten bezüglich der Reinhaltung der Kirche und bezüg- 
lich des Cantor- und Organistendienstes nur mangelhaft 
erfüllt und gegen die Pfarrgeistlichen — mit Ausnahme 
des Pfarrers Thierry — ein >widerliches, freches und 
infames Benehmen« gezeigt habe; 
B. im Original: 
1. eine Erklärung des Kirchenvorstandes, worin die Aechtheit 
des von Strüver in Bezug genommenen Berufsbriefes in 
Zeitschrift für Kirchenrecht. XIX. (N. F. IV.) 8. 19 
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Zweifel gezogen wird, weil derselbe nur von drei Mitgliedern 
des aus der doppelten Anzahl bestehenden Kirchenvorstandes 
unterschrieben sein soll, und Strüver ein mit falschen 
Unterschriften versehenes Schriftstück in Bezug nehme, 
wie aus der eben erwähnten Erklärung (A. 1) erhelle; 

2. ein standesamtliches Attest vom 1. Juni- 1881, wonach der 
Ackermann Hermann Joseph Hilgers, zur Zeit Kirchen- 
rendant, am 27. December 1875 verstorben ist, zum Nach- 
weis, dass derselbe die vom Berufenden vorgelegte spätere 
Erklärung vom 12. Juni 1876 unmöglich unterschrieben 
haben könne, woraus sich ebenfalls eine Fälschung ergebe; 

3. die Correspondenz mit dem Rechtsanwalt Veling über 
den Streitfall mit Strüver, welche eine Reihe diesem 
zur Last fallender Pflichtwidrigkeiten näher erörtert, und 
worin sich die Notiz findet, dass der Pfarrer Thierry 
Alsdorf verlassen habe und als Privatgeistlicher in Aachen lebe. 

Im Termine zur mündlichen Verhandlung hat ein Bevollmächtigter 
des Kirchenvorstandes die Berufung für verspätet erklärt, die von Strüver 
in Bezug genommenen Schriftstücke nicht anerkannt, event. dieselben 
als verdächtig bemängelt. 

Der Berufende hat seine bisherigen Angaben und Anträge aufrecht 
erhalten. 

Bei der rechtlichen Beurtheilung war von folgenden Gesichtspuncten 
auszugehen: 

Der Berufende hat die Functionen des Küsters und Organisten in 
der Zeit von 1855 bis zum 24. April 1876 regelmässig versehen und die 
Einkünfte dieser Stelle bezogen. Hieraus erhellt zur Genüge, dass, wenn 
ihm die letztere von vorneherein widerruflich übertragen worden war, 
der Pfarrer und der Kirchenvorstand, (also die nach Art. 33 des Decrets 
vom 30. December 1809 zur Besetzung der Stelle berechtigten Personen) 
zu dem Einverständniss gelangt sind, es bei der getroffenen Wahl zu 
belassen, das Küsteramt, welches in der gleichmässigen Judicatur des 
Gerichtshofes als ein kirchliches Amt im Sinne des Gesetzes vom 12. Mai 
1873 anerkannt ist, dem Berufenden dauernd zu übertragen. Zufertigung 
einer schriftlichen Vocation, Bestallungsurkunde oder Abschluss eines 
schriftlichen Vertrages ist nicht gesetzliches Erforderniss, um den Ein- 
tritt in eine amtliche Stellung dieser Art zu vermitteln. Es bedarf 
deshalb keiner weiteren Ermittelungen und Feststellungen darüber, ob 
der in Abschrift vorgelegte Berufsbrief von dem damaligen Pfarrer und 
drei Mitgliedern des Kirchenvorstandes auf Grund eines ordnungsmässigen 
Beschlusses des Letzteren vollzogen worden ist. Selbst wenn der Kirchen- 
vorstand sich ausdrücklich und wiederholt die beliebige einseitige Auf- 
hebung des Dienstverhältnisses vorbehalten und der Berufende sich einer 
derartigen Bedingung unterworfen hätte, würde übrigens auf solche Ab- 
reden nicht maassgebendes Gewicht zu legen sein, seitdem das Gesetz 
vom 12. Mai 1873 den Inhabern kirchlicher Aemter im öffentlichen 
Interesse die Garantie gegeben hat, dass sie gegen ihren Willen aus 
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dem Amte nicht entfernt werden dürfen ohne Erörterung der Thatsachen, 
in-denen ein Grund zur Aufhebung des bestehenden Verhältnisses gesucht 

_ wird, ‘ohne ein 'geordnetes processualisches Verfahren und eine schrift- 
liche, ihre Gründe darlegende Enbscheilung (58. 2, 10 Nr. 2, 11 Nr. 1 
des Gesetzes vom 12.:Mai 1873). Ä 

. Der Kündigungsbeschluss vom 24. März 1876,, rhlchir sich selbst 
urch., seine Motivirung, ‘den Vorwurf nicht näher erörterter Pflicht- 
widrigkeiten, als eine Maassnahme diseiplinären Charakters kennzeichnet, 
welcher trotz des Protestes. des Strüver zur Ausführung gelangt ist, 
also thatsächlich die Entfernung aus dem Amte zur Folge gehabt hat, 
ist gefasst ohne nähere Erörterung des Sachverhalts und ohne dass dem 
Strüver über die gegen ihn. vorliegenden Beschuldigungen sich auszu- 
lassen Gelegenheit gegeben worden ist, Er verstösst, unter der Herr- 
schaft des Gesetzes vom 12. Mai 1873 vom Kirchenvorstande als kirch- 
licher Behörde nach $. 57 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 gefasst, gegen 
die eitirten Vorschriften des ersteren und unterliegt daher der Vernich- 
tung ($. 21). Die Berufung wär nicht für verspätet, sondern noch jetzt 
‘ für statthaft zu erachten, weil seither eine mit Gründen versehene Ent- 
scheidung dem Strüver nicht zugestellt ist. ($. 13).. Beschwerde bei 
den vorgesetzten kirchlichen Instanzen zu erheben ($. 12) ist demselben 
durch die notorische Sedisvacanz der Erzdiöcese Cöln unmöglich gemacht. 

Hiernach musste die beantragte Vernichtung des Beschlusses vom 
24. März 1876 ausgesprochen werden, wodurch sich erübrigt, auf die 
weiteren Angriffe der Berufungsschrift bezüglich der Legitimation des 
Kirchenvorstandes einzugehen. 

Ueber die Kosten ist nach $ 37 des ditirten Gesetzes bafanden worden. 

Urkundlich unter Siegel und. Unterschrift des Königlichen Gerichts- 
hofes für kirchliche Angelegenheiten 5 
=. Berlin. den 15. October 1881. 


(gex.) Eggeling. ' 


Y. 


Berufung an den Staat. Gesetzliche . Grenzen; des. kirchlichen 
Disciplinarrechts hinsichtlich. der Strafmittel, 


Die Entziehung des Amts ist das, äusserste zulässige 
Diseiplinarmittel. Weiter reichende Rechtsnachtheile kön- 
nen: nur. auf Grund besonderer gesetzlicher Bestimmung, 
2. B. in Folge stattgehabter Suspension in den gesetzlichen 
Gränzen. mit der ‘Amtsentsetzung verbunden werden. Die 
kirchliche Disciplinarbehörde, welche unter Ueberschrei- 
tung dieser Gränzen: über. das Recht auf Gehaltsbezüge 
während der Dauer der amtlichen Stellung abspricht, greift 
in die Zuständigkeit anderer Behörden ein und die betref- 
fende:disciplinarische Entscheidung ist wegen Verletzung 
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allgemeiner Rechtsgrundsätze zu vernichten. Eine bloss 
theilweise Vernichtung kirchlicher Disciplinarentschei- 
dungen auf Berufung an den Staat ist dem Gesetz 
unbekannt. 


Erkenntniss des Königlichen Gerichtshofs für kirchliche 

Angelegenheiten zu Berlin vom 6. Januar 1883 auf (aber- 

malige) Berufung des Küsters und Organisten Strüverin 
Alsdorf. 


Im Namen des Königs! 

Auf die von dem Küster und Organisten Joseph Strüver in 
Alsdorf gegen den seine Absetzung aussprechenden Beschluss des Kir- 
chenvorstandes der katholischen Pfarrgemeinde daselbst vom 28. August 
1882 eingelegte Berufung | 

hat der Königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten 
in seiner Sitzung vom 6, Januar 1883, an welcher Theil ge- 
nommen haben: 5 

der Präsident Eggeling, der Geheime Justizrath Professor 
Dr. Dove, der Geheime Ober-Regierungsrath Dahren- 
städt, der Superintendent Nitzsch, der Geheime. Ober- 
Justizrath Hinrichs, der Ober-Landesgerichtsrath von Rosen- 
berg, der Geheime Ober-Justizrath Henschke 

für Recht erkannt: ; 
dass der Beschluss des Kirchenvorstandes zu Alsdorf vom 28. Angust 
1882 zu vernichten, die Kosten der Berufung ausser Ansatz zu lassen. 
Von Rechts Wegen. 


Gründe. 


Der Berufende Strüver ist an Stelle seines Vaters, der als Küster 
und Organist in Alsdorf angestellt war, nach dessen Tode 1855, zu- 
nächst widerruflich, mit denselben Functionen betraut worden und ist 
in dieser Stellung bis zum 24. April 1876 verblieben. Zu diesem Tage 
war ihm durch einen Beschluss des Kirchenvorstandes vom 24. März 
1876 die Küsterstelle gekündigt worden »mit Rücksicht auf sein in- 
humanes, pflichtwidriges Betragen dem Herrn Caplan, sowie uns gegen- 
über.ce Am 24. April 1876 sind ihm demnächst seine Schlüssel abge- 
fordert worden. Nachdem er ohne Erfolg Beschwerde bei dem Com- 
missar für die erzbischöfliche Vermögensverwaltung der Diöcese Cöln 
und bei dem Ministerium für die geistlichen Angelegenheiten geführt, 
nachdem er auch in mehreren Civilprocessen die Unwirksamkeit des 
Kündigungsbeschlusses vergeblich auszuführen versucht hatte, ist der 
letztere in Anlass einer von Strüver am 1. Februar 1881 eingelegten 
Berufung an den Gerichtshof für die kirchlichen Angelegenheiten von 
diesem durch Erkenntniss vom 15. October 1881 vernichtet worden, 
weil Strüver das Küsteramt thatsächlich dauernd übertragen und die 
Wirksamkeit seiner definitiven Anstellung nicht von einer Beurkundung 
derselben in bestimmten Formen abhängig, weil ihm dieses Amt wider 
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seinen Willen durch Beschluss des Kirchenvorstandes in Anlass angeb- 
licher Pflichtwidrigkeiten ohne alle Erörterung derselben, ohne An- 
hörung des Strüver, also ohne ein georünetes processualisches Ver- 
fahren entzogen, endlich weil ihm eine schriftliche, ihre Gründe dar- 
legende Entscheidung nie zugestellt sei. 

Nachdem Strüver sich am 17. November 1881 bei dem Kirchen- 
vorstande, dessen Personalbestand sich seit dem vernichteten Beschlusse 
inzwischen wesentlich verändert hatte, zur Wiederübernahme des Küster- 
dienstes ohne Erfolg gemeldet und demnächst seine Ansprüche’ auf 
rückständige Gehaltsbezüge (8070 M.) gegen die Gemeinde gerichtlich 
bei dem Königlichen Landgericht zu Aachen geltend gemacht hatte, 
wurde er den 80. Mai vor den Kirchenvorstand geladen, Nach den — 
in nach: $ 19 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 beglaubigten Abschriften 
vorliegenden — Protocollsauszügen ist ihm zunächst ein Beschluss des 
Kirchenvorstandes vom 21. Mai vorgelesen worden folgenden Wortlauts: 

»Im Jahre 1876 sah sich der damalige. Kirchenvorstand ge- 

- nöthigt, den zeitigen Küster Strüver wegen grober Unbotmässig- 
keit und renitenten Verhaltens in seinem Amte gegen die hiesigen 

Hülfsgeistlichen sowie gegen den Kirchenvorstand. seines Amtes 

: als Küster und Organist zu entsetzen- und einen neuen Küster 
anzustellen, der auch seitdem bis heute sein Amt hierselbst zur 
vollen Zufriedenheit verwaltet hat, während Strüver keine Fun- 
ctionen mehr verrichtete. Der Kirchenvorstand sprach diese Amts- 
entsetzung aus in seiner Sitzung vom 24. März 1876. Vier Jahre 

‚später legte Strüver Berufung ein gegen obigen Kirchenvorstands- 

Beschluss beim Königlichen Gerichtshofe für kirchliche Angelegen- 

heiten in Berlin. Durch Urtheil vom 15. October 1881 hob der 

kirchliche Gerichtshof die Amtsentsetzung auf wegen eines Form- 
fehlers, weil der Kirchenvorstand das processualische Verfahren 
gegen den Strüver unterlassen habe. 
Nunmehr beschliesst der zeitige Kirchenvorstand, welcher sich 
voriges Jahr neu constituirt hat, den aufgehobenen Kirchenvor- 
standsbeschluss vom 24. März 1876 zu rectifieiren und .das proces- 
.sualische Verfahren gegen Strüver mit rückwirkender Kraft bis 
zu dem Tage der früheren Amtsentsetzung hiermit einzuleiten, 
indem er hierzu eine Sitzung. auf Dienstag, den 30. Mai cr. im 
Pfarrhause, Nachmittags vier Uhr anberaumt, und dass der 
p. Strüver zu dieser Sitzung durch Gerichtsvollzieher-Act ein- 
geladen werden soll. 
Kirchenvorstand motivirt diesen Beschluss mit folgenden Gründen: 
1. ist der damalige Absetzungsbeschluss des Kirchenvorstandes 
von allen vorgesetzten Administrativ-Behörden bis zum hohen 
Ministerium gebilligt und sind vom Aachener Taandgerichte 
auf Grund desselben mehrere. damit im engsten Zusammen- 
hang stehende Processe wegen des Küsterei-Einkommens zu 
Gunsten des Kirchenvorstandes entschieden worden; 

2. ist ohne Anfechtung und Protest zu erleiden im Jahre 1876 
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ein neuer Küster und Organist angestellt worden, der sich in 
seinen Dienstleistungen allseitige Zufriedenheit erworben hat, 
während bei Strüver das gerade Gegentheil der Fall ge- 
wesen ist resp. jetzt noch sein würde, wenn derselbe wieder 
in sein Amt aufgenommen würde; 


. haben den jetzigen Kirchenvorstand die wenigen gegenseiti- 


tigen Annäherungspuncte mit dem p. Strüver zur Evidenz 
davon überzeugt, dass er noch stets derselbe ist resp. sein 
früher beliebtes Verhalten auch für die Folge für ihn maass- 
gebend sein würde; 

hat der Kirchenvorstand die Ueberzeugung gewonnen, dass 
der Strüver, der mittlerweile zu einer Erbschaft von circa 
150,000 Mk., hauptsächlich in Folge seiner Renitenz, gelangt 
ist, nicht ernstlich gewillt sein kann, eine so schlecht dotirte 
Küsterstelle wieder anzutreten, vielmehr muss derselbe, wie 
aus der jetzt schwebenden Klage des p. Strüver contra 
Kirchenvorstand auf eine exorbitant übertriebene Entschädi- 
gungssumme der Küstergebühren von 8070 M. für 4 Jahre 
hervorgeht, annehmen, dass es dem p. Strüver nur darum 
zu thun ist, auf Grund des Urtheils des kirchlichen Gerichts- 
hofes vom 15. October 1881 der Kirchencasse Gelder zu ent- 
ziehen event. auch noch fortwährend Unruhen zu stiften. 
Auch hat derselbe gerade durch diese übertriebene Forderung 
sich noch viel mehr missliebiger in der Gemeinde gemacht, 
sowie derselbe auch zur Zeit durch Betheiligung an Fälschun- 
gen von Unterschriften zu einem Zeugnisse von Gemeinde- 
mitgliedern zu seinen Gunsten in dieser Sache, seine mora- 
lische Achtung vielseitig verloren hat, so dass bei einer 
Wiedereinsetzung in sein früheres Amt grosse Störungen und 
möglicher Weise grosses Unheil befürchtet werden müsste; 


. hat der p. Strüver durch sein Betragen, wie beiliegende 


Zeugnisse sowie die Zeugenaussagen bekunden, mehrfach 
ärgernisserregende Auftritte in seinem Amte veranlasst, deren 
Zahl nach unserer Ueberzeugung noch bedeutend grösser 
wäre, wenn wir hierselbst nicht immer Hülfsgeistliche von 
ruhigem und geduldigem Charakter gehabt hätten; 


6. hat der p. Strüver resp. frühere Küster auch nicht ein 


einziges Mal die nothwendigen Aufträge des Kirchenvorstan- 
des respectirt, keiner einzigen Vorladung Folge geleistet und 
ist auch niemals der öfters von Seiten des Kirchenvorstandes 
geforderten Vorlegung seines Berufsbriefes nachgekommen, 
wie beiliegende Protocolle bekunden. 


Bei der Abstimmung stimmten sechs Mitglieder für Einleitung 


des processualischen Verfahrens, zwei Mitglieder enthielten 
sich der Abstimmung«. 


Strüver hat nach dem Protocoll vom 30. Mai 1882 nur erklärt, 


dass ein Verfahren auf Amtsentsetzung mit rückwirkender Kraft un- 


Miscellen. | 291 


zulässig sei, dass er die. Anschuldigung grober Unbotmässigkeit und 
renitenten Verhaltens im Amte bestreite, dass: der frühere Kirchen- 
vorstand ihn an Wahrnehmung seiner Amtspflichten gehindert habe, 
dass er weitere Bemerkungen nicht:machen und Entlastungszeugen. nicht 
benennen wolle. Der Kirchenvorstand ;hat hierauf: eine. Reihe. von Be- 
lastungszeugen vernommen ‘und, nachdem er das bezügliche Protocoll 
dem Strüver schriftlich mitgetheilt und, diesen selbst in einem wei- 
teren Termine nochmals gehört hatte, ‚und das von ihm vorgebrachte 
schriftliche Vertheidigungsmaterial verlesen worden war,. am 28, N 
folgenden Beschluss : ‚gefasst: | 


In Erwägung 


| dass ie Kirchenvorstand hiesiger ‚Pfarre im Jahre 1876 den da- 
maligen Küster und Organisten Strüver wegen grober Unbotmässig- 
keit und seines öffentlichen Aergerniss erregt habenden Verhaltens gegen 
die Hülfsgeistlichen hiesiger Pfarrei ‚seines Amtes entsetzt hat, welcher 
Absetzungsbeschluss trotz Recurses von Seiten Strüvers an den König- 
lichen Commissar, Herrn Regierungsrath Schuppe zu Cöln, an die 
‚Königliche Regierung zu Aachen, an das Königliche Öberpräsidium zu 
Coblenz und die’hohen Ministerien .des Innern und der geistlichen Ange- 
legenheiten von diesen sämmtlichen Behörden auch als. Da auf- 
recht erhalten worden ist; 

: dass dagegen der, Königliche Gerichtshof für kirchliche Angdigen- 
‚heiten in Berlin auf Beschwerde des p. Strüver hin durch. Urtheil 
vom 15. October 1881 diesen Absetzungsbeschluss ‚um deswillen - auf- 
gehoben hat, weil ein formelles processualisches Verfahren 2 gegen Strüv er 
dieser Absetzung nicht vorausgegangen. sei; 
dass demgemäss der Kirchenvorstand . mit Rücksicht darauf, - 
‚einmal der p..Strüver seit dem J ahre 1876 thatsächlich nicht mehr 
in seinem Amte sich befindet, vielmehr seit jener Zeit ein neuer Küster 
‚angestellt ist, der zur allseitigen Zufriedenheit sein Amt verwaltet, 
‚andererseits aber auch kein Schritt von Seiten des p. Strüver ge- 
schehen ist, der auf eine Sinnesänderung desselben seit jener Zeit hätte 
schliessen lassen, in seiner Sitzung vom 21. Mai 1882 beschlossen hat, 
das formelle Verfahren betr. Amtsentsetzung des p. Strüver gemäss 
8.2 des Gesetzes über kirchliche DInDDDESNE vom 12. Mai .1873 
einzuleiten ; 

dass nun in diesem Verfahren A p. S trüben N ihm fe 
‚Beschluss vom 21. Mai 1882 kundgegeben worden; in der Sitzung des 
Kirchenvorstandes vom 30. Mai cr., wohin derselbe. ‚rechtzeitig geladen, 
‚sich einfach darauf beschränkt hat, zu erklären, er bestreite die Befug- 
niss des Kirchenvorstandes, die erhobenen ‚Beschuldigungen und ‚erkläre, 
dass er stets bereit gewesen sei, seine Obliegenheiten zu. erfüllen, sowie 
ferner in der Sitzung vom 28. August 1882, ‚wohin. derselbe unter ab- 
schriftlicher Mittheilung der Zeugenaussagen wieder rechtzeitig vor- 
geladen, die Beschuldigungen einfach als »Kinderspiel« bezeichnete, ohne 
auch nur den Versuch zu wagen, dieselben zu widerlegen. und sich auf 
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angeblich vom verlebten Hm. Pfarrer Thierry herrührende Zeugnisse 

berufen hat, deren selbstverfertigte Abschriften er beigefügt hat, 

dass nun den angeblich vom verlebten Hrn. Pfarrer Thierry her- 
rührenden Zeugnissen, deren Aechtheit keineswegs feststeht und schon 
aus inneren Gründen (vgl. Inhalt derselben) erheblichen Zweifeln unter- 
liegt, eine Bedeutung nicht beigelegt werden kann, da notorisch Herr 
Pfarrer Thierry seit den letzten 4-5 Jahren nicht einmal mehr in _ 
seiner Pfarre residirt, sondern in Aachen ständig gewohnt hat; 

dass zudem Strüver durch früher von ihm erfolgte Vorlegung 
eines Zeugnisses mit gefälschten Unterschriften beim Kgl. Gerichtshofe 
für kirchliche Angelegenheiten, sowie durch Vorlegung einer schriftlichen 
»Erklärung« des Kircheuvorstandes vom 12. Juni 1876 mit der Unter- 
schrift des bereits, wie die Anlagen beweisen, am 27. December 1875 
verstorbenen Mitgliedes Herm. Jos. Hilgers am selbigen Gerichtshofe, 
bei Vorzeigung von Zeugnissen überhaupt nicht mehr glaubwürdig 
erscheint, besonders pfarramtlicher Zeugnisse, weil er als Universal-Erbe 
des verstorbenen Pfarrers Thierry noch im Besitze des Pfarrsiegels 
sich befinden muss, da dasselbe bis heute noch nicht ausgeliefert ist; 

dass die grobe Unbotmässigkeit desselben gegen den früheren Kir- 
chenvorstand und verschiedene Pfarreingesessene und seine während der 
letzten Jahre seiner Amtirung noch gesteigerten Frechheiten gegen die 
Hülfsgeistlichen darauf zurückzuführen sind, dass derselbe geglaubt hat, 
bei den Differenzen zwischen dem verlebten Hrn. Pfarrer Thierry einer- . 
seits und dem früheren Kirchenvorstande andererseits eine schroffe Partei- 
stellung einnehmen zu dürfen, der er es denn auch zu verdanken hat, 
dass der verlebte Herr. Pfarrer ihn bei seinem im Januar 1882 erfolgten 
Tode zum Universalerben seines grossen Vermögens eingesetzt hat; 

dass aber auch dementgegen durch die Aussagen der vernommenen, 
glanbwürdigen Zeugen festgestellt ist, dass der p. Strüver in den 
Jahren 1876 nicht nur eine Reihe der gröbsten Unbotmässigkeiten in 
seinem Amte gegen die Hülfsgeistlichen sich hat zu Schulden kommen 
lassen, ferner nicht nur den in der Erzdiöcese Cöln geltenden kirchlichen 
Bestimmungen, über die Pflichten des Küsters, den Pfarrern, Vice- 
pfarrern und Vicaren zu dienen, beim Gottesdienst und bei Verwaltung 
der hl. Sacramente gegenwärtig zu sein und Dienst zu leisten (Samm- 
lung kirchl. Erlasse für die Erzdiöcese Cöln von Dumont, Seite 827), 
den zeitigen Vicaren nicht nachgekommen ist, sondern sogar thatsächlich 
wiederholt die Abhaltung des Gottesdienstes und Spendung der hl. Sa- 
cramente durch Weigerung, die Kirchenthür aufzuschliessen, und durch 
unmotivirtes Entfernen unmöglich gemacht hat; 

dass er auch die wiederholte schriftliche Aufforderung des Kirchen- 
vorstandes Anfangs des Jahres 1876 vor ihm zu erscheinen und sich zu 
rechtfertigen über verschiedene, Aergerniss erregt habende Vorfälle in 
der Kirche, einfach unberücksichtigt gelassen hat, dem Kirchenvorstande 
so jeglichen Gehorsam weigernd, und der ihm somit genugsam gebotenen 
Gelegenheit zu seiner Rechtfertigung und Vertheidigung durch Nicht- 
erscheinen absichtlich ausgewichen ist; | 
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dass dann später noch derselbe p. Strüver sich nicht entblödet 
hat, bei Gelegenheit der Beschwerde gegen seine Absetzung in höheren 


Instanzen bereits obgenannte Schriftstücke vorzulegen, nämlich ein 


Zeugniss von-Gemeindemitgliedern, unter welchen sich ca. 14 Unter- 
schriften als gefälschte, d. h. ohne Wissen und Willen der betreffenden 
Personen angefertigt, herausgestellt haben und eine »Erklärung« zu 
seinem Berufsbriefe vom 12. Juni 1876 mit der Unterschrift eines bereits 
gestorbenen Kirchenvorstandsmitgliedes ; 

dass somit der Kirchenvorstand im Jahre 1876 jedenfalls mit Recht 
den p. Strüver seines Amtes entsetzt hat, und nunmehr auch der Vor- 
schrift des formellen Verfahrens Genüge geleistet ist; 

dass es endlich nicht nur persönliche Ueberzeugung des Kirchen- 
vorstandes, sondern allgemeine öffentliche Ueberzeugung ist, dass es 
demselben hauptsächlich nur darum zu thun ist, auf Grund des Urtheils 
des kirchlichen Gerichtshofes vom 15. October 1881, hierselbst nur wei- 
tere Unruhen und Verwirrung zu stiften, sowie der Kirchencasse einen 
bedeutenden Vermögensnachtheil zuzufügen, indem er jetzt eine Klage 
“auf Schadenersatz und Küstergebühren von den letzten 4 Jahren im 
Betrage von 8070 Mark gegen die Kirchenfabrik anhängig gemacht hat; 

beschliesst der Kirchenvorstand nach gehaltener Berathung ein- 
stimmig die Absetzung des Jos. Strüver aus seiner Stellung als Küster 
und Organist an hiesiger Pfarrkirche -— und beschliesst ferner, dass mit 


Rücksicht darauf, dass die Gründe für diese früher bereits in allen Ver- 


waltungsinstanzen gebilligte Absetzung alle schon vor dem 24. März 1876 
vorliegen, dass auch seit dieser Zeit der p. Strüver thatsächlich kei- 
nerlei Dienstleistungen als Küster und Organist mehr vorgenommen 
hat, thatsächlich auch damals dem Kirchenvorstande den Gehorsam auf- 
gekündigt und somit seine Erklärung, er sei immer bereit gewesen, die 
Küster- und Organistendienste zu leisten, nur leere Vorspiegelungen sind, 
dass der p. Strüver seit dem 24. März 1876 der genannten Stellung 
als Küster und Organist als enthoben anzusehen sei. 

Zugleich beschliesst der Kirchenvorstand, eine Abschrift sämmtlicher 
Verhandlungen im processual. Verfahren contra Strüver nebst den noth- 
wendigen Anlagen an das Königliche Oberpräsidium zu Coblenz einzu- 
senden, um die erforderliche Bestätigung dieses Absetzungsbeschlusses 
zu erhalten, und ferner dem p. Strüver abschriftlich Mittheilung gegen- 
wärtigen Protocolls durch Gerichtsvollzieher zu machen«. 

Gegen diesen ihm am 16. September zugestellten Beschluss hat 
Strüver am 14. October Berufung bei dem Gerichtshofe eingelegt und 
dieselbe am 25. desselben ‚Monats gerechtfertigt. Der Kirchenvorstand 
hat seine Gegenerklärung innerhalb der gesetzlichen vierwöchentlichen 
Frist abgegeben. Ä | 

Aus den Anführungen des letzteren ist zunächst Folgendes voraus- 
zuschicken. Der Pfarrer von Alsdorf, Thierry, der nach dem älteren 
Gebrauche früher den Kirchenvorstand bestellt hatte, soll der Ausführung 
des Gesetzes vom 20. Juni 1875 hartnäckig entgegengetreten sein, den 
im October 1875 gewählten neuen Kirchenvorstand nicht anerkannt, die 
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Uebernahme der Vermögensverwaltung durch denselben bis zum Ein- 
schreiten des General-Vicariats in Cöln (Februar 1876) vereitelt und 
auch später jedes Zusammenwirken mit dem neuen Kirchenvorstande 
abgelehnt haben. Letzteres haben die im Vorverfahren beigeschafften 
Acten des Kirchenvorstandes bestätigt. Die Zerwürfnisse haben fort- 
gedauert, der Pfarrer Thierry soll den neuen Kirchenvorstand heftig 
auf der Kanzel angegriffen haben und in Folge dessen wegen öffentlicher 
Beleidigung vom Zuchtpolizeigericht zu Aachen Mitte November 1877 
zu einer Geldbusse von 90 Mark verurtheilt sein. Thierry soll so 
völlig mit der Gemeinde verfallen sein und nach jener Verurtheilung 
seinen Wohnsitz in Aachen genommen haben, dort auch neuerlich ver 
storben sein. 

Strüver soll durchweg die Partei des Pfarrers genommen, dem 
neuen Kirchenvorstande jede Anerkennung versagt, die Vorlegung seines 
Berufsbriefs verweigert, nach seiner früheren Absetzung und anderweiter 
Verpachtung der Küsterländereien sich im Besitze der letzteren zu 
erhalten gesucht haben, obwohl er in dadurch veranlassten Processen 
unterlag. Demgemäss ist schon im Vorverfahren constatirt worden, ' 
dass er auch nach dem Absetzungsbeschluss zunächst die Stolgebühren, 
augenscheinlich in Folge seiner von Thierry veranlassten Zuziehung zu 
Amtshandlungen, noch fortbezogen hat. Als der Pfarrer Alsdorf verlassen 
hatte, soll sich auch Strüver meistentheils bei ihm in Aachen auf- 
gehalten haben und sein Testamentserbe geworden sein. 

Der Kirchenvorstand hebt weiter hervor, dass Strüver auch den 
Hülfsgeistlichen gegenüber, zu denen der Pfarrer Thierry stets eine 
schroffe und unfreundliche Stellung eingenommen habe, sich rücksichts- 
los auf dessen Seite gestellt, jenen vielfach in ungebührlicher Weise 
entgegengetreten sei, ihnen selbst die ihm obliegende Assistenz bei Amts- 
handlungen verweigert habe. Namentlich habe er sich in solcher Weise 
wiederholt gegen den seit 1873 fungirenden Caplan Bommes vergangen, 
so dass der Kirchenvorstand habe einschreiten müssen. Das 1876 an- 
hängig gemachte Verfahren habe Strüver dadurch erschwert, dass er 
sich dem Kirchenvorstande nicht gestellt, dessen Schreiben nicht an- 
genommen habe, so dass nur ihn die Schuld treffe, wenn es damals 
nicht zu einem geordneten processualischen Verfahren gekommen sei. 
Nachdem er sich durch das geschilderte Verfahren unmöglich, die An- 
stellung eines anderen Küsters nothwendig gemacht habe, ein Zusammen- 
wirken mit dem seit dem Tode des Pfarrers allein amtirenden Vicar 
Bommes undenkbar geworden, habe ihn der Kirchenvorstand unmöglich 
wieder in Function treten lassen, sondern nur durch Einleitung des neuen 
Verfahrens den formalen Mangel der in ihren Ergebnissen vollständig ge- 
rechtfertigten früheren Procedur zu beseitigen in Aussicht nehmen können. 

Die Berufungsschrift des Strüver stützt ihren Antrag, den Be- 
schluss vom 28. August (ausgefertigt den 12. September) 1882 zu ver- 
nichten, auf folgende Angriffe: 

1. Das stattgehabte Verfahren sei nicht als ein »geordnetes pro- 

cessualisches Verfahren«e im Sinne des $. 2 des Gesetzes vom 
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12. Mai 1873 anzuerkennen. Es fehle an einer Formulirung der 
Anschuldigungspuncte, welche bestimmt präcisirte Thatsachen 
entnehmen lasse: eine Widerlegung so allgemeiner Angriffe, eine 
Vertheidigung dagegen sei unmöglich. In der Sitzung vom 
30. Mai sei er überhaupt nicht zum Worte verstattet, die Sitzung 
vom 28. August sei vom Vorsitzenden in tendenziöser Weise ein- 
geleitet, es komme darauf an, dem liberalen Treiben ein Ende 
zu machen, im gleichen Sinne sei weiter verhandelt, die An- 
nahme eines Zeugnisses und Schreibens des Pfarrers Thierry, 
seines einzigen Vorgesetzten, sei unter gehässigen Aeusserungen 
über denselben abgelehnt, von seiner eigenen Vertheidigungsschrift 
sei nicht weiter Notiz genommen, die Rüge, dass es an einer 
Anklage fehle. sei sofort mit der Eröffnung erwidert, dass er 
abgesetzt sei. Der Berufende bezieht sich für diese Angaben 
auf die Acten des Kirchenvorstandes und Zeugniss des Mitgliedes 


Bleileveur (Bleilefens), welcher nach den Protocollen nur an 


den Sitzungen vom 21. und 30. Mai Theil genommen hat. 

Der Kirchenvorstand weist hiergegen darauf hin, dass 
bestimmte Förmlichkeiten im Gesetze nicht vorgeschrieben seien, 
dass nach Ausweis der Protocolle der Beschluss vom 21. Mai 
verlesen und dass Strüver durch den Vorsitzenden auch mit 
den weiter gegen ihn vorliegenden Beschuldigüngen bekannt 
gemacht worden, dass die Thierry’schen Schriftstücke und die 
Vertheidigungsschrift des Strüver zu den Acten genommen seien. 
Alle für Parteilichkeit des Verfahrens gemachten Angaben seien 
erdichtet. ; 


. Der Beschluss sei in Wahrheit dadurch veranlasst, dass von 


Strüver gegen den älteren Beschluss Berufung an den Gerichts- 
hof für die kirchlichen Angelegenheiten eingelegt sei ($. 10 Nr. 4c 
des Gesetzes vom 12. Mai 1873). Der Bleileveur soll bekunden, 
dass der Caplan Bommes erklärt habe, Strüver habe sich 
dadurch unmöglich gemacht. In der Sitzung sei ihm auf die 
Rüge, dass ihm die Vertheidigung abgeschnitten werde, spöttisch 
erwidert, er möge wieder nach Berlin gehen. 

Der Kirchenvorstand erklärt auch diese Angabe für erdichtet, 
die Aeusserung des Bommes für unerheblich und weist darauf 
hin, dass die Absetzung des Strüver wegen seines Verhaltens 
bis zum März 1876 ausgesprochen sei, hauptsächlich wegen seines 
renitenten Verhaltens gegen den früheren Kirchenvorstand, dessen 
Mitglieder Büttgen, Kochs, Schramm und Ritzenfeld 
bezeugen würden, dass Strüver auf wiederholte Ladungen zur 
Vorlegung seines Berufsbriefs, Verantwortung über die Beschwer- 


den der Geistlichen und die Beseitigung des Verschlusses der 


Kirchmeisterbank aus der unter seinem Verschluss stehenden 
Kirche sich nicht gestellt, die Annahme der Schreiben des Vor- 
standes verweigert habe. 


Strüver will einer einzigen ihm zugegangenen Ladung. 
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Folge geleistet, den Berufsbrief vorgelegt haben, er erwartet 
Gegenbeweis Seitens des Kirchenvorstandes, dessen abweichende 
Angaben er bestreitet. 

3. Der Beschluss soll weiter nach seiner Behauptung der klaren 
thatsächlichen Lage der Sache widersprechen ($. 11 Nr.1a. a. O.). 
Den Angaben der vernommenen Belastungszeugen habe kein 
Glauben beigemessen werden dürfen. Die Aussagen, welche sich 
auf Vorgänge aus der Amtszeit der Caplane Pfannenschmidt 
und Dijond bezögen (Nr. 1 Schwarzenberg, Nr. 2 Zentis, 
Nr. 3 Austen) würden widerlegt werden, wenn jene selbst 
vernommen würden. Allen Aussagen ständen die Atteste des 
Thierry, seines Vorgesetzten, entgegen. Die Angaben des 
Hauptzeugen, Caplans Bommes seien unglaubwürdig, weil dieser 
sein erklärter Gegner sei, und sich gegen den staatstreuen Pfarrer 
Thierry aufgelehnt habe, woraus allein alle weiteren Missstände 
hervorgegangen seien. Unrichtig sei die Behauptung, der Ab- 
setzungsbeschluss von 1876 habe die Billigung der Verwal- 
tungsbehörden gefunden, unbegründet der Vorwurf, dass er seit- 
dem seine Functionen eingestellt habe, während er an deren 
Wahrnehmung verhindert sei. Ebenso entbehre der Vorwurf jeder 
Begründung, dass er von Urkunden mit gefälschten Unterschriften 
Gebrauch gemacht habe. 

Der Kirchenvorstand bezeichnet die Zeugenaussagen als eid- 
liche, wofür die mitgetheilten Protocollabschriften Nichts ent- 
halten. Er weist darauf hin, dass der Kirchenvorstand auf dem 
Boden des Gesetzes vom 26. Juni 1875 gestanden habe und 
bezieht sich auf das Zeugniss des Carl Rommershausen dafür, 
dass Strüver sich auch dagegen erklärt habe, dass der Kirchen- 
vorstand mit dem Commissar für die erzbischöfliche Vermögens- 
verwaltung in Verkehr getreten sei. Gefälscht seien die Unter- 
schriften von sieben Gemeindemitgliedern unter einem Leumunds- 
atteste, welches Strüver zu den Voracten eingereicht habe, 
worüber auf deren Zeugniss Bezug genommen wird. Eine weitere. 
Fälschung war dem Strüver im Vorverfahren von dem damaligen 
Kirchenvorstande schuldgegeben. 

4. Endlich soll der Beschluss einen allgemeinen Rechtsgrundsatz ver- 
letzen (8. 11 Nr. 1 in Verbindung mit $. 10 Nr. 3 a. a. O.), sofern 
die ausgesprochene Amtsentsetzung bis zum 24. März 1876 zurück- 
‘datirt worden sei, was einer Disciplinarbehörde nicht zustehe. 

Der Kirchenvorstand hält dies nach Lage des Falles für statt- 
haft und glaubt, dass, wenn dies unrichtig, nur diese Clausel 
beseitigt, im Uebrigen der Beschluss vom 28. August pr., dessen 
Wirksamkeit jedenfalls auf den 30. Mai zurückzuziehen sei, nicht 
aufgehoben werden könne. 

"Bei der mündlichen Verhandlung sind Seitens beider (durch Bevoll- 

mächtigte vertretenen) Theile neue Anführungen nicht gemacht, die bis- 
herigen Anträge wiederholt worden. Das Plaidoyer hat sich der Anord- 
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nung des Vorsitzenden gemäss nur auf. den letzterwähnten Angriff unter 
‚Nr. 4 beschränkt. 

‚Die Berufung war als statthaft und begründet zu EN 

Der Beschluss vom 28. August 1882 entzieht dem Strüver das 
ihm durch die früheren Kirchenbehörden definitiv übertragene Amt eines 
Küsters und Organisten wegen angeblicher Verletzung seiner Amts- 
pflichten gegen seinen Willen. Er ist gefasst von dem Kirchenvorstande 
einer kirchlichen Behörde, unter der Herrschaft des Gesetzes über die 
kirchliche Disciplinargewalt vom 12. Mai 1873 und verhängt eine Dis- 
ciplinarstrafe; es kann dahin gestellt bleiben, ob nach Art. 33 des die 
Kirchenfabriken betreffenden Decretes vom 30. Deeember 1809 auch der 
Pfarrer der Kirche in Alsdorf bei einem derartigen Verfahren ordnungs- 
mässig hätte mitwirken müssen, weil derselbe thatsächlich ausser Fun- 
ction war, neuerlich verstorben und die Pfarrstelle dadurch vacant ge- 
worden, über Bestellung eines Hülfspfarrers aber Nichts bekannt, weil 
weiter der Beschluss zur Ausführung gelangt, dem Strüver sein Amt 
thatsächlich. entzogen ist. Diese Maassnahme kann bei dem Mangel 
kirchlicher Disciplinarbehörden in der Erzdiöcese Cöln zur Zeit im 
Instanzenzuge nicht angefochten werden: der Kirchenvorstand erwähnt, 
dass er die Bestätigung des Beschlusses durch den Oberpräsidenten der 
Rheinprovinz nachgesucht habe, dem letzteren sind aber nicht die Fun- 
ctionen einer kirchlichen Disciplinarbehörde übertragen, der. Kirchen- 
vorstand hat auch die Wirksamkeit seines Beschlusses nicht von einer 
derartigen Bestätigung abhängig gemacht, denselben ohne solche ver- 
kündet und zur Ausführung gebracht. Die in $. 12 al. 1 des citirten 
Gesetzes erforderten Voraussetzungen sind nach Lage des Falles also 
als gegeben anzuerkennen. 


; Nach Vernichtung des früheren Kündigungsbeschlusses ist das neue - 


Verfahren von dem Kirchenvorstande eingeleitet worden zu dem erklärten 
Zwecke, die Entziehung des Küsteramtes, welche der frühere Beschluss 
ausgesprochen hatte, aufrecht zu erhalten, diesem Beschluss die formelle 
Grundlage zu geben, wegen deren Mangel seine Vernichtung hatte aus- 
gesprochen werden müssen. Es kann dahin gestellt bleiben, ob der 
Kirchenvorstand ausschliesslich bezweckte, der Entscheidung des Gerichts- 
hofes für die kirchlichen Angelegenheiten vom 15. October 1881, welche 
die dem Strüver als kirchlichen Beamten durch die Maigesetzgebung 
gegebenen Garantien gewahrt hatte, jede Bedeutung zu entziehen, oder 
neuerlich die Amtsentsetzung gegen Strüver nunmehr auch wegen der 
an dem Gerichtshof eingelegten Berufung verhängt worden ist: die Ver- 
nichtung des Beschlusses vom 28. August 1882 muss schon deshalb 
ausgesprochen werden, weil derselbe die verhängte Amtsentsetzung bis 
zum 24, März 1876 zurückdatirt hat. | 

Es entspricht der Natur des Diainaerähren: ‚ dass darin die 
Entziehung des Amts, dessen Würde zu wahren sein wesentlicher Zweck 
ist, als das äusserste zulässige Strafmittel in Betracht kommt; die Ge- 
setze des Staates, wie der Kirche (vergl. Allgem. Landrecht Theil II. 
Titel 11 $ 567 in Verbindung mit $. 103, 107, 126, Meyer, Kirchen- 
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recht Seite 80, Hinschius, Kirchengesetze von 1873 Seite 63) stellen 
sich gleichmässig auf diesen Standpunct. Weiter reichende Rechtsnach- 
theile können nur auf Grund besonderer gesetzlicher Bestimmung, z. B. 
in Folge stattgehabter Suspension, in den gesetzlichen Gränzen mit der 
Amtsentsetzung verbunden werden. Die Disciplinarbehörde greift, wenn 
sie diese Gränzen nicht innehält, in die Zuständigkeit anderer Behörden 
ein, sie spricht daun über das Recht auf Gehaltsbezüge während der 
Dauer der amtlichen Stellung ab, was nur im Wege des Processes auf 
Grund besonderer Einreden geschehen kann. Erfolgt eine derartige Ent- 
scheidung durch eine kirchliche Behörde, der zugleich die Vertretung 
der Kirchengemeinde, der Schuldnerin des Gehalts, obliegt, so läuft sie 
zugleich auf einen Rechtsspruch in eigener Sache hinaus, welcher an 
einer unheilbaren Nichtigkeit leidet. — Der Beschluss vom 28. August 
setzt sich also mit allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die ausser Zweifel 
stehen, in Widerspruch und unterliegt daher nach $$. 11 und 21 des 
cit. Gesetzes der Vernichtuug. 

Eine theilweise Vernichtung, wie sie der Kirchenvorstand für zu- 
lässig hält und event. anheimgegeben hat, ist dem Gesetze unbekannt, 
würde den Gerichtshof für die kirchlichen Angelegenheiten gegen die 
Absicht des Gesetzes mit einer Entscheidung in der Sache selbst be- 
fassen, ihn in die Reihe der Instanzgerichte eintreten lassen, wäre übri- 
gens auch im vorliegenden Falle am wenigsten an der Stelle, wo dem 
Verfahren von vorneherein ausdrücklich ein gesetzlich unstatthaftes Ziel 
gesetzt worden ist, was seinen gesammten Verlauf in bedenklichster 
Weise beeinflussen musste. 

Es war hiernach, ohne dass auf die weiteren Angriffe der Berufung 
einzugehen geboten erscheinen konnte, wie geschehen, zu erkennen, 
bezüglich der Kosten nach $. 37 des cit. Gesetzes Bestimmung zu treffen. 

Urkundlich ausgefertigt unter Siegel und Unterschrift des König- 
lichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten. 
Berlin, den 6. Januar 1883. 


(gez.) Eggeling,. 


V. 


Berufung an den Staat, Geldstrafe. Oeffentliche Wahl- und 
Stimmrechte, 


Wenn disciplinarisch auf eine Geldstrafe erkannt ist, 
so kann nicht, wie im Falle derEntfernung aus dem Anite 
die Berufung an den Staat darauf gegründet werden, dass 
die angefochtene Entscheidung der klaren thatsächlichen 
Lage widerspreche. Eine verhängte Disciplinarstrafe 
ist auch dann für in unstatthafter Weise wegen Ausübung 
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eines öffentlichen Wahl- und Stimmrechts ausgesprochen 
zu erachten, wenn die Entscheidung auf die Feststellung 
gegründet ist, dass der Berufende als Wahlmann vor 
der Wahl zum Abgeordnetenhanse vor den übrigen Wahl- 
männern eine auf diese Wahl bezügliche Rede gehalten hat. 


Erkenntniss des Königlichen Gerichtshofs für.kirchliche 
‚ Angelegenheiten zu Berlin vom 22. September 1883 auf 
Berufung des Pastors Kessler zu Fredelsloh. 


' Im Namen des Königs! | 


| Auf die von dem Pastor Kessler in Fredelsloh an den Staat: er- 
hobene Berufung hat der Königliche Gerichtshof für kirchliche Ange- 
legenheiten in seiner Sitzung vom 22. September 1883, an welcher Theil 
genommen haben : 
- ‚der Präsident Geheime Ober-Justizrath E gg eling. , ie Geheime 
. ‚Justizrath Professor Dr. Dove, der Geheime Ober - Regierungs- 
rath Dahrenstädt, der Superintendent Nitzsch, der. Geheime 
Ober-Justizrath, Hinrichs, der Oberlandesgerichtsrath von 
Rosenberg, der Geheime Ober Tustizratlı Henschke _ 
für Recht erkannt: 
‚dass das Urtheil des Königlichen. Tales: Conieistorkurne in Han- 
nover vom 4. Mai 1883 zu vernichten und die Kosten des Ver- 
. fahrens ausser Ansatz zu lassen. 


Von Rechts Wegen. 


Gründe. 


Der Berufende, seit 1872 als Pastor in Fredelsloh angestellt, ist 
durch Erkenntniss des Königlichen ‘Consistoriums in Hannover auf Grund 
der Ergebnisse einer wider ihn eröffneten Disciplinar - Untersuchung 
wegen Ungehorsams gegen einen ihm amtlich ertheilten Befehl durch 
Erkenntniss vom 30. Januar 1883 in eine Geldstrafe von 100 Mark und 
die Kosten des Verfahrens verurtheilt, die von ihm eingelegte Berufung 
an die höhere kirchliche Instanz ist durch Urtheil des Königlichen 
Landes-Consistoriums in Hannover vom 4. Mai 1883 verworfen, Gegen 
diese am 13. Juni er. ihm behändigte Entscheidung hat er rechtzeitig 
— am 11. Juli cr. — Berufung an den Staat eingelegt und binnen 
der — bis zum 8. August cr. auf seinen Antrag verlängerten '— Frist 
gerechtfertigt mit dem Antrage, dieses Urtheil: zu Vorne Der 
Sachverhalt ist folgender: | 
“ Unter dem 22. August 1882 hät das Königliche Consistorium in 
Hannover an’ Kessler einen Befehl garen sen, zu ı Protokoll dahin 
erlassen : 

„sich einer . jeden über die en Gränzen des Para binans- 
gehenden öffentlichen Wirksamkeit völlig zu enthalten“, 
wobei ihm für den Fall des Ungehorsams die geeigneten Aeiplnat 
schen Maassregeln in Aussicht samt wurden. 
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Anlass dieser Maassnahme war die Betheiligung des Kessler bei 
der Gründung von Bauernvereinen, welche in der Presse mehrfach be- 
sprochen und angefochten war, welche auch zu skandalösen Auftritten 
in von ihm abgehaltenen Versammlungen, auch zur Auflösung einer 
derselben durch den anwesenden Gensdarmen wegen drohenden Skandals 
geführt haben sollte. Das Consistorium lässt dahin gestellt, ob Geist- 
liche an der Gründung solcher Vereine sich betheiligen durften, hält es 
aber bei den Eigenthümlichkeiten des Kessler und den überaus uner- 
freulichen Erfahrungen seines amtlichen Vorlebens, seiner zungenfertigen 
Dreistigkeit, seinem bedauerlichen Mangel an feinem Tact und edlem 
Zartgefühl für das Schickliche und wahrhaft Würdige für geboten, sei- 
ner die urtheilslosen Massen gefährdenden social-politischen Agitation, 
welche sein heiliges Amt prostituiren müsse durch Entflammung der 
Leidenschaften, Aufregung der einen Klasse der Bevölkerung gegen die 
andere, ein Ziel zu setzen. 

Gegen diese Verfügung legte Kessler Beschwerde bei dem Cultus- 
Ministerium unter dem 19. September pr. ein wegen unstatthafter Ein- 
schränkung seiner staatsbürgerlichen Rechte in seiner für das Programm 
des Reichskanzlers eintretenden Agitation: dieselbe wurde zur ressort- 
mässigen Verfügung dem Königlichen Landes-Consistorium übermittelt, 
welches mit Rücksicht auf die inzwischen eröffnete Disciplinar- Unter- 
suchung von Erledigung dieser Beschwerde absah, einen besonderen 
Bescheid darauf nicht ertheilt, dem Kessler vielmehr nur hat eröffnen 
lassen, die Beschwerde finde ihre Erledigung durch das Urtheil zweiter 
Instanz. 

Die Disciplinar-Untersuchung war eröffnet worden wegen der dem- 
nächst durch das Erkenntniss des Consistoriums festgestellten That- 
sachen, weil Kessler 

a) am 8. October 1882 einer constituirenden Generalversammlung 
von Vertrauensmännern zur Gründung des Solling - Leine 
Bauernvereins beigewohnt und die auf ihn gefallene Wahl 
zum Präsidenten des Vereins angenommen und weil er 

b) vor der letzten Wahl zum Abgeordnetenhause in Moringen 
öffentlich eine Wahlrede gehalten hatte, 

woran das Erkenntniss die weitere Feststellung geknüpft hat, 

dass Kessler durch zwei selbstständige Handlungen in gröb- 

licher Weise dem im Rescripte vom 22, August 1882 ertheilten 

Befehle zuwider gehandelt habe. 

Diese Feststellungen sind auf einige Zeitungsberichte und die 
Zugeständnisse des Kessler gegründet, welcher das an ihn erlassene 
Verbot respectirt haben wollte, obwohl es bis zur Entscheidung der 
von ihm angerufenen höheren Instanz ihn nicht habe binden können: 
die Generalversammlung der Vertrauensmänner des Bauernvereins sei 
keine öffentliche, sondern eine geschlossene Versammlung gewesen, die 
Wahlrede habe er als Wahlmann nur vor den Wahlmännern unmittelbar 
vor der Wahl gehalten, solches Auftreten aber nicht für verboten halten 
können. 
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Das Consistorium verwarf diese Einreden. Der erhobenen Be- 
schwerde sei kein Suspensiv-Effect beizumessen; das Verbot sei bis zu 
seiner Aufhebung verpflichtend gewesen. Es habe sich seiner Absicht 
und Fassung nach nicht nur gegen öffentliches Auftreten in öffentlichen 
Versammlungen, sondern gegen jede Thätigkeit in Öffentlichen Ange- 
legenheiten, gleichviel in welcher Weise dieselben discutirt werden 
möchten, richten wollen. Auch ein Mann von geringster Begabung, 
wie sie für einen Geistlichen vorauszusetzen sei, habe einsehen müssen, 
dass die Uebernahme der Präsidentschaft des Bauernvereins, welche 
Kessler zu einer Thätigkeit verpflichtete, die jenseits der Gränzen 
seines Amtes lag, gegen das erlassene Verbot verstosse. Das Gleiche 
gelte von der Wahlrede. Staatsbürgerliche Rechte könnten nicht im 
Widerspruch mit speciellen Pflichten des Berufes und des Amtes aus- 
geübt werden, wie z. B. bezüglich “es staatsbürgerlichen Rechts des 
Austritts aus der Kirche klar sei: der vorgesetzten Dienstbehörde stehe 
es daher zu, Untergebenen die Ausübung derartiger Rechte zu verbieten 
oder einzuschränken. Die festgestellte doppelte Uebertretung des er- 
lassenen Verbots sei durch eine empfindliche Strafe zu ahnden gewesen. 

Das Landes - Consistorium hat die Berufung des Kessler ver- 
worfen.. Derselbe hatte auf die. Unzuverlässigkeit der Zeitungsberichte 
verwiesen, die erstinstanzliche Feststellung wird aber schon durch die 
Zugeständnisse des Kessler für gerechtfertigt erklärt. Genügender 
Anlass zu einem Einschreiten gegen Kessler habe vorgelegen, weil 
die Agitation desselben Aufsehen in der Presse erregt habe, damit 
Schädigung seiner Wirksamkeit als Pastor und Schädigung des Ansehens 
des geistlichen Standes, wie .des kirchlichen Friedens in Aussicht ge- - 
stellt gewesen sei. Die Art des Einschreitens sei lediglich nach seiner 
Persönlichkeit zu bestimmen gewesen: blosse Warnungen und Androhung 
repressiver Maassregeln seien nicht an der Stelle gewesen, sondern ein 
präventives Verbot, dessen Wirksamkeit nicht durch Einlegung der Be- 
schwerde habe in Frage gestellt werden können. Statthaft sei jede 
Einschränkung seiner staatsbürgerlichen Rechte gewesen mit Ausnahme 
der im $ 10 des Gesetzes vom 12. Mai 1873 erwähnten Ausübung sei- 
ner Wahl- und Stimmrechte. Da ihm jede Wirksamkeit untersagt sei, 
sei es eine leere Ausrede, wenn er die Auslegung, welche das Consi- 
storium seinem Verbote gegeben habe, nicht wolle geahnt haben, sein 
angeblicher Irrthum könne ihn nicht vor Strafe schützen. 

Das Consistorium hatte in seinem Erkenntnisse nur im Allgemeinen 
auf seinen unordentlichen Wandel hingewiesen und zur Motivirung seines 
Verfahrens gegen Kessler hauptsächlich den Vorwurf eitler Selbst- 
überhebung erhoben. Das Urtheil des Landes-Consistoriums geht näher 
auf das amtliche Vorleben des Berufenden ein und erhebt weitere Vorwürfe, 
nennt ihn einen Sonderling, misst ihm Mangel an vernünftiger Ueber- 
legung, Neigung zu ungereimten Vorstellungen und auffallenden Absur- 
ditäten, zu unstetem Leben, zur Unbotmässigkeit, selbst Mangel an 
Wahrhaftigkeit bei. Es rügt Vernachlässigung seines Aeussern, nament- 
lich in der Kleidung, und führt darauf zurück, dass er auf einer Fuss- 
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wanderung von einem Gensdarmen nach Hildesheim transportirt worden 
ist, es rügt, dass er durch seine Neigung zum Baden im Freien Anstoss 
erregt habe. Im Amte habe er Amtseifer ohne Besonnenheit bewiesen, 
habe sich unfreundlich gegen die Schulkinder gezeigt; in seinen Pre- 
digten habe er sich zu Anzüglichkeiten hinreissen lassen, eine Visita- 
tionspredigt sei so mangelhaft gewesen, dass ihm zeitweisc habe auf- 
gegeben werden müssen, seine Predigten schriftlich zu concipiren und 


die Concepte an seine Vorgesetzten einzureichen. In seinen früheren 


Stellungen als Collaborator habe er sich rücksichtslos gegen die bejahrten 


Pfarrer gezeigt, denen er zur Seite gestellt worden war, und renitent - 


gegen das vorgesetzte Consistorium, dessen Anweisungen betreffs des 
Eintritts in verschiedene Stellungen er sich unter nichtigen Vorwänden 
nicht gefügt habe. Aus seinem Amte in Fredelsloh habe er sich 1875 
mehrfach in nicht zu billigender Weise entfernt, Seit 1879 habe er 
sich an Agitationen für politische Wahlen betheiligt, sei selbst wegen 
eines in Anlass der Verbreitung eines Wahlaufrufs gerichtlich festge- 
stellten Vergehens gegen $$ 6 und 9 des Pressgesetzes mit einer Strafe 
belegt worden und habe die Mahnungen seines Ephorus, von solcher 
Agitation abzustehen, zurückgewiesen. Diese sich aus den Acten er- 
gebende Excentricität des Kessler rechtfertige zur Genüge die präven- 
tive Ausnahmemaassregel, zu welcher das Consistorium in Anlass seiner 
neuen social-politischen Agitationen geschritten hat. 

Die Berufung beantragt die Vernichtung dieses Urtheils, weil ein 
Fall des $ 10 Nr. 4 des Gesetzes vom 12. Mai 1873 vorliege, eine 
Strafe unzulässiger Weise wegen Ausübung eines öffentlichen Wahl- 
und Stimmrechtes verhängt sei. Das Rescript vom 22. August 1882 
versage ihm nach der demselben von den Consistorien beigelegten Trag- 
weite mit jeder Öffentlichen Wirksamkeit auch die Ausübung seiner 
Wahlrechte und bestehe desshalb nicht zu Recht, Zur Ausübung des 
Wahlrechtes gehöre es, wenn er als Wahlmann sich an der Vorver- 
sammlung der Wahlmänner betheiligt und dabei eine Wahlrede gehalten 
habe. Ebenso sei das Wahlrecht der Bauern, die ihn zum Präsidenten 
ihres Vereins gewählt hätten, in unzulässiger Weise durch das Consi- 
storium eingeschränkt worden. 

Das Landes - Consistorium beantragt die Verwerfung der Berufung, 
weil der erlassene Befehl in keiner Weise zu erkennen gebe, dass er 
auch auf Ausübung von Wahl- und Stimmrechten zu beziehen und weil 
die Strafe nicht wegen solcher Ausübung verhängt sei; ein Recht des 
Kessler auf die Ausübung des Stimmrechtes anderer Personen Einfluss 
zu üben, sei nicht anzuerkennen und nicht in gleicher Weise geschützt, 
wie die Ausübung seiner eigenen Stimmrechte. 

Mit jenem Angriffe verbindet die Rechtfertigungsschrift des Beru- 
fenden in höchst ausführlichen Darlegungen den Versuch, die im zweiten 
Erkenntniss gegebene Schilderung seiner Eigenthümlichkeiten zu berich- 
tigen. Den bei Mangel näherer thatsächlicher Feststellungen von ihm 
als nebelhaft und unfassbar bezeichneten Anschuldigungen stellt er von 
Punet zu Punct abweichende Behauptungen entgegen. Seine unschein- 
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bare Art erklärt er aus seiner bäuerlichen Herkunft und Erziehung bis 
zu seinem 'erst in höherem Lebensalter begonnenen Studium, seinen ein- 
fachen Lebensgewohnheiten, an denen bäuerliche' Gemeinden nie Anstoss 
genommen hätten. Der Transport ‘nach Hildesheim sei durch Missver- 
ständnisse veranlasst und auf Animosität des Gensdarmen  zurückzu- 
führen. . Bergluft und frisches Wasser seien für ihn und seine Gesund- 
heit unabweisbares Bedürfniss: seine Weigerungen vor seiner Anstellung 
als Pastor, Collaboraturen anzunehmen, seien dadurch veranlasst, dass 
gegen seine dringlichen Anträge Orte gewählt seien, an: denen er seine 
Gesundheit gefährdet habe halten müssen und dadurch, dass man eine 
Krankheit, an. der er litt, angezweifelt: habe. Nachdem er in Anlass 
seiner so motivirten Weigerung des Dienstantritts seiner‘ damaligen 
Stellung enthoben sei, habe ihm in Anlass der Petition seiner bisherigen 
Gemeinde auf Allerhöchsten Befehl eine Anstellung &ewährt werden 
müssen, was die ihm abgeneigten vorgesetzten Behörden nie verschmerzt 
hätten. Die Differenzen, die er mit den älteren Pastoren gehabt, denen 
:er adjungirt worden, seien sachlicher Natur gewesen und durch Mei- 
nungsverschiedenheit über die Nothwendigkeit von ihm betriebener 
Reformen namentlich im Schulwesen, über grössere Strenge gegen die ver- 
wahrloste Schuljugend veranlasst. Von Fredelsloh aus habe er ohne 
Vernachlässigung seines Dienstes und ohne Verletzung dienstlicher Vor- 
schriften an der Universität in Göttingen naturwissenschaftliche Studien 
gemacht zur Ausfüllung einer Lücke seines Wissens, nicht aus anderen 
absonderlichen Motiven. Er verwahrt sich gegen die abfällige Kritik 
seiner Predigten und. verweist dagegen auf eine Sammlung gedruckter 
Predigten, welche er vorlegt. Die Strafe wegen Pressvergehens habe er 
sich aus Rechtsunkenntniss bei der. Agitation für einen. Regierungs- 
Candidaten zugezogen, seine neuerlichen Bestrebungen verfolgten ledig- 
lich sociale Zwecke. Die Wahl zum Präsidenten des Bauernvereins ge- 
reiche dem geistlichen Stande zur Ehre, nicht zum Nachtheil. 

. Bei der mündlichen Verhandlung ist: weder das Königliche Landes- 
Consistorium, noch das Königliche Ministerium der geistlichen etc. An- 
gelegenheiten vertreten gewesen, der‘ Berufende hat die mitgetheilten 
Anführungen dabei wiederholt. 

‘Aus dem Gegensatze der $$ 10 und 11 des Gesetzes vom 12. Mai 
1873 ergiebt sich, ‚dass im vorliegenden Falle, in dem. nur auf eine 
Geldstrafe erkannt ist, nicht wie in dem der Entfernung aus dem Amte, 
in Frage kommen kann, ob die angefochtene Entscheidung der klaren 
thatsächlichen Lage widerspricht, womit sich alle thatsächlichen An- 
führungen des Berufenden als unerheblich erweisen, und dass. ebenso- 
wenig eine generelle Prüfung eintreten kann, ob die Entscheidung Ge- 
setze des Staates oder allgemeine Rechtsgrundsätze verletzt, woraus er- 
hellt, dass die allgemeine Behauptung des Berufenden, schon das Rescript 
vom 22. August 1882 habe in unstatthafter Weise seine staatsbürger- 
lichen Rechte einzuschränken unternommen, hier keiner weiteren Erör- 
terung zu unterziehen ist, Die Berufung ‚hat sich auch selbst auf diesen 
Standpunct gestellt, sofern sie ihren Antrag schliesslich auf die Behaup- 
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tung gegründet hat, dass die verhängte Strafe gegen $ 10 Nr. 4b l. c. 
in unstatthafter Weise wegen Ausübung eines öffentlichen Wahl- und 
Stimmrechtes ausgesprochen sei. 

Dies ist in der That anzunehmen, soweit die Entscheidung auf die 
Feststellung gegründet ist, dass der Berufende als Wahlmann vor der 
letzten Wahl zum Abgeordnetenhause vor den übrigen Wahlmännern 
eine auf diese Wahl bezügliche Rede gehalten hat. Wenn auch bei 
dem Weahlacte selbst jede weitere Discussion ausgeschlossen ist, als 
eine auf die Legitimation der an der Wahl Theil nehmenden Wahl- 
männer bezügliche ($ 27 der Verordnung vom 380. Mai 1849, Gesetz 
vom 11. März 1869), so giebt doch die öffentliche Wahl zum Wahl- 
mann einem solchen die Legitimation und damit die Befugniss, sich an 
den Vorberathungen der Wahlmänner über die zu treffende Wahl zu be- 
theiligen und seine Meinung zur Förderung des gemeinsamen, durch die 
Staatsgesetzgebung anerkannten Zwecks zur Geltung zu bringen. Aus 
$ 10 Nr. 4b eit, in Verbindung mit $ 3 des Gesetzes über die Straf- 
und Zuchtmittel vom 18. Mai 1873 ist daher zu folgern, dass es den: 
Disciplinar-Behörden nicht zusteht, ihre Untergebenen in der Ausübung 
solchen Wahlrechts einzuschränken, ihnen den Einfluss auf den Wahl- 
act zu entziehen, welcher allen übrigen Wahlmännern erreichbar ist, 
auf das Schlussergebniss der Wahl so einen indirecten Einfluss zu üben, 
der mit dem Zwecke des öffentlichen Wahlactes, der Stellung der da- 
mit betrauten Wahlmänner unvereinbar ist. Wenn auch eine ‚aus- 
dehnende Erklärung der Ausnahmebestimmungen des $ 10 ausgeschlossen 
ist, so ist doch die Auslegung, welche die Diseiplinar-Behörden der ge- 
dachten Bestimmung gegeben haben, der erkennbaren Absicht des Ge- 
setzes gegenüber als eine zu enge zu verwerfen. 

Hiernach unterliegt die angefochtene Entscheidung der Vernichtung 
($ 21 des Gesetzes vom 12. Mai 1873). Fällt nun auch die änderweite 
Feststellung einer verbotenen Betheiligung des Berufenden an der con- 
stituirenden Versammlung eines Bauern - Vereins unzweifelhaft nicht 
unter $ 10 Nr. 4b, sofern die Ausübung eines öffentlichen, d. h. 
auf Anordnung eines Gesetzes beruhenden Wahl- und Stimmrechts hier 
nicht in Frage steht, so kann dieser Umstand doch die Vernichtung 
nicht abwenden, da für beide, wesentlich verschiedene Fälle eine Ge- 
sammtstrafe verhängt ist, bei der es wegen der Verletzung des Gesetzes 
nicht bewenden kann, der Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten 
aber nicht ermächtigt ist, auf Grund der letzterwähnten Feststellung 
eine der veränderten Sachlage entsprechende Disciplinarstrafe seinerseits 
auszusprechen. 

Ueber den Kostenpunkt ist nach :$ 37 des ee vom 12. Mai 
1873 entschieden worden. 

Urkundlich ausgefertigt unter Siegel und Unterschrift des König- 
lichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten. 

Berlin, den 22. September 1873. 


(gez.) Eggeling. 
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Berufung an den Staat. Nulla poena sine lege. Entziehung des 
kirchlichen Wahlrechts. 


Die Entziehung des Wahlrechts ist eine selbstständige 
Strafe, nicht eine Nebenstrafe oder die selbstverständliche 
Folge der ausgesprochenen Strafe der Amtsentlassung gegen 
einen Kirchenvorsteher, bezüglich dessen in Anwendung 
von Disciplinarmaassregeln das Kirchenregiment durch 
8 64 Nr. 13 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
für die evangelischen Gemeinden im Amtsbezirke des 
Consistoriums zu Wiesbaden vom 4, Juli 1877 auf Ermah- 
nung, Verweis, Entlassung ausschliesslich beschränkt ist. 
Erkenntniss des Königlichen Gerichtshofs für kirch- 
liche Angelegenheiten zu Berlin vom 24. October 1883 
auf Berufung des Kirchenvorstehers Schnug zu Selters. 


Im Namen des Königs!. 


Auf die von dem Kirchenvorsteher Wilhelm Schnug zu Selters 
gegen das Urtheil: des Königlichen Consistoriums zu Wiesbaden vom 
24. October 1883 eingelegte Berufung 

hat der Königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten in seiner 
Sitzung vom 9. Februar 1884, an welcher Theil genommen haben: 
der Präsident Eggeling, der Geheime Justizrath Professor Dr. 
Dove, der Geheime Oberregierungsrath Dahrenstädt, der Super- 
intendent Nitzsch, der Öberlandesgerichtsrath von Rosen- 
berg, der Geheime Ober-Justizrath Henschke, der Landgerichts- 
Präsident Bardeleben 
für Recht erkannt: 
dass das Urtheil des Königlichen Gonsistoriums zu Wiesbaden vom 
24. October 1883, durch welches der Berufende Wilhelm Schnug 
aus dem Amte eines Kirchenvorstehers entlassen und ihm das kirchliche 
Wahlrecht auf die Dauer von 3 Jahren entzogen ist, zu vernichten und _ 
die Kosten des Verfahrens ausser Ansatz zu lassen. | 


Von Rechts Wegen. 


| Gründe, 

Wilhelm Schnug, Mitglied des Kirchenvorstandes der evangelischen 
Kirchengemeinde zu Selters, ist durch Erkenntniss des Vorstandes 
der Kreissynode Marienberg-Selters vom 11. Juli 1883 aus seinem Amte 
als Kirchenvorsteher entlassen und seines passiven Wählrechts auf 
6 Jahre für verlustig erklärt worden. 

Auf die hiergegen eingelegte Berufung hat das Königliche Consi- 
storium zu Wiesbaden unter dem 24. October 1883 dahin erkannt: 
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dass die Entscheidung des Kreissynodalvorstandes, soweit sie die 

Entlassung des Wilhelm Schnug aus dem Amte ausspricht, 

zu bestätigen, im Uebrigen dahin zu ändern, dass demselben das 

Wahlrecht auf die Dauer von 3 Jahren entzogen wird. 

In den Gründen dieses Erkenntnisses wird ausgeführt: 

1. dass sich Schnug in einer Reihe von Fällen den anberaumten 
Kirchenvorstandssitzungen geflissentlich fern gehalten ; 

2. za den dem Kirchenvorstand obliegenden Ausführungen der ° 
Beschlüsse der grösseren Gemeindevertretung in Betreff der 
Erbauung eines Pfarrhauses mitzuwirken, sich beharrlich ge- 
weigert und hierdurch der kirchlichen Verwaltung Störungen 
und Hemmnisse bereitet hat, welche zu pecuniären Verlusten 
der Kirchenkasse führen konnten. 

Dies gilt dem Consistorio für erwiesen, nach dem theilweisen Zu- 
geständnisse des Beschuldigten, sowie nach den amtlichen Berichten des 
damaligen Vorsitzenden des Kirchenvorstandes zu Selters und es gelangt, 
nachdem die Berufungsschrift bezüglich der darin vorgebrachten Ent- 
schuldigungsgründe noch eingehender Würdigung unterzogen, zu der 
thatsächlichen Feststellung: dass W. Schnug sich durch sein Verhalten 
grober Pflichtwidrigkeit in seiner Amtsführung als Kirchenvorsteher 
schuldig gemacht hat. 

Es wird desshalb die gegen ihn vom Kreissynodalvorstand ausge- 
sprochene Entlassung aus dem Amte bestätigt, und ausserdem — wie 
die Gründe des Erkenntnisses weiter ausführen — um die Wirkung 
dieser Disciplinarmaassregel zu sichern, eine zeitweise Entziehung des 
Wahlrechts und zwar ohne Unterscheidung zwischen activem und passivem 
Wahlrecht auf die Dauer von 3 Jahren ausgesprochen. 

Gegen dieses Erkenntniss hat Schnug Berufung bei dem Königlichen 
Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten eingelegt, behauptend, dass 
die Entscheidung des Consistorii Wiesbaden: 

1. der klaren thatsächlichen Lage widerspreche ; 

2, allgemeine Rechtsgrundsätze verletze; 

3. bezüglich der Entziehung des Wahlrechts gesetzlich unzulässig 

sei. — 

In der Berufungsschrift wird eingehend ausgeführt, dass die beiden 
Gründe, auf welche das Consistorium seine Entscheidung stütze, auf 
unrichtigen Thatsachen beruhen. Es fehle jeder Nachweis dafür, dass 
Schnug den Kirchenvorstandssitzungen absichtlich und event. ohne 
genügenden Entschuldigungsgrund nicht beigewohnt; ohnehin habe für 
ihn eine gesetzliche Pflicht, den Ladungen des stellvertretenden Vor- 
sitzenden des Kirchenvorstandes Folge zu leisten nicht bestanden, da 
dieser — worüber Beweis angetreten wird — sein Vorsteheramt nieder- 
gelegt habe. Den amtlichen Berichten dieses Vorstehers dürfe kein 
Glauben beigemessen werden. Ausserdem habe aber auch Königliches 
Consistorium bezüglich der Erbauung des Pfarrhauses zu Selters und 
der Berechtigung des stellvertretenden Vorsitzenden des Kirchenvorstandes 
zur Zusammenberufung der Gesammtgemeindevertretung Beschlüsse ge- 
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fasst, die im Widerspruch mit den gesetzlichen Bestimmungen ständen, 
so dass er, Schnug, indem er es abgelehnt, bei Ausführung der auf 
illegaler Grundlage gefassten Beschlüsse der Kirchengemeindevertretung 
mitzuwirken, lediglich seiner Pflicht genügt habe. Die Entziehung des 
Wahlrechts sei aber überhaupt nicht zu rechtfertigen. | 

Er beantragt demgemäss: 

Die Entscheidung des Königlichen Consistorii ganz aufzuheben 
und eventuell: unter Aufhebung der Entscheidung, es bei einer 
Ermahnung oder einem Verweise gegen ihn bewenden zu lassen. 

Das Königliche Consistorium in Wiesbaden hat auf die ihm mitge- 
theilte Berufungsschrift in einer Beantwortungsschrift derselben bezüglich 
der ausgesprochenen Entziehung des Wahlrechts zwar anerkannt, dass 
eine kirchengesetzliche Bestimmung, welche direct ermächtigt, einem . 
wegen grober Pflichtwidrigkeit aus seinem Amte zu entlassenden Kirchen- 
vorsteher das Wahlrecht zu entziehen, zur Zeit nicht bestehe, aber aus- 
geführt, dass diess als eine selbstverständliche Folge der der Disciplinar- 
behörde gesetzlich zustehenden Befugniss, die Dienstentlassung auszu- 
sprechen, anzusehen sei, weil sonst diese Disciplinarmaassregel. durch die 
Möglichkeit sofortiger Wiederwahl des. aus dem Amte Entfernten un- 
wirksam gemacht werden könne. Die Absicht des Gesetzgebers sei viel- 
mehr unzweifelhaft dahin gegangeu, dass jede durch Disciplinarspruch 
ausgesprochene Dienstentlassung dauernd zur Bekleidung des Kirchen- 
amtes unfähig mache, so dass also in der vorliegend nur zeitweis aus- 
gesprochenen Entziehung des Wahlrechts eine Strafmilderung zu finden 
sei. Wegen der sonstigen Angriffspuncte wird von dem Königlichen 
Consistorium auf die mitgetheilten Acten und die Erkenntnissgründe 
Bezug genommen. — 

Die Zuständigkeit des zur Entscheidung über das Erkenntniss des 
Consistoriums zu Wiesbaden angerufenen Königlichen Gerichtshofes für 
kirchliche Angelegenheiten ist durch $. 12 des Gesetzes vom 12. Mai 
1873 und $.44 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung für die evan- 
gelischen Gemeinden im Amtsbezirk des Consistoriums zu Wiesbaden 
vom 4. Juli 1877 begründet, auch sind bei Anmeldung des Rechtsmittels, 
Einreichung der Rechtfertigungsschrift und deren Beantwortung die im 
$ 13, 15, 16 des Gesetzes vom 12, Mai 1873 vorgeschriebenen Fristen 
gewahrt. | ’ 

In der Sache selbst ist zunächst der in der Berufungsschrift er- 
hobene Angriffspunct: Die Entscheidung des Consistoriums stehe mit 
der klaren thatsächlichen Lage im Widerspruch, zu verwerfen. | 

Nach dem Inhalt der Entscheidungsgründe des angefochtenen Urtels 
hat das Königliche Consistorium die Ueberzeugung von der Schuld des. 
Schnug auf Grund von Beweismitteln gewonnen, die bei freier Beweis- 
würdigung zu prüfen ausschliesslich dem Diseiplinarrichter obliegt, und der 
Gerichtshof, dessen Wirksamkeit, begränzt durch die Vorschriften des 
Gesetzes vom 12. Mai 1873, nur dahin geht, eine missbräuchliche, mit dem 
Gesetz im Widerspruch stehende Ausübung der kirchlichen Diseiplinar- 
gewalt zu verhüten, hatte vorliegend nach der gesammten Sachlage nur 
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zu untersuchen, ob die vom Disciplinarrichter gewonnene thatsächliche 
Feststellung nicht im Widerspruch mit den erhobenen Beweisen steht. 

. Diess ist zu veneinen. Im Uebrigen sind in den Gründen des Er- 
kenntnisses des Königlichen Consisterii die in der Berufungsschrift 
gegen das erste Urtel angeführten angeblich entlastenden Thatsachen und 
Behauptungen eingehend gewürdigt und widerlegt, der Verurtheilung ist 
ein geordnetes processualisches Verfahren nach Maassgabe des $ 64 der 
Synodalordnung vorangegangen, und darüber, dass- in erster Instanz der 
Kreissynodalvorstand es unterlassen hat, den Pfarrer Ilgen nach $. 44 
Abs. 3 vor der Entlassung des Schnug zu hören, ist als unwesentlich 
um so mehr hinweg zu gehen, als in dieser ersten Instanz gegen die 
sämmtlichen weltlichen Mitglieder des Kirchenvorstandes Selters 
disciplinarisch eingeschritten wurde. 

Es ist also die Dienstentlassung gegen den Kirchenvorsteber Schn ug 
wegen seines thatsächlich unanfechtbar festgestellten pflichtwidrigen 
Verhaltens zu Recht ausgesprochen. 

Dagegen verstösst die gleichzeitig ausgesprochene Entziehung des 
Wahlrechts gegen den allgemeinen Rechtsgrundsatz nulla poena sine lege. 
($ 11 Nr. 1 des Gesetzes vom 12. Mai 1873.). 

Die Entziehung des kirchlichen Wahlrechts ist an und für sich als 
Disciplinarstrafe nach der Synodalordnung für Wiesbaden zulässig. Nach 
8 35 Nr. 6 sind diejenigen von der Ausübung des Wahlrechts ausge- 
schlossen: | 

welche wegen Verletzung besonderer kirchlicher Pflichten nach 
Vorschrift eines Kirchengesetzes des Wahlrechtes ver- 
lustig erklärt worden sind. 

Abgesehen von $. 35 Nr. 1—5 befindet sich aber nur im $. 41 Nr. 3 
der Synodalordnung eine kirchengesetzliche Bestimmung, wonach solchen 
Mitgliedern der Kirchengemeinde das Wahlrecht entzogen werden darf, 
die sich grundlos weigern, ein Kirchenamt zu übernehmen, 

Die Entziehung des Wahlrechts ist eine selbstständige Strafe, nicht 
eine Nebenstrafe oder die selbstverständliche Folge der ausgesprochenen 
: Strafe der Amtsentlassung gegen einen Kirchenvorsteher, bezüglich dessen 
in Anwendung von Disciplinarmaassregeln das Kirchenregiment durch 
8. 64 Nr. 13 1. c. auf Ermahnung, Verweis, Entlassung ausschliesslich 
beschränkt ist. 

Wenn nun das Consistorium zwar anerkennt, dass eine kirchen- 
gesetzliche Bestimmung, welche zur Entziehung des Wahlrechts in casu 
ermächtige, nicht besteht, gleichwohl aber die Entziehung für gerecht- 
fertigt hält, weil ohne dieselbe durch etwaige Wiederwahl des Entlas- 
senen der Spruch der Disciplinarbehörde illusorisch gemacht werde und 
daraus folgert, dass die Absicht des Gesetzgebers dahin gehen müsse, 
dass jede endgültig ausgesprochene Entlassung aus einem kirchlichen 
Amte den Verurtheilten dauernd unfähig macht, in das Amt wieder 
einzutreten, so muss hiergegen für den vorliegenden Fall zunächst 
eingewendet werden, dass, wenn die vermeintliche Absicht des Gesetz- 
gebers wirklich dahin ginge, mit der Dienstentlassung dauernde 
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Unfähigkeit zu verbinden, keine Disciplinarbehörde berechtigt wäre,. diese 
zeitlich nach ihrem Belieben zu begränzen, . dass hierdurch. aber auch 
noch nicht die hier ausgesprochene Entziehung des activen Wahlrechts 
begründet wäre. 

Aber gerade das Gegentheil hat, wie anzunehmen) der Gesetzgeber 
gewollt. Denn daraus, dass er die bis zur Einführung der Synodalordnung 
im Bezirk des Consistoriums Wiesbaden gültige Bestimmung. des 5 14 
der Gemeinde-Ordnung vom 27. August 1869 dahin lautend: 

die endgültig verfügte Entsetzung macht den Betreffenden für 

immer zum Kirchenvorsteheramte unfähig und entzieht ihm auf 

6 Jahre das Wahlrecht und die Wählbarkeit zu kirchlichen Aemtern, 
in die Synodalordnung vom 4. Juli 1877 nicht aufgenommen hat, ist 
die Schlussfolgerung gegeben, dass fortan diese Wirkung der Dienstent- 
setzung 'für Kirchenvorsteher im Bezirk des Consistoriums zu Wiesbaden 
nicht hat beibehalten werden sollen. | 

Da der Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten nach $. 21 des 
Gesetzes vom 12, Mai 1873 über die kirchliche Diseiplinar-Gewalt ent- 
weder die Verwerfung der an. ihn erhobenen Berufung oder die Ver- 
nichtung der angefochtenen Entscheidung auszusprechen hat, hieraus aber 
die Unzulässigkeit einer theilweisen Abänderung resp. Bestätigung 
folgt, weil der Gerichtshof sonst in die vom Gesetze nicht gewollte 
Lage käme, der von einer kirchlichen Behörde im Disciplinar-Verfahren 
erkannten Strafe eine andere zu substituiren und somit selbst als eigent- 
liche Disciplinar-Instanz zu fungiren, so war zu erkennen wie oben ge- 
schehen und muss es dem Königlichen Consistorium zu Wiesbaden 
überlassen bleiben, über die Berufung des Wilhelm Schnug gegen die 
Entscheidung des Vorstandes der Kreis-Synode Marienberg- Selters vom 
11. Juli 1883 danach anderweit zu befinden. 

Die Kosten sollen nach Maassgabe des $. des citirten Gesetzes 
ausser Ansatz bleiben, 

Urkundlich unter Siegel und Unterschrift des Königlichen Gerichts- 
hofes für kirchliche Angelegenheiten ausgefertigt. - | 


Berlin, den 9. Februar 1884. 
(gez.) Eggeling. 


vi. 


Kriegszustand, Entfernung öffentlicher Beamter bezw. Geistlicher 
aus ihren Aemtern durch Kriegsgewalt, Gouverneure im Kriege 
ocoupirter Länder. Rechtsweg. 


Durch den Ausbruch der Feindseligkeiten zwischen seinen 
Condominis wurde das Herzogthum Holstein gleich anderen 
occupirten feindlichen Landestheilen in einen passiven 
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Kriegszustand gegen Preussen versetzt. Die Entfernung der 
öffentlichen Beamten eines occupirten Landes aus ihren 
Aemtern durch die Kriegsgewalt ist eine völkerrechtlich 
zulässige Maassregel. Für dieMachtvollkommenheit der für. 
die im Kriege occupirten Länder bestellten Gouverneure 
entscheidet bei dem Mangel genereller staats- bezw. völker- 
rechtlicher Normen der ihnen im Einzelfalle ertheilte Auf- 
trag. Dieselbe umfasst, sofern sie nicht besonders einge- 
schränkt wurde, zumal wenn ausdrücklich landesherrliche 
Functionen übertragen worden, die Entlassung von Beamten. 
Wegen einer von einem Gouverneur innerhalb der ihm über- 
tragenen Machtvollkommenheit nach Kriegsrecht bewirkten 
Dienstentsetzung eines Geistlichen steht dem Letzteren 
keine im Civilrechtswege zu verfolgende Forderung auf 
Schadensersatz gegen den vormaligen Gouverneur zu. 


Erkenntniss des Königlichen Oberverwaltungsgerichts 
zu Berlin vom 13. Juni 1883 in Sachen betreffend den 
erhobenen Conflict in der Civilprocesssache des früheren 
Archidiakonus zu Kiel L. Schrader gegen den König- 
lichen Oberpräsidentena.D. Freiherrn von Scheel-Plessen. 


Im Namen des Königs! 


In Sachen betreffend den von dem Präsidenten des Königlichen 
Staatsministeriums und Minister der . auswärtigen Angelegenheiten 
erhobenen Conflict in der Civilprocesssache des früheren Archidiakonus 
zu Kiel, jetzigen Predigers zu Regensburg, L. Schrader, Klägers, 

wider 
den Königlichen Oberpräsidenten a. D. Wirklichen Geheimen Rath Frei- 
herrn von Scheel-Plessen auf Nehmten, Beklagten, wegen einer aus 
gewaltsamer Dienstentsetzung hergeleiteten Forderung auf Schadensersatz, 
hat das Königliche Oberverwaltungsgericht, Erster Senat, in seiner 
Sitzung vom 13. Juni 1883, an welcher | 
der Präsident Persius und die Räthe: Dr. Gneist, Dahren- 
staedt, von Meyeren, Schmückert, Mess und Richter - 
Theil genommen haben, 
für Recht erkannt: 
dass der erhobene Conflict für begründet und daher der. Rechtsweg für 
unzulässig zu erachten, 


Von Rechts Wegen. 


Gründe 


Durch die von dem damaligen Königlich Preussischen Gouverneur 
von Schleswig, Freiherrn von Manteuffel, erlassene Proclamation, 
d.d. Rendsburg, den 10. Juni 1866 (Verordnungsblatt für das Herzog- 
thum Holstein, 1. Stück d. d. Kiel, den 12. Juni 1866) wurde den 
Einwohnern des Herzogthums Holstein bekannt gegeben, dass Seine 
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Majestät der König von Preussen in Folge der Zerwürfnisse mit Oester- 
reich die dieser Macht nach dem Gasteiner Vertrage vom 14. August 1865 
zustehende oberste Regierungsgewalt im Herzogthum Holstein durch den 
gedachten Gouverneur militärisch habe in Besitz nehmen lassen. Gleich- 
zeitig wurde dem Freiherrn von Scheel-Plessen als Oberpräsidenten 
auf Allerhöchsten Befehl die Civilverwaltung im Herzogthum Holstein 
unter der Autorität der höchsten Militärgewalt übertragen. 

. Unter dem 19. Juni erging an den Königlichen Minister-Präsidenten 
und Minister der auswärtigen Angelegenheiten, eine von diesem gegen- 
gezeichnete Allerhöchste Ordre, durch welche die bis dahin von dem 
Freiherrn von Manteuffel ausgeübten Functionen des Gouverneurs 
während seiner Abwesenheit auf den zum Oberpräsidenten der Herzog- 
thümer ernannten Freiherrn C. von Scheel-Plessen übertragen 
und dem Letzteren auch die zur Ausübung landesherrlicher Befugnisse 
dem Gouverneur von Schleswig verliehen gewesenen Vollmachten, unter 
Ausdehnung derselben auf das Herzogthum Holstein, ertheilt wurden. 
(Verordnungsblatt vom 23. Juni, Seite 15.) 

Bereits unter dem 12. Juni hatte der Oberpräsident Freiherr von 
Scheel-Piessen an sämmtliche Geistliche und Civilbeamte im 
Herzogthum Holstein eine Verfügung erlassen, durch welche sie auf- 
gefordert wurden, ein schriftliches Gelöbniss nach einem Formular ein- 
zusenden, welches lautet: 

»Nachdem Seine Majestät der König von Preussen die oberste 
Regierungs-Gewalt im Herzogthum Holstein durch Se. Excellenz 
den Königlichen Gouverneur Freiherm von Manteuffel, 
Generallieutenant etc. hat in die Hand nehmen lassen, gelobe ich 
hierdurch an Eidesstatt, den mich betreffenden Befehlen und An- 
ordnungen Sr. Majestät des Königs von Preussen und der in 
Allerhöchstdero Auftrage fungirenden Behörden unweigerlich Folge 
zu leisten und die Pflichten des mir anvertrauten Amtes treu und 
redlich zu erfüllen«. 

Der damals als Archidiakonus an der Nikolaikirche zu Kiel ange- 
stellte Geistliche Schrader verweigerte die Abgabe dieses Gelöbnisses 
in einem Schreiben vom 16. Juni, in welchem er ausführte, wie er un- 
geachtet seiner Bereitwilligkeit, sich der factischen höchsten Gewalt im 
Lande unterzuordnen und unter ihr sein Amt treu und gewissenhaft zu 
verwalten, doch gänzlich ausser Stande sei, ein Gelöbniss in der Form, 
wie es verlangt werde, abzulegen. Er,würde diess nicht ohne Verletzung 
seines Gewissens und nicht ohne Verleugnung seiner stets offenbarten 
Ueberzeugungen vermögen, während er bereit sein würde, zu geloben, 
dass er die Pflichten. seines Amtes unter der gegenwärtigen factischen 
Regierung von Holstein treu und redlich erfüllen werde. Der Ober- 
präsident Freiherr von Scheel-Plessen nahm hiervon Veranlassung, 
in einem Immediatberichte vom 20. Juni den Sachverhalt vorzutragen, 
und unter Betonung des -‚Umstandes, dass der etc. Schrader in den 
letzten Jahren in hervorragender Weise den Bestrebungen Seiner Durch- 
laucht des. Prinzen Friedrich von Schleswig-Holstein-Sonderburg- 
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Augustenburg gedient und in dieser Richtung noch unlängst eine 
Broschüre veröffentlicht habe, deren Inhalt sich schon durch ihren Titel: 
»Annexion ist Sünde« hinreichend kennzeichne,. anheimzugeben, ob nicht 
der etc. Schrader von seinem Amte Allerhöchst zu entlassen sein 
möchte. — Hierauf erging folgender Bescheid des Königlichen Minister- 
Präsidenten und Ministers der auswärtigen Angelegenheiten vom 
25. Juni 1866: 
»Euerer Hochwohlgeboren Immediatbericht vom 20. d. Mts., die 
_ Amtsentlassung des Archidiakonus Schrader betreffend, habe 
ich Seiner Majestät dem Könige nicht vorgelegt, da es mir nicht 
erforderlich scheint, zur Entlassung eines durch seine politischen 
Agitationen berüchtigten, und jetzt offen den Gehorsam verwei- 
gernden Kirchenbeamten eine Allerhöchste Resolution herbeizu- 
führen. Euerer Hochwohlgeboren gebe ich ergebenst anheim, die - 
‚Amtsentlassung des S chr ader ohne Weiteres zu verfügen, Falls 
nicht gesetzliche Gründe eine Allerhöchste Entscheidung, und 
demnach weitere Berichterstattung, nothwendig machen, und 
knüpfe hieran das ergebene Ersuchen, Ihre Vollmachten in Bezug 
auf alle Specialien der Verwaltung in möglichst weitem Sinne 
auffassen zu wollen, um Seine Majestät den König bei der gegen- 
wärtigen politischen Lage von dem Detail der Geschäfte nach 
Möglichkeit frei zu halten. 
von Bismarcke. 


In Folge dessen erliess der Oberpräsident unter dem 28. Juni 1866 
an den etc. Schrader nachstehende Verfügung, durch welche dieser 
aus seinem Amte entfernt wurde: 

»Mit Rücksicht auf die unter dem 16. d. Mts. von Ihnen abge- 
gebene Erklärung, wonach Sie Sich weigern, das mittelst Circulairs 
vom 12. d. Mts. von den sämmtlichen Beamten und Angestellten 
des Herzogthumes Holstein geforderte Gelöbniss abzulegen, werden 
Sie hiemittelst von dem Ihnen anvertrauten Amte eines Archi- 
diakonus an der Nikolai-Kirche in Kiel entlassen und haben Sie 
Sich demnach fortan jeder amtlichen Function zu enthalten. 

Die in Ihrem Besitze befindlichen amtlichen Archivalien etc. 
wollen Sie gefällig fördersamst an den Herrn Adjunctus ministerii 
Hansen abliefern, den ich ersucht habe, dieselben von Ihnen 
entgegenzunehmen. 

Kiel, den 28. Juni 1866. 


Auf Sr. Majestät Allergnädigsten Befehl: 
C. Scheel-Plessen, 
Oberpräsident für Schleswig-Holstein«. 


Unter dem 30. November 1881 hat nun der frühere Archidiakonus 
Schrader, welcher seit dem Juni des Jahres 1868 Pfarrämter in der 
protestantischen Kirche Baierns bekleidet, bei dem Königlichen Land- 
gerichte zu Kiel Klage gegen den inzwischen in den Ruhestand getre- 
tenen Königlichen Oberpräsidenten, Wirklichen Geheimen Rath Freiherrn 
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von Scheel-Plessen mit dem Antrage erhoben, den Beklagten zu 
verurtheilen, ihm für die Entsetzung ‚von seinem früheren Amte als 
Archidiakonus an der Nikolai-Kirche zu Kiel Schadensersatz (durch 
Zahlung des mit der Stelle verbundenen Einkommens abzüglich des vom 
Kläger in seinen späteren Aemtern erzielten bezw. noch zu erzielenden 
geringeren Einkommens) zu leisten. 


Die Klage gründet sich auf die Ausführung, dass die Entsetzung _ 


des Klägers vom Amte eine widerrechtliche gewesen sei, da der Kläger 
als Allerhöchst bestätigter Archidiakonus nicht ohne Urtel und Recht 
durch ein Rescript seines Amtes habe enthoben werden dürfen. Wie 
dies in einem von dem aus gleichem Anlass und in gleicher Weise aus 
dem Amte entlassenen Obergerichtsrath Jensen gegen den Fiscus auf 
Gehaltszahlung in den Jahren 1873 und 1874 geführten Processe durch 
die übereinstimmenden richterlichen Erkenntnisse aller drei Instanzen 
für den Richterstand in Holstein anerkannt sei, so gelte es noch mehr 
für den geistlichen Stand, für welchen sich am meisten unter allen 
Beamtenkategorien die ursprüngliche Lehnsqualität der Aemter erhalten 
habe. Weiter wird hervorgehoben, dass Kläger in seinem Schreiben an 
den Oberpräsidenten vom 16. Juni seine Bereitwilligkeit zum Gehorsam 
gegen den König und die Ihn vertretenden Behörden kundgegeben und 
nur die Form des verlangten Gelöbnisses negirt habe, und dass im 
Juni 1866 ein Alleinrecht auf Souveränität in den Herzogthümern von 
Seiner Majestät nicht behauptet worden sei. Endlich habe auch der 
Beklagte die. Weisungen seiner vorgesetzten Dienstbehörde überschritten, 
da in dem Ministerial-Erlasse vom 25. Juni ausdrücklich der Vorbehalt 
gemacht sei: „Falls nicht gesetzliohe Gründe eine Allerhöchste Ent- 
scheidung und demnach weitere Berichterstattung nothwendig machen“. 

Noch vor Verhandlung der. Klage im Civil-Process hat der Präsident 
des Königlichen Staatsministeriums und Minister der auswärtigen Ange- 
legenheiten den Conflict erhoben, und auf die Ausführung gestützt, dass 
dem Beklagten in der ihm zur Last gelegten amtlichen Handlung eine 
Ueberschreitung seiner Amtsbefugnisse nicht zur Last falle, dieselbe 
vielmehr als ein Act der Kriegsführung nach Völkerrecht zulässig und 
gerechtfertigt gewesen sei, da sich Preussen seit dem 7. Juni 1866 mit 
Oesterreich und der von dem ÖOesterreichischen Statthalter eingesetzten 
Landesregierung im Kriegszustande befunden habe. 

Beide Parteien haben sich eingehend über den erhobenen Conflict 
geäussert. | 

"Zuerst der Beklagte in einem Schriftsatze vom 26. Februar 1882, 
Derselbe hält den Conflict für begründet und geboten. 

Schon seit dem 10. Juni 1866 habe sich seine Majestät der König 
von Preussen mit seinem Condominus in den Herzogthümern im factischen 
Kriegszustande befunden, und da keine nenuenswerthe Truppenmacht in 
den Herzogthümern habe zurückbleiben können, so sei es besonders 
darauf angekommen, die Autorität des Königs rasch und energisch zur 
Geltung zu bringen. Zu dem Zweck sei das Gehorsamsgelöbniss in be- 
stimmter Form vou den Beamten gefordert und nur von zweien, von 
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denen Kläger der eine, verweigert. Dadurch habe es der Kläger selbst 
unmöglich gemacht, ihn als Beamten zu behalten und er, der Beklagte, 
dem die Vollmachten des Gouverneurs zur Ausübung landesherrlicher 
Befugnisse ertheilt gewesen seien, habe denselben aus seinem Amte ent- 
lassen müssen. Eine hiergegen vom Kläger Allerhöchsten Ortes einge- 
reichte Beschwerde sei abschlägig beschieden worden und die getroffene 
Verfügung somit noch ausdrücklich Allerhöchst genehmigt. Durch 
Allerhöchste Cabinets-Ordre vom 27. Juli 1866 sei dann ihm, dem 
Beklagten, auch nachträglich noch ausdrücklich ganz allgemein die Au- 
torisation ertheilt worden, Beamte zu ernennen und zu entlassen. Die 
angefochtene Maassnahme stelle sich nach alledem als eine in der da- 
maligen kritischen Lage durch die Umstände gebotene politische Noth- 
wendigkeit dar. | 

Ausserdem habe aber das Verfahren auch, wie näher ausgeführt 
wird, dem Landesrechte entsprochen. 

Der Kläger hat die Streitsache nach vier Seiten hin erörtert: 

1. richtet er sich gegen die Annahme des Beklagten, dass die 
Dienstentsetzung unterEntziehung der Dienstemolumente so, wie geschehen 
ohne Urtel und Recht, nach Landesrecht, also abgesehen zunächst vom 
Kriegsrechte, hätte erfolgen dürfen; 

2. ergebe sich die Unhaltbarkeit der Auffassung seiner Amtsent- 
setzung als eines Actes der Kriegsführung aus der Form der Entlassung, 
aus ihrem Anlass und aus der Sachlage in Holstein zur Zeit ihrer Ver- 
hängung. Das Gelöbniss, wegen dessen Verweigerung die Entlassung 
ausgesprochen sei, habe der Beklagte nicht als provisorischer Gouverneur, 
was er erst am 19. Juni geworden, sondern bereits am 12. Juni als 
Oberpräsident, als Inhaber der Civilverwaltung gefordert, und dement- 
sprechend sei auch das Entlassungsdecret vom Beklagten als Oberpräsi- 
denten vollzogen worden. Als solcher habe er aber nur Acte der 
Civilverwaltung, nicht der Kriegsführung, zu vollziehen gehabt. Weiter 
hätten nicht nur »einige Beamte«s, wie eine am 18. Juni 1866 erschienene 
Bekanntmachung des Beklagten sich ausdrücke (Verordnungsblatt S. 7), 
sondern wohl die Mehrzahl das geforderte Gelöbniss wit der Clausel 
eingesandt, dasselbe sei von ihnen in der Voraussetzung unterzeichnet 
dass es sich lediglich auf den Gehorsam in der gewissenbaften Erfüllung 
der Amtspflichten beziehe und dadurch der definitiven Entscheidung über 
die Zukunft der Herzogthümer nicht vorgebeugt werden solle. Auch bei 
diesen Beamten sei also der Zweifel entstanden, ob nicht in der Ablegung 
des Gelöbnisses ein Huldigungseid gefunden werden könne; letztern 
hätten sie nicht leisten wollen, hätten aber geglaubt, ihr Gewissen durch 
den gemachten Vorbehalt salviren zu können und seien so im Amte 
geblieben. Von diesem Verhalten sei er, der Kläger, nur insofern ab- 
gewichen, als er sich nicht habe entschliessen können, das Gelöbniss in 
einer sein Gewissen bedrängenden Form zu leisten und nur eine Reser- 
vation beizufügen. In der Sache habe er ganz auf dem Standpuncte der 
anderen Beamten gestanden, die das Gelöbniss unter Vorbehalt abge- 
geben hätten, indem er sich erboten habe, eidesstattlich zu geloben, dass 
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‘er die Pflichten seines Amtes unter der damaligen Regierung treu und 
redlich erfüllen werde. Durch diese unwesentliche Abweichnng des Ver- 
haltens des Klägers und noch eines "zweiten Beamten des Obergerichts- 
rathes Jensen, von dem der übrigen 'hätten dem’ Beklagten die: mili- 
tärischen Positionen um so weniger bedroht erscheinen können, als der 


Kriegsschauplatz weit entfernt gewesen, das Schleswig-Holsteinsche Land 


ohne Waffen, und wenn auch in seinem: Rechtsgefühl tief bedrückt, doch 
dem Beklagten, als einem in den Herzogthümern geborenen Manne, als 
viel zu verständig bekannt gewesen sei, als dass er unter den obwaltenden 
Umständen an einen Aufstand hätte denken können, wie ja auch Preussen 
nie zugegeben habe, Schleswig-Holstein als ein feindliches Land betrachtet 
zu haben, Feindseligkeiten vielmehr nur mit Oesterreich und dessen Ver- 
bündeten vorgelegen hätten. Wenn Kläger als ein durch seine politischen 
Agitationen berüchtigter Mann bezeichnet sei, so könne diess nur auf 
unrichtiger Information beruhen. Namentlich habe Beklagter sehr wohl 
gewusst, dass Kläger zwar gleich Tausenden der besten Männer des 
Landes für dessen Recht als Staatsbürger und Abgeordneter zur Hol- 
steinschen Ständeversammlung eingetreten sei, dass er aber niemals zu 
Gewaltmaassregeln auch nur mit der leisesten Andeutung gerathen, dass 
er vielmehr Gehorsam gegen die bestehende Obrigkeit jeder Zeit ge- 
predigt und geübt habe. Nach alledem sei seine Amtsentsetzung kein 
Act, der durch die Kriegsverhältnisse geboten gewesen sei, sondern 
lediglich so zu erklären, dass der Beklagte seine Stellung als Inhaber 
der Civilverwaltung benutzt habe, um seinen politischen Gegner zu 
beseitigen, obwohl dessen Verhalten in der Gelöbnissfrage kein wesentlich 
‚anderes gewesen sei, als das vieler im Amte gelassener Beamten. Selbst 
die Mitglieder der von der Oesterreichischen Statthalterschaft eingesetzten 


Landesregierung seien zwar . entlassen, em. aber doch Pensionen 


erhalten. 

83. Aber selbst a ‚Act der Kriegsführung würde die- Entlassung 
dem Kriegs- und Völkerrechte nicht entsprechen. Nach. seiner Eingabe 
vom :16. Juni 1866 stehe’ fest, dass er,. der Kläger, nur deshalb erklärt 
habe, ‚das -Gelöbniss so, wie es gefordert, nicht abgeben zu können, weil 
er darin das Verlangen gefunden,. während des Provisoriums einen 
Huldigungseid zu leisten. Ein solches eidliches Huldigungsgelöbniss 
‚könne aber nach. staats- und völkerrechtlichen Grundsätzen erst dann 
gefordert: werden, wenn völkerrechtlich die neue Landesherrschaft con- 
stituirt :sei. 'Demgemäss ‚sei auch 1866 in Hannover .und Hessen ver- 
fahren.: Es sei also: gegen das Völkerrecht dem Kläger wegen seiner 
Remonstration ein Uebel zugefügt worden. Höchstens hätte es, ‚wenn 
man geglaubt, auf der Leistung des Gelöbnisses bestehen zu müssen und 
Kläger sich Belehrungen unzugänglich erwiesen hätte, gerechtfertigt 
erscheinen können, ihn vorläufig und bis zur Beendigung des Proviso- 
riums vom’ Amte zu suspendiren, nicht aber, Amt und Einkünfte ohne 
vorgängige Androhung zu entziehen. Nur das Nothwendige lasse: sich 
auch im Kriegszustande rechtfertigen. Ueber diese Gränze sei die. Amts- 
entsetzung jedenfalls hinausgegangen; sie .verstosse gegen den völker- 
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rechtlichen Grundsatz, dass beim Friedenschluss alle Privatansprüche 
unter den Angehörigen beider 'Theile, welche schon vor dem Kriege 
existirten, vorbehalten blieben. 

4. Für alle Fälle endlich stelle sich die Amtsentsetzung deshalb als 
eine Ueberschreitung der amtlichen Befugnisse des Beklagten dar, weil 


‚ der Vorgesetzte des Beklagten die Amtsentsetzung in dem Erlasse vom 


25. Juni 1866 nur für den Fall ohne Weiteres anheimgegeben habe, 
dass nicht gesetzliche Gründe eine Allerhöchste Entscheidung und dem- 
nach weitere Berichterstattung nothwendig machten. Nun habe es dem 


Beklagten nicht zweifelhaft sein können, wie damit habe gesagt werden 


sollen, er habe zu prüfen, ob nach Holsteinschem Regelrechte die 
Absetzung. ohne Weiteres zulässig sei, und, wenn diess zu bejahen, könne 
er den Kläger absetzen, sonst nicht. Dass der Minister-Präsident unter 
den »gesetzlichen Gründen« nicht etwa Bedenken nach Kriegs- und 
Völkerrecht gemeint habe, liege auf der Hand, denn das Vorhandensein 
solcher würde er selbst geprüft, die Prüfung aber nicht dem Beklagten 
überlassen haben. 

Da nun nach Landesrecht die Maassregel jedenfalls unzulässig ge- 
wesen sei, so habe der Beklagte durch die gleichwohl vorgenommene 
Entsetzung des Klägers gegen die Weisung seines Vorgesetzten verfahren, 
mithin seine amtlichen Befugnisse überschritten. Und hierin könne 
selbstverständlich nichts ändern, wie sich jetzt in diesem Processe der 
Ministerpräsident zu der Sache stelle. Von dem Beklagten sei eine 
Allerhöchste Ordre vom 27. Juli 1866 beigebracht, durch welche ihm 
»ausser den ihm durch die Ordre vom 19. Juni übertragenen ausser- 
ordentlichen Befugnissen« auch die Autorisation ertheilt worden sei, 
»Beamte zu ernennen und zu entlassene. Von einer Ratihabition früherer 
Amtsentsetzungen enthalte diese Ordre nichts, sie ergebe vielmehr un- 


| widerleglich, dass bis zu ihrem Erlass dem Beklagten nicht die Befugniss, 


Beamte abzusetzen, zugestanden habe. Uebrigens habe die Ordre offenbar 
auch die Befugniss zu Amtsentsetzungen lediglich nach Maassgabe des 
bestehenden Landesrechts übertragen. Die Behauptung, dass er, Kläger, 
sich an des Königs Majestät mit der Bitte um Wiedereinsetzung in sein 
Amt gewandt habe, aber abschlägig beschieden und so seine Amtsent- 
setzung genehmigt sei, entbehre jedes thatsächlichen Anhaltes, 

Sowohl das Königliche Landgericht als auch das Königliche Ober- 
landesgericht zu Kiel haben sich gutachtlich zur Sache geäussert, Beide 
halten den Conflict für formell zulässig, beide pflichten dem Kläger 
ferner darin bei, dass seine mit dem Verlust des Diensteinkommens 
verbundene Entlassung aus dem Amte nach dem zur Zeit derselben in 
Holstein geltend gewesenen Landesrecht nicht im Verwaltungswege, 
sondern nur durch Urtel und Recht habe erfolgen können. Im Uebrigen 
gehen die Gutachten auseinander. 

Das Königliche Landgericht erachtet die Annakine, dass die Amts- 
entlassung des Klägers nach Kriegs- und Völkerrecht zu beurtheilen sei, 
durch die Verhältnisse, in denen sich das Herzogthum Holstein zu Preussen 
im Juni 1866 befunden habe, für widerlegt. In Beziehung auf das 
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durch‘ den: Wiener Friedensvertrag‘ vom 80. October 1864 für! Ihre 


Majestäten: ‘den König. von Preussen "und den -Käiser von. Oestetreich 


begründete und zunächst gemeinsam ausgeiibte‘ Condominium ‘über: die 
Herzogthümer Schleswig und ‘Holstein 'sei‘'durch 'Art. I’ ‚der‘ Gästeiner 
Convention! vom-14. ‘August 1865 'die Aenderung' herbeigeführt, dass’ die 
Ausübüng'der gemeinsam 'erworbenen Rechte unbeschadet der Fortdauer 
dieser "Rechte iin''Betreff "Schleswigs auf‘ Sede''Majestät ‘den 'König: ‘von 
Preussen, in: Betreff: Holsteins'auf' Seine Mäjestät' den: Kaiser von Oester- 
reich: übergegangen: sei: Als’ hierauf‘ 1866 die Zerwürfnisse - Zwischen 
Preussen und :Oesterreich:ausgebrochen seien’, sei''Preussischerseits nach 
Entfernung ‘der Oestefreicher aus Holstein ' däs:-auf Grund des Gästeiner 
Vertrages von: Oesterreich: 'bösessene und: verwaltete'Herzögthum Hölstein 
in Besitz und Verwaltung‘ genommen: Diese Ereignisse und''Verhältnisse 
vermöchten : nicht ‘dem damals: bereits . der: K'rone ‘Preussen — ‘als Con- 
dominus — erworbenen 'Herzögthum selbst ‘dem :Staäte Preussen 'gegen- 
über 'den Charakter: kines‘-feindlichen‘ Landes oder :'eines "Theiles eines 
solchen: zu: geben. ‘So 'wenig' wie ‘Schleswig. habe ' sich‘ Holstein derzeit 
dem Staate'Preussen 'gegenüber. im Kriegszüstande befunden: Der Umstand 
allein, dass‘ Holstein Oesterreichischörseits besetzt und verwaltet gewesen 
- sei, könne die’ Stellung 'beider''Herzogthümer: zu’ einander nicht :zu einer 
verschiedenen 'machen. Die vom’ Oesterreichischen: Statthalter eingesetzte 
Holsteinsche ‚Landesregierung ‘könne sich nicht mit Preussen im Kriegs- 
zustande .'befünden .:haben,:'da- sie! nur eine. ganz gewöhnliche "höhere 
Verwaltungsbelörde gewesen: sei. ’ Sei sie nun’ auch''durch "die Procla- 
mation des Generals : Freiherrn: von'Manteuffel'vom 10. a 
unter Enthebunig ihrer .Mitglieder ‘von ‘ihren Functionen: aufgelöst; : 

sei es ‘doch 'ausgeschlossen., aus einem. solchen ieiner -gewöhnlichen : Ver- 
waltungsbehörde! gegenüber für erforderlich‘ erachteten 'vereinzelten ‘Act 
für: das 'Land und : dessen’ Bewohner‘ irgend: ‚welche rechtlichen’ Conse- 


quenzen- zu’ ziehen. und "einen' Kriegszustand. als "vorliegend. anzusehen. 


Soweit bekannt, sei auch' die'entgegengesetzte' Auffassung Preussischerseits 
bisher nicht vertreten.::So sei diess namentlich nicht in dem ’Jense'n’schen 
Rechtsstreite. geschehen. -.'Dass-sie' auch zur Zeit: der Besitznahme 'Hol- 
steins 'regierungsseitig :nicht 'geherrscht habe’;'dafür: spreche Alles}: was 
mit der ' Besitzergreifung. 'zusammenhänge. : In‘ 'der 'Proclamation ::des 
Generals von Manteuffel und ‘in: den weiteren sich daran 'schliessenden 
Erlassen und Verfügungen sei: stets nur-davon 'ausgegangen und ''daran 
festgehalten , dass: die. Königlich ‚Preussische Regierung: fortan auch 'in 
Holstein die oberste Regierungsgewalt übernehme. 'Offenbar'auf' demselben 


Standpuncte 'stehe :auch' das Rescript' des Ministeriums: der auswärtigen. 


Angelegenheiten vom 25: Juni 1866. .Wenn: darin in Beziehung 'auf'die 
Entlassung. des Klägers auf: gesetzliche; ‘eine Allerhöchste Entscheidung 
etwa nothwendig :machende Gründe’ hingewiesen werde; so sei damit die 
damalige a... = KOBiENch ll Regierung‘ bin. 
zechend gekennzeichnet. ER = az ss 
nad Tat = Köche Landgericht den Conflit für ‚nicht 
begrhidet. Ei a 
Zeitschrift f. Kirchenrecht. XIX. (B: F. IV.) 8. 91 
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Das Königliche Oberlandesgericht hat in einem Berichte vom 
19. Januar d. J. votirt, wie es zwar richtig sei, dass. zur Zeit, als der 
Beklagte von Seiner Majestät dem Könige von Preussen den Posten 
eines Oberpräsidenten erhalten habe, gegen das Land Holstein kein 
Krieg geführt sei; nichts ‚deptoweniger sei es wahr, dass sich dasselbe 
damals im Kriegszustande Mefunden habe, indem Seine Majestät dem 
Condominus gegen dessen Willen mit militärischer Macht seine Condo- 
minatrechte entzogen und s& Holstein militärisch ocoupirt habe. Daraus 
folge, dass Seiner Majestät die Gewalten zugestanden hätten, welche 
nach Kriegs- und Völkerrecht dem ein Land in Besitz nehmenden Theile 
nicht versagt werden könnten; ferner, dass Seine Majestät nicht nur die 
Gewalt, sondern auch nach Maassgabe des Kriegs- und Völkerrechts das 
Recht gehabt hätte, widerstrebende Beamte zu entlassen und dass der 
Beklagte sich mithin auf Königlichen Befehl wirksam berufen könne. 
Es frage sich somit nur, ob Beklagter die Vollmachten, die ihm von 
Seiner Majestät ertheilt seien, überschritten habe? Diess sei mit Rücksicht 
auf die demselben durch die Allerhöchste Cabinets-Ordre vom 19. Juni 1866 
verliehenen Vollmachten zur Ausübung landesherrlicher Befugnisse zu 
verneinen. Wenn der Kläger und das Königliche Landgericht in der in 
dem Ministerialerlasse vom 25. Juni 1866 enthaltenen Hinweisung des 
Beklagten auf gesetzliche Gründe, welche eine höchste Entschliessung 
etwa nothwendig machten, gerade die Verweisung auf das bestehende 
Landesrecht fänden , so sei dem nicht beizupflichten. Wäre damit das 
Landesrecht gemeint gewesen, so habe dem Beklagten überhaupt nicht 
anheimgestellt werden können, den Kläger zu entlassen, denn. nach 
Landesrecht habe das der Landesherr selbst nicht ohne Urtel und Recht 
gekonnt und sei es nicht anzunehmen, dass diess dem Minister bei der 
Bedeutung, welche diese Frage in der Geschichte Schleswig-Holsteins 
und am Bundestage gewonnen gehabt, unbekannt gewesen sei. Unter 
den gesetzliehen Gründen, auf welche hingewiesen worden, könnten daher 
nur etwaige besondere positive Gesetze verstanden gewesen sein, welche 
hinsichtlich der Form der Entlassung die besondere Königliche Ent- 
scheidung nöthig machen würden und es könne daher in jenem Erlasse 
nur die Ermächtigung gefunden werden, die Frage der Entlassung des 
Klägers gerade so, wie geschehen, zu erledigen. Auch in der Aller- 
höchsten Cabinets-Ordre vom 27. Juli 1866 sei nur die formelle Be- 
stätigung der Vollmachten zu finden, welche dem Beklagten schon-vorher 
ertheilt seien, eine Genehmigung dahin, dass Beklagter seine Vollmachten 
richtig aufgefasst habe. In gleicher Weise könne auch daran nicht 
gezweifelt werden, dass die Handlung des Beklagten durch das spätere 
Verhalten der Preussischen Regierung ratihabirt sei. Denn wenn es auch 
nicht richtig sei, dass eine vom Kläger eingereichte Beschwerde Aller- 
höchsten Ortes abschlägig beschieden worden, so könne doch die Ent- 
lassung des Klägers Seiner Majestät nicht unbekannt geblieben sein, 
und es weise die Thatsache, dass die Entlassung nicht rückgängig . 
gemacht sei, unwiderleglich darauf hin, dass sie Allerhöchst genehmigt 
sei. Eine nachträgliche Genehmigung ersetze aber den Auftrag. Jedenfalls 
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lasse die nachträgliche: Genehmiguug darüber keinen Zweifel, dass .der 
Beklagte ‚seine. V’ollmacht. richtig. aufgefasst :und dem Willen des hohen 
Auftraggebers gemäss. gehandelt: habe. Der Beklagte habe sich also einer 
Veberschreitung seiner Amtsbefugnisse :nicht schuldig gemacht. 

‘Von Seiten.:des Königlichen: Ministers 'der auswärtigen .. Atigelegen. 
heiten: ist der erhobene Conflict.noch näher in: einem Schriftsatze vom 
24.:Mai 1882 begründet worden, welcher dem unterzeichneten Gerichts- 
hofe. direct zugegangen ‚und:nebst seinen Anlagen. den Parteien vor der 
mündlichen! Verhandlung der Sache..abschriftlich zugefertigt ist. In 
demselben ‘wird, zunächst: daran. erinnert; .:dass der; Preussische : Gou- 
verneur.. des Herzogthums Schleswig dem : Oesterreichischen : Statthalter 
von.Holstein..am 6.:Juni 1866 anzeigte,; er.werde, :was demnächst. geschah, 
am folgenden Tage in 'Holstein einrücken,. worauf Letzterer: in einer 
Proclamätion ‘vom: 11. Juni erklärte, ' dass .er der .Gewalt ‚weiche... Mit 
Rücksicht. auf diesen. Vorgang, 'sowie auf die den ‚Ausbruch des.Krieges 
zwischen: Preussen und ‚Oesterreich: begleitenden. historischen Thatsachen 
wird sodann. ausgeführt, wie es nach’ der-Doetrin des Völkerrechts keinem 
Zweifel unterliegen könne, dass sich Preussen :am: 28, Juni 1866, dem 
Tage der Amtsenthebung des: Klägers und’ zwar bereits seit dem 6.:Junj, 
mit Oesterreich und. mit: dem auf Grund des. Gästeiner Vertrages von 
Oesterreich 'verwälteten und militärisch: besetzten. .Herzogthume ‚Holstein 
im Kriegszustande befunden habe... Für.das Herzogtthum: Holstein ergebe 
sich diess, obwohl es daselbst niemals zu .offenen Feindseligkeiten ge- 
kommen ;sei, daraus, dass die .auf.Grund des Wiener Vertrages von: 1864 
.Ossterreich. in Gemeinschaft mit Preussen in Bezug auf das-Herzogthum 
: Holstein zustehende Hoheitsgewalt und das ‘durch den Gasteiner Vertrag 
von 1865. Oesterreich in Bezug: auf ‘dieses Herzogthum: eingeräumte 
alleinige: Besetzungs- und Verwaltungsrecht ' durch: den Generallieutenant 
Freiberrn von Manteuffel militärisch in: Besitz genommen seien. ' 

„Weiter sei schon: die Abforderung des Treugelöbnisses von den 
Geistlichen und. Civilbeamten ‘des: Herzogthums: Holstein eine Kriegs- 
maassregel gewesen.: Daran 'könne der Umstand nichts ändern, dass diese 
Anordnung von dem Beklagten als Chef der Civilverwaltung. des Herzog- 
thums Holstein ausgegangen: sei, da 'sie: unter der. Autorität des. Gou- 
verneurs und kraft der dem Letzteren in Folge der kriegerischen Ocecu- 
pation des Landes beiwohnenden Befugnisse geschehen sei. 'Dass jedenfalls 
die Amtsenthebung des Klägers 'eine Kriegsmaassregel ‚gewesen,: ergebe 
sich unzweifelhaft daraus, das keiner der übrigeri Benmten;' welche der‘ 
Ableistung des Treugelöbnisses Vorbehalte ‚hinzugefügt hätten, seines 
Amtes entlassen, diese Maassregel vielmehr' nur gegen den Kläger :und 
den Obergerichtsrath. Jensen verhängt :sei, weil: beide Beamte : vorher 
in hervörragender Weise gegen Preussen und. zu Gunsten des: Herzogs 
von Augustenburg: agitatorisch thätig gewesen seien. Lediglich :so sei 
auch die Maassregel vom Beklagten 'in dessen Bericht vom 20. Juni.1866 
begründet .worden. Die Amtsenthebung Beider: habe also. offensichtlich 
den Zweck gehabt, ihnen.. vermittelst .der- Entziehung des im Amte 
liegenden ‘ökonomischen. und socialen Rückhaltes die Möglichkeit zu 
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nehmen, durch ihre gegen die thatsächliche Herrschaft Preussens in 
Holstein sich richtende Agitation dieser Herrschaft irgendwie gefährlich 
zu werden. Es sei die Gefahr nicht ausgeschlossen gewesen, dass die 
Bewohner des Herzogthums, welches von dem grössten Theile der auf 
dem südlichen. Kriegsschauplatze benöthigten Preussischen Truppen ver- 
lassen gewesen, durch derartige Agitationen sich zu Feindseligkeiten 
gegen die Preussische Verwaltung behufs Verwirklichung der gedachten 
Ansprüche namentlich daun verleiten lassen könnten, wenn anderwärts 
die Lage der Dinge etwa eine ungünstige Wendung für Preussen ge- 
nommen hätte. Endlich wird ausgeführt, dass die völkerrechtliche Zu- 
lässigkeit der in Rede stehenden Maassregel im Kriegszustande unbe- 
streitbar, insbesondere auch der Einwand, dass eventuell nur die Amts- 
suspension habe verhängt werden dürfen, hinfällig sei, sowie dass die 
in dem Ministerial-Erlasse vom 25. Juni 1866 entlıaltene Einschränkung 
lediglich den Zweck gehabt habe, der beabsichtigten Maassnahme everttuell 
diejenige Form zu geben, welche etwa dazu nöthig sein sollte; dadurch 
aber der Charakter der Maassregel als eines Actes der Kriegsführung 
nicht berührt worden sei. 

Im Termine zur mündlichen Verhandlung der Sache wurden sowohl 
von Seiten des Commissarius des Herrn Ministers der auswärtigen An- 
gelegenheiten, als auch des klägerischen Mandatars die An- und Aus- 
führungen ihrer Vollmachtgeber aufrecht erhalten. 

Es war, wie geschehen, zu erkennen. 

Das Gesetz, betreffend die Conflicte etc. vom 13. Febr. 1854 (Gesetz- 
sammlung: Seite 86) ist in der Provinz Schleswig-Holstein erst durch 


_ die Allerhöchste Verordnung vom 16. September 1867 (Gesetzzammlung 


Seite 1515 ff.) eingeführt worden, während die Amtshandlung, aus 
welcher der klägerische Anspruch hergeleitet wird, sich am 28. Juni 1866 
vollzogen. — In dem Beschluss, durch welchen der Conflict erhoben ist, 
wird ausgeführt, dass das Gesetz auch Anwendung auf Amtshandlungen 
finde, welche vor dem Inkrafttreten desselben vorgenommen seien. Sowohl 
das Königliche Landgericht als auch das Königliche Oberlandesgericht 
zu Kiel pflichten dem in ihren Gutachten bei, indem hervorgehoben 
wird, dass die Bestimmungen des Gesetzes vom 13, Februar 1854 lediglich 
das Rechtsverfahren beträfen, nicht aber das materielle Recht berührten. 
Dieselbe Rechtsauffassung hat auch der ehemalige Gerichtshof zur 
Entscheidung der Competenzconflicte in seiner Judicatur vertreten. Der 
derselben zum Grunde liegende Rechtssatz, dass neue Process vorschriften 
auf alle erst nach ihrem Erlass anhängig werdenden Rechtsstreitigkeiten 
ohne Rücksicht auf das Alter des streitigen Rechts anwendbar sind, ist 
unzweifelhaft. Zweifelhafter mag es erscheinen, ob das Gesetz vom 
13. Februar 1854, indem dasselbe dem Klagerecht der Partei ein selbst- 
ständiges Recht der dem Beklagten vorgesetzten Behörde auf Conflicts- 
erhebung entgegenstellte und dabei die Begründung des Conflictes 
— was jetzt allerdings nicht mehr zu Recht besteht — auch dahin 
zuliess, dass dem Beamten keine zur gerichtlichen Verfolgung geeignete 
Ueberschreitung seiner Amtsbefugnisse zur Last falle, nicht neben un- 
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zweifelhaft rein processualischen Vorschriften in der Hauptsache auch 
. materielle Rechtsbestimmungen enthält. Auch hiervon ausgehend, 


gelangt man doch zu jenem Resultat der Zulässigkeit des Conflictes, da 
das ‚Gesetz vom: 13. Februar. 1854 für den dem öffentlichen Rechte an- 
gehörigen Conflict nicht zwischen früheren und späteren Amtshandlungen 
und den :aus: denselben hergeleiteten Rechtsansprüchen "unterscheidet, 
vielmehr den Cenfliet. positiv. für ‚alle zur Zeit des. Inkrafttretens des 
Gesetzes noch nicht: rechtskräftig. entschiedenen Civil- und Strafprocesse 
ohne Unterscheidung des ‚Alters der ihren: Gegenstand "bildenden Amts- 
handlungen. einführt. ($; l.:des Gesetzes. vom 13.:Februar '1854, 8. 2 des 
Gesetzes über das Verfahren bei Competenz-Conflicten ete. vom 8. April 1847; 
Gesetzsammlung Seite 170)..—: Weiter ist hiermit allerdings noch 'keines- 
wegs die Frage beantwortet, ob ‚das Gesetz vom 13. Februar 1854 auch 


auf andere: Amtshandlungen Anwendung finden könne als: auf solche; 


welche von-Preussischen Staatsbeamten in dieser. ihrer Eigenschaft aus- 
gegangen sind, insbesondere also in Folge seiner Einführung iin.Schleswig- 
Holstein auch auf solche, welche. von Herzoglich Holsteinschen: Landes- 
beamten: vor der Einverleibung des Herzogthums in. den. Preussischen 
Staat: vollzogen: wurden.: Es ‚bedarf jedoch der Erörterung‘ dieser Fragen 
nicht, wenn sich demnächst ergiebt;,‘. dass. der Beklagte ‚die. Dienstent- 
lassung des Klägers als stellvertretender Königlich Preussischer Gouverneur 


' über die Herzogthümer: aussprach. und als solcher.: unzweifelhaft 'zu : den 


Preussischen' Beamten: im Sinne des 8. 1.a.'a.-O. gehörte.:. Diese Momente 


können nur im Zusaämmenhange mit: der uU Den u des SR | 


flietes erörtert werden. 

Der erhobene Conflict. wird lediglich auf die ipkigen gestützt, 
dass sich. Preussen am Tage. der Enthebung. des Klägers vom :Amte, 
dem 28. Juni :1866, und zwar bereits: seit dem 6. desselben Monats, mit 
Oesterreich und dem auf Grund des Gasteiner Vertrages von Oesterreich 
verwalteten und militärisch: besetzten Herzogthume Holstein im Kriegs- 
zustande befunden ‚habe, dass die-Amtsenthebung des Klägers als Kriegs- 


maassregel verhängt’und als solche weder nach Holsteinischem noch nach 


Preussischem Landesrecht, sondern lediglich nach Kriegs- und Völkerrecht 
zu beurtheilen und . nach mem: letzteren zulässig und ErelHEngt 
gewesen sei. 

Der Kläger hat diese Behsunlansen hestitken, namentlich zunächt 
die, dass sich Preussen mit Holstein im Kriegszustande befunden habe. 
Hierin‘ tritt ihm ‚das Königliche. Landgericht bei. Die so zur Ent- 
scheidung gestellte Frage ist. auch sonst verschieden ‚beurtheilt worden. 
Es mag-in dieser Hinsicht nur.auf die ‚Verhandlungen des Hauses der 


' Abgeordneten ‚über die Regierungs - Vorlage. ‘wegen. Vereinigung der 


Herzogthümer' Schleswig und Holstein mit der. Preussischen Monarchie 


am 20. Dezember 1866, insbesondere auf die Reden des damaligen. Ab- 


geordneten. Twesten und des. Königlichen Minister-Präsidenten, hinge 
wiesen werden. -(Stenographische Berichte Seite. 1300 ff.) . | 

Für die: DESTDE\ der a kommen Sr Thatsachen 
in Betracht: | 
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‚Im Artikel 8 des am 30. October 1864 zu Wien abgeschlossenen 
Friedensvertrages entsagte der König von Dänemark allen seinen Rechten 
auf die Herzugthümer Schleswig und Holstem zu Gunsten des Königs 
von Preussen und des Kaisers von Oesterreich. — Artikel 1 der Gasteiner 
Convention vom 14. August 1865 bestimmte: »Die Ausübung der von 
den höhen vertragschliessenden Theilen durch den Artikel IH des Wiener 
Friedenstractates vom 30. October 1864 gemeinsam erworbenen Rechte wird 
unbeschadet der Fortdauer dieser Rechte beider Mächte an der Gesammt- 
heit beider Herzogthümer in Bezug auf das: Herzogthum Schleswig auf 
Seine Majestät den König von Preussen, in Bezug auf das Herzogthum 
Holstein auf Seine Majestät den Kaiser von Oesterreich übergehen. 
Demgemäss übernahm ein Kaiserlich Oesterreichischer Statthalter im 
September 1865 die alleinige Leitung der Civil- und Militärverwaltung 
des Herzogthuüms Holstein und richtete nach Aufhebung der gemein- 
samen Landesregierung für die Herzogthümer Schleswig und Holstein 
eine solche Landesregierung allein für das Herzogthum Holstein ein. 
(Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein und Lauenburg 1865, 57. Stück 
und Verordnungsblatt für das Herzogthum Holstein 1865, 1. Stück.) 

Die so Oesterreich überlassene alleinige Verwaltung des Herzog- 
thums Holstein gab dieser Macht die Möglichkeit, die von Preussen nicht 
anerkannten Ansprüche des Herzogs von Augustenburg auf die Krone 
der Elbherzogthümer thatsächlich zu unterstützen. Mit dieser Tendenz 
erfolgte am 5. Juni 1866 Seitens des Oesterreichischen Statthalters die 
Einberufung der Ständeversammlung für das Herzogthum Holstein nach 
Itzehoe zum 11. desselben Monats. (Verordnungsblatt vom 5. Juni, 
Seite 358.) Preussen erachtete hierdurch die ihm nach dem Wiener 
Frieden zustehenden Souveränitätsrechte am Herzogthum Holstein für 
verletzt, und liess am 7. Juni seine Truppen über die Eider m das 
Herzogtkum Holstein einrücken, um 'von diesem Besitz zu nehmen. 

Der Oesterreichische Statthalter erhob hiergegen Protest und ver- 
legte den Sitz der Statthalterschaft und der Landesregierung von Kiel 
nach Altona. Durch die Entfernung des Kaiserlichen Commissarius, 
welcher am 11. Juni die Ständeversammlung eröffnen sollte, von Itzehoe 
wurde der Zusammentritt der Versammlung verhindert. Von den vor- 
rückenden Preussischen Truppen gedrängt, räumte der Oesterreichische 
Statthalter mit den Kaiserlichen Truppen in der Nacht vom 11. zum 
12. Juni das Land. Schon awi 10. Juni hatte der Preussische Gouverneur 
von Schleswig ptoclamirt, dass er die oberste Regierungsgewalt auch 
im Herzogthum Holstein in die Hand nehme, hatte sämmtliche politische 
Vereine im Lande geschlossen und die vom Oesterreichischen Statthalter 
eingesetzte Holsteinsche Landesregierung aufgelöst. (Proclamation vom 
10. Juni, Verordnungsblatt für das Herzogthum Holstein, Nr. 1, 
Seite 1 und 2). Am 16. Juni erklärten die Preussischen Gesandten in 
Folge des gegen Preussen gerichteten Bundesbeschlusses vom 14. Juni 
an Sachsen, Hannover und Kurhessen den Krieg, der an demselben Tage 
auch thatsächlich eröffnet wurde. Am 18. Juni capitulirte der mit 
reichem Kriegsmaterial versehene Waffenplatz Stade Am 17. Juni 
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proclamirte der Kaiser von, Oesterreich seinen’ Völkern den Krieg gegen 


Preussen, Tags darauf Seine Majestät der König von Preussen den Aus- 
bruch des. Krieges zwischen Oesterreich und Preussen. Schon seit dem 


16. Juni war das mit Oesterreich verbündete Sachsen Preussischerseits 


ans Krieg überzogen. 

Fragt es sich nun, welche völkerrechtliche Stellung das Herzogthum 
Holstein in dem so ausgebrochenen Kriege einnahm, so ist diese Frage 
weder in dem Schriftsatze des Klägers, noch in dem, Votum des König- 
lichen Landgerichtes positiv beantwortet wörden. Der Kläger beschränkt 
sich auf die Ausführung, dass der 'Kriegsschauplatz weit entfernt 
gewesen, das Schleswig-Holsteinische Volk ohne Waffen und wenn auch 
in seinem: ‚Rechtsgefühl tief bedrückt, doch viel zu "verständig gewesen 
sei, als dass an einen Aufstand hätte gedacht werden können. Habe 
doch auch Preussen nie zugegeben, Schleswig-Holstein als ein feindliches 
Land betrachtet zu haben. .Das Königliche Landgericht betont, dass 
die Ereignisse und Verhältnisse, unter denen Preussen nach dem’ Gasteiner 
Vertrage das Herzogthum Holstein in Besitz und Verwaltung genommen, 
dem damals’ der Krone Preussen als condominus bereits erworbenen 
Herzogthum Holstein selbst dem Staate Preussen ‚gegenüber nicht den 
Charakter eines feindlichen Ländes oder eines Theiles eines sölchen zu 


. geben vermocht hätten, diess so ‘wenig, wie dem Herzogthum Schleswig. 


Aus der gewaltsamen Entfernung der Landesregierung, einer gewöhnlichen 
Verwaltungsbehörde, könnten für das Land und dessen Bewohner irgend 


. welche rechtlichen Consequenzen nicht‘ gezogen werden. Im Termine zur 


mündlichen Verhandlung der Sache endlich ‘wurde vom  klägerischen 
Mandatar die Stellang des Herzogthums während jenen, Krieges > die 
der Neutralität gekennzeichnet. Zu 

Diesen Ausführungen gegenüber muss vor ‘Allem betont werden, 
dass nicht. die einzelnen Menschen, auch nicht die Unterthanen: eines 
Staates zusammen, sondern die Staaten selbst und zwar die mit einer 
organisirten ausschliesslichen und unabhängigen Gewalt versehenen, die 
souveränen Staaten, die unmittelbaren Subjecte der nach Völkerrecht 
sich regelnden Rechtsverhältnisse sind: ‘Nur mittelbar und objectiv 
werden - auch Rechte der einzelnen’ Unterthanen zum Gegenstande, des 
internationalen Rechts. Diess vorausgeschickt muss nun’ zunächst die 
Rechtsauffassung, dass das Herzogthum Holstein während. des Preussisch- 
Oesterreichischen Krieges völkerrechtlich ein neutraler Staat oder Theil 
eines solchen gewesen sei, als völlig unzutreffend bezeichnet werden. 
Dass Holstein sich nicht in dieser völkerrechtlichen lage befand, erhellt 
allerdings nicht schon’ ohne Weiteres daraus, dass die feindlichen Sou- 
veräne das Condominat über Holstein besassen. Es ist völkerrechtlich 
keineswegs ausgeschlossen, dass bei einer rein persönlichen Union mehrerer 
Staaten unter einem gemeinschaftlichen Oberhaupte ohne Realverband 
der eine Staat Krieg führt, während der andere seine Neutralität bewahrt. 
(Bluntschli, das moderne Völkerrecht, dritte Auflage, '$. 754, Seite 419; 
Heffter, das Europäische Völkerrecht, $. 145, Seite 305 ff.) Allein bei 
dem Condominatsverhältniss der, kriegführenden Parteien zu dem Herzog- 
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thum Holstein hätte es zum Zweck der Neutralisirung des Letzteren — sei 
es einer vollkommenen oder einer unvollständigen — einer Verständigung 
zwischen denselben über die Neutralität des Herzogihums bedurft, die 
unzweifelhaft nicht stattgefunden hat. Statt dessen verdrängte Preussen 
den Condominus gewaltsam aus dem Besitz des Landes und hielt die 
Occupation des letzteren während des Feldzuges aufrecht, um dieses als 
Preis. des Kampfes dauernd zu erwerben. Mit diesem Vorgehen fielen 
wie alle Voraussetzungen der völkerrechtlichen Neutralität so die mit 
derselben verbundenen Rechte. Es konnte für das Herzogthym Holstein 
als Staat unter den obwaltenden Umständen sc wenig von der Nicht- 


‘ duldung unmittelbarer feindlicher Handlungen der. kriegführenden 


Parteien auf seinem Gebiete die Rede sein wie von der Unterlassung 
jeder positiven Begünstigung eines der kriegführenden Theile. Und 
ebensowenig umgekehrt von dem Rechte auf Unverletzbarkeit des neu- 
tralen Gebietes und auf die ungestörte Ausübung aller Hoheitsrechte 
im Innern desselben. Es fehlte die nothwendigste Voraussetzung. aller 
dieser Rechtsverhältnisse, die von den kriegführenden Mächten anerkannte 
völkerrechtliche Selbstständigkeit des Herzogthums als Staat. 

Es ist ferner nicht bestritten, dass keine Vereinigung des Herzog- 
thums ‚mit Preussen zum Kriege gegen Oesterreich stattgefunden hat. 
Weder konnte von einem Bündnisse Holsteins mit Preussen bei dem 
Condominat des Kaisers von Oesterreich über jenes Land die Rede sein, 
noch auch hat Preussen die Gewalt, welche von ihm beim Beginne .des 
Krieges thatsächlich in Holstein erlangt wurde, zu Kriegszwecken gegen 
Oesterreich anders benutzt, als es völkerrechtlich in jedem occupirten 
Lande zulässig ist. Auch das wird schwerlich in Zweifel gezogen 
werden können, dass, falls es gelungen wäre, feindlicherseits das 
Kriegstheater bis auf Holsteinisches Terrain auszudehnen oder den Krieg 
an der Gränze mit Hülfe der in Stade aufgespeicherten Kriegsvorräthe 
zu organisiren (vergl. die vorgedachte Rede des Minister-Präsidenten am 
20. December 1866), Holsteiner, welche gegen Preussen und für den von 
ihnen als rechtmässig erkannten Landesherrn an dem Kriege in ge- 
ordneter Weise Theil genommen hätten, Preussischerseits nicht als eine 
Masse von Staatsverbrechern,, sondern als eine Beau Kriegspartei 
anerkannt sein würden. 

Unzutreffend endlich würde aber auch die Schinefolgerung sein, 
dass; da Holstein als Staat mit Oesterreich so wenig: wie mit Preussen 
ein Bündniss habe schliessen können, noch selbstständig activ Krieg 
geführt habe, das Herzogthum sich auch nicht im Kriegszustande mit 


Preussen befunden habe. Entscheidend ist vielmehr diess, dass die 


Herzogthümer Schleswig und Holstein durch den Ausbruch der Feind- 
seligkeiten zwischen ihren Condominis ihre völkerrechtliche Selbst- 
ständigkeit gegenüber den kriegführenden Mächten verloren, und: ihre 
völkerrechtliche Stellung wäbrend des Krieges daher nicht mehr durch 
die Entschliessung des souveränen Staates Schleswig-Holstein, insbesondere 
nicht dadurch bestimmt wurde, dass derselbe weder gegen Preussen noch 
gegen Oesterreich activ als Bundesgenosse Theil nahm, sondern lediglich 
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durch die: Entschliessungen und Handlungen der kriegführenden Mächte 
gegen;einander. Als daher Preussen das Herzogthum Holstein von-seinem 
‘Gegnex'gewaltsam in Besitz nahm. und. während- des. Krieges, der. damit 
begann. oder. doch unmittelbar. dadurch ‚mit veranlasst wurde, ‚gewaltsam 
besetzt: hielt, wurde. hierdurch das Herzogthüm mit seiner. Bevölkerung 


gleich: jedem anderen: occeupirten feindlichen Landestheile in einen passiven 


' Kriegszustand :gegen. Preussen: mit allen: sich daraus; um völker- 
rechtlichen Folgen versetzt. ä 

‚Es kann: gewiss ‚nicht verkannt EN dia. die friedliche Haltung 
der Bevölkerung der Herzogthümer, das rechtlich bestehende Condominat 
und: die Absicht der dauernden Besitzergreifung nach völkerrechtlichen 
und: nach 'politischeri Gesichtspuncten jene Folgen des’ ‚passiven Kriegs- 
zustandes nothwendig beschränken : mussten. - So.:würde schwerlich‘ bei 


dem .thatsächlichen, Verlaufe des ‘Krieges Preussischerseits das Seebeute- 


recht auf .Holsteinische Schiffe geltend ‚gemacht sein, auch wenn nicht, 
wie es geschehen, zwischen: den kriegführenden Mächten. auf Prisen von 
Handelsschiffen verzichtet ‚worden. wäre. ..Es ist: ferner. nicht zweifelhaft, 
dass namentlich das: Condominatsverhältniss die. Rechtsverhältnisse der 
feindlichen: Occupation ‚mit: denen. der’. verfassungsmässigen Verwaltung 
im ’eigenen: Lande vermengen: konnte, und,:wie auch :der vorliegende 
Streitfall ersehen: lässt, mannichfaltig. vermengt hät. Bei alle dem .aber 
muss; anerkannt: werden, dass’ Preussen völkerrechtlich befugt :war, 
während jenes Krieges. in Holstein ebenso wie:in'den sonst. in Besitz 
genommenen. feindlichen Landestheilen von. der Kriegsgewalt nach dem 
Maässstabe der militärischen Nothwendigkeit Gebrauch: zu machen, eine 
Gewalt, von deren’ Uebung' selbst das :eigene Land: der kriegführenden 
Macht nicht nn Be ist. Verst. Bluntschlia.a. 0. 
$. 546, Seite 308.). Ä 
‚Dass die.am 98. J uni 1866. res een des, Klägers 
in:.die Zeit. nach. dem. Beginn .. des !'Krieges mit. Oesterreich fällt, : ist 
unzweifelhaft, mag man den Anfangstermin. mit dem Conflictsbeschlusse 
auf den Tag der :Eröffnung der, bevorstehenden Occupation -Holsteins an 
Oesterreich setzen, wogegen sich allerdings’ einwenden lässt, ‚dass dieser 
Occupation noch nicht sofort Widerstand entgegen gesetzt wurde, (Heffter 


2.2. 0. 8.111, Note 5, Seite 235; ‚Bluntschlia.a. 0. '$ 528, Seite 295) 


oder aber auf den Tag: der ‚Proclamation: des Kaisers .von :Oesterreich, 
den. 17. Juni Ge 2..2.:0. E23 2 Ei: 249; Bluntschli a 
S- 522, Seite.293). - 

, Es ist ..ferner- nicht, bestreitbar, dass: die Bikfenohe der: öffentlichen 


Beamten eines occupirten Landes aus ihren Aemtern durch die. Kriees- 


gewalt eine völkerrechtlich zulässige Maassregel ist. Das: hier allein 
Entscheidende ist die Nothwendigkeit im Interesse der , zweckmässigen 
Kriegsführung (vergl: Klueber, Europäisches - ‚Völkerrecht, $. 246, 
Seite 290; Heffter.a. a. O. $. 126, II. Seite 266; Vattel,.le droit 
des gens Liv. III. Cap. VIIL-$. 146, Band II, Seite 178 ; insbesondere 
Bluntschli a. a ©. $. 551; Seite 310; auch Art. 3 und 4 des 


Brüsseler Projet.d’une declaration internationale, concernant- les . lois et. 
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coutumes de la guerre vom 27. August 1874, abgedruckt bei Bluntschli 
Seite 511 ff., und aus der Praxis das Publicandum des obersten Ver- 
waltungs-Departements d. d. Leipzig, den 23. October 1813, die Ein- 
setzung dieses Departements und des General-Gouvernears betreffend, 
abgedruckt in der Sammlung der für die Rheinprovinz ergangenen 
Gesetze etc. von Lottner, Band I, Seite 5). Wenn nun nach alle dem 
rechtlich sehr wohl die Möglichkeit vorlag, gegen den Kläger so, wie 
geschehen ist, zu verfahren, so fragt es sich weiter, ob gleichwohl der 
klägerische Vorwurf, dass der Beklagte seine amtlichen Balugnien über- 
schritten habe, begründet ist. 

Zunächst bestreitet der Kläger den Charakter der gegen ihn ver- 
hängten Maassnahme als einer nach Kriegs- und Völkerrecht zu beur- 
theilenden, da der Beklagte das Gelöbniss des Gehorsams als Ober- 
präsident, als Inhaber der Civilverwaltung, erfordert, und in gleicher 
Eigenschaft die Dienstenthebung vollzogen habe. Dieser Einwand ist 
weder überall thatsächlich begründet, noch ist die aus den Thatsachen 
gezogene Folgerung rechtlich zulässig. Es genügt, auf die oben ange- 
deuteten thatsächlichen Verhältnisse, unter denen das Gelöbniss des 
Gehorsams am 11. Juni 1866 gefordert wurde, sowie auf die vorgeschriebene 
Fassung des Gelöbnisses hinzuweisen, welches als Anlass bezeichnet, dass 
Seine Majestät der König von Preussen die oberste Begierungsgewalt 
im Herzogthum Holstein durch einen Gouverneur habe in die Hand 
nehmen lassen, um klar zu stellen, dass es sich hier nicht um einen 
Verwaltungsact nach der Landesverfassung, sondern um den Ausfluss 
einer völkerrechtlichen Zwangsmaassregel im Zustande des Unfriedens : 
handelte. Hiergegen ist es bedeutungslos, dass die Forderung des Ge- 
löbnisses von dem Beklagten als Oberpräsidenten ausging, da derselbe 
als solcher auch unter der Autorität des Gouverneurs die im Interesse 
der Sicherung der Occupation erforderlichen nach Völkerrecht und nicht 
nach dem inneren Landesstaatsrecht zu beurtheilenden Maassnahmen 
auszufühern hatte. Und selbst wenn dem nicht so wäre, so ist doch 
das hier allein Entscheidende nicht sowohl die rechtliche Beurtheilung 
der Maassregel, welche zur Amtsentsetzung führte, als vielmehr die der 


_ letzteren selbst. Diese wurde von dem Beklagten am 28. Juni inmitten 


des begonnenen Krieges vollzogen, nachdem demselben durch ‚Allerhöchste 
von dem Minister der auswärtigen Angelegenheiten contrasignirte und 
publicirte Cabinets-Ordre vom 19. Juni die von dem General von 


'Manteuffel bis dahin geübte Function eines Gouverneurs übertragen 


und die zur Ausübung landesherrlicher Functionen dem Gouverneur von 
Schleswig verliehen gewesene Vollmacht unter Ausdehnung derselben auf 
das Herzogthum Holstein ertheilt worden war. Dem gegenüber ist es 
nicht maassgebend, dass der Beklagte bei der Vollziehung des Entlassungs- 
decretes seinem Namen den Amtscharakter »Oberpräsident für Schleswig- 
Holstein«e beifügte. Soweit die Fassung des Decretes überhaupt in 
Betracht kommt, spricht der Zusatz »auf Seiner Majestät Allergnädigsten 
Befehl« dafür, dass der Beklagte sich dessen bewusst war, in der Aus- 
übung der ihm als Gouverneur zustehenden landesherrlichen Befugnisse 
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zu handeln. Durchschlagend ist jedenfalls diess, dass dem Beklagten 
am 28. Juni die Gewalt des Gouverneurs bis zur Ausübung landesherr- 
licher Functionen übertragen war, dass ihm als solchem auf dem Gebiete 
der Landesverwaltung die Sicherung des thatsächlich im Lande geübten 
Regiments und der militärischen Stellung der Besatzung oblag, und 
dass ihm zu diesem Zwecke insbesondere die Amtsentsetzung - des 
Klägers zustand. 

Letzteres ist bestritten, jedoch zu Unrecht. Für die Machtvoll- 
kommenheit der für die Verwaltung im Kriege occupirter Länder be- 
stellten Gouverneure (Civil-Commissarien etc.) bestehen weder staats- 
noch völkerrechtlich generelle .Normen. Dieselben richten sich nach dem 
Inhalt des im Einzelfalle ertheilten Auftrages, der‘ jederzeit geändert 
und.durch nachträgliche Gutheissung ersetzt werden kann. Nach her- 
gebrachtem Sprachgebrauch wird unter der Bestellung zum Gouverneur 
eines occupirten Landestheiles in den ausserordentlichen Verhältnissen 
eines Krieges die Uebertragung der zur Führung der inneren Landes- 
verwaltung erforderlichen Executive im weitesten Umfange verstanden. 
(Vergl. das oben erwähnte Publicandum vom 23. October 1813 und die 
Instruction für den General-Gouverneur occupirter feindlicher Landestheile, 
gegeben im Hauptquartier Pont & Mousson, den 21. August 1870, Anlage 
Nr. 54 zu Theil I des Generalstabswerks über den Deutsch-Französischen 
Krieg von 1870/71.) Man würde daher den Beklagten allein nach 
Maassgabe seiner Bestallung zum Gouverneur selbst dann zur Entlassung 
von Beamten für befugt erachten müssen, wenn ihm nicht, wie es 
geschehen, ausdrücklich landesherrliche ‚Functionen übertragen wären, 
und es kann sich daher hier immer nur fragen, ob seine Zuständigkeit 
als Gouverneur allgemein :oder für den vorliegenden Fall besonderes 
eingeschränkt war. — Diess erhellt aber keineswegs. Zunächst kann dafür 
gewiss nicht auf die Allerhöchste Cabinets-Ordre, d. d. Nikolsburg, den 
27. Juli 1866, Bezug genommen werden. Erwägt man, dass diese Ordre 
erging am Tage nach dem Abschluss der Friedenspräliminarien zu 
Nikolsburg, und dass in der Einleitung derselben gesagt ist: »Mit 
Rücksicht auf die gegenwärtige politische Lage will Ich dem Ober- 
präsidenten für Schleswig-Holstein, Freiherrn von Scheel-Plessen, 
ausser den ihm durch meine Ordre vom 19. Juni d. J. übertragenen 
ausserordentlichen Befugnissen, bis weiter hierdurch die Autorisation 
ertheilen, Beamte zu ernennen und zu entlassen« etc. — so kann darüber 
kein Zweifel obwalten, dass es sich bei dieser Cabinets-Ordre darum 
handelte, die Verwaltung der Herzogthümer aus der ausserordentlichen 
durch die Dauer des Krieges bedingten und durch ein mit landesherr- 
lichen Machtbefugnissen 'ausgestattetes Gouvernement gekennzeichneten 
Lage in eine Verfassung für Friedenszeiten überzuleiten, und dass es 
völlig unzulässig ist, aus der ausdrücklichen Verleihung von Macht- 
befugnissen für die Zeit des beginnenden Friedens auf die mangelnde 
Zuständigkeit zur Handhabung derselben für den TOBBIESSENE UN 
Kriegszustand zu schliessen. 

Nicht minder unstatthaft ist der Schluss, dass der Beklagte um 
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deswillen seine Zuständigkeit überschritten habe, weil ihm von dem 
vorgesetzten Minister in demselben Erlasse vom 25. Juni, in welchem 
er ersucht wurde, seine Vollmachten in Bezug auf alle Specialien der 
Verwaltung in möglichst weitem Sinne aufzufassen, anheimgegehen ist, 
»die Amtsentlassung des Schrader ohne Weiteres zu verfügen, Falls 
nicht gesetzliche Gründe eine Allerhöchste Entscheidung 
nothwendig machen«. Was allein aus der so beigefügten Clausel 
gefolgert werden kann, ist, da für die Handhabung des Kriegsrechts 
nicht wohl gesetzliche, eine Allerhöchste Entschliessung nothwendig 
machende Gründe in Frage kommen konnten, diess, dass jener Erlass 
die Frage der Dienstentlassung nicht sowohl vom Standpuncte des 
Kriegs- und Völkerrechts, als vielmehr von dem des Holsteinischen 
inneren Staatsrechts behandelt habe Wurde nun aber auch so dem 
Beklagten die Erledigung der Sache anheimgestellt, so ist diese Anheim- 
gabe doch durchaus nicht gleichbedeutend mit einem Verbot der 
Behandlung des Klägers nach Kriegsrecht, sie ist keine Beschränkung 
der dem Beklagten nach letzterem gegen den Kläger zustehenden Be- 
fugnisse. Dass der vorgesetzte Minister eine solche für den Einzelfall 
habe eintreten lassen wollen, dafür fehlt jeder Anhalt, und es ist daher 
auch jenem Erlasse gegenüber hier allein entscheidend, ob die uner- 
lässlichen objectiven Voraussetzungen der Zulässigkeit des Einschreitens 
des Beklagten nach Völkerrecht vorlagen. 

In dieser Beziehung sind von dem Kläger noch weitere Einwendungen 
gemacht worden. | ' 

Derselbe behauptet, dass die Forderung des Gehorsams-Gelöbnisses 
insofern nicht dem Völkerrecht entsprochen habe, als damit die Ab- 
legung eines Huldigungseides verlangt sei. — Hiermit wird der Gelöbniss- 
Forderung eine Bedeutung beigelegt, welche derselben nach dem vor- 
geschriebenen Wortlaut und den sonstigen auf dasselbe bezüglichen 
öffentlichen Erklärungen des Beklagten nicht beiwohnte — Es kann 
nicht bestritten werden, dass, nachdem Holstein durch Preussen voll- 
ständig in Besitz genommen war, die Bewohner des Herzogthums für 
die Dauer der Besitznahme der Preussischen Macht den staatlichen 
Gehorsam schuldeten, und dass das Preussische Gouvernement dement- 
sprechend auch berechtigt war, von den öffentlichen Beamten, welche 
ihre Aemter weiter verwalten wollten, das Gelöbniss des Gehorsams für 
die Dauer der Occupation zu fordern. (Bluntschli a. a. ©. $$. 544 
und 551; vergl. auch jenes Publicandum vom 23, October 1813 und die 
Verfügung des General- Gouverneurs der Rheinprovinz vom 25. No- 
vember 1813, Lottner a. a. O. Seite 5 und 6.) Ein Mehreres wurde 
auch dem Kläger nicht zugemuthet. Es ist schon oben hervorgehoben 
worden, wie die Eingangsworte der Gelöbnissformel unzweideutig die 


‘Forderung als eine an die Occupation anknüpfende kennzeichnen, und 


demgemäss sprach sich der Beklagte noch ausserdem in seiner Publication 
vom 16. Juni (Verordnungsblatt Nr. 3 Seite 7) ausdrücklich dahin aus: 
»das Formular, nach welchem das vorgeschriebene Gelöbniss abzuleisten 
ist, enthält Nichts, wodurch der definitiven Entscheidung über die 


\ 
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Zukunft der Herzogthümer. vorgegriffen wird, und: verlangt neben der 
treuen Erfüllung der Amtspflichten nur die Erfüllung der allgemeinen 
Bürgerpflicht ‘des. Gehorsams gegen die Regierung ‘des Landes. Es 
erscheint daher die Annahme unbegründet, dass den Beamten zugemuthet 
worden ‘wäre, Seine Majestät den König von Preussen im Juni 1866 als 
den Souverän des Herzogthums nach der damaligen Staatsverfassung 
des Landes anzuerkennen, und demselben als solchem zu huldigen; oder 
dass dem Gelöbnisse in irgend einer Beziehung eine über den thatsäch- 
. lichen Besitzstand der Herrschaft hinausreichende NEUE "hätte bei- 
. gelegt werden sollen. 

Weiter soll der Beklagte seine Befognisse um deshalb überschritten 
haben, weil'er sich nicht auf die Suspension des Klägers vom Amte 
dem Bedürfnisse des Krieges entsprechend beschränkt, sondern die über 
die Kriegsdauer hinaus. wirkende Amtsenthebung verfügt habe. Auch 
dieser Einwand ist in der. ministeriellen Erklärung vom 24. Mai v. J. 
zutreffend widerlegt. — Das Kriegsrecht rechnet nicht mit der Dienst- 
pragmatik und dem Disciplinarrecht nach der Verfassung des occupirten 
Landes, sondern nur mit dem Bedürfnisse des Krieges und der diesem 
entsprechenden Brauchbarkeit der Mittel. Erheischten also die Sicherheit 
des Landes, die Aufrechterhaltung der öffentlichen. Ordnung und der 
_ Autorität der thatsächlich herrschenden Regierungsgewalt nicht nur, 
dass der Kläger von der Ausübung seines Amtes ferngehalten‘, sondern 
auch, dass er der amtlichen Autorität und der mit dem Amte verbundenen 
Rechte auf Gehalt entkleidet wurde, so bot sich hierfür nur die Amts- 
entsetzung dar. Es beruht auf Missverständniss, wenn hiergegen vom 
Kläger unter Bezugnahme auf Heffter a. a. O0. 88. 180-—185 behauptet 
wird, es sei durch die Amtsentsetzung‘ der völkerrechtliche Grundsatz 
verletzt, dass beim Friedensschlusse ‚alle Privatansprüche unter den 
Angehörigen beider Theile, welche schon vor dem Kriege existirten, vor- 
behalten bleiben. Dieser hier aus $. 180 a. a. O. entnommene Satz 
gehört lediglich der Doctrin von der Wirkung der Friedensschlüsse an. 
Die letzteren lassen regelmässig jene Privatansprüche unberührt. Darum 
handelt es sich aber vorliegenden Falls gar nicht. Welche Wirkungen 
der Friedensschluss in Verbindung mit dem Umstande, dass die fragliche 
Maassnahme, wie vom Kläger behauptet, nicht nach dem ‚Landesstaats- 
recht, wohl aber, wie vorstehend dargethan, nach Kriegsrecht verhängt 
werden konnte, auf die Rechte des Klägers etwa haben konnte, kommt 
hier so wenig in Frage, als diess, ob etwa dem Verlangen des Klägers 
nach einem seinem früheren entsprechenden Amte, wenn es nach dem 
Friedenschlusse erhoben wäre, aus Gründen der Zweckmässigkeit oder 
Billigkeit zu entsprechen gewesen wäre. Hier ist nur entscheidend, dass 
der Beklagte nicht widerrechtlich verfuhr, wenn er für die Bemessung 
‘ der gegen den Kläger verhängten Maassregel während ‘des. Kriegs- 
zustandes lediglich die Rücksicht auf diesen und dessen Bedürfnisse, 
nicht aber die Rücksicht auf die sich etwa über die Dauer desselben 
erstreckende Wirkung maassgebend: sein liess. 

Von dem Kläger ist endlich auch noch bestritten worden, dass 
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thatsächlich, nach Maassgabe der obwaltenden Verhältnisse, der Lage des 
Herzogthums zum Kriegstheater, der friedlichen Haltung der Bevölkerung 
und nach seiner, des Klägers, Persönlichkeit ein genügender: Anlass zur 
Amtsentlassung vorgelegen habe. Von der anderen Seite ist hiergegen 
auf die ausserordentliche Schwierigkeit der Lage, in der sich Preussen 
beim Beginn des. Feldzuges befand und die zur fast völligen Entblössung 
der Elbherzogthümer von Truppen nöthigte, auf die politische : Ver- 
gangenheit des Klägers, sowie darauf hingewiesen, wie sich die fragliche 
Maassnahme auch schon dadurch als eine ausserordentliche, durch die 
Kriegsführung bedingte darstelle, dass sie nur gegen zwei von allen 
Beamten des Herzogthums verhängt sei. — Auf diese thatsächlichen 
Verhältnisse wäre nur dann näher einzugehen, wenn dem Gerichtshofe 
die Prüfung der Sachlichkeit der angefochtenen Maassregel zustände. 
Das ist nicht der Fall, da es allein der Cognition des Gerichtshofes 
untersteht, ob Beklagter die Gränzen seiner Amtsbefugnisse überschritten 
hat. Letzteres würde aber nur anzunehmen sein, wenn in tbatsächlicher 
Beziehung ohjective Voraussetzungen der Amtsentsetzung überhaupt nicht 
erkennbar wären. Davon kann hier keinesfalls die Rede sein; insbesondere 
ist der Kläger dafür den Beweis schuldig geblieben, dass der Beklagte 
sich nur von dem Impulse einer politischen Gegnerschaft habe leiten lassen. 

Nach alle dem muss anerkannt werden, dass die Amtsenthebung de 
Klägers dem Beklagten in seiner Eigenschaft als Königlich Preussischer 
stellvertretender Gouverneur des Herzogthums Holstein nach Kriegsrecht 
_ zustand. In dieser seiner Eigenschaft gehörte der Beklagte zu. den 
Beamten im Sinne des $. 1 des Gesetzes vom. 13. Februar 1854, welcher 
ganz allgemein »Civil- und Militärbeamte« berücksichtigt und für 
welchen nach dem Zwecke des Gesetzes nicht zwischen den dauernd und 
innerhalb der gewöhnlichen Aemterverfassung angestellten einerseits und 
den vorübergehend und. ausserordentlich berufenen andererseits unter- 
schieden werden kann. 

Der.erhobene Conflict erscheint hiernach Sonchl zulässig als begründet. 

Wenn die anscheinend in gleicher Weise gegen den Gerichterath 
Jensen verhängte Dienstentlassung in dem von diesem gegen den 
Preussischen Fiscus angestrengten Processe nicht als nach Kriegsrecht 
zulässig vertheidigt worden ist, so muss dahingestellt ‚bleiben, welche 
Gründe dafür maassgehend gewesen sind. Entscheidend ist dieser Vorgang 
für den vorliegenden Streitfall keinesfalls. Es konnte indicirt erscheinen, 
in einem gegen den Fiscus lediglich wegen Gehaltszahlung angestrengten 
Processe. nicht auf das sich aus der Kriegsführung ergebende Recht zu 
recurriren, während, die Berücksichtigung desselben zu fordern, da alle 
Veranlassung vorliegt, wo es sich um den Streit über die Pflicht- 
erfüllung eines Beamten, um dessen persönliche Rechte und ihren Schutz 
handelt. 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Ober swäilansgeiihe 
und .der verordneten Unterschrift. | 

(L. S.) (gez.) Persius, 
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Kirchensitze einer Innung. 


Die einer Innung gegen Entgelt überwiesenen Kirchen- 
sitze können, so lange die Innung rechtlich besteht, von 
der Kirchengemeinde nicht reclamirt werden, auch wenn 
die ursprünglich bedeutende Zahl der Innungsmitglieder 
im Laufe der Zeit anf nur wenige herabgesunken ist, 
von denen gegenwärtig keines mehr das eigentliche 
Innungsgewerbe betreibt, 


Mitgetheilt aus der Praxis des Königlichen Consistoriums der Provinz 
Posen von dem Consistorial-Rath Trrusen in Posen. | 


Die Tuchmacher-Innung zu Unruhstadt, Provinz Posen, zählte 
früher 50—60 Mitglieder, welche als selbstständige Tuchmachermeister 
ihr Gewerbe ausübten, Ihr wurden in der alten evangelische Kirche 
zu Karge (unmittelbar bei Unruhstadt) 3 Chöre mit eirca 100 Sitz- 
plätzen zugetheilt, für deren Benutzung sie einen geringfügigen Betrag 
an die Kirchenkasse entrichtete. Im. Jahre 1805 wurde eine neue Kirche 
inUnruhstadt erbaut. Auch in dieser wurden der Innung die Chöre 
mit den bezeichneten Sitzstellen überwiesen, nachdein sie dafür ein 
bestimmtes Lösegeld an die Kirchenkasse bezahlt hatte. 

‚Hierüber findet sich in dem kirchlichen Archiv folgender Vermerk : 

Nr. 10 und 11 der unteren Chöre: 

»Um 75 Thlr. Lösegeld gehören 2 Chöre dem Traimadhergewerk: 
neben dem Fleischer- und Tischler-Chor grenzend, auf Grund der 
Nachweisung vom 27. November 1805, und geben an jährlichen 
Sitzgeldern 6 Thlr. vom 24. Juni 1805 an und so fort«. 

ferner : | 

Nr. 25 deroberen Chöre: 

»Um 20 Thir. Lösegeld gehört den Tuchmachergesellen das Chor 
über der Magistrats- Loge auf Grund der Nachweisung vom 
27. November 1805, und geben an jährlichen Sitzgeldern 1’/s Thlr. 
vom 24. Juni 1805 an und so fort«. 

Im Laufe der Zeit haben sich Jie Verhältnisse der gedachten Tuch- 
macher-Innung thatsächlich vollständig geändert, indem die jetzt noch 
vorhandenen ehemaligen Tuchmacher, 10 an der Zahl, zwar noch von 
Zeit zu Zeit ihre Zusammenkünfte halten, die Tuchmacherei aber weder 
selbst, noch durch Gesellen oder Lehrlinge ausüben, vielmehr sämmtlich 
anderen Erwerbszweigen sich zugewendet haben. Mithin sind eigentliche 
Tuchmacher daselbst gar nicht mehr vorhanden. 

Nichtsdestoweniger machen die noch vorbandenen henaligen Tuch- 
macher von den erwähnten Kirchenstellen insofern Gebrauch, als sie die- 
selben theils selbst benutzen, theils an Andere vermiethen. Während 
früher aus dem solchergestalt gelösten Miethszinse hin und wieder 
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(geringe) Unterstützungen an bedürftige Tuchmacher-Familien gewährt 
wurden, verwenden die ehemaligen Tuchmacher gegenwärtig den Mieths- 
‘erlös — nach DBestreitung der Kosten für die Kirchenbeleuchtung und 
der an die Erchenkaeee zahlbaren J Auen — in ihren eigenen 
Nutzen, 

Ursprünglich deckte offenbar die Veberweisung der 100 Sitzplätze 
das persönliche, kirchliche Bedürfniss der Mitglieder der Tuchmacher- 
Innung und ihrer Familien ; gegenwärtig betrachten die nur in geringer 
Zahl noch vorhandenen, ehemaligen Tuchmacher, obwohl sie dieses 
Gewerbe nicht mehr. betreiben, das der Innung verbriefte Recht auf die 
das persönliche Bedürfniss Derselben weit übersteigenden 100. Kireh- 
stellen als eine willkommene Einnahmequelle. 

Dieses nicht vorausgesehene Missverhältniss und die bedrängte, 
finanzielle Lage der evangelischen Kirche zu Karge haben den Gemeinde- 
Kirchenrath der gedachten Parochie zu dem Wunsche geführt, dass die 
de facto längst nicht mehr bestehende Tuchmacher-Innung im Interesse 
der Kirche durch den Staat aufgelöst werden möchte, dergestalt, dass 
in Consequenz der Auflösung die genannten Innungs-Chöre der freien 
Disposition der Kirchengemeinde anheimfielen. 

Das Königliche Consistorium der Provinz Posen, an welches jener 
Wunsch des Gemeinde-Kirchenraths mit einem auf die Auflösung der 
Innung bezüglichen Antrage gelangte, erwiederte dem Gemeinde-Kirchen- 
rathe, dass die Auflösung der Tuchmacher-Innung von hier aus nicht 
erfolgen könne. Die Zahl der Mitglieder einer Innung sei gleichgültig, 
so lange die Corporation als solche rechtlich noch bestehe. Diess sei der 
. Fall, wenn auch nur noch Ein Mitglied vorhanden sei. $ 177’ AL.R. 
1I. 6. Da die Rechte der Innung in der Kirche zu Karge urkundlich 
verbrieft seien, so könne der Gemeinde -Kirchenrath eine einseitige 
Schmälerung dieser Rechte nicht bewirken, vielmehr die Innung nur zur 
Erfüllung der Gegenleistung anhalten. Indessen werde dem Gemeinde- 
Kirchenraithe empfohlen, im Wege des gütlichen Vergleiches eine ander- 
weitige Regelung der Angelegenheit anzubahnen. 

Bei diesem Bescheide beruhigte sich indessen der Gemeinde-Kirchen- 
rath nicht, brachte vielmehr die Sache in die Ministerial-Instanz, unter 
der Ausführung, dass der $ 177 A.L.R. II, 6. den vollen Gewerbebetrieb 
des »>noch Einen«e Coerporationsmitgliedes voraussetze, was hier nicht 
zutreffe. In Fällen, wie der vorliegende, finde der $ 189 ebenda An- 
wendung, welcher dem Staate das Recht gebe, Corporationen, welche 
den im Grundvertrage vorgeschriebenen Zweck nicht mehr erfüllten, 
aufzuheben, | 

Die Entscheidung de Herrn Ministers für Handel und Gewerbe, 
an welchen die Sache zur ressortmässigen Verfügung gelangte, fiel dahin 
aus, dass die Auflösung der 'Tuchmacher-Innung zu Unr uhstadt durch 
die Staatsbehörde nicht erfolgen könne. 

Weder das Innungs-Statut, noch die Bällkegewere Org ent- 
halten Bestimmungen über die zwangsweise Schliessung der Innung: durch 
die Staatsbehörde. Ä 
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Die subsidiär anwendbaren $$. 189, 190 A.L.-R. II. 6 gestatten die 


Aufhebung einer Corporation nur dann, wenn der: im Grundvertrage 
vorgeschriebene Zweck nicht ferner erreicht werden kann, gänzlich hin-. 


wegfällt oder wegen. veränderter Umstände dem gemeinen Wohl offenbar 
schädlich wird. Keiner’ dieser Aufhebungs-Gründe liege vor, zumal da 
die gegenwärtigen Mitglieder der Innung jeder Zeit den einstweilen 


eingestellten. Gewerbebetrieb wieder aufnehmen, oder durch Geschäfts- 


führer fortsetzen lassen, und andere Gewerbetreibende der gleichen 
Kategorie die Aufnahme in die Innung verlangen können, die ihnen nur 
nach Maassgabe der $$. 83. 84. der Reichsgewerbe-Ordnung versagt 
werden darf. Hiernach lasse sich insbesondere die Annahme nicht recht- 
fertigen, dass der Zweck der Innung dadurch, dass ihre gegenwärtigen 
Mitglieder das Gewerbe zen) mehr betreiben, ges En oder unerreichbar 
geworden sei. 

Erst nach dem 1. Januar 1886 werde die Centralbehörde gemäss 
Art. 3 des: Reichsgesetzes vom .18.. Juli 1881 unter gewissen Umständen 
in die Lage kommen, die Schliessung der Innung anzuorduen, wobei 
dann nach Maassgabe des $. 94 der Gewerbe-Ordnung über das Vermögen 
der Innung Verfügung zu treffen sei.: Ob diese Verfügung den Wünschen 
des Gemeinde-Kirchenraths entsprechend dahin werde getroffen werden 
können, dass die Kirchensitze der Innung der Kirchengemeinde über- 
wiesen werden, 'könne für jetzt dahin gestellt bleiben. Da es aber nach 
8. 94 a. a. O. immerhin zweifelhaft sei, ob dabei eine solche Ueber- 
weisung eintreten könne, so erscheine der von dem Königl. Consistorium 
angedeutete Weg der Verhandlung mit der Innung als zweckentsprechend, 
im Uebrigen aber auch um so mehr gerechtfertigt, als die Innung die 
Kirchensitze nicht N: sondern gegen DEIRBUNE- eines Kauf- 
geldes erworben habe. — 

Im Anschluss hieran wird bemerkt, dass der Art. 3.des Reichs- 


' gesetzes vom 18. Juli 1881, betreffend die SNANSPEIDE, der Gewerbe- 


Ordnung, folgendermaassen lautet: 
Die bei Erlass dieses Gesetzes: bestähenden Innungen, welche 
bis zum Ablauf des Jahres 1885 ihre Verfassung den Bestim- 
mungen ‚des Artikels 1. entsprechend uicht umgestaltet. haben, 


können durch die Centralbehörde aufgefordert werden, diese Um- 


gestaltung innerhalb bestimmter Frist zu bewirken. Wird der 

Aufforderung nicht entsprochen, so ist die Centralbehörde befugt, 

die Schliessung der Innung anzuordnen. Ueber das Vermögen der 

Innung ist in diesem Falle nach Maassgabe des $. 94 (der Ge- 
werbe-Ordnung) zu verfügen. 

Ob es auf Grund dieser Bestimmung nach dem 1. Januar. 1886 gelingen 

wird, die Schliessung der Innung herbeizuführen, ist zur Zeit nicht abzusehen. 

Sollte aber nach dem bezeichneten Zeitpunkte die Centralbehörde 

in die Lage kommen, die Schliessung der Innung anzuordnen, so dürfte 

die Erwartung der Kirchengemeinde, dass über die Innungsitze ihren 


‘Wünschen entsprechend verfügt were nicht als aussichtslos bezeichnet 


werden’ können. | 
Zeitschrift für Kirchenrecht. XIX. (N. F. ıv) 8. 22 
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Zwer schreibt der oben mitgetheilte Artikel 3 des Gesetzcs vom 
18. Juli 1881 vor: 

Ueber das Vermögen der Innung ist in diesem Falle nach 
Maassgabe des $. 94 (der Gewerbe-Ordnung) zu verfügen. 

Und der $. 94 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 bestimmt, 
dass, wenn eine Innung sich auflöst, ihr Vermögen zuvörderst zur Be- 
richtigung ihrer Schulden und zur Erfüllung ihrer sonstigen Verpflich- 
tungen verwendet werden muss. ... Der Rest des Vermögens 
wird, sofern in dem Statute oder in den Juandesgesetzen nicht ein 
Anderes ausdrücklich bestimmt ist, der Gemeinde, in welcher die 
aufgelöste Innung ihren Sitz hatte, zur Benutzung für 
gewerbliche Zwecke überwiesen. .... Die vorstehenden Vor- 
schriften kommen auch im Falle des Erlöschens einer Innung durch 
Aussterben ihrer Mitglieder zur Anwendung. 

Allein eine über das Vermögen der Innung auf Grund dieses $, 94 
der Gewerbe-Ordnung zu leistende Verfügung erscheint, soweit das Recht 
der Innung auf die thatsächliche Benutzung der in Rede stehenden 
Kirchensitze in Frage kommt, unausführbar, weil es sich um Gegen- 
stände handelt, bei welchen für die politische Gemeinde eine Benutzung 
zu gewerblichen Zwecken für ausgeschlossen zu erachten ist. 

Vielmehr dürfte bei der eigenthümlichen Natur des vorliegenden 
Rechtsverhältnisses der Kirchengemeinde die lex specialis des $. 688 
A.L,-R. H. 11 analog zur Seite stehen, welcher verordnet: 

Wenn der Eigenthümer einer solchen (nach besonderen Ver- 
fassungen zwischen Personen oder Familien erblich verliehenen) 
Stelle ohne Nachkommen stirbt oder die Parochie verlässt, so fällt 
die Stelle an die Kirche zurück. 

Hierbei käme, da die Innung die bezeichneten Kirchenstellen zu 
seiner Zeit gegen ein bestimmtes Lösegeld (neben der für die Benutzung 
der Sitze gezahlten Jahresabgabe) an sich gebracht hat, allenfalls die 
Erwägung in Frage, ob nicht bei dem Heimfall der Kirchstellen an die 
Kirche ein entsprechender Theil jenes Lösegeldes der Innung zu restituiren, 
dessen Ueberweisung an die politische Gemeinde zur Benutzung für 
gewerbliche Zwecken alsdann gemäss $. 94 der Gewerbe-Ordnung event. 
erfolgen könnte, 


IX, 
Die Rechtsprechung des österreichischen Reichsgerichts und 


Verwaltungsgerichtshofes in Bezug auf confessionelle 
Angelegenheiten, . 


Mitgetheilt von Professor Dr. Rittner in Lemberg. 


Es mag mit Rücksicht auf den nicht österreichischen Leserkreis der 
»Zeitschrift« nicht überflüssig erscheinen, wenn wir Einiges über den 
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‚Bestand und den Competenzkreis der in der Aufschrift genannten Ge- 
richtshöfe vorausschicken. Aus demselben Grunde wollen wir auch in 
‘der Folge uns nicht auf’die blosse Mittheilung der Judicate beschränken, 
‚sondern ihr. Verständniss durch - möglichst kurz gefasste Angabe der ein- 
'schlägigen gesetzlichen Bestimmungen zu erleichtern suchen. 

Das Reichsgericht sowohl wie der Verwaltungsgerichtshof sind 
‘Institutionen jüngeren Datums, deren. Entstehung auf die Verfassung 
selbst zurückzuführen ist. In dem Complexe von Gesetzen, welche als 


'»Staätsgrundgesetzes unterm 21. December 1867 'in’s Leben traten, 


findet sich auch das Staatsgrundgesetz über die Einsetzung eines Reichs- 
gerichtes (Reichs-Gesetzbl. Nr. 143) >zur Entscheidung bei Competenz- 
conflieten und in streitigen Angelegenheiten des: öffentlichen Rechts« 
(Art. 1). Erstere umfassen insbesondere Competenzconflicte a) zwischen 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden über die Frage, ob eine Angelegen- 
heit im Rechts- oder Verwaltungswege auszutragen ist; b) zwischen einer 
Landesvertretung und der obersten Regierungsbehörde, betr. das Ver- 
fügungs- und Entscheidungsrecht in administrativen Angelegenheiten; 
c) zwischen autonomen Landesorganen verschiedener Länder (Art. 2). 
Als »streitige Angelegenheiten des.öffentlichen Rechtss bezeichnet Art. 8: 
a) Ansprüche einzelner Länder an die Gesammtheit derselben und um- 
gekehrt, Ansprüche der einzelnen Länder aneinander, ferner Ansprüche 
von Gemeinden, Körperschaften oder einzelner Personen an einzelne 


Länder oder die Gesammtheit derselben — insofern diese Ansprüche : 


nicht zur Austragung im ordentlichen Rechtswege geeignet sind; b) »Be- 
schwerden der Staatsbürger wegen Verletzung der ihnen durch die Ver- 
fassung gewährleisteten politischen Rechte, nachdem die Ange- 
legenheit im gesetzlich vorgeschriebenen administrativen Wege aus- 
getragen worden ist«, — Auf dieser verfassungsmässig geschaffenen 
Grundlage wurden nun mit Gesetz vom 18. April 1869 (R.G. Bl. Nr. 44) 
nähere Bestimmungen über die Organisation des Reichsgerichts, das 
Verfahren vor demselben, und die Vollziehung seiner Erkenntnisse ge- 
troffen, wonach dasselbe mit dem 21. Juni 1869 seine Wirksamkeit 
begann. Noch sei bemerkt, dass die reichsgerichtliche Sentenz, je nach 
der Kategorie der oben erwähnten Angelegenheiten, einen verschiedenen 
Inhalt hat: bei Competenzconflieten beschränkt sich das Erkenntniss 
»ohne das Innere der Sache zu berühren«, bloss auf die Entscheidung 
der Competenzfrage; bei der Cognition über streitige Ansprüche der 
‘oben sub a genannten Art ist auszusprechen, ob und in welchem Um- 
fange dem Begehren entsprochen werde und binnen welcher Zeit die 
auferlegte Verbindlichkeit zu erfüllen sei; dagegen ist bei Beschwerden 
über Verletzung politischer Rechte die Entscheidung nur dahin zu treffen, 
ob und in welchem Umfange die Verletzung stattgefunden habe, so dass 
in diesem Falle dem Urtheil weder eine cassatorische noch eine refor- 
mirende Wirksamkeit zukommt ($3. 33-835 des eit. Gesetzes vom 
Jahre 1869). N | et 

Einer anderen Verfassungsbestimmung verdankt der Verwaltungs- 
"gerichtshof seine Entstehung; im Staatsgrundgesetze über die richter- 
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liche Gewalt (R.G.Bl. Nr. 144) wurde ausgesprochen, dass derjenige, 
der durch eine Entscheidung oder Verfügung einer Verwaltungsbehörde 
in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet, in dem Falle, da der 
ordentliche Rechtsweg ausgeschlossen erscheint, befugt sei, »seine An- 
sprüche vor dem Verwaltungsgerichtshofe in öffentlicher, mündlicher 
Verhandlung wider einen Vertreter der Verwaltungsbehörde geltend zu 
machen«. Das besondere Gesetz, welches dieser ganz allgemeinen Anord- 
nung praktische Geltung verschaffen sollte, liess ziemlich lange auf sich 
warten; es erfloss erst unterm 22. Oct. 1875 und wurde am 2. April 1876 
(R. G.Bl. Nr. 36) kundgemacht. Die Zuständigkeit des Verwaltungs- 
gerichts wird darin zunächst allgemein auf alle Fälle ausgedehnt, in 
denen Jemand durch eine gesetzwidrige Entscheidung oder Verfügung 
einer administrativen (staatlichen oder autonomen) Behörde in seinen 
Rechten verletzt zu sein behauptet ($. 2), sofort aber eine Reihe von 
Fällen — insbesondere auch die vor das Reichsgericht gehörigen Ange- 
legenheiten — hiervon ausgeschieden ($. 3), so dass die Competenz- 
begränzung eine mehr negative ist. In den ihm zugewiesenen Ange- 
legenheiten entscheidet der Verwaltungsgerichtshof cassatorisch: er 
hat die angefochtene Entscheidung, sofern er die Beschwerde begründet 
findet, als gesetzwidrig aufzuheben. Die Verwaltungsbehörden haben 
dann »in der Sache die weiteren Verfügungen zu treffen, wobei sie an 
die Rechtsanschauung gebunden sind, von welcher der Verwaltungs- 
gerichtshof bei seinem Erkenntnisse ausgegangen ist« ($. 7). Die 
Wirksamkeit des Verwaltungsgerichtshofs begann drei Monate nach 
Kundmachung des eben genannten Gesetzes, somit am 2. Juli 1876. 

Es ergiebt sich aus obiger Darstellung, dass auch Angelegenheiten 
confessionellen Charakters in den Competenzkreis beider Gerichtshöfe 
fellen können. Wie aber überhaupt der Zuständigkeit des Reichsgerichts 
vom Gesetze engere Gränzen als der des Verwaltungsgerichtshofes ge- 
zogen worden sind und sich demnach die Judicatur des letzteren bei 
weitem umfangreicher gestaltet, so wird auch das confessionelle Gebiet 
von den Entscheidungen des Verwaltungsgerichts viel öfters berührt, als 
dies beim Reichsgerichte der Fall ist. 

Für unseren Zweck scheint es übrigens entsprechender, die Judicate 
der beiden Gerichtshöfe in der Darstellung nicht zu trennen, sondern 
letztere nach gegenständlichen Gesichtspuncten, womöglich, zu ordnen. 
Dabei sei bemerkt, dass im Nachfolgenden die gedruckten, sehr gut edirten 
Sammlungen der Erkenntnisse benutzt werden, weil nur diese volle Gewähr 
für die richtige Wiedergabe der Entscheidungen und ihrer Motive bieten, 
dass aber eben deshalb von den reichsgerichtlichen Erkenntnissen nur die 
bis Ende 1880 geschöpften berücksichtigt werden konnten!), 


1) Die genannten Sammlungen sind: a) Sammlung der nach 
gepflogener öffentlicher Verhandlung geschöpften Erkenntnisse des k. k. 
nesterreichischen Reichsgerichts, herausgegehen von Dr. Anton Hye, 
Freiherrn von Glunek, Mitgliede und ständigem Referenten dieses Tri- 
bunals. — Th. I—- V. Wien. Manz 1874—1881; b) Erkenntnisse des k. k. 
Verwaltungsgerichtshofes, zusammengestellt auf dessen Veran- 
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I. Reohtsstellung der Confessionen im Allgemeinen. 


Nach dem Stande der österreichischen Gesetzgebung ist rücksichtlich 
der Gränzen confessioneller Rechte der Unterschied zwischen gesetzlich 
anerkannten und nicht anerkannten Religionsgenossenschaften maass- 
gebend?). Es beziehen sich darauf folgende Bestimmungen des Staats- 
grundgesetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger vom 
21. December 1867 (R.G.Bl. Nr. 142)... Art. 15: »Jede gesetzlich 
anerkannte Kirche und Religionsgenossenschaft hat das Recht der ge- 
meinsamen Öffentlichen Religionsübung, ordnet und verwaltet ihre inneren 
Angelegenheiten selbstständig, bleibt im Besitze und Genusse ihrer für 
_ Cultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, 
Stiftungen und Fonde, ist aber, wie jede Gesellschaft, den allgemeinen 
Staatsgesetzen unterworfene. Art. 16: »Den Anhängern eines gesetzlich 
nicht anerkannten Religionsbekenntnisses ist die häusliche Religions- 
übung gestattet, insoferne dieselbe weder rechtswidrig, noch sittenver- 
letzend ist«. In beiden Richtungen wurde die Judicatur des Reichs- 
gerichts in Anspruch genommen. 

a) ‚Die Rechtsverhältnisse der jüdischen Cultusgemeinden waren durch 
zahlreiche, meist noch dem vorigen Jahrhundert angehörige Vorschriften bis 
in’s Detail geregelt®). Die Neugestaltung der confessionellen Verhältnisse, 
wie sie namentlich durch die Staatsgrundgesetze vom Jahre 1869 herbei- 
geführt wurde, entzog sehr vielen dieser Vorschriften die rechtliche 
Grundlage; an ihre Stelle sollten neue autonome Bestimmungen treten. 
'Demgemäss wurden auch die Cultusgemeinden angewiesen, der neuen 
Ordnung entsprechende Statuten zu entwerfen, welche Umgestaltung 
jedoch, insbesondere wo orthodoxe und’ liberale Strömungen einander 
begegneten, mit grossen Schwierigkeiten verbunden war und das Ein- 
greifen der staatlichen Behörden vielfach nothwendig machte. Auch in 
der Lemberger israelitischen Cultusgemeinde war die Schaffung des neuen 
Statuts noch im Jahre 1876 Gegenstand amtlicher Verhandlungen. Als 
nun inmitten derselben die Neuwahl des Cultusvorstandes vorgenommen 
werden sollte, verfügte der Minister für Cultus und Unterricht die 8j- 
stirung der Wahl, bis zu dem Zeitpuncte, da das neue Statut in Wirk- 


lassung von Dr. Adam Freiherrn von Budwinski. B. I-V. Wien. 
Manz 1877-1881 (der VI, Band erscheint im Laufe 1882 bogenweise). 

2) Gesetzlich anerkannte Religionsgenossenschaften sind nach dem 
Josephinischen Toleranzpatente vom Jahre 1781: die katholische (latein, 
griech. und armenischen Ritus), die evangelische, augsb. und helvet. 
Confession, die griechisch-orientalische und die jüdische. Das Gesetz 
vom 20. Mai 1874 (R.G.Bl. Nr. 68) setzt die allgemeinen Bedingungen 
fest, unter welchen die Anerkennung neuer Religionsgenossenschaften 
erfolgen kann. Auf Grund dieses Gesetzes wurde mit Ministerial-Ver- - 
ordnung vom 18. October 187? (R.G.Bl. Nr. 99) die Anerkennung der 
altkatholischen Religionsgen. und mit Verordnung vom 30. März 1880 
(R. G. Bl. Nr. 40) die der evangelischen Bruderkirche (Herrenhuter. 
Bruderkirche) ausgesprochen. 

®) So Judenordnung für Galizien vom Jahre 1789, für Böhmen vom 
Jahre 1797 (republieirt im Jahre 1839), für Mähren 1754, für Nieder- 
österreich vom Jahre 1782 u. and. 
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samkeit treten werde. Dagegen wurde nun von Seiten vieler Gemeinde- 
glieder Beschwerde beim Reichsgericht dahin erhoben, dass die ministerielle 
Verfügung eine Verletzung der im obeitirten Art. 15 staatsgrundgesetzlich 
gewährleisteten Rechte involvire. Die Beschwerde wurde zurückgewiesen 
(Erkenntniss vom 26. April 1877, Z. 92, Samml. III. Nr. 130) und zwar 
mit folgender Motivirung: 

. »Der von dem k. k. Ministerium erhobenen Einwendung, dass 
die Beschwerdeführer zur Geltendmachung einer Beschwerde auf Grund 
des Art. 15 über die allgemeinen Staatsbürgerrechte nicht legitimirt 
seien, musste Folge gegeben werden. Denn in dem Art. 15 des be- 
zogenen Staatsgrundgesetzes sind nur den »Kirchen und Religions- 
genossenschaften« als solchen Rechte gewährt; gleichwie daher nur 
die Kirchen und Religionsgenossenschaften in ihren bezüglichen Rechten 
verletzt werden können, so sind auch nur sie und bez, ihre gesetzlichen 
Organe legitimirt, wegen behaupteter Verletzung dieser Rechte Beschwerde 
zu führen. Dritte Personen aber — und dies sind betreffis der Kirchen 
und Religionsgenossenschaften einzelne Mitglieder derselben — könnten 
wegen Verletzung jener Rechte nur in Vollmachtsnamen der Kirchen- 
oder Religionsgenossenschaft Beschwerde erheben, während die hier 
einschreitenden Beschwerdeführer eine Vollmacht der israelitischen Cultus- 
gemeinde zu Lemberg selbst nicht behaupten oder in Anspruch nehmen«, 

»Es ist zwar bei der mündlichen Verhandlung von dem Vertreter 
der Beschwerdeführer behauptet worden, das Recht, über dessen Verletzung 
seine Mandanten sich beschweren, sei das Wahlrecht zur Gemeindever- 
tretung und dies sei kein Recht der Cultusgenossenschaft als solcher, 
sondern ein Individualrecht der einzelnen Mitglieder derselben, wonach 
letzteren auch die Legitimation zur Beschwerdeführung wegen Verletzung 
dieses Rechtes zustehen müsse. Allein das Wahlrecht der Gemeinde- 
genossen zur Bestellung eines Vorstandes der Religionsgemeinde, soferne 
dasselbe in einzelnen Kirchen- und Religionsgenossenschaften überhaupt 
vorhanden ist, beruht nicht auf dem Art. 15 des mehrbezogenen Staats- 
grundgesetzes, sondern auf einfachen Gesetzen und Statuten und bei 
jenen israelitischen Religionsgenossenschaften in Galizien, welche noch 
keine Statuten haben, auf blossen verwaltungsbehördlichen Verordnungen, 

. Die Beschwerde über die Verletzung dieses Individualrechtes hat 
daher kein verfassungsmässig gewährleistetes Recht zum Gegen- 
stande, und die Verletzung der im Art. 15 Staatsgrundgesetzes gewähr- 
leisteten Corporationsrechte liegt wieder ausserhalb der Legitimation der 
einzelnen Gemeindegenossen«. 

b) Von einer Anzahl Sectirer (Anhängern des » Alt-Protestantismus«) 
wurden in Böhmen häusliche Religionsübungen veranstaltet. Das 
Ministerium für Cultus und Unterricht verfügte, dass von diesen, auf die 
Familie des Veranstalters und auf die von ihm hiezu speciell geladenen 
Gäste beschränkten Religionsübungen schulpflichtige Kinder ausge- 
schlossen bleiben sollen. Dagegen wurde eine Reihe von Beschwerden 
beim Reichsgericht erhoben und behauptet, die Interessenten bezw. ihre 
minderjährigen Kinder seien durch die ministerielle Anordnung in den 


Miscellen. 339 


durch das Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
vom 21. Decembar 1867 in den Art. 8, 12, 13, 14, 16 verfassungsmässig 
anerkannten Rechten verletzt worden®), Die Erkenntnisse des Reichs- 
gerichtes vom 20. April 1880 Z. 68, 69, 70, 71 (Samml. V: Nr. 212—215) 
erklären die Beschwerden für unbegründet; den Entscheidungsgründen 
entnehmen wir folgendes: 

»Es bedarf zuvörderst keiner eingehenderen Auseinandersetzung, dass 
die Art. 8, 13, 14 des bezogenen Staatsgrundgesetzes mit der ange- 
fochtenen Ministerialentscheidung nichts zu thun haben«. 

»Denn was den Art. 8 anbelangt, so geht sowohl aus dem Wort- 
laute desselben als aus dem für einen Bestandtheil dieses Artikels 
erklärten Gesetze vom 27. October 1862 (R.G. Bl. Nr. 87) hervor, dass 
sich derselbe lediglich auf die physische Freiheit der Person, keineswegs 
aber auf die durch eine blosse Untersagung herbeigeführte moralische 
Beschränkung der Handlungsfreiheit bezieht. Wäre Letzteres der Fall 
— was freilich eine ganz andere Fassung des betreffenden Artikels 
heischen würde — so wäre der grössere Theil der übrigen Artikel des 
angerufenen Staatsgrundgesetzes ganz überflüssig«. 

»Ebensowenig findet Art. 13 im vorliegenden Falle Anwendung, da 
nicht abzusehen ist, wieso der Beschwerdeführer oder dessen beide Kinder 
durch den beanstandeten Ministerialerlass in ihrer freien Meinungs- 
äusserung beschränkt worden wären. Gleiches gilt von der im Art. 14 
gewährleisteten Glaubens- und Gewissensfreiheit«. 

>Zwar behauptet der Beschwerdeführer, dass sich die Glaubensfreiheit 
eben auch in der Theilnahme an den häuslichen Andachtsübungen äussern 
könne«. 

»Dieses Argument findet zunächst auf den Beschwerdeführer selbst 
keine Anwendung, der ja durch den Ministerialerlass in der persönlichen 
Theilnahme an den häuslichen Andachtsübungen, ja in der Veranstaltung 
derselben in keiner Weise behindert ist«. 
| »Was aber die Kinder des Beschwerdeführers betrifft, so mag hier 
davon abgesehen werden, inwiefern die allgemeinen Staatsbürgerrechte 
überhaupt von Kindern und Unmündigen in Anspruch genommen werden 
können, und in wie fern dies insbesondere von der Glaubensfreiheit im 
Hinblick auf das Gesetz vom 25. Mai 1868 !(R.G.Bl. Nr. 49) gilt«. 


*) Die in Betracht kommenden Gesetzesstellen lauten: 

Art. 8. »Die Freiheit der Person wird gewährleistet« .. . 

Art. 12. »Die österreichischen Staatsbürger haben das Recht, sich 
zu versammeln und Vereine zu bilden. Die Ausübung dieser Rechte 
wird durch besondere Gesetze geregelt«. 

Art. 13, »Jedermann hat das Recht, durch Wort, Schrift, Druck 
oder durch bildliche Darstellung seine Meinung frei zu äussern« ... 

Art. 14. »Die volle Glaubens- nnd Gewissensfreiheit ist jedermann 
gewährleistet»... 

‚Niemand kann zu einer kirchlichen Handlung oder zur Theilnahme 
aneiner kirchlichen Feierlichkeit gezwungen werden, insofern er nicht 
ne ae dem Gesetze hiezu berechtigten Gewalt eines Andern unter- 
steht«. u 

Der Wortlaut der Art, 15 und 16 ist bereits oben angegeben, 
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(Es ist dies das Gesetz über interconfessionelle Verhältnisse, welches 
Bestimmungen über das ln der Bander enthält. Vgl. 
unten sub 11.). 

>Allein die Frage, welchen Personen ein verfassunpemnäglle gewähr- 
leistetes Recht zur Theilnahme an den religiösen Versammlungen gesetzlich 
nicht anerkannter Religionsgenossen zusteht, kann überhaupt nicht aus 
dem allgemeinen und verschiedener Interpretation fähigen Grundsatze 
der Glaubens- und Gewissensfreiheit, sondern nur aus dem Art. 16 des 
in Rede stehenden Staatsgrundgesetzes ‚ als der lex specialis erledigt 
werden«. 

»Durch diesen Artikel ist aber ein ee Recht der 
Theilnahme an der häuslichen Religionsübung nur den Anhängern 
des betr. gesetzlich nicht anerkannten Religionsbekenntnisses, den Glau- 
bensgenossen und nicht auch dritten, diesem Bekenntnisse nicht 
angehörigen Personen eingeräumt. Mag daher eine solche Befugniss 
immerhin aus allgemeinen Principien -- wie etwa, dass erlaubt sei was 
nicht verboten ist — abgeleitet werden: ein verfassungsmässig gewähr- 
leistetes Recht anderer Personen als der betreffenden Glaubensgenossen zur 
Theilnahme an der häuslichen Religionsübung ist durch das angerafene 
Staatsgrundgesetz nicht statuirt, woraus folgt, dass in der Einschränkung 
jener Befugnisse eine Verletzung verfassungsmässig gewährleisteter 
"Rechte nicht liegen kann«. 

»Was aber insbesondere schulpflichtige Kinder anbelangt, also 
Kinder, die sich in einem Alter befinden, in welchem der Wechsel des 
Religionsbekenntnisses “ausgeschlossen und der Unterricht in ihrem 
Bekenntnisse gesetzlich vorgeschrieben und unter öffentliche Ueberwachung 
gestellt ist, so kann das Recht der obersten Leitung des Unterrichts- 
wesens, dafür zu sorgen, dass religiöse Beirrung von ihnen Aue at 
werde, nicht in Zweifel gezogen werden«. 

»Was den Art. 12 anbelangt, so kann es sich nur darum handeln, 
in wie weit die Abhaltung von Öffentlichen Versammlungen zum Zwecke 
von Vorträgen oder Andachtsübungen gesetzlich nicht anerkannter 
Religionsgenossen unter dem Schutze der Verfassung bezw. des bezogenen 
Art, 12 stehe. Dies ist jedoch zu verneinen, da der verfassungsmässige 
Schutz solcher Religionsgenossenschaft zufolge Art. 16 auf die häusliche 
Religionsübung beschränkt ist. Häusliche Andacht schliesst aber zweifellos 
religiöse Vorträge und Andachtsübungen in Öffentlicher Versammlung 
aus, mit anderen Worten, der Art. 12 erhält, sofern es sich um Andachts- 
übungen gesetzlich nicht anerkannter Religionsbekenntnisse handelt, durch 
den Art. 16 seine Beschränkung«. 

Unter den Beschwerdeführern befanden sich auch solche, welche ihren 
formellen Austritt aus der evangelischen Kirche nicht vollzogen hatten ; 
hinsichtlich ihrer bemerkt das Reichsgericht: »Auf diesen Artikel (16) 
kann sich der Beschwerdeführer weder für sich noch für seine Kinder 
berufen, da nach Angabe der Beschwerdeschrift sowohl er selbst als seine 
Kinder der evangelischen Kirche angehören und Mitglieder der evange- 
lischen Gemeinde in Prag sind. Der Beschwerdeführer behauptet mit 
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Unrecht, dass ‘er durch den Ministerialerlass auch ‚gehindert sei, seiner 
religiösen Ueberzeugung selbst vor Anhängern seiner eigenen, nämlich 
der evangelisch-helvetischen Kirche Ausdruck zu geben, wenn dies schul- 
pflichtige Kinder sind, dass er daher in den durch Art. 15 des Staats- 
grundgesetzes eingeräumten Rechten verletzt sei; denn der in Rede 
stehende :Ministerialerlass bezieht sich nur auf die häusliche Andacht 
und auf Versammlungen von Angehörigen gesetzlich nicht anerkannter 
Religionsgenossenschaften«. ! 

‘In einem Falle wurde übrigens die: ministerielle Entscheidung von 
der Unterbehörde der Parteien in der Fassung mitgetheilt, dass unter 
keiner Bedingung schulpflichtige, irgend einem Religionsbekenntnisse 
angehörige Kinder zu den häuslichen Religionsübungen beigezogen werden 
dürfen. Darauf bezieht sich folgender Passus in dem‘ Erkenntnisse 
Nr. 215: »In dieser Ausschliessung,. wenn sie wirklich von dem k. k. 
Ministerium in dem Umfange des Intimationserlasses ausgesprochen 
worden wäre, hätte in der That insoferne eine Verletzung eines ver- 
fassungsmässig, namentlich durch den Art. 16 des Staatsgrundgesetzes 
über die allgemeinen Staatsbürgerrechte gewährleisteten, politischen 
Rechtes erkannt werden müssen, als durch dieselbe den Beschwerdeführern 
auch die Beiziehung von schulpflichtigen Kindern, dieihrem eigenen 
Religionsbekenntnissen angehören, zu ihren häuslichen Andachtsübungen 
Buperese! wäre«, 


IL Tnterconfessionelle Beziehungen. 


a) Belisionswechsel und religiöse Erziehung der Kinder. 


1. In dem Gesetze vom 25. Mai 1868 (R.G. Bl. Nr. 49), betr. die 
-interconfessionellen Verhältnisse, findet sich (im Art. 2) die Bestimmung, 
es seien »im Falle eines Religionswechsels eines oder beider Elterntheile 
‘ bez. der unehelichen Mutter die vorhandenen Kinder, welche das siebente 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, in Betreff des Religionsbekennt- 
nisses ohne Rücksicht auf einen vor dem Religionswechsel abgeschlossenen 
Vertrag, so zu behandeln, als wären sie erst nach dem Religionswechsel 
der Eltern, bez. der unehelichen Mutter geborene. Demnach kommt 
hinsichtlich der genannten Kinder die gesetzliche Bestimmung zur An- 
wendung, wonach Kinder der Religion der Eltern, bez. die Söhne der 
Religion des Vaters, die Töchter der Religion der Mutter zu folgen 
haben. (Art. 1). — Es entstand nun die Frage, ob.diese Vorschrift auch 
dann zu gelten habe, wenn.der hinsichtlich des Religionswechsels maass- 
gebende Elterntheil aus seiner bisherigen Religionsgenossenschaft austritt, 
ohne einer anderen beizutreten, also namentlich wenn er »confessionslos« 
bleibt. Die Verwaltungsbehörden verneinten die Frage, verpflichteten 
somit die Eltern, die Kinder unter 7 Jahren in dem bisherigen Religions- 
bekenntnisse zu belassen. Der Verwaltungsgerichtshof acceptirte in zwei 
Fällen die gleiche Rechtsanschauung. 

Im ersten Falle lag folgender Thatbestand vor: Der eheliche Vater 
eines am 1. Mai 1872 geborenen Knaben war am 7. April 1875 aus der 
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katholischen Kirche ausgetreten, und declarirte sich und sein Kind als 
confessionslos, wogegen das Ministerium für Cultus und Unterricht mit 
Entschliessung vom 2. November 1876, Z. 8735, die Eintragung des 
Knaben in die katholischen Geburts- und Taufmatriken verfügte. Vom 
Verwaltungsgerichtshofe wurde die dagegen gerichtete Beschwerde des 
Vaters als unbegründet zurückgewiesen (Erkenntniss vom 26. April 1877 
Z. 422, Samml. I, Nr. 69); die Entscheidungsgründe lauten: 

».... Der Vater des Knaben . . . behauptet, dass angesichts seines 
Religionswechsels nach Art. 2 des bezogenen Gesetzes die daselbst nor- 
mirte Folge einzutreten habe, weshalb die Entscheidung des Mifisteriums 
.. . gesetzwidrig sei«. 

»Allein es ist unrichtig, dass der Genannte sein Religionsbekenntniss 
gewechselt habe, Zwar liegt vor, dass er aus der katholischen Kirche 
ausgetreten ist, nicht aber, dass er ein anderes Religionsbekenntniss 
gewählt hätte. Kann nun schon der Bedeutung. des Wortes nach von 
einem Wechsel des Bekenntnisses nur dort die Rede sein, wo an Stelle 
eines Bekenntnisses ein anderes tritt, so erklärt der zweite Absatz des 
unter der Ueberschrift: In Beziehung auf Uebertritt von einer 
Kirche oder Religionsgesellschaft zur andern vorkommenden 
Art. 6 des cit. Gesetzes überdies ausdrücklich, in welcher Weise das 
Eintreten in eine neu gewählte Kirche oder Religionsgenossenschaft 
stattzufinden hat°). — Diese Gesetzesstelle behebt jeden Zweifel über 
die Bedingung , unter welcher der Wechsel eines Religionsbekenntnisses 
im Sinne des Gesetzes und vor ‚demselben Platz greife. In dem vor- 
liegenden Falle fehlte daher die thatsächliche Voraussetzung für die 
Anwendbarkeit des zweiten Absatzes des Art. 2«. 

»Dies festgestellt hatte das am 1. Mai 1872 den damals katholischen 
Eheleuten geborene Kind nach! Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 des 
bez. Gesetzes dem zur Zeit seiner Geburt bestandenen Religionsbekennt- 
nisse der Eltern, nämlich dem katholischen, welches eben nicht gegen 
ein anderes vertauscht worden ist, zu folgen, und durfte daher eine 
Veränderung in Hinsicht der Religion dieses wenn gleich noch nicht 
7 Jahre alten Kindes nicht stattfinden«. 

»Wenn der Beschwerdeführer vermeint, dass hier gar nicht von 
einer Aenderung im Religionsbekenntnisse des Kindes die Rede sein 
konnte, nachdem letzteres noch nicht getauft war, noch auch zur Stunde 
getauft ist, daher noch keiner Religion folgt, so ist dagegen zu bemerken, 
dass nach Art. 1 cit. in dem gegebenen Falle das katholische Religions- 
bekenntniss das durch das Gesetz ' bestimmte Bekenntniss des Kindes 


5) Art. 6 lautet: »Damit jedoch der Austritt aus einer Kirche 
oder Religionsgenossenschaft seine gesetzliche Wirkung habe, muss der 
Austretende denselben der politischen Behörde melden, welche dem Vor- 
steher oder Seelsorger der verlassenen Kirche oder Religionsgenossenschaft 
die Anzeige übermittelt«. 

»Den Eintritt in die neugewählte Kirche oder Religionsgenossen- 
schaft muss der Eintretende dem betreffenden Vorsteher oder Seelsorger 
persönlich erklärene. — 
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war, wobei der Umstand, dass der ‘kirchliche Act der Taufe noch nicht: 


vollzogen ist, nicht von Belang sein kann«. 


 »Gegenüber den weiteren Ausführungen der Beschwärde ist br 


zuheben, dass nach der bestehenden Gesetzgebung jedes Kind 
einem bestimmten Religionsbekenntnisse -angehören muss. 


Schon der $. 139 des allgem. bürgerl. G.B. macht es den Eltern zur . 


Pflicht, ihre ehelichen Kinder in der Religion zu unterrichten, eine 
Pflicht, welche nicht erfüllt werden könnte, wenn die Kinder ohne jedwede 
Religion belassen werden dürften. Das Gesetz vom 25. Mai 1868 
(R. G.Bl. Nr. 49) Art. 1—3 verordnet in der entschiedensten Weise, dass 


jedes Kind einer bestimmten Religion zu folgen hat, und macht Eltern - 


und: Vormünder, sowie Religionsdiener für die genaue Befolgung der 
diesfälligen Vorschriften verantwortlich. — Endlich enthält das Reichs- 


 Volksschulgesetz vom 14. Mai 1869 (R:G.Bl. Nr. 63) namentlich: in 


den $$. 1, 3, 17, 20 .die Bestimmungen, dass der‘ Unterricht in den 
allgemeinen. Volksschulen, sowie in den Bürgerschulen auch die Religion 
zu begreifen hat und u Eltern ihre Kinder: nicht ohne diesen Unterricht 
lassen dürfen«. 


»Das von der. Beschwerde en Gesetz vom 9. April 1870 


 (R:6.Bl. Nr. 51) und die dazu gehörende. Ministerial-Verordnung vom 


20. October 1870 (R. G. Bl. Nr.. 128) befassen sich nicht mit dem Gegen- 
stande der. Frage. Dieselben 'regeln die Art der Eheschliessung, dann 
die für die Privatrechte, sowie den Staat so wichtige Matrikenführung 
in Ansehung von Personen, welche keiner gesetzlich anerkannten Kirche 
oder Religionsgenossenschaft angehören. Heute ist aber nicht zu ent- 
scheiden, ob Kinder auch einer gesetzlich nicht anerkannten Kirche oder 
Religionsgenossenschaft angehören dürfen und es war nicht die: Imma- 
triculirung eines sog. Confessionslosen zu veranlassen«. 

»Auch der Art. 14 des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger (s. dessen Wortlaut oben) steht im. gegebenen 
Falle nicht in Frage. Wenn durch die Gesetze verordnet wird, dass 
ein Kind, ‚welches ein Religionsbekenntniss. selbst zu wählen nicht im 
Stande ist, einem und welchem bestimmten Religionsbekenntnisse an- 
gehören solle und dass dasselbe in diesem zu: unterrichten sei, so hat 
dies mit der Glaubens- und Gewissensfreiheit der Eltern nichts zu thun«. 

In dem zweiten der erwähnten Fälle hatten katholische Eheleute 
die am 30. März 1874 erfolgte Geburt eines Sohnes mit der Erklärung 
angezeigt, dass sie denselben confessionslos belassen wollen. Die Bezirks- 
hauptmannschaft verfügte am 10. Mai 1874, der Knabe: sei katholisch 
zu taufen. Daraufhin’ meldeten die Eltern ihren Austritt aus der katho- 
lischen Kirche; nichts desto weniger wurde die erwähnte Verfügung von 
den Verwaltungsbehörden, in letzter Instanz vom Ministerium für Cultus 
und Unterricht aufrecht erhalten. Auch in diesem Falle wurde die 
Beschwerde vom Verwaltungsgerichtshofe (Erkenntniss vom 27. Sept. 1879, 
Z. 1561, Samml. III. Nr. 568) als unbegründet zurückgewiesen: »Da 
nach Art. 1. Abs. 1 des Gesetzes vom 25. Mai 1868 (R.G.Bl. Nr. 49) 
eheliche Kinder, sofern beide Eltern demselben Bekenntnisse angehören, 


344 Miscellen. 


der Religion ihrer Eltern zu folgen haben, die Eltern also keineswegs 
berechtigt sind, ihren Kindern ein beliebiges 'Religionsbekenntniss zu 
belassen, so war die von der Bezirkshauptmannschaft am 10. Mai erflossene, 
von den Beschwerdeführern nicht weiter angefochtene Verfügung, dass 
der Sohn der Beschwerdeführer katholisch zu taufen sei, im Gesetze 
durchaus begründet. Es kann sich nur mehr darum handeln, ob durch 
den nachher erfolgten Austritt der Beschwerdeführer aus der katholischen 
Kirche diese im Gesetze begründete und durch die angefochtene Ent- 
scheidung wiederholte Bestimmung des Religionsbekenntnisses des Kindes 
— ipso facto hinfällig geworden sei<e. Dies wird nun mit derselben 
Motivirung wie im ersten Falle verneint. 

2. Im theilweisen Widerspruche mit der in den Entscheidungsgründen 
der eben besprochenen Erkenntnisse geltend gemachten Rechtsansicht 
steht ein in neuester Zeit vom Verwaltungsgerichtshofe geschöpftes 
Erkenntniss. Der Fall unterschied sich von den vorigen darin, dass die 
Geburt des Kindes in einem Zeitpuncte erfolgte, da die Eltern bereits 
aus dem Verbande der katholischen Kirche ausgetreten waren und erklärt 
hatten, keiner der gesetzlich anerkannten Religionsgenossenschaften 
angehören zu wollen. Das Ministerium erkannte, der Vater sei ver- 
pflichtet, das Kind taufen und katholisch erziehen zu lassen. Diese 
Entscheidung wurde vom Verwaltungsgerichtshofe als gesetzwidrig auf- 
“gehoben (Erkenntniss vom 22. April 1882, Z. 848, Samml. VI. Nr. 1884). 
In den Entscheidungsgründen wird ausgeführt: 

»Es frägt sich, ob die getroffene Verfügung, dass dieses Kind 
katholisch zu taufen und katholisch zu erziehen sei, einerseits dem 
Thatbestande, anderseits den Bestimmungen des Gesetzes vom 25. Mai 1868 
(R.G. Bl. Nr. 49) »in Beziehung auf das Religionsbekenntniss der 
Kinder« und den Anordnungen des Gesetzes vom 9. April 1870 (R.G.Bl. 
Nr. 51) entspreche. Der Verwaltungsgerichtsbof konnte diese Frage nur 
verneinen. Nach Art. 1 des ersteit. Gesetzes folgen eheliche Kinder, 
soferne beide Eltern demselben Bekenntnisse angehören, der Religion 
ihrer Eltern, bei gemischten Ehen die Söhne dem Vater, die Töchter 
der Mutter, eventuell im Falle vertragsmässiger Verabredung dem hiernach 
entscheidenden Elterntheile«. 

»Nach der Absicht des Gesetzes soll demnach, soweit es sich um 
die erste Bestimmung des Religionsbekenntnisses handelt, für eheliche 
Kinder keine andere Religion bestimmt werden, als welcher beide Eltern 
oder wenigstens ein Elterntheil angehören. Nach. dieser Absicht des 
Gesetzes müssen auch offenbar jene Fälle entschieden werden, für welche 
in diesem Gesetze eine directe Bestimmung nicht getroffen ist, nämlich 
das Religionsbekenntniss jener Kinder, deren Eltern zur Zeit der Geburt 
derselben keinem gesetzlich anerkannten Bekenntnisse angehören. Es 
muss also auch hier daran festgehalten werden, dass das religiöse Be- 
kenntniss der Eltern, eventuell bei gemischten Ehen des betreffenden 
Elterntheils für das Kind maassgebend ist, dass somit, wenn die Eltern 
keinem gesetzlich anerkannten Bekenntnisse angehören, auch das Kind 
für ein solches nicht in Anspruch genommen werden kann. Diese aus 
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der Absicht des Gesetzes vom 25. Mai 1868 abgeleitete Bestimmung 
findet dann ihre positive Begründung in dem Gesetz vom 9. April 1870, 
durch welches erst die staatlichen Verhältnisse der keiner gesetzlich 
anerkannten Kirche angehörigen Personen gesetzlich festgestellt worden 
sind und welches ausdrücklich auch die Führung der Geburtsregister für 
die Kinder solcher Personen bei der politischen Behörde verordnet ($. 3)«. 

»Hiernach hatte die Administrativbehörde im vorliegenden Falle 
sich aus Anlass der... . erstatteten Geburtsanzeige strenge auf diese 
Amtshandlung zu beschränken, welche ihr durch das Gesetz v. 9. April 1870 
vorgeschrieben ist, d. i. sie hatte lediglich den Geburtsfall in die von 
ihr zu führenden Geburtsregister einzutragen. Die darüber hinausgehenden 


Acte der Administrativbehörde hingegen, welche darauf hinzielen, dieses 


‘Kind der von den Eltern verlassenen katholischen Kirche zuzuführen, 
hatten keine gesetzliche Begründung und musste daher die angefochtene 
Entscheidung aufgehoben werden«. 

Hiezu nur eine kurze Bemerkung. 

Die letztangeführte Argumentation scheint uns überzeugend, und 
die darauf gegründete Entscheidung angesichts der positiven Bestim- 
mungen des österreichischen Rechtes die allein richtige zu sein, so viel 
wir übrigens de lege ferenda an diesen Bestimmungen auszustellen hätten. 
Daraus ergiebt sich aber unseres Erachtens folgerichtig die Hinfälligkeit 
der ad 1 angeführten Entscheidungen. Denn ist es, wie der Verwal: 
tungsgerichtshof richtig ausführt, »Absicht des Gesetzes«, dass für ehe- 
liche Kinder keine andere Religion bestimmt werde, als welcher wenigstens 
ein Elterntheil angehört, so ist es nicht minder klar ausgesprochene 
Absicht des Gesetzes, dass dieser Norın Kinder bis zum 7. Jahre unter- 
worfen sein sollen. Wird also aus jener Annahme weiter gefolgert, dass 
wenn die Eltern zur ‘Zeit der Geburt des Kindes keinem gesetzlich an- 
erkannten Bekenntnisse angehören, auch das Kind für ein solches nicht 
in Anspruch genommen werden kann, so ist derselbe Schluss auch für 
den Fall nicht abzuweisen, wenn der Austritt der Eltern zwar nach 
der Geburt des Kindes, wohl aber zu einer Zeit erfolgt, als dieses das 
7. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Der grosse Nachdruck, der auf 
das Wort »Religions wechsel« gelegt wird, ist um so weniger gerecht- 
fertigt, als hiebei übersehen wird, dass wer keiner gesetzlich anerkannten 
Religionsgenossenschaft angehört, hiermit noch nicht nothwendig Mangel 
jeder positiven Religion (»Confessionslosigkeit«) bekundet. 


b) Religionsunterricht an öffentlichen Schulen. 


Folgende gesetzliche Bestimmungen kommen hier zunächst in 
Betracht: | 

a) Das Staatsgrundgesetz vom 21. December 1867 (R. G. Bl. Nr. 142) 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, Art. 17, Abs. 4: »Für 
den Religionsunterricht in den Schulen ist von der betreffenden Kirche 
oder Religionsgesellschaft Sorge zu tragen«. ” 

b) Das Gesetz vom 25. Mai 1868 (R. G. Bl. Nr. 48) grundsätzliche 
Bestimmungen über das Verhältniss der Schule zur Kirche«, $. 2; 
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»Unbeschadet dieses (des staatlichen) Aufsichtsrechts bleibt die Besorgung, 
Leitung und unmittelbare Beaufsichtigung des Religionsunterrichts und 
der Religionsübungen für die verschiedenen Glaubensgenossen in den 
Volks- und Mittelschulen der betreffenden Kirche oder Religionsgesell- 
schaft überlassen«. 

c) Das Gesetz über die Volksschulen vom 14. Mai 1869 (R.G. Bl, 
Nr. 62) 8. 5: »Der Religionsunterricht wird durch die betreffenden 
Kirchenbehörden (Vorstände der israelitischen Cultusgemeinden) besorgt 
und zunächst von ihnen überwacht«. 

Bei der praktischen Anwendung obiger Grundsätze ergab sich sofort 
der Zweifel, ob die den Religionsgesellschaften überwiesene Besorgung 
des Religionsunterrichtes als eine unentgeltliche Verpflichtung anzusehen 
sei. Zur Lösung dieser Frage wurde nun das Gesetz vom 20. Juni 1872 
(R.G. Bl. Nr. 86) erlassen. Es bestimmt: 

$. 1. »Die den Kirchen- und Religionsgesellschaften gemäss $. 2 
des Gesetzes vom 25. Mai 1868 und $. 5 des Gesetzes vom 14. Mai 1869 
(s. oben) obliegende Besorgung des Religionsunterrichtes schliesst die 
Verpflichtung zur unentgeltlichen Ertheilung dieses Unterrichtes in sich«. 

8. 3. »Ausnahmsweise kann für die Besorgung des Religionsunter- 
richtes an einer mehr als dreiclassigen allgemeinen Volksschule oder an 
einer Bürgerschule eine Remuneration ertheilt, oder, jedoch nur an einer 
Bürgerschule, ein eigener Religionslehrer bestellt werden, wenn und in 
so lange über Antrag der Bezirksschulbehörde die betreffende Landes- 
schulbehörde wegen besonderer Verhältnisse das Bedürfniss hiezu aner- 
kennt. Wenn der Religionsunterricht in Gemässheit des $. 5 des Gesetzes 
vom 14. Mai 1869 durch einen weltlichen Lehrer ertheilt wird, ist dem- 
selben eine angemessene Remuneration zu bewilligen«. 

»Bei Aufbringung der Mittel für die Kosten, welche nach diesem 
Paragraphen für den Religionsunterricht erwachsen, ist mit Beobachtung 
des Art. 10 des Gesetzes vom 25. Mai 1868, Nr. 49 R. G. Bl. vorzu- 
gehen«?). | 

8. 4. »Die regelmässige Ertheilung des Religionsunterrichtes an 
Lehrerbildungsanstalten und Mittelschulen ist für jede Confession sicher- 
zustellen, welcher wenigstens zwanzig Schüler in allen Classen zusammen, 
an welchen die Religion als obligater Lehrgegenstand gelehrt wird, 
angehören«. 

1) Derselbe lautet: »Die Bestimmungen des Art. 9 [dass nämlich 
Angehörige einer Confession, abgesehen von speciellen Titeln, zu Bei- 
trägen für Cultus und Wohlthätigkeitszwecke einer andern Confession 
nicht verhalten werden können] finden auch aufBeiträge und Leistungen 
für Unterrichtszwecke volle Anwendung, ausser wenn die Angehörigen 
einer Kirche oder Religionsgenossenschaft mit Angehörigen einer andern 
vermöge der gesetzlichen Einschulung Eine Schulgemeinde bilden, in 
welchem Falle die Eingeschulten ohne Unterschied der Confession die 
zur Errichtung und Erhaltung der gemeinschaftlichen Schule und zur 
Besoldung der an derselben angestellten Lehrer erforderlichen Kosten, 
jedoch mit Ausschluss der Kosten für den Reli- 


gionsunterricht dereinerandern Confession Änge- 
hörigen, zu tragen haben«. — 
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8.5. »Die für den Religionsunterricht nach $. 4 erwachsenden 
Kosten, insofern weder dieselben aus den Religions- oder Cultusfonden 
bestritten werden, noch zur Deckung derselben bei einzelnen Schulen 
eigene Fonde oder Verpflichtungen einzelner Personen oder Corporationen 
bestehen, gehören zu dem Aufwande der betreffenden Schulen«. 

Durch die eben angeführten Bestimmungen war die Frage, ob und 
unter welchen Voraussetzungen eine Entlohnung für die Ertheiluug des 
Religionsunterrichtes zugestanden werden kann, allerdings entschieden, 
'keineswegs aber die nicht minder wichtige Frage, wer den hieraus sich 
ergebenden Kostenaufwand zu tragen habe. Nur so viel war klar, dass 
Angehörige einer fremden Confession zu diesen Kosten in keinem Fall 
herangezogen werden können. 

Hinsichtlich der Volksschulen nun glaubt das Ministerium für 
Cultus und Unterricht aus dem zweiten Absatze des $.3 des angeführten 
Gesetzes im Zusammenhange mit Art. 9 und 10 des Gesetzes vom 
25. Mai 1868 die Folgerung ableiten zu können, dass die erwähnte 
Verpflichtung die Confessionsgenossen der Schulgemeinde treffe, 
und in diesem Sinne wurden auch für einzelne Provinzen Durchführungs- 
verordnungen erlassen. Dagegen hat der Verwaltungsgerichtshof. diese 
Rechtsanschauung zurückgewiesen und die darauf basirten behördlichen 
Entscheidungen als gesetzwidrig aufgehoben. 

»Seinem klaren Wortlaute nach« — heisst es in den Entscheidungs- 
gründen (Erk. vom 29. Nov. 1878, Z. 1783, Samml. II. Nr. 372 u. vom 
23. Mai 1879, Z. 868, Samml. IIL Nr. 497) — »will der Art. 10 des 
Gesetzes vom 25. Mai 1868 (s. den Text oben) nichts weiter besagen, 
als dass die Bestimmungen des Art. 9 desselben Gesetzes auch auf 
Beiträge und Leistungen für Unterrichtszwecke volle Anwendung finden. 
Durch diesen Artikel wollte demnach bestimmt werden, dass Angehörige 
einer Kirche oder Religionsgesellschaft zu Beiträgen für confessionelle 
Unterrichtszwecke einer andern Religionsgesellschaft -- von speciellen 
Titeln abgesehen — nicht verhalten werden können. — Offenbar eine 
blosse Bethätigung dieses Grundsatzes und keine Ausnahme hievon ist 
es, wenn in dem weiteren Satze bestimmt wird, dass wenn Angehörige 
verschiedener Confessionen kraft gesetzlicher Einschulung eine Schul- 
gemeinde bilden, Alle die Kosten der Erhaltung dieser Schule, mit 
Ausschluss der Kosten für den Religionsunterricht der andern Confession 
zu tragen haben, Denn in einem solchen Falle handelt es sich eben um 
keine auschliesslich confessionelle Schule, nicht um die Bedeckung eines 
Aufwandes für confessionelle Zwecke und soweit solche confessionelle 
Zwecke und der Aufwand hiefür in Frage kommen, tritt auch der Grund- 
satz des Art. 9 resp. 10 in volle Wirksamkeit. — Dies und nichts mehr 
ist der Inhalt des Art. 10. Weder wörtlich, noch auch dem Sinne nach 
wurde durch diesen Artikel ausgesprochen, dass der Schulgemeinde als 
Concurrenzorgan bezieh. den betreffenden Confessionsgenossen derselben 
die Verpflichtung auferlegt werde, in Hinkunft die Kosten des Religions- 
unterrichts zu tragen. Sollten ja doch durch dieses Gesetz vom 
25. Mai 1868 nur die interconfessionellen Verhältnisse der 
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. Staatsbürger in den verschiedenen Beziehungen geregelt, also speciell 
im 4. Abschnitt die Frage gelöst werden, ob und inwieweit der 
einzelne Staatsbürger zu Cultuszwecken einer Confession, welcher er 
nicht angehört, beizutragen hat. Keinerdiugs war es aber Zweck und 
Aufgabe dieses Gesetzes, die Concurrenzgruppen zu bestimmen, welchen 
die Bedeckung des Aufwandes für confessionelle Zwecke obliegen 
wirde..... »Könnte übrigens eine auf den blossen Buchstaben 
gegründete Auslegung des Art. 10 überhaupt als die zulässige 
angesehen und demzufolge angenommen werden, dass durch den 
Art. 10 der Umfang der Concurrenzpflicht der Schulgemeinden 
bestimmt werden sollte, dann würde durch diesen Artikel die Frage, 
wer die Kosten des Religionsunterrichtes zu zahlen habe, nach 
welchem Maassstabe sie aufzulegen und wie einzuheben sind, eben- 
sowenig gelöst sein, weil derselbe vollständig im Einklange mit 
der klaren Absicht des Gesetzes wohl sagt, für welche Zwecke alle 
Concurrenten ohne Rücksicht auf das Glaubensbekenntniss beizusteuern 
haben, aber nicht sagt, in welcher Weise die Kosten für den 
Religionsunterricht, die er von dieser gemeinschaftlichen Concurrenz 
ausschliesst, aufgebracht werden sollen«. 

»Das von der Administrativbehörde weiter berufene Gesetz, nämlich 
der $3 Abs. 2 des Gesetzes vom 20. Juni 1872 verordnet, dass bei Auf- 
bringung der Mittel für die Kosten, welche nach diesem Paragraphen für den 
Religionsunterricht erwachsen, mit Beobachtung des Art. 10 des Gesetzes 
vom 25. Mai 1868 vorzugehen sei. Ebenso sehr mit Rücksicht auf den 
oben festgestellten Sinn des Art. 10, als mit Rücksicht auf den Wort- 
laut des Abs. 2 $. 3 kann auch dieser Gesetzesstelle die von den Ad- 


ministrativbehörden beliebte Deutung nicht gegeben werden, es habe 


die Aufbringung der Kosten für den Religionsunterricht nach Schul- 
gemeinden zu geschehen. — Es ist bekannt, dass das Gesetz vom 20. Juni 
1872 deshalb erlassen wurde, weil bei Ausführung des Gesetzes vom 25. Mai 
1868 und 14. Mai 1869 Zweifel und Schwierigkeiten in der Richtung 
entstanden sind, ob immer und unter allen Umständen der Religions- 
unterricht unentgeltlich zu ertheilen sei... .. Absicht und Zweck des 
Gesetzes war also zu bestimmen, wann und unter welchen Umständen 
die Ertheilung des Religionsunterrichts entgeltlich, wann unentgeltlich 
zu erfolgen habe. Weder der 8.3 Abs.2 noch irgend eine andere Stelle 
des Gesetzes vom 20. Juni 1872 löst dagegen die Frage, auf welche Weise, 
durch welche Concurrenzfactoren die Mittel für die Kosten des Religions- 
unterrichts aufzubringen sind. Daraus, dass das Gesetz diese Frage nicht 
löst und nicht lösen will, erklärt sich, warum dasselbe im 8. 3 die 
Ausdrucksweise »bei Aufbringung der Mittel für die Kosten« also 
eine Wortfügung wählt, welche den Modus der Einhebung vollständig 
unberührt lässt und welche unmöglich hätte gewählt werden können, 
wenn das Gesetz darüber hätte Bestimmungen treffen wollen, von wem 
und auf welche Weise der Aufwand für den Religionsunterricht herein- 
zubringen sei. — Wie wenig dies in der Absicht des Gesetzes lag, zeigt 
desgleichen der $. 5 desselben Gesetzes, welcher sich gleichfalls damit 
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begnügt, auszusprechen, dass die nach $. 4 erwachsenden Kosten für 
den Religionsunterricht »zu dem Aufwande der betr. Schulen« gehören, 
ohne des weiteren die Frage zu berühren, wie dieser Aufwand hereinzu- 
bringen sei«. — . 

»Die eigentliche. und wahre Entscheidungsquelle für die Frage, ob 
der Aufwand für den Religionsunterricht im Wege der Schulgemeinde 
oder anderer Concurrenzfactoren aufzubringen sei, können mithin nur 
jene Gesetze sein, welche die Erhaltung der öffentlichen Volksschulen 
und die Mittel zu seiner Bestreitung regeln«. ... 

Die zuletzt erwähnte Regelung nun ist Gegenstand specieller Landes- 
gesetze, welche zumeist die Bezüge des Lehrpersonals nicht der Schul- 
gemeinde, sondern dem Schulbezirke zur Last legen. Daher erklärt 
der Verwaltungsgerichtshof in diesen Ländern (speciell für Böbmen auf 
Grund des Gesetzes vom 24. Februar 1873 Landesgesetzbl. Nr. 16) 
die betreffenden Glaubensgenossen des ganzen Schulbezirkes für ver- 
pflichtet, den Aufwand für den Religionsunterricht an Volksschulen zu 
bestreiten). (S. die cit. Erkenntnisse Samml. Nr. 372, 497 und das Erk. 
11. Mai 1882, 2. 1018, Samml. VI, Nr. 1404). Dagegen wurde in Krain 
dieser Aufwand dem sog. Normalschulfond zugewiesen, weil dieser Fond 
auf Grund des Gesetzes vom 26. October 1875 (Landesgesetzbl, f. Krain 
Nr. 27) die Zahlung der Activitätsbezüge des Lehrstandes übernommen 
hat (Erkenntnis vom 2. März 1882, Z. 397 und 398, Sammlung VI. 
Nr. 1325, 1326). 

Noch sind hinsichtlich des Religionsunterrichtes an Volkschulen fol- 
gende Aussprüche des Verwaltungs-Gerichtshofes zu verzeichnen: 

1. Das Ministerium für Cultus und Unterricht hat entschieden, 
dass, nachdem im Sinne des Art. 10 des Gesetzes vom 25. Mai 1868, 
sowie des Gesetzes vom 20. Juni 1872 nur die Confessionsgenossen zur 
Bestreitung der Kosten für den Religionsunterricht heranzuziehen sind, 
alle juristischen Personen, da sie ihrem Wesen nach einer 
Confession überhaupt nicht angehören können, von der Umlage nicht 
getroffen werden dürfen. Auch diese Entscheidung wurde als im Gesetze 
nicht begründet aufgehoben. »Nach dem Wortlaute dieser Gesetzes- 
stelle (Art. 10) kommt, wenn es sich um Kosten für den katholischen 
Religionsunterricht handelt, ein Befreiungstitel nur »Angehörigen einer 
anderen Confession«, also nur physischen, einer andern als der katho- 
lischen Religionsgesellschaft angehörigen Personen zu. Durch diese 
Gesetzesstelle wird demnach die in der allgemeinen Concurrenzpflicht für 
Unterrichtszwecke begründete Beitragspflicht juristischer Personen nicht 
berührt« (Erkenntniss vom 10. December 1880, Z. 2430, Samml. IV. 
Nr. 948), 

2. Der Verwaltungs-Gerichtshof entschied, dass die in älteren Vor- 
schriften begründete Verpflichtung der katholischen Confessionsgenossen, 


!) Die praktische Durchführung dieses Grundsatzes ist ‚allerdings 
mit so grossen Schwierigkeiten verbunden, dass eine Remedur im Gesetz- 
gebungswege dringend nothwendig erscheint. 
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dem Geistlichen zum Zwecke der Ertbeilung des Religionsunterrichtes 
an Öffentlichen Volksschulen unter gewissen Voraussetzungen eine Fahr- 
gelegenheit beizustellen, gegen den im Gesetze vom 20. Juni 1872 aus- 
gesprochenen Grundsatz der Unentgeltlichkeit des Religionsunterrichtes 
nicht verstosse und daher fortzubestehen habe (Erk. 17. März 1880, Z. 506, 
Samnl. IV, Nr. 732, 10. Febr. 1881, Z. 206, V, Nr. 1011, 80. März 1881, 
2. 443, V, Nr. 1058, 21. April 1882, Z. 835, VI, Nr. 1383). 

3. In den bereits citirten Erkenntnissen Nr. 1325 und 1326 ist auch 
der Grundsatz ausgesprochen, dass der Aufwand für den Religionsunter- 
richt nicht den Cultus- sondern den Unterrichtsauslagen beizuzählen sei, 
weil nach dem Volksschulgesetze die Religion zu den obligaten Lehr- 
gegenständen gehöre. Daraus wird dann weiter gefolgert, dass über die 
Verpflichtung zur Bestreitung dieses Aufwandes die staatlichen Schul- 
behörden zu entscheiden berufen seien. 

4, In Vebereinstimmung mit der Ansicht des Ministeriums erkannte 
der Verwaltungs-Gerichtshof, dass der Ausdruck »über Antrag der Bezirks- 
schulbehörde« im $. 3 des Gesetzes vom 20. Juni 1872 nicht so auszu- 
legen sei, als ob die Landesbehörde bei der Bewilligung einer Entlohnung 
für den Religionsunterricht an die Zustimmung der Bezirksschulbehörde 
gebunden wäre (Erkenntniss vom 14. Juni 1877, Z. 836, Sammlung I, 
Nr. 93). — 

Auch in Bezug auf Mittelschulen hatte der Verwaltungs- 
Gerichtshof die Frage der Kosten für Religionsunterricht in einem 
Rechtsfalle zu prüfen, Das Ministerium für Cultus und Unterricht hatte 
nämlich die Commune Wien für verpflichtet erklärt, die Kosten des 
evangelischen Religionsunterrichtes an dem Mariahilfer Communal- 
gymnasium zu tragen. Die dagegen von der Gemeindevertretung erhobene 
Beschwerde hat der Verwaltungs-Gerichtshof als unbegründet abgewiesen ; 
das Erkenntniss (12. Februar 1880, 2.30, Samml. IV, Nr. 697) wird in 
folgender Weise motivirt: 

»Wenn auch der $. 4 des Gesetzes vom Jahre 1872 über die einen 
Beschwerdepunct bildende Frage, wem die Sicherstellung des evan- 
gelischen Religionsunterrichtes an der mit dem Oeffentlichkeitsrechte 
versehenen Gemeinde-Mittelschule in Mariahilf obliegt, eine nähere Be- 
stimmung nicht trifft, so ist doch die Absicht des Gesetzgebers hinsicht- 
lich dieses Punctes aus $. 6 dieses Gesetzes deutlich zu entnehmen. 
Dieser $, ordnet nämlich an, dass rücksichtlich des Rechtes zur Be- 
setzung der mit Gehalt oder Remuneration verbundenen Religionslehrer- 
stellen — und um eine solche handelt es sich vorliegenden Falles — 
sowie des hiebei einzuhaltenden Vorganges dieselben Vorschriften zu 
gelten haben, welche für die weltlichen Dienstesstellen der betreffenden 
Schulen bestehen. Hinsichtlich dieser letzteren kommt im vorliegenden 
Falle, wo es sich um eine von der Commune Wien errichtete und erhaltene 
Privatschule handelt, das Recht der Besetzung und die Pflicht der 
Bestellung im Sinne des Gesetzes vom 27. Juni 1850 (R. G. Bl, Nr. 309) 
der Commune Wien zu, — In analoger Weise hat gemäss $. 6 des 
Gesetzes vom Jahre 1872 die‘Commune Wien den evangelischen Religions- 
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unterricht an ihrer Mittelschule in Mariahilf sicherzustellen, sobald — 
was vorliegenden Falls unbestritten — die gesetzlichen Voraussetzungen 
des $. 4 gegeben sind.« Ä 

»Was die Kosten dieses Unterrichts, worauf sich der weitere Be- 
schwerdepunct bezieht, betrifft, so gehören dieselben nach $. 5 des 
Gesetzes vom Jahre 1872, insoferne dieselben weder aus den Religions- 


oder Cultusfonden bestritten werden, noch zur Deckung derselben an . 


einzelnen Schulen eigene Fonde oder Verpflichtungen einzelner Personen 
. oder Corporationen bestehen, zu dem Aufwande der betreffenden Schulen. 
Der $.5 knüpft die Bestimmung, dass diese Kosten zum Aufwande der 
betr. Schulen gehören, nur an die Voraussetzung der Thatsache, dass 
sie nicht aus den Religions- oder Cultusfonden bestritten werden, und 
dass nicht besondere Fonde oder Verpflichtungen bei einzelnen Schulen 
bestehen. — Es kann daher aus dieser Gesetzesbestimmung nicht die 
Folgerung abgeleitet werden, dass in erster Linie die Religions- und 
Cultusfonde, auch ohne eine specielle Widmung oder Gestattung, diese 
Kosten zu bestreiten verpflichtet seien... Der Bestand eines zu ihrer 
Bestreitung vorhandenen eigenen Fondes oder einer bezüglich dieser 
Schule speciell bestehenden Verpflichtung einzelner Personen oder Cor- 
porationen ist aber im Administrativverfahren von keiner Seite auch 
nur behauptet worden. — Sonach gehören die Kosten für den evangel. 
Religionsunterricht an dieser Schule zu dem Aufwande derselben und 
sind somit von jenem zu bestreiten, der die Erhaltung dieser Schule im 
Allgemeinen übernahm, d. i. im Sinne des Gesetzes vom 27. Juni 1850 
die Commune Wien, um deren Privatschule es sich handelt«. 


c) Confessionellen Unterrichtszwecken gewidmete Fonde. 


Die katholische Schule zu Bielitz (Schlesien), welche mit einem 
besonderen Vermögen, dem sog. katholischen Hauptschulfond ausgestattet 
war, wurde im Jahre 1869 als allgemeine öffentliche Volksschule con- 
stituirt. Als dann auf Grund des schlesischen Landesgesetzes vom 
28. Februar 1870 (Schles. L.G. Bl. Nr. 16), betr. die Errichtung und 
Erhaltung der öffentlichen Volksschulen, ein von der Gemeindevertretung 
zu verwaltender Localschulfond zur Bestreitung des Schulaufwandes 
gegründet und diesem unter Anderm »die für Schulzwecke gemachten 
Geschenke und Vermächtnisse« zugewiesen wurden, da fällte das Mini- 
sterium für Cultus und Unterricht die Entscheidung: a) der katholische 
Hauptschulfond habe in der Verwaltung des Gemeinderathes zu verbleiben, 
dessen Einkünfte, in so weit sie nicht durch andere zu Recht bestehende 
Verbindlichkeiten in Anspruch genommen werden, seien zur Bestreitung 
der Dotation des Lehrerpersonals an der öffentlichen Knabenschule zu 
Bielitz zu verwenden und haben als solche in den Localschulfond zu 
fliessen; b) der genannte katholische Fond gehöre in das Eigenthum des 
Loocalschulfonds. Der Verwaltungsgerichtshof hat den Ausspruch ad b als 
gesetzwidrig aufgehoben, im Uebrigen die gegen die Ministerialentschei- 
dung gerichtete Beschwerde zurückgewiesen und sein Erkenntniss (vom 
30. Juni 1877, Z. 894, Samml. I. Nr. 102) in folgender Weise begründet: 
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»Der erste Theil der Entscheidung ... wird als mit Art. 15 des 
Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867 (R.G. Bl. Nr. 142) und 
$. 8 des Gesetzes vom 25. Mai 1868 (R.G. Bl. Nr. 48) °) nicht vereinbar 
angefochten, weil der gedachte Fond für katholische Unterriehtszwecke 
bestimmt und nachweisbar für die katholischen Glaubensgenossen in 
Bielitz gewidmet sei. -— Allein wird erwogen, dass die Leistungen 
des Lehrpersonals, zu dessen Dotation die Fondsrenten mit dem erwähnten 
Vorbebalte zu verwenden sind, der katholischen Bevölkerung der Schul- 
gemeinde zu Bielitz und zwar bei dem Umstande, dass dort für die 
Andersgläubigen abgesonderte Schulen bestehen, ausschliesslich oder doch 
vorzugsweise zu Statten kommen, weil die Kinder evangelischen Glaubens 
sowohl als auch die Kinder jüdischer Eltern in der Regel nicht die 
allgemeine Öffentliche Volksschule, sondern die für sie bestehenden 
confessionellen Schulen besuchen; wird ferner erwogen, dass nach $. 42 
des schlesischen Landesgesetzes vom 28. Februar 1870 (L.G.Bl. Nr. 16) 
in den von der Gemeinde des Schulortes zu verwaltenden Localschulfond 
die für Schulzwecke gemachten Geschenke und Vermächtnisse mit Auf- 
rechthaltung ihrer etwaigen speciellen Bestimmung, soweit sie mit dem 
Schulzwecke vereinbar ist, und andere besondere Einnahmen für Schul- 
zwecke zu. fliessen haben und dass für die vorgängige Bestreitung anderer 
zu Recht bestehender Verbindlichkeiten mit den Fondsmitteln in der 
angefochtenen Entscheidung entsprechend vorgedacht ist — so lässt sich 
in diesem Theile der Entscheidung eine Gesetzwidrigkeit um so weniger 
erkennen, nachdem die bestandene katholische Hauptschule, an welcher 
der fragliche Fond sich vorgefunden hat, . . als allgemeine öffentliche 
Volksschule constituirt worden ist... Tnebesondirs ist der angerufene 
staatsgrundgesetzliche Art. 15 nicht verletzt, weil durch die obige Be- 
stimmung der angefochtenen Entscheidung die. Katholiken zu Bielitz 
den Besitz und Genuss des für Unterrichtszwecke bestimmten Fondes 
nicht einbüssen. Dasselbe gilt hinsichtlich des $. 8 des Gesetzes vom 
25. Mai 1868, weil ja das Fondseinkommen den katholischen Glaubens- 
genossen durch den Unterricht der katholischen Jugehd zu Statten kommt 
und für die vorgängige Bestreitung specifisch kath. Auslagen stiftungs- 
gemäss vorgedacht ist«. 

»Anders aber verhält sich die Sache hinsichtlich des zweiten Theiles 
der angegriffenen Entscheidung . . . Der Gerichtshof findet abweichend 
von der Seitens des belangten Ministeriums vertheidigten Ansicht, dass 
durch die Constituirung der katholischen Hauptschule als allgemeine 
öffentliche Volksschule allerdings eine Aenderung im Rechtssubjecte 
bewirkt worden ist. Denn an der bestandenen katholischen Hauptschule 
war gemäss $. 1 der politischen Verfassung deutscher Schulen der 


®) Der Wortlaut des Art. 15 des Staatsgrundgesetzes ist bereits 
oben angegeben; $. 8 des Gesetzes vom 25. Mai 1868 lautet: »Das 
Einkommen der Normalschulfonde, des Studienfondes und sonstiger 
Stiftungen für Unterrichtszwecke ist ohne Rücksicht auf das Glaubens- 
bekenntniss zu verwenden, insoweit es nicht nachweisbar für gewisse 
Glaubensgenossen gewidmet ist«e. 
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katholische Religionsunterricht »der Haupttheil der Belehrung«, wogegen 
an der allgemeinen Volksschule der Unterricht in der Religion nicht 
auf die katholische beschränkt ist, sondern auch auf die evangelische 
und jüdische sich ausdehnt ($. 5. Gesetz vom 14. Mai 1869, R. G. Bl. 
Nr. 62); die katholische Hauptschule hat unter der unmittelbaren Leitung 
und Aufsicht der katholischen Geistlichkeit gestanden, während dagegen 
laut des Gesetzes vom 25. Mai 1868 (R,G. Bl. Nr. 48) der Unterricht 
an der Volksschule, wie sie jetzt besteht, in den Lehrgegenständen ausser 
der Religion von dem kirchlichen Einflusse durchaus unabhängig ist; 
endlich war die katholische Hauptschule zu Bielitz, wo für die 
Evangelischen schon damals eine abgesonderte Schule bestanden hat, 
nur für katholische Kinder bestimmt und auch thatsächlich von solchen 
besucht, indem laut des 23. Abschnittes der Schulverfassung das Schul- 
wesen der Akatholiken gesondert von dem der Katholiken behandelt 
wurde, wogegen die Volksschule der Gegenwart laut $. 2 des Reichs- 
volksschulgesetzes grundsätzlich der Jugend ohne Unterschied des Glaubens- 
bekenntnisses zugänglich ist. — Die katholische, d. i. confessionelle 
Schule von ehemals und die allgemeine öffentliche, nicht confessionelle 
Schule der Gegenwart sind zwei grundverschiedene Lehranstalten«. 

»Eine sp wichtige und wesentliche Abänderung der Stiftung, wie 
sie durch eine Aenderung im Rechtssubjecte Platz griffe, ist aber weder 
durch die für Schlesien bestehende Schulgesetzgebung . . . geboten oder 
gerechtfertigt, noch ist sie angesichts des berufenen Art. 15 des Staats- 
grundgesetzes zulässig. — Wenn das Gesetz verfügt, dass in den Local- 
schulfond die für Schulzwecke gemachten Geschenke und Vermächtnisse 
zu fliessen haben, so kann dies nicht auf die Einziehung eines aus vielen 
derartigen Widmungen angesammelten, mehr als 18000 Gulden be- 
tragenden Fondes ausgedehnt werden. In dieser Zuwendung des Fondes 
an ein anderes Rechtssubject läge eine gesetzwidrige Rechtsverletzung 
der Katholiken in Bielitz, die für sie beispielsweise in dem Falle von 
praktisch empfindlichen Folgen werden könnte, wenn sie gleich den 
Evangelischen und Juden eine Volksschule ihres Bekenntnisses gründen 
wollten, oder wenn es sich im Sinne des Gesetzes vom 20. Juni 1872 
um ausnahmsweise Remunerirung für Besorgung des katholischen Reli- 
gionsunterrichts handeln würde. Demnach war die angefochtene Mini- 
sterialentscheidung insoferne als gesetzwidrig aufzuheben, als damit 
ausgesprochen worden ist, dass der katholische Hauptschulfond in das 
Eigenthum des Localschnlfonds zu Bielitz gehört«, 


d) Juden als Subjecte des Patronats. 


Das Ministerium für Cultus und Unterricht: hat einem Juden das 
von ilım auf Grund des dinglichen Patronates angesprochene Präsen- 
tationsrecht aberkannt und der Verwaltungsgerichtshof die dagegen 
erhobene Beschwerde zurückgewiesen (Erkenntniss vom 18. Nov. 1876, 
2. 320, Samnl. I. 4). That- und Rechtsfrage ergeben nachstehende 
Entscheidungsgründe: 

»Nach Inhalt der Beschwerde hatte Leopold Kolban in seiner Eigen- 
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schaft als Gutsbesitzer von Domaslowiz, sowie als Patron der Kirche 
und Pfründe daselbst, bei Anlass der Besetzung der erledigten Pfarre 
zu Domaslowiz das Präsentationsrecht in Anspruch genommen und 
war ihm Seitens des fürst-bischöflichen General-Vicariates in Teschen 
dieses Recht bestritten worden. — Es ist weiter ersichtlich, dass der 
Beschwerdeführer sich hierauf wegen Anerkennung dieses ihm ver- 
meintlich gebührenden, aber verweigerten Rechtes an die Verwaltungs- 
'behörden gewendet, und dass das Ministerium ihm diese angestrebte 
Berechtigung nicht zuerkannt hat«. 

»Das Gesetz vom 7. Mai 1874 (R.G. Bl. Nr. 50) betr. die Regelung 
der äusseren Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche, enthält in $. 28 
die Bestimmung, dass der durch die Verfügung eines kirchlichen Organes 
in seinen Rechten Gekränkte sich an die Verwaltungsbehörde wenden 
könne, welche dann, wenn durch diese Verfügung ein Staatsgesetz verletzt 
würde, Abhilfe zu schaffen habe. — Angesichts dieser Anordnung stellt 
sich die hier angefochtene Entscheidung des Ministeriums als eine Ableh- 
nung der von Leopold Kolban im Sinne des bezogenen $. 28 angesprochenen 
Abhilfe dar, und es ist in dem gegebenen Falle entscheidend, ob durch 
das fürstbischöfliche Generalvicariat ein Staatsgesetz verletzt worden sei 
oder nicht. Im ersteren Falle würde die in Beschwerde gezogene Mini- 
sterial-Entschliessung allerdings als gesetzwidrig erscheinen. Diese Vor- 
. aussetzung trifft aber nicht zu«. - 

»Die kaiserliche Verordnung vom 18. Febr. 1860 (R. G. Bl. Nr. 45), 
welche Gesetzeskraft hat, enthält im $. 2 folgende Verfügung: 

»>Wenn und insolange ein Israelit ein Gut besitzt, womit 
Patronats- oder Vogteirechte, oder das Recht zur Schulpräsen- 
tation verbunden sind, ruhen diese Rechte. Gleichwohl bleibt 
der israelitische Besitzer zur Tragung der mit diesen Rechten 
verbundenen Lasten verpflichtet. Auch können an israelitische 
Pächter diese Rechte nicht übertragen werden««. - 

»Diese Bestimmung muss in Änschung des Patronates heute noch 
als geltend angesehen werden, weil selbe durch kein späteres Gesetz 
aufgehoben worden ist. Insbesondere ist dieselbe nicht aufgehoben durch 
den Art. 14 des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger®). Abgesehen davon, dass das hier in Frage stehende 
Präsentationsrecht im Hinblick auf den $. 1 des allgemeinen bürgerlichen 
G.B. keineswegs als ein bürgerliches Recht, und dass es auch nicht 
als ein politisches Recht im Sinne der Österreichischen Gesetzgebung 
erscheint, normirt der berufene Art. 14 nicht, dass in Angelegenheiten 
einer Religionsgesellschaft die Angehörigen derselben und die Mitglieder 
irgend einer anderen Religionsgesellschaft gleiche Rechte zu üben haben. 
— Es ist dem Grundsatze des Art. 14 nicht entgegen und liegt auch 


®) Der betr. Absatz dieses Artikels lautet: »Der Genuss der bürger- 

lichen und politischen Rechte ist von dem Religionsbekenntnisse unab- 

hängig ; doch darf den staatsbürgerlichen Pflichten durch das Religions- 
bekenntniss kein Abbruch geschehen« .... 
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in der Natur der Sache, dass in Angelegenheiten der katholischen Kirche 
nicht Israeliten, in Angelegenheiten der israelitischen Religionsgenossen- 
schaft nicht Katholiken mitzuwirken haben. Dieses Princip kam sowohl 
im Art. 15 desselben Staatsgrundgesetzes (s. oben), als auch noch später 
in der Gesetzgebung zum Ausdruck< ... 

»Es können aber überdies aus den Staatsgrundgesetzen bezüglich 
solcher Verhältnisse insbesondere nicht sofort Rechte in Anspruch ge- 
nommen werden, wenn der Gesetzgeber durch den ausdrücklichen Vor- 
behalt der Erlassung besonderer Vorschriften seinen Willen kundgab, die 
Art und Weise der Anwendung dieser Grundsätze auf diesem (Gebiete 
speciell zu regeln. — So geschah es nun in ganz unzweideutiger Weise 
im $. 32 des Gesetzes vom 7. Mai 1874 (R.G.Bl. Nr. 50), wonach bis 
zu der, der künftigen Gesetzgebung vorbehaltenen besonderen Regelung 
der Patronatsverhältnisse, in Betreff derselben die bisherigen Vorschriften 
zu bestehen haben. — Als eine solche Vorschrift ist aber die erwähnte 
Bestimmung des $. 2 der kaiserlichen Verordnung vom 18. Februar 1860 
zweifellos zu betrachten, nachdem diese Bestimmung nach dem Ent- 
wickelten neben dem Art. 14 des Staatsgrundgesetzes ganz wohl bestehen 
kann. Die Behauptung des Beschwerdeführers, als ob der im $. 32 
gemachte Vorbehalt der künftigen Regelung der Patronatsverhältnisse 
nur die financielle Seite dieser Verhältnisse im Auge habe, stellt sich 
‘als vollkommen unbegründet dar, indem vielmehr die Eingangsworte 
des $. 821%) einer derartigen Auffassung der künftigen Aufgabe der 
Gesetzgebung widersprechen«. 

»Hiernach war durch die von dem Generalvicariate erfolgte Bestrei- 
tung des Präsentationsrechtes kein Staatsgesetz verletzt, und es ist in 
der angefochtenen Entscheidung des Cultusministeriums keine Gesetz- 
widrigkeit zu erkennen, diese Entscheidung selbst daher, da dieselbe 
eben nur die Ablehnung der angesprochenen Abhilfe enthält, keine 
gesetzwidrige«. 


10) Sie lauten: »Die Patronatsverhältnisse bleiben einer besonderen 
gesetzlichen Regelung vorbehalten. Bis dahin bleiben in Betreff’ dieser 
Verhältnisse die bisherigen Vorschriften bestehen«. —- 


(Fortsetzung folgt.) 
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Eherechtslehre, 


X, 


Eiherechtliche Streitfragen. 


Von 
D. A. von Scheurl. 


Der Widerspruch, den ich in der eben erschienenen zweiten Auflage 
von Friedberg’s Lehrbuch des Kirchenrechts gegen die Ansichten 
erhoben finde, welche ich über einige eherechtliche Streitfragen in meinem 
deutschen Eherecht dargelegt hatte, musste mich zu erneuter Prüfung 
derselben auffordern. Es sei mir gestattet, die Ergebnisse derselben hier 
vorzulegen; ich hoffe, darthun zu können, dass es nicht eitle Recht- 
haberei ist, wenn ich bei meinen Ansichten beharren zu müssen glaube. 


I. 


Friedberg sagt a. a. O. in der Anmerkung 13 zum $. 148 S. 318: 
»Die Versuche Scheurl’s, das Princip der affinitas illegitima schon als 
ein im römischen Recht wirksames nachzuweisen, sind verfehlt. Wenn 
L. 14 8.3 (25,2) die serviles affinitates berücksichtigen will, und L.4 C. (5,4) 
die aus dem Concubinat entstehende, so läuft das nicht darauf hinaus, 
das natürliche Geschlechtsverhältniss für die Zulässigkeit der Ehen als 
maassgebend hinzustellen. Das contubernium ist nach jus naturale Ehe, 
der Concubinat ein rechtlich anerkanntes Surrogat der Ehe, Dass bei 
_ solchen in Bezug auf ihre Dauer der Ehe völlig gleichartigen Verhältnissen 
eine analoge Ausdehnung der für diese maassgebenden Regeln eintritt, 
ist vollkommen sachgemäss«. Ich gebe zu, dass man die angeführten 
Stellen, wenn man sie für sich allein betrachtet, sich so zurechtlegen 
kann, wie es Friedberg hier thut. Aber es ist zu bedenken, dass das 
römische Recht die Eheverbote wegen Blutsverwandtschaft und Schwäger- 
schaft durchweg darauf gründet, dass sie durch das natürliche Scham- 
gefühl (den naturalis pudor) gefordert werden (vergl. namentlich L. 14 
$SS. 2 und 3 de ritu nupt.). Und für dieses Gefühl ist es offenbar gleich- 
gültig, ob der geschlechtliche Verkehr, welcher bei jenen Verboten in 
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Betracht kommt, in oder ausser einer rechtlichen Verbindung zwischen 
Mann und Weib stattgefunden hat. Hiernach liegt es doch näher, an- 
zunehmen, dass man nur deshalb bei der Berücksichtigung der Sklavenehe 
und des Concubinats stehen geblieben ist, weil hierbei die fleischliche 
Vermischung zwischen Mann und Weib vermuthet werden muss und 
keines weiteren Beweises bedarf, als anzunehmen, dass man grundsätzlich 
nur rechtlich erlaubte bezw. dauernde Geschlechtsverhältnisse als maass- 
gebend für das fragliche Ehehinderniss angesehen habe. In der recht- 
lichen Unerlaubtheit oder kurzen Dauer des geschlechtlichen Umgangs 
seines Vaters mit der Frauensperson, welche der Sohn heirathen will, 
kann für das natürliche Schamgefühl kein Grund liegen, diese Heirath 
unanstössiger zu finden, als die mit der nach R. R. so zu sagen recht- 
mässigen Concubine’ beziehungsweise mehrjährigen Beischläferin des 
Vaters. 

Wird dann. weiter a. a. O. in Anm, 16 gesagt, es habe Stölzel 
richtig nachgewiesen, dass in der reichsgesetzlichen völligen Aufhebung 
des imp. affinitatis illegitimae »nicht, wie Scheurl meine, eine Lücke 
vorliege«, so gebe ich auch hier wieder zu, dass dies insoferne der Fall 
ist, als Stölzel die Absichtlichkeit jener völligen Aufhebung nach- 
gewiesen hat. Aber dass hierin eine durch künftige Gesetzgebung 
wirklich auszufüllende Lücke vorliegt, muss ich fortwährend behaupten: 
das sittliche Aergerniss, dass ein Mann, der notorisch mit einem Weibe 
sich ausser der Ehe fleischlich vermischt hat, deren Tochter zu ehelichen 
gesetzlich berechtigt sein soll und dergl., ist zu gross, um auf die Länge 
ertragen werden zu können. Meinen Nachweis, dass schon nach dem 
bestehenden Reichsrecht wenigstens eine nur materiell ungültige, aber 
in gesetzlicher Form geschlossenen Ehe das imp. affinitatis ebensowohl 
begründe, als eine durchaus gültige Ehe (s. mein Eherecht S. 205 ff.) 
hat Friedberg nicht für der Mühe Werth gehalten, zu widerlegen, 
sondern nur das Gegentheil behauptet, ohne dafür Gründe anzuführen. 
Um so weniger kann ich in diesem Puncte meine Ansicht bloss deshalb 
aufgeben, weil ihr von Friedberg widersprochen wird. Ich hoffe, dass 
auch hier schon aus sittlichen Gründen die Praxis nicht blindlings der 
Autorität Friedberg’s folgen wird. 


II. 


S. 337 des Friedberg’'schen Eehrbuchs (Anm. 3 zu $. 153) wird 
behauptet, dass die von mir für meine »unzulässige Meinung«, es sei 
der Beginn der thatsächlichen Lebensgemeinschaft nach römisehem Recht 
als essentiell für die Ehewirkung des Eheconsenses anzunehmen, ange- 
führten Stellen mich »schlagend widerlegene. »Denn«e, sagt Friedberg, 
»wenn es in L.6 de ritu nupt. (23,2) heisst: Denique Cinna scribit, eum 
qui absentem accepit uxorem, deinde rediens a coena juxta Tiberim 
perisset, ab uxore lugendum responsum est, so ist hier gerade eheliches 
Zusammenleben nicht eingetretene. Hierauf erwidere ich mit Hasse’s 
Worten (das Güterrecht der Ehegatten nach R.R.) S. 109: »Wenn man 
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in diesem besonderen Fall (da der Mann abwesend von seinem Wohnort 


ist und sich abwesend entschliesst, die Frau zu heiraten) zum Zusammen- 
leben der Ehegatten ein eigentliches Zusammen-Sitzen, Stehen, Liegen, 
kurz ein Zusammensein unter einem Dach erfordert hätte, so würde es 
damit nicht viel anders gewesen sein, als mit dem Erforderniss des 
Beischlafes, man hätte die Sache schon etwas zu gröblich und förmlich 
genommen: zur Vereinigung des Lebens musste es hinlänglich sein, wenn 
die Frau, welche den Kreis ihrer Thätigkeit, ihr eigentliches Leben im 
Hause hat, in die Wohnung des Mannes eingezogen war, mit seinem 
und ihrem Willen, dass sie sein eheliches Weib sein sollte, seine Leute 
und Sachen dadurch unter ihre Hand und Aufsicht genommen, und 
somit ihre Wirksamkeit als Hausfrau, als Herrin des Hauses angetreten 
hattee. — Und wenn dann Friedberg schliesslich bemerkt: »Uebrigens 
erklärt L. 22 C, de nupt. (8,4) ausdrücklich, dass auch ohne in domum 
deductio durch blossen Consens die Ehe begründet werdes, so bedarf es 
nur eines aufmerksamen Lesens dieser Stelle, um sich zu überzeugen, 
dass darin nur die feierliche deductio, nämlich »pompa aliaque celebritas 
nuptiarum« für entbehrlich zum Eintritt der Ehewirkungen erklärt wird, 
nicht aber der Beginn des ehelicheu Zusammenlebens, wie ich mit Hasse 
denselben verstehe. Das Wesentliche dabei ist der Gegensatz zur ge- 
trennten Lebensführung, wie sie noch zwischen Verlobten aber noch nicht 
miteinander Verehelichten stattfindet, aber schon damit aufhört, dass die 
Verlobte auf Grund des consensus nuptialis in das Haus des abwesenden 
Verlobten als Hausfrau einzieht. Erst seit der Reception der französischen 
Theorie von den ehewirkenden sponsalia de praesenti gilt deren Abschluss 
selbst bei thatsächlicher und willkürlich beabsichtigter Fortdauer ge- 
trennter Lebensführung als Anfang des ehelichen Rechtsverhältnisses. 


Il. 


‘Zu denjenigen Fragen des heutigen Eherechts, über welche in der 
That am leichtesten Meinungsverschiedenheit möglich ist, gehören die 
über die gegenwärtige Anwendbarkeit der Sätze des katholischen Ehe- 
rechts, welche die Lösung von Ehen betreffen, die von dem Standpuncte 
dieses Rechts aus unvollkommene Ehen sind. 

Ich habe bei der Behandlung dieser Fragen in meinem Eherecht 
stillschweigend vorausgesetzt, dass gegenwärtig die nur im Sinne des 
katholischen Eherechts unvollkommenen Ehen durchweg als rechtlich voll- 
gültige Ehen zu betrachten, und die von jenem Recht bei ihnen ange- 
nommenen Unvollkommenheiten lediglich als besondere Voraussetzungen 
ihrer bedingten Löslichkeit anzusehen seien und dass deshalb jetzt nur 
darnach zu fragen sei, ob die Gründe, aus welchen sie unter diesen 
Voraussetzungen nach katholischem -Eherecht lösbar sind, da wo dieses 


Recht anzuwenden ist, noch als rechtswirksam anzuerkennen seien, 


oder nicht. 
In Widerspruch damit geht Friedberg a. a. 0. $ 159 von der 
Voraussetzung aus, dass es sich vor allem darum frage, ob jetzt noch 


Tr. 
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der Mangel der Consummation oder Sacramentalität einer Ehe als ein 
Hinderniss ihrer rechtlichen Vollgültigkeit betrachtet werden dürfe? 
Und da er mit Recht die Nothwendigkeit der Verneinung dieser Frage 
annimmt, so ergiebt sich ihm hieraus von selbst, dass die fraglichen 
Sätze des katholischen Eherechts jetzt durchaus unanwendbar seien, 
während ich den, wonach eine nicht consummirte Ehe durch den Ein- 
tritt in einen vom Papste approbirten en Orden gelöst wird, 
als noch anwendbar ansehe. 

Nun erkenne ich allerdings rückhaltslos an, dass, wenn das katho- 
lische Eherecht in dem eben genannten Fall von selbst eintretende 
Lösung des Ehebandes und wenn es zweitens Möglichkeit der Lösung 
desselben vor der Consummation der Ehe durch päpstliche Dispensation, 
sowie wenn es drittens Lösung der nicht sacramentalen Ehe. zwischen 
Ungläubigen durch Wiederverheiratung des zum Christenthum über- 
getretenen Ehetheils, mit dem der ungläubig gebliebene nicht friedlich 
zusammenleben will, anerkennt, dies auf der Annahme ursprünglicher 
rechtlicher Unvollkommenheit dieser Ehen heruht, und dass eine solche 
wegen Nichtconsummation oder Nichtsacramentalität einer Ehe nach 
heutigem Reichsrecht nicht anerkannt werden kann. Aber damit scheint 
mir doch nicht zugleich die Frage erledigt zu sein, ob wir nicht be- 
rechtigt oder vielmehr genöthigt sind, für das heutige Rechtsleben den 
Mangel der Consummation oder Sacramentalität der Ehe im Geltungs- 
bereich des katholischen Eherechts bloss als besondere Voraussetzung 
leichterer Löslichkeit der Ehe aufzufassen ? 

Und es scheint mir für die Bejahung dieser Frage der Umstand 
zu sprechen, dass doch auch das katholische Eherecht, selbst wie es 
von der katholischen Kirche bisher gehandhabt wurde und beziehungs- 
weise noch gehandhabt wird, genau betrachtet, die Unvollkommenheit 
der nicht consummirten oder nicht sacramentalen Ehen lediglich als 
Grund ihrer leichteren Löslichkeit behandelt. Alle anderen rechtlichen 
‘ Ehewirkungen werden ja doch bei diesen Ehen, wenn sie nur sonst 
vollgültig geschlossen sind, ausnahmslos anerkannt. Man kann also 
nicht sagen, wir legen den fraglichen Sätzen des katholischen Eherechts 
einen wesentlich anderen Sinn unter, als den sie an und für sich haben, 
wenn wir sie als Bestimmungen über bestimmte Arten von Lösbarkeit 
von an sich rechtlich vollgültigen Ehen auffassen. 

Dass für diese Behandlung im Fall des Eintritts eines Ehetheils 
in einen geistlichen Orden ein wirkliches Bedürfniss besteht, erkennt 
gewissermaassen Friedberg selbst an, indem er da dem andern Ehe- 
theil die Anstellung einer Klage auf Scheidung zugestehen will. Da- 
durch wäre allerdings jenes Bedürfniss befriedigt, wenn die Klage Erfolg 
haben könnte. Aber ich muss das sehr bezweifen. Denn wir setzen 
ja voraus, dass das katholische Eherecht anzuwenden sei; nach diesem 
aber kann unmöglich die Erwählung der melior vita als Scheidungs- 
grund betrachtet werden. 

Die heutige Ungültigkeit des katholischen Eherechtssatzes, dass 
ein zum Christenthum übergetretener Ehetheil seine Ehe mit 
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dem andern im Unglauben verharrenden unter gewissen Bedingungen 
selbst aufheben kann, habe ich in meinem Eherecht S. 277 f. durch Be- 
zugnahme auf $ 34 des Reichsgesetzes zu erweisen gesucht. »Diese 
Bezugnahme beweist nichts«e, sagt Friedberg a. a. O. 8. 361 am 
Ende der Anmerkung 6 zu $ 159, »denn dem canonischen Recht ge- 
mäss ist hier eben die frühere Ehe aufgelöst, und es fragt sich gerade, 
ob diese Auflösung nach Reichsrecht anerkannt werden muss«. Hier- 
gegen habe ich einzuwenden, dass das katholische Recht in diesem 
Fall das matrimonium legitimum non ratum nie als von selbst aufge- 
löst betrachtet, sondern nur Auflösung desselben durch eine neue Ehe- 
schliessung gestattet. Auf diesem Wege aber kann jetzt jene Ehe nicht 
mehr aufgelöst werden, weil nach dem $ 34 des R.G. eine zweite Ehe- 
schliessung nur gestattet ist, wenn die erste Ehe als zuvor schon ge- 
löst nachgewiesen wird, Demnach könnte der fragliche Rechtssatz erst 
dann wieder seinem wesentlichen Gehalte nach anwendbar werden, wenn 
das bürgerliche Recht die Weigerung eines nichtchristlichen Ehetheils, 
mit dem zum Christenthnm übergetretenen friedlich zusammenzuleben 
als einen Grund anerkennen würde, aus dem auf Ehescheidung geklagt 
werden könne. | 


IV, 


Endlich kann ich auch meine Ausführung auf S. 25 ff. meines 
Eherechts, dass jetzt im Bereich des gemeinen Rechts auf gemischte 
Ehen nur das gemeine protestantische Eherecht anzuwenden sei, nicht 
dadurch für widerlegt halten, dass Friedberg a. a. O. S. 329 ihr 


lediglich die Behauptung entgegenstellt: »das protestantische Eherecht 


ist zwar staatliches, aber nur für Protestanten«. Denn diese Behaup- 
tung übersieht, was ich in meinem Eherecht S. 21 und 28 dagegen 
vorgebracht habe, dass nämlich das von protestantischen Landesobrig- 
keiten aufgestellte Eherecht nur deshalb regelmässig — aber nicht 
ausnahmslos, wie sich aus J. J. Moser von der Landeshoheit im Geist- 
lichen 8. 715 ergiebt — bisher bloss auf Protestanten angewendet und 
für anwendbar gehalten wurde, weil man von der Vorstellung beherrscht 
war, dass die Ehesachen eigentlich Gegenstände kirchlicher Gerichts- 
barkeit seien, und man folgeweise alles Eherecht als Bestandtheil des 
Kirchenrechts ansah. Ist das gemeine protestantische Eherecht seinem 
Wesen nach bürgerliches Recht, so ist es das auf gemischte Ehen, 
die als solche keiner Kirche angehören, anwendbare Recht. Woraus der 
von Friedberg angenommene Wille eines protestantischen Kirchen- 
glieds, das sich mit einem katholischen Kirchengliede verheirathet, ab- 
geleitet werden soll, »sich dadurch für seine eigene Rechtssphäre den 
Consequenzen zu unterwerfen, welche auf dieselbe durch Anwendung 
des Rechts des andern Contrahenten ausgeübt werden können«, vermag 
ich nicht einzusehen. 
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Geschichte der Rechtsquellen. 
xl. 


Eine grosse Fälschung von Canones. 


Von 


Dr. Jul. v. Pflugk-Harttung, 


: Profossor in Tübingen. 


Im Jahre 1881 machte ich mit Unterstützung der Königl. Akademie 
der Wissenschaften in Berlin eine grössere Reise durch Italien, während 
der ich zahlreiche Codices durchforschte, unter anderem auch den Codex 
E, 44 der Biblioteca Nazionale zu Turin. Bei beschränkter Zeit war 
. mein Hauptaugenmerk auf eigentliche Papsturkunden gerichtet, alles 
andere, Canonesfragmente etc., konnte ich nur nebenher berücksichtigen, 
was ich in der Weise that, dass ich hie und da — gleichsam versuchs- 
weise — Notizen aus den Handschriften machte ; ka ich dann apateı 
in Ruhe untersuchen konnte, 

Heimgekehrt wurde diese Untersuchung N Sie ea in 
Betreff des Turiner Codex, dass bereits Dümmler auf ihn aufmerksam 
geworden war und vier Brieffragmente daraus in seinen Gesta Berengarii 
edirt hatte, dass ibm Ewald in der Publication eines sagenhaften 
Chronikfragmentes und in einigen kurzen Nachrichten gefolgt war 
(N. Arch. f. ältere deutsche Geschichtskunde III. S. 340), und vor Allem, 
dass sich mehrere meiner Notizen nicht, oder doch nur ungefähr unter- 
bringen liessen (Iter Italicum p. 160). Sofort ergab sich mir daraus die 
eigenartige Wichtigkeit der Handschrift und die Nothwendigkeit, sie 
womöglich an Ort und Stelle zu benutzen. Zu diesem Zwecke wandte 
ich mich an meinen Freund, Baron Antonio Manno in Turin, der sich 
in seiner liebenswürdigen Weise mit dem Herrn Gaspare Gorresio, 
Direktor der Biblioteca Nazionale, in Beziehung setzte und von ihm die 
äusserst liberale Zusendung erwirkte. Vermittelt vom italienischen Cultus- 
ministerium ging mir der Codex im vorigen Jahre durch den Grafen 
Launay, den Botschafter Italiens in Berlin, zu, der sich alsdann auch 
freundlichst die Rücksendung angelegen sein liess, 

Verschiedene Umstände, auf die ich hier nicht an kann, 
namentlich Mangel an Zeit, liessen es mir bald als gebieterische Noth- 
wendigkeit erscheinen, die Untersuchung der Handschrift nicht, wie 
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ich gerne gethan hätte, in ganzem Umfange vorzunehmen, sondern mich 
auf das für mich wichtigste, auf die Brieffragmente, zu beschränken, 
und auch auf sie mit Ausschluss derer Gregors I. So leicht ich diese 
hätte mitbearbeiten können, so überlasse ich sie denn doch willig dem- 
jenigen, der sich den Gregorianischen Briefen im Besonderen zugewandt 
hat, bemerke nur, dass sie voraussichtlich Ergebnisse liefern (vergl. 
weiter unten) und dass sie in der zweiten Hälfte des Codex viel häufiger 
als in der ersten, ja dort so oft vorkommen, dass alle übrigen bisweilen 
dagegen zurücktreten. Wiederholt ist das Register Gregors I. genannt, 
so p. 75, 84, 105. 

Bereits in einer Arbeit über die Register Gregors VII, die im 
Neuen» Arch. VIII. S. 229 ff. veröffentlicht worden, konnte ich eine 
Stelle aus dem betreffenden Codex mittheilen S. 249, während sich bei 
der Zergliederung einer zweiten die geringe Zuverlässigkeit des Textes 
ergab. Etwas später, in dem gleichen Bande des N. A. S. 361 kam 
auch Ewald noch einmal auf die Sammlung zu sprechen, wobei er 
zwei Brieffragmente aus ihr edirte, einen Brief Gregors I. (vergl. oben) 
und einen Leos II. Von diesen hielt er .den letzteren für unbeanstand- 
bar, bei dem ersteren jedoch wies er die mangelhafte Zuverlässigkeit 
nach, sich ausdrücklich dahin aussprechend , dass der Gedanke an eine 
Fälschung kaum aufkommen könne, vielmehr anzunehmen sei, dass durch 
‚Versehen ein Brieffragment, vielleicht des 8. oder 9. Jahrhunderts, mit 
einer falschen Adresse combinirt worden. Schneller als sich vermuthen 
liess, glaubte er in die Lage. gekommen zu sein, jenes Fragment be- 
stimmen zu können, nämlich dahin, dass es Johann VIIL überwiesen 
werden müsse (N. Arch. S. 606). Dadurch werde der Turiner Codex in 
die Sphäre der Britischen Sammlung geführt, wodurch es nahe liege, 
den zweiten Brief, der auf Leo junior laute, Leo IV. zu überweisen. 

Bleiben wir zunächst bei der Beweisführung stehen, der Gegenüber- 
stellung der Texte Gregors I. und Johanns VIII., so können wir nicht 
umhin diese als missglückt zu bezeichnen. Es soll correspondiren: 
»Eodem modo quicumque iurant, se fieri fideles cuiquam loco sanctorum« 
mit: »Omnes qui fidelitatem Romane iurant ecclesiae, id est domino 
Petro vel suo vicario, omni procul dubio iurare videntur universaliter 
clero« etc. Und: »Non rebus insensibilibus vel irrationalibus, sed ani- 
matis et ratione utentibus obsequium spondent«, mit: »Non enim prediis 
iurant vel edibus, sed congruo cultu ea possidentibus, quia aecclesia 
nihil aliud est, nisi populus fidelis, sed precipue clerus censetur hoc 
nomine«. Bedenkt man, wie gering schon an und für sich die Anklänge 
sind, wie sich solche und zwar bei weitem stärker, ja oft wörtlich fast 
gleichlautend, in den verschiedensten Canones finden, so dürfte man 
Gefahr laufen, auf obige Weise mehr zu beweisen als beweisbar ist. 
Als schwache Vermuthung oder zweifelnde Andeutung könnte man die 
Gegenüberstellung gelten lassen, als mehr aber auf keinen Fall. 

- Doch auch hievon ganz abgesehen, sind Ewald's Auseinander- 
setzungen nach unserer Ueberzeugung unrichtig, nur in so weit haltbar, 
als sie die geringe Zuverlässigkeit der Texte betreffen, diese ist aber 


Miscellen. | 363 


bei einiger Neigung zu Flüchtigkeit und unabsichtlichen Irrthümern, 
weit mehr auf bewusste Aenderung und Entstellung, auf offenbare Fäl- 
schung zu schieben. Obiges Fragment ist das, wofür es sich ausgiebt, 
ein auf Gregors I. Namen lautendes, — nur eben: es ist unecht. 

Der Codex, in Quart auf Pergament, in Jeder gebunden, bringt 
auf 109 Blättern ein buntes Gewimmel von Excerpten, Fragmenten etc., 
die sich in vier Hauptgruppen zerlegen lassen: 1. in Stücke älterer 
Papstbriefe, 2. solche älterer Concilien, 3. solche von Kirchenvätern 
und dergl., 4. in ein Glossar. Aeusserlich ist alles in zwei Theile ein- 
getragen, deren erster bis fol. 70 inclus., deren anderer von 71—109 
reicht, 

Die Stücke des ersten Theils scheinen bisweilen von der gleichen 
Hand zu verschiedenen Zeiten, bisweilen von verschiedenen Händen 
eingetragen zu sein, Bis fol. 6a zeigt sich ein und dieselbe Hand, 
dann etwas abweichende Schrift bis 8a Augustinus, von da an bis 
8b wieder andere, 9 die gleiche, welche sich zu Anfang fand, bis 
10b fin., von 11 ab ganz andere Schrift u. s. w., von 25—35b findet 
sich das Glossar, stets die gleiche Hand zeigend, von 38 an bis 70b 
wohl, trotz mancher Abweichungen, alles von demselben Schreiber, 
vielleicht von jenem, der das Glossar eintrug. In wiefern das frühere, 
oder Stücke desselben von ihm herrühren, lässt sich nicht sicher be- 
stimmen, weil die Raumbenutzung eine wesentlich andere ist. 

Dem Wechsel des Eingetragenen entspricht auch die verschiedene 
Art desselben. Nur in sofern bleibt sie sich ziemlich gleich, als in der 
Regel erst eine Ueberschrift gegeben wurde: eine Angabe, woher das 
Nachfolgende entlehnt, dem sich bisweilen ein kurzes Regest anschliesst 
Diese Sachen können als Rubrum ausgeführt sein, in schwarzer Dinte 
mit rothem Schatten, oder rothem Schatten nur in der Initiale, der 
mitunter auch noch fehlt. Die Uebersichtlichkeit ist durch diese Ver- 
schiedenheiten sehr erschwert. Dann finden sich Stücke nachträglich 
durchcorrigirt, ganz oder theilweise am Rande nachgetragen. Gewöhn- 
lich ist quer über die ganze Seite geschrieben, nur im Glossar sind zwei 
Reihen gemacht, die sich von 35b bis 384 als zwei Columnen auf der 
Seite fortsetzen. 

Der zweite Theil ist wesentlich in gleicher Weise und von einer 
Hand eingetragen, welche Theile des ersten schrieb und zwar ist es die 
der ersten Seiten, wobei eine genaue Untersuchung ebenfalls das stück- 
weise Eintragen zu verschiedenen Zeiten darthut. Es ist ein Rubrum 
gemacht, gewöhnlich den Autor und bisweilen ein kurzes Regest ent- 
haltend. Bis f. 80 sind die Fragmente numerirt, bis Nr. 91, dann hören 
die Nummern auf. Nachträge am Rande kommen vor. Fol. 104a findet 
sich das letzte eigentliche Rubrum. Auf dem letzten Blatte ist Alles 
eng zusammengedrängt. offenbar, weil es an Raum mangelte. Den 
numerirten Fragmenten entsprechen auf dem ersten Blatte 91 kurze 
Regesten, so dass bis dahin durchweg die kurze Autorangabe genügte 
und erst dann die breiteren Regesten im Rubrum nöthiger wurden, Der 
Index füllt nur die erste Seite und von der zweiten fast eine Spalte, 
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während auf den Rest dieser Seite 5 Fragmente eingetragen sind. Erst 
auf f. 72 setzt die eigentliche Nr. 1 ein. Jene Fragmente werden mithin 
später, anfangs je ein Regest vorn im Index und ein Fragment im Texte 
geschrieben sein, Eine Art der Arbeit, die im Laufe der Zeit aufgegeben 
wurde. 

Betrachtet man die Sammlung als solche, so erkennt ınan überall 
die wesentlich gleiche Methode. Es handelt sich um ein erstes Autograph, 
in das immer mehr Stoff eingetragen wurde, je nachdem man diesen | 
besass. Eigenthümlich ist, dass der zweite Theil mit der Hand vom 
Anfang des ersten stimmt, nicht aber mit der vom Schlusse; eine That- 
sache, die fast zu der Vermuthung drängt, dass beide Theile falsch ge- 
bunden sind, und der zweite Theil eigentlich voran gehörte. Auch das 
Register lässt sich dafür geltend machen, wie ein solches beim ersten 
Theile fehlt. Möglich aber ist es auch, dass der Schreiber in beiden 
Theilen, die natürlich ursprünglich getrennt waren, zugleich gearbeitet 
hat, dass er den zweiten beendete, den ersten jedoch nicht, sondern dass 
dies anderen überlassen blieb. Ja, die gleichartigen Fragmente in Betracht 
gezogen, will es Einem bisweilen fast bedünken, als sei überall der 
gleiche Autor thätig gewesen, der zu verschiedenen Zeiten, vielleicht in 
verschiedenen Jahrzehnten, verschieden schrieb; — doch will die Schrift 
selber zu dieser Annahme nicht recht stimmen; wie es denn auch be- 
fremdlich ist, dass sich die Schrift vom Schlusse des ersten Theiles älter 
ausnimmt als die vom Anfange; letztere setzte man gerne in den Beginn 
des 13,, jene an den Schluss des 12. Jahrhunderts. Doch sind solche 
Bestimmungen bekanntlich sehr unsicher. 

Wie bereits oben gesagt, sind die in der Sammlung enthaltenen 
Papstbriefe mit Ausschluss derjenigen Gregors I. von mir untersucht 
worden. Die Arbeit erwies sich als eine ungewöhnlich schwierige und 
aufreibende und zwar: 1. weil kein Fragment eine Datumsangabe trägt, 
2. weil viele nicht einmal eine Adresse, sondern blos den Namen des 
Papstes und auch diesen bisweilen ohne Ordnungszahl enthalten, 3, weil 
ein grosser Theil der Stücke die Vorlage nicht wörtlich, sondern nur 
excerptweise oder gar umgearbeitet wiedergiebt, wodurch es nicht selten 
nahezu unmöglich wird, jene zu finden, unbekannte von bekannten aber 
veränderten Stücken zu sondern. Für einzelne Fragmente habe ich neben 
den verschiedenen Canonessammlungen einen ganzen Band von Mansi's 
Concilsacten Seite für Seite durchgehen müssen, um schliesslich doch 
noch zweifelnd dazustehen. Trotz ‘solcher Schwierigkeiten ist es mir 
gelungen, die bei weitem meisten zu identificiren oder doch auf ihre 
wahrscheinliche Vorlage zurückzuführen. Von den beachtenswertheren 
Stücken gab ich im Iter Italicum vorläufige Regesten, während sich in 
den Acta Pontificum Romanorum II. jene und zwar in grösserer Zahl 
ganz veröffentlicht finden, versehen mit den zugehörigen Nachweisen. 
Dort ist deshalb auch des Einzelnen wegen nachzusehen, während hier 
nur eine kurze Uebersicht des Ganzen Platz finden kann. 

Fol. 10b. Teo ad Leonem. Non sicut, Mansi VI, p; 363. — Inno- 
centius, Cui manum, Acta II. N. 22. — Idem. De nominibus M, II. 
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p. 1629 Nro. IL — Celestinus, Profundiores, wohl aus M. IV. p. 462, 
—. Idem.‘ Legimus super, Pseudo-Isidor, ed. Hinschius p. 556. -— Idem. 
Qui enim, Acta, Nachtr, Nr. 3, — 41. Leo omnibus episcopis. Occasio, 
Deusdedit (ed. Martinucci) pag. 254 Nr. 34, schliesst: wusurpatione 
resecatum habeant orbe toto terrarum. — Damasus et Johannes VIII. 
Quisquis: metropolitanus, ist. Deusded. p. 100 Nr. 135 und 76 Nr. 79 
zusammengearbeitet. — 11b, Pelagius Denegesto [Benegesto]. In causis, aus 
J. 964. — 12. Martinus sanctissimus, Acta Nr. 45. — 13b. Sirieius c, XIII, 
Presbiter qui in vino, J. 267 (CLXXIII). — 16. Eutichianus. Quae super. 
Perfuso, A. Nr. 12. — 16b. Innocentius. Monachi ad, A. Nachtr. Nr. 3. 
— 17. Syricius. Ne quis, etwas verändert bei M. II. p. 657. IV. — 
Leo .Rustico cap. II. Ancillam oportet, Hinschius Pseudo-Isidor p. 617. V. 
— Idem cap. IV. VI. Si quis, Siex, A. Nr. 30. — Syricius Genesio, cap. XII. 
Si sanus, J. 265 kürzer. — Nicholaus Karolo.. Si qui matrimonium, 
Migne. 119 p. 1198. VII, — Imnocentius. Sicut mulieres, A. Nr. 23. — 
17b. Leo. Sine orario. Grat. Decr. 1I. caus. 21. q. 4, c. 4. — 18, Leo 
Leonis epistola c. X. Penitentiam, Acta Nachtrag Nr. 5. — 18b. Inno- 
centius Decentio episcopo Capuano (!). De nominibus, Hinschius p. 527 II. 
— 19b. Pelagius. Narse patritio, Bene noverit, J. 962: — Nicholaus II. 
ad episcopos Galliae. Inferiores, A, 119. Vergl. J. 2100, Deusd. p. 99. 
— Martinus Theodoro, In omni loco, J. 2065, 2078, 79. — Syricius 
c. XII. De rebus, A. 18. — Stephanus Romano. Nosse tuam, J. 2645, 
— 20. Leo Dioscoro. Non passim, Hinschius p. 627. — Nicholaus Michaeli. 
Non quales, Migne 119.p. 1188 VI. — Bonifacius episcopis per Thesaliam. 
Nicene sinodi. Per principalem, A. 26. Vergl, Grat. Deer. C. 1, q. 1, c. 128. 
— 20. Urbanus. Presbiter non, A. Nr. 8. Vergl. Grat. Deer. C. 16, q. 7, 
c. 20; Ivon, Pan. II. c. 43. — Gelasius. Non est hamanarum, aus Deusd. 
p. 366 Nr. 43. — Nicholaus Karolo. Accusatores autem, A. 68. — Ex 
concilioGregorii VIL., cap. 1. Quicumque ecclesiam, anderer Wortlaut M.XX. 
p. 517 Nr. 1, — Ex registro partis secunde, cap. LXIII, N. Arch, VIII, 
S. 249. — Cornelius. Omnia que. Hinschius p. 174 mit Varianten, — 
Evaristus. Si dominus. Nullus episcopus, A. 1. — Calistus. Nullus 
sacrati, A. 6, Vergl. Ivon. Decr. 6 c. 408. -- 21. Bonifacius. De filiis, 
A. Nr. 27. — 22b. Bonifacius III. Nullus pontifice, J. p. 220, hier 
kürzer. — Gregorius Magno. Comperimus, aus J. 1230. -- 23, Conc. 
Romanum sub Damaso papa. Sanctum concilium: vergl. Mansi 11I. p. 462. 
— Zacharias c. VII. Virginem aut viduam nisi, M. XII. p. 383 VII. — 
Gregorius II. Si quis virginem, M. XII. p. 264 XI, — Hylarius, Quod 
in, A. 31. — 23b. Gelasius, Quisquis propriae, M. VIII. p. 43, etwas 
anderer Wortlaut. — 24. Gelasius c. XVII Hi autem .. . . sequentes, 
iabemus ut a clericali excludantur officio, M. VIII p. 42 Nr. 17, anderer 
Schluss. — Zacharias c. III. Episcopus, presbiter, M. XII. p. 382 Nr. 8. 
— Zosimus. Quieumque, A. Nr, 24. — Simplicius, Florentio et Equitio 
et Severo. Vestra relatio, ist J. 570, mit etwas anderem Ineipit. — 
Silvester I. Commoneo, A. 14. — 24b. Felix. Curandum est, Deusd. 
p. 500 verkürzt, — 46b. Leo iunior Johanni episcopo Sardinie. Vestris, 
A. 47, Neues Archiv VIII. S. 363. — 47b. Johannes Ingelberge. Omnes 
Zeitschrift f. Kirchenrecht. XIX. (N. F. IV.) 8. 24 
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qui, Dümmiler, Gesta Berengarii p. 155. — 48. Idem ad eandem, Dümmler 
p. 155. — Idem contra Philetum D, p. 156. — Paschalis Ludoico. Honor 
quidem, J. 1988. — 49. Gelasius Petro Potentino. Secundum quod, A. 85 
J. 1017 (699). — 49b. Gelasius Anastasio imperatori. Duo, A. 38; 
vergl. Grat. Decr. I. d. 96, c. 10. — 54. Julius. Duobus vel, :A. Nachtr. 
.Nr. 2. — 55b, Clemens Jacobo et condiscipulis Jerosolimis. Possossio 
partium, Vergl. J. 14. — 56. Gelasius Johanni episcopo. Karissime Ali, 
A. 34. — Pelagius Eleutherio. Si lis quod, A. 41, — 56b. Zeferinus, 
Quoniam in re, A. 5. — Johannes Paulino coepiscopo. Vestre, A. 78, 
Dümmler, Gesta Ber. p. 156. — 57. Dionisius Sereno episcopo, Cum 
alter. Cum reorum, A. il. — Eugenius Leontio exconsuli. Johannes ait, 
A. 46. — Felix. Non est, A. 32. — 57b. Nicholaus. Cum dieit, A. 65. 
— 57b. Pascalis II, Testimonium, Iter Nr. 275. — 58. Johannes Ludoico. 
Quinque sunt, A. 71. — 59b. Stephanus. Sieht distat, A. Nr. 10. — 
61. Victor Theophilo Alexandrino. Ea vos, A.4. — Idem Carino .episcopo. 
Duo, A. 3; vergl. J. 4143. — 62b. Johannes Anselmo Lemozine. Juxta 
quod, A. 74, — Leo Martiano augusto, Crudele nimis in aeccelesia, — 
64, Urbanus. Nemo coniungat, wohl aus M. XX, p. 713 C, entlebnt. — 
64b, Nicholaus. Ubi consensus. Migne 119 p. 1197. III. — Idem Salo- 
moni episcopo. Si mulier, A. 62—-67. Nicholaus. Solus secundum, A. 67, 
J. 2123. — 70b. Nicholaus. Nitendum summopere, A. 66, — Eiusdem 
rescriptum ad episcopos Gallie. Quoniam scimus, A. 61. — 72. Clemens 
Jacobo, Clementem, vergl. J. 10. — Marcellus Maxentio. Sinodos absque, 
A. 13. — Johannes episcopis Germaniae et Galliae. Petrus adiutores, 
Deusd. p. 91 Nr. 114. — Johannes. Marcellus, A. 75. — 72b. Agatho 
omnibus episcopis. Sic omnes, J.. 2108. — Pelagius Johanni patricio. 
Consecrare enim. Beatus Augustinus, Deusd. p. 103 Nr. 142, — lIdem ad 
Valerianum. Vide utrum scismatici, Deusd. p. 105 unten. — 73. Nicholaus 
junior. Si quis pecunia, Deusd. p. 101 Nr. 138. — Leo VIII. omnibus 
fidelibus per totam Italiam. Relatum nobis, Deusd. p. 264 Nr. 59, mit 
zahlreichen Varianten. — 73b. Damasus. De quarta, A. 15. — Johannis 
VIII. c. VI, Si quis domum, Deusd. p. 260 Nr. 49. — Nicholaus Michaeli 
imperatori. Denique si in, Deusd. p. 193 Nr. 48. — In eodem decreto, 
Ut nullus abbas. Ut omnis Christianus. Deusd. p. 263. Nr. 57. Gregor VII. 
zugeschrieben. — Gelasius episcopo Frisano (!). Aecclesiastica ministeria, 
J. 688. (74b. Leonis pape. Sine exceptione, scheint mit dem vorangehenden 
Gregorii dialogus zusammen zu gehören.) — 75b. Ex cap. XI, Gelasii 
papae. Mortuos suscitasse, A. 38, Vergl. Grat. Deer. II, C. 24, q. 2, 0. 2. 
— 76 Nicholaus Michaheli. Non quales sint, aus Deusd. p. 405. Nr. 88, 
— Johannes VIIL Adınini(stra)tores, Deusd. p. 376. Nr. 51. — 76b. 
Celestinus. Nocendus est, M, IV. p. 466 III. — 77, Simplieius Florentio 
et Equitio. De redditibus, J. 570, Thiel I. p. 176 II, theilweise ab- 
weichend, — Innocentius. Sique, Mansi III, p. 1033. — 77b. Johannes 
Paulo episcopo etc. Nanı non solum, J. 2248. - - Adrianus Gilranno [Angil- 
ramno] cap. II. Constitutiones, Deusd. p. 983. Nr. 121, — Leo Rustico Narbo- 
nensi episcopo. Sicut quedam, Hinschius. p. 616 (quia sicut quaedam). — 78 
Silvester constituit: chrisma ab episcopis confiei et consignari in frontibus 
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propter hereticam suasionem, et constituit ut, baptizato levato de aqua, 
liniatur crismate a presbitero propter occasionem transitus mortis (Referat). 
— 78h. ‚Leo Martiano. Privilegia aecelesiarum, Deusd. p. 254, Nr. 35. — 
79. Nicholaus Karolo. Reprehensibile denique, Migne 119 p. 119 VII. — 
Et infra. Denique, Acta, 68. — Gregorius VII. Si quis, ist verkürzt Deusd. 
p. 263, Nr. 55. — Pelagius Johanni comiti. Clementissimus princeps, J. 1033, 
— 79%. ‚ Gregorius VI(L) Herimanno. Postulasti ete., N. Arch. VIII. 
S. 249. — Gregorius VII. Si quis, Deusd. p. 379 Nr. 54, -— Leo IV, 
episcopis Britaniae. De libelli, A. Nachtr. Nr. 7. — 80. Johannes vi. 
c. XIIII, Presides cum, Mansi XVli. p. 264. — 80b. Nicholaus. Si 
quis, Migne 119 p. 1186 IX. Clemens episcopus condiscipulis Jerosolimis 
cum Karissimo fratre Jacobo. Communis vita fratres omnibus est .... 
predicare vobiscommissis. J.14.— 81. Ex II. epistola Clemeutis. Si contigerit 
ministro . ... calicem non suggerat. — 8ib. Leo papa. Non plures, 
Grat. III. Dist. 4 c. 101. — 81b. Clemens Julio et Juliano. Regeneratus 
per, aus J. 13. — Melciades episcopis Hyspaniae. In baptismo, Hinschius 
‘p. 245. — Leo Leoni augusto. Manifestum per. Mansi VI. p. 326 A. 
82. Innocentius. Quesitum est, Mansi Ill. p. 1089. III. — 82b. In- 
nocentius Decentino Egubino [Decentio Eugubino]episcopo. Defermentovero, 
Hinschius p. 528 V. — Gelasius c, VI, Nec minus etiam, M, VIII. p. 39. — 
Gelasius Victori episcopo. Dudum de, J. 681. — Gelasius Johanni epi- 
scopo, J. 709. — 83. Pelagius Eleutherio. Maximus diaconus, J. 959. — 
Gelasius Asterio. Vindimius abbas, Deusd. p. 290 Nr. 108, dem Pelagius 
zugeschrieben. — 83. Anacletus omnibus episcopis. Minus quam, J. 4. 
— 84b. Nicholaus clero et plebi Nonensi. Aecclesia id est, J. 2161. — 
85. Anacletus. Prima sedes, Mansi I. p. 617. — Leo Theodoro Foroli- 
viensi [Foroiuliensi] |episcopo. Sollicitudinis quidem, J.485. — Johannes VIIL 
Verum quia sunt, M. XVII, p.339 XIL. — Anacletus omnibus episcopis. In 
solempnibus, J. 4. — Lucius omnibus episcopis. Diaconi qui, Acta 9; 

vergl. Grat. Deer. I. d. 93, c. 11, Item Evaristus (c. 6, 12). — 85 b. 
Pelagius Johanni patritio. Divisus ab, J. 983 (Mansi IX. p. 731) mit 
Abweichungen. -— 93. Ex decreto Simachi titulo VI. Si quod absit, 
Acta Nachtr. Nr. 6, — Leu Petro episcopo Ravennae. Prius, A. 29. — 
95b. Simachus c. L Nulli presuli, A. 39, vergl. Grat. Deecr. 1I. C. 12, qu. 2, 
c. 20. — Innocentius c. LV. Denique baptizatos, M. IUl. p. 1061. 
— 94 Innocentius. Denique etc. wie das vorige, einige Abweichungen. 
— Julius, Sieut non, M. U. p. 1267 V, — Simachus. Sancimus ne, A.40, 
— Urbanus. Omnia que, A. 7; vergl. Ivon. Decr. 3 c. 195. — Lucius. 
Si quis percusserit, Acta Nachtr. Nr. 1. — 94b. Gelasius. Ubi nulle, 
A, 37. — Gelasius Cresconio et Johanni episcopis. Decessorum, schliesst : 
corrigere et magis etiam sua propria, J. 717. — Pelagius Armentario, 
Postea quam. J. 1014. — 98b. Sirieius. Nulli sacerdoti. Si cui sacerdoti. 
Nulla aecclesia. Nullus presbiterorum, &. 20. — 99. Simachus. Pari 
etiam, Deusd. p. 256 Nr. 40. — Johannes Luduvico imperatori. Antiqua 
consuetudo, A. 70. —- 100. Innocentius c.. VI. De energuminis, A. 21. 
— 100b. Stephanus in concilio dampnavit Constantinum neophitum 
invasorem sedis apostolice etc. — Stephanus Gualperto patriarchae. Nunc 
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vero, J. 2652. — Johannes Michaheli regi seu toti generalitati gentis 
Bulgaricae. Porro si, Deusd. p. 130. Nr. 192. — 'Idem Ludoico regi. 
Clarum est, Deusd. p. 130. Nr. 193. — 101. Ex decretis Calixti etc, 
Non licet, A. 53. — Gelasius, Dominus per, A. 36. — 101b, Siricius 
in VII. titulo, A. 19. — 102. Sirieius c. IX. Quicumque, A. 17; 
vergl. Grat.I., d.77 c.3. — 108. Sirieius, Quamvig sint, Hinschius p. 
523. -—- 103b. Bonifacius ad episcopos Galliae. Nullus dubitat, A. 25. 
— 109. Nicholaus episcopis Galliae. Auctoritatem venerabilium, J. 2027 
— 109b. Alexander II. clero et populo Lucensis ecelesise. Constituimus 
et presenti. Sicher edirt. — Fabianus. Sacrifieium non est, J. 104. — 
Alexander Quod autem frater. J. 3519, 

Diese Fragmente auf ihre Quellen untersucht, so ergiebt sich, dass 
besonders stark Pseudo-Isidor benutzt worden, dann Deusdedit, Gratien, 
Ivo und noch einige andere bereits bekannte Quellen, unter denen sich 
die Britische Briefsammlung aber nicht befindet, denn nicht ein einziges 
Stück lässt sich mit einigermaassen Sicherheit auf sie zurückführen. 
Ebenso wenig sind die päpstlichen Register direct herzugezogen. Deus- 
dedit findet sich einmal genannt, abgesehen von den Stellen, die ihm 
stillschweigend entnommen sind ; es geschieht p. 92: Deusdedi(t). De 
confirmatione conciliorum. Sciendum est quoniam ... . dei edifitium 
iacet. Dieses Stück ist wörtlich der Einleitung des Canonisten ent- 
nommen (Martinucci p. 3), nur dass die Ueberschrift selbstständig hinzu- 
gefügt worden, was leicht irre führen kann, weil man es zunächst für 
einen Canon ansieht. Der zweite Theil der Sammlung enthält mehr 
dem Deusdedit entlehnte Stücke als der erste. | 

Vereinzelt finden sich Referate über Stellen, z. B. p. 78, Silvester 
constituit. Bisweilen sind zwei Stellen in eins verarbeitet z. B. 106: 
Damasus et Johannes VIII. Quisquis, wo Deusdedit p. 100 Nr. 135 
und p. 76 Nr. 79 zusammengebracht sind; oder p. 24, Nicholaus papa 
junior. Si quis, wo Deusdedit p. 101 Nr. 137 und 138 verarbeitet und 
zusammengezogen wurden; p. 101 haben wir gar einen Canon: Ex de- 
cretis Calixti et Marcelli et Adriani et Simachi pape. Non licet etc. 
Doch Alles lässt sich weder hier noch drüben unterbringen, es bleibt 
vielmehr noch eine Anzahl von Fragmenten übrig, die entweder bisher 
ganz oder theilweise unbekannt oder doch in einzelnen Theilen abweichend 
von Bekanntem sind. ° 

Von diesen Variationen ist die letztere besonders in's Auge zu 
fassen, weil sie den Uebergang zu dem Weiteren enthalten dürfte. 
Stilistische und Abweichungen in einzelnen Worten können wir über- 
gehen. Etwas weiter tragend ist es schon, wenn p. 11 Occasio etc. 
schliesst: usurpatione resecatum habeant orbe toto terrarum, wo die 
Vorlage, Deusdedit p. 254 hat: perpetua ab omnium episcoporum usur- 
patione resecemus. Noch weiter geht p. 98: Ex decreto Simachi tit. VI. 
Si quod absit. Dies lautet erst mit einigen Abweichungen wie Hin- 
schius Pseudo-Isidor p. 658 III., bis: decreverit de electione, fährt dann 
aber fort: Si quis autem ambientes vel fautores'ambientium patificaverit, 
aut eorum coniuratores non solum purgatus esse videatur, si fuerit 


nnd "ne Zu 
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particeps, verum etiam remuneratione, 'quae non indigna sit, sublevetur, 


welches nur noch ganz dunkel an das folgende Capitel:(IV.) bei Pseudo- 


Isidor 'anklingt: ausserdem Buben wir c. VI., während ne Pseudo-Isidor 


III. und IV. steht. 

. Noch mehr nach links ae wir p. 61: Vietor papa Theophilo 
Alesandrine: Ea vos. iudicare ad apostolicam delatum est sedem, que 
preter. . ... et deinceps, welches dem entsprechenden Stücke. des Pseudo- 
Isidor. p. 128 (Similiter ea vos) und dem des Deusdedit p. 66 entnommen 
ist, in dem que preter auf ersteren. weisend, während Deusdedit quod 
propter bringt. Nun geht es aber .bei.uns weiter: Quamgquam. iis liceat, 
apud provinciales et metropolitanos atque primates eorum ventilare 
accusationes vel criminationes, non tamen licet finire. secus, quam 
predictum est. Interea scitote, quia aliud est presulem, nullo inter- 
cedente examine, repente ac mendaciter deicere, et aliud est, licet 
enormiter iudicatum, tamen quoquo modo expertum in culpa depellere 
atque aliud est, pro cognita culpa canonica dampnari sententia, In 


' prima igitur specie, sicut nulla fuit examinatio, sed falsa opinio, ita 


nulla fiat ante plenam restitutionem iudicatio.. In ecclesia autem, quia 
discussio verbi etc. Finden sich in dem »metropolitanos« und sonst noch 


einige Anklänge an das bei Ps.-Isidor Folgende, so sind diese doch so 
‚gering, dass sie gegen die selbstständige Gestaltung garnicht: in Betracht 


kommen. 

Auch in anderer Weise äussert sich diese Rigenmächtigkeit, z. B. 
p. 102 in einem Referate, welches dem betreffenden Capitel des Siricius- 
schen Briefes (Pseudo-Isidor p. 521, 522) sehr frei gegenübersteht, nur 


‚wenige wörtliche Vergleichungspunkte bietend. Bisweilen vermag man 


noch zu sagen: vielleicht ist da und daher entlehnt, doch vielfach hört 
auch jede Uebereinstimmung auf, ist der Text als ein durchaus selbst- 
ständiger zu erachten. Diese letzteren, die eine ziemlich stattliche An- 


zahl umfassen, könnten nun auf eine echte, uns nicht erhaltene Vorlage 


zurückgehen, sie können aber ebenso gut vom Verfasser selbstständig er- 
dacht, bezw. von ihm aus anderweitigen Canones zusammengearbeitet 
sein, womit sie an und für sich ebenso ‚. wie bei subjectiver Erfindung 
als Fälschungen dastünden, 

Bisweilen glaubt man’ fast, sich der Einsicht nicht verschliessen 
zu dürfen, dass der äusserst gelehrte Sammler Material vor sich gehabt 
hat, das uns verloren gegangen ist. So z. B., wenn er, wie schon oben, 
andere Capitel eitirt, wie die bisher bekannten. Ein Fall, der keines- 
wegs selten vorkommt und sich vielleicht durch die Flüchtigkeit der 
Arbeit oder. abweichende Eintheilung von Manuscripten erklären liesse. 
Anders gestaltet sich die Sache schon, wenn p. 75b bei ihm eine bis- 
her bekannte Adresse fehlt und er dafür cap. XI. angiebt, das sonst 
nicht bekannt ist, oder wenn er p.72 hat: Ex cap. XXXVIII. Johannis 
pape, während das Stück bei Deusd.:p. 91 nicht solche Bezeichnung 
trägt; oder, wenn ein ‘Canon bei Jaffe Reg. 265 angegeben ist: (Siricius) 
decernit: Si sanus virleprosam duxerit uxorem, aut postmodum ei super- 
venerit lepra, separetur,,. ne concepti filii lepra maculentur; ein Canon, 
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den unser Sammler bringt: In epistola Syricii pape ad Genesium 
episcopum c. XIL.: Si sanus (wie oben) .. . maculentur.. Fas namque 
est, ut mundus ad mundam iungatur. Schöbe man hier den Schluss- 
satz auch auf die Phantasie des Schreibenden, oder anderweitige Ent- 
lehnung, so wirkt das einleitende genaue Citat doch um so befremd- 
licher, als er sich im Ganzen keineswegs der Genauigkeit befleissigt, 
und deshalb kein Grund abzusehen ist, weshalb er sich ein solches 
ausgedacht haben sollte, wenn es ihm nicht schon vorlag. Ausserdem 
kommt der genannte Genesius sonst in Siricischen Briefen nicht als 
Adressat vor, wenn wir nicht etwa Anysius in ihm zu sehen haben 
(Jaffe, Reg. 257, 259, 261). 

Zu solchen Dingen tritt nun noch eine andere und zwar verwandte 
Thatsache, die nämlich, dass in unserer Sammlung bisweilen andere 
Namen überliefert sind als bisher für die betreffenden Stücke bekannt 
waren. Dort heisst es p. 73b: Nicholaus Michaeli imperatori, dann folgt: 
In eodem decreto, was also wieder Nikolaus an Michael sein müsste. 
Bei Deusdedit p. 263 Nr. 57 ist das Stück aber Gregor VII. zuge- 
schrieben. Eine zunächst auffallend starke Verschiedenheit, wie deren 
sich allerdings auch in anderen Sammlungen nachweisen lassen, die in 
unserem Falle jedoch vielleicht einfach in der Weise zu erklären ist, 
dass bei Deusdedit steht: In eodem concilio Gregorii VII. und der 
Sammler das »eodem « gedankenlos berücksichtigt hat. Aehnlich so 
verhält es sich möglicherweise p. 20 und 20b: Bonifacius episcopis per 
Thes(s)Jaliam constitutis. Item eiusdem in eadem epistola. Letzteres 
ist eine Stelle, die auch bei Gratian, Decr. II, caus. 1, qu. 1, c. 123 
steht: Unde Nicolaus papa Michaeli imperatori in epistola quae incipit: 
Proposueramus. De eodem. etc. Oben vorher ging Helie presbytero. 
Vielleicht steckt in dem »eodem« der allerdings sehr präcise Ausdruck 
des Sammlers, vielleicht — vielleicht auch nicht. Auf p. 49 haben wir 
Gelasius Petro episcopo Potentino, während sich bei Gratian und in 
der Britischen Sammlung ein Fragment des Pelagius an den gleichen 
Adressaten findet. (Jaffe 1017.) Der Inhalt beider Fragmente ist ganz 
' verschieden, weshalb man zunächst denken wird, dass es sich um zwei 
verschiedene Briefe handelt, einen von Gelasius, einen von Pelagius 
an dieselbe Person geschrieben, doch dem tritt alsbald die Chronologie 
entgegen; Gelasius I. war Papst von 492-496, Pelagius I]. von 
555—560. Bischof Peter müsste danach 60 Jahre im Amte gewesen 
sein, was doch weniger wahrscheinlich als die Annahme einer Verwechs- 
lung der beiden verwandten Papstnamen sein dürfte, um so eher, als 
gleich darauf noch ein zweites Citat folgt, das auf Gelasius Namen 
lautet. Wir sehen, die Fälle im Einzelnen geprüft, steht es sehr un- 
günstig mit unserer Sammlung, ganz abgesehen davon, dass man jemand, 
der so willkürlich verfahren kann, wie wir bei den Texten erwiesen, so 
ziemlich Alles zutrauen darf, nun gar als auch die controllirbaren Stücke 
mit Fehlern und Flüchtigkeiten reich gesegnet sind, so dass diese Mo- 
mente der Phantasie des Autors noch entgegenkamen. 

Nach alledem kann das Ergebniss nur dahin lauten: wir haben 
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. es mit einer weitgehenden Fälschung im Stile Pseudo- 
Isidors zu thun und zwar einer solchen, wo sowohl echte als unechte 
Stücke weiter verunechtet wurden. .Dem Fälscher können Sachen vor- 
gelegen haben, die sonst nicht erhalten, bezw. nicht nachgewiesen sind, 
doch ist dies nicht sicher, die Möglichkeit, ja die Wahrscheinlichkeit | 
nicht ausgeschlossen, dass alles nicht Nachweisbare vom Verfasser der 
Canonessammlung direct herrührt. ! 

Die Clemensfragmente bei Seite gelassen, lautet das älteste ver- 
unechtete Stück auf den Namen des Papstes Evaristus 97? — 105. 
Sie gehen unter den verschiedensten Päpsten weiter, doch derartig, dass 
auf Siricius, Innocenz, Bonifatius und Nikolaus I. verhältnissmässig viele, 
auf Pelagius und Leo I. verhältnissmässig wenige kommen. Das letzte 
Fragment trägt den Namen Paschals II. p. 57b. 

Die Zeit der Fälschung ergiebt sich aus der Schrift des Urtextes, 
die theilweise auf den Ausgang des 12. Jahrhunderts. deuten könnte, 
ihrer Masse nach aber sicher in den Anfang des 13. Jahrhunderts gehört. 
Eine genaue Angabe erhalten wir ausserdem durch ein am Rande nach- 
getragenes Gedicht p. 23b. (Iter Ital. p. 517), welches das Jahr 1239 
nennt. Die Sammlung, welche Jahre, vielleicht Jahrzehnte erforderte, wäre 
damit von Innocenz III, bis Gregor IX. anzusetzen, fiel aber gerade 
in die Zeit höchster kirchlicher Machtentfaltung, eine solche, die schon 
an und für sich besonders geeignet für das Unternehmen erscheinen muss. 

Ein eigentlich bewusstes System lässt sich in den Fälschungen und 
Ueberarbeitungen nicht erweisen; sie betreffen die verschiedensten Dinge: 
Justizsachen, Priester, Opfergaben, Aufnahme und Amtsbeförderung von 
Geistlichen, Taufen u. s. w,, dann aber besonders oft das Ansehen des 
päpstlichen Stuhles und Kirchengut, weswegen wir auch darin den 
Schwerpunct werden suchen müssen. Bisweilen allerdings sieht es fast 
aus, als schreibe der Verfasser nur, um seine grosse Bibelgelehrsamkeit 
an den Mann zu bringen, um mit Citaten zu prunken. Ä 

Mit diesen Erörterungen ist unsere Untersuchung abgeschlossen, und 
nur noch kurz gehen wir auf die übrigen in der Sammlung enthaltenen 
Stücke ein. ‘Die Fragmente aus Concilien beginnen p. 10b. mit: 
Concilium Romanum sub Damaso, Dicendum est primo .. . et vita, sie 
ziehen sich alsdann durch das ganze Werk, theilweise in wesentlich 
grösserer Anzahl als die Brieffragmente. Das späteste, welches vorkommt, 
ist, soweit ich sehe, ein Concil Gregors VIl. In meinem Ier Italicum werde 
ich die des ersten Theiles mit Anfang und Schluss veröffentlichen. Eine 
Untersuchung ist wesentlich leichler, als die der Papstbriefe, weil jede 
Synode genau benannt zu sein pflegt. 

Hervorragende Belesenheit des Canonisten tritt in den Stücken zu 
Tage, die wir als Diverse zusammenfassen. Da finden sich solche von 
Augustin, Ambrosius, Hieronymus, Isidor, Cyprian, Hilarius, Fabian, 
Cassiodor, Chrysostomus, Beda, dem Liber Pontificalis u. A., dann 
Chronikfragmente, Abhandlungen über Kirchengebräuche, Wunderge- 
schichten, Dekrete und Urkunden von Kaisern ete., letztere grösstentheils 
Canonessammlungen entnommen, z. B. p. 78b. eine Donatio imperatoris, 
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gleich: Deusdedit p. 333. Zumal von p. 78b. an kommen diese Dinge 
öfters vor. Von den Kirchenvätern sind Augustin und Ambrosius am. 
häufigsten verwendet. Auch hievon werden kurze Angaben aus dem 
ersten Theile im Iter gebracht werden. 

Ueber das Glossar zu sprechen, ist hier nicht der Ort. Ich bemerke 
nur, dass es nach freundlicher Mittheilung von Dr. S. Löwe zur Gruppe 
der Glossae »abavus« gehört. 


Aus dem Gesagten dürfte die Eigenartigkeit der Turiner Sammlung 
zur Genüge erhellen und damit zugleich nahe gelegt sein, von anderer 
Seite dasjenige zu Ende zu führen, was hier, in den Acta Pontificum 
Romanorum II und im Iter Italicum begonnen. Da Versendungen von 
Codices aus Italien zu Ausnahmefällen gehören, so liesse sich die Vor- 
untersuchung der Concilien- und Kirchenväterfragmente nach den Mit- 
theilungen des Iter machen, worauf alsdann an Ort und Stelle nur die 
Vergleichung der Texte und deren Nachprüfung zu erfolgen brauchte, 


Berichtigung. | 

Wir bitten folgende sinnentstellende Druckfehler zu verbessern: 

Bd. XIX. A. 1. S. 188 Z. 18 von unten lies: »Den Werth der in 
letzterem (dem Wormser Compromiss) dem Kaiser zugestandenen In- 
vestitur vor der Weihe hat der Verfasser (Wolfram) freilich völlig ver- 
kannt« (statt: erkannt). 

Bd. XVII. S. 361 Z. 6 von oben lies: »dass die römische Gemeinde 
unaufgefordert an die korinthhische schreibt« (statt: an die römische). 

Bd. XVII. S. 38 2. 18 von unten lies: »7. auch das Verbot der 
Wiederverheirathung für den schuldigen Theil kommt als selbstver- 


ständlich in Wegfalis (statt: für den unschuldigen Theil), 
R.D. 
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rechtswissenschaft zu Göttingen Nr. 7. 


I. 
Bericht über die vierzehnte Sitzung vom 14. Januar 1884. 


(Inhalt: Geschäftliche Mittheilungen : Vorstand. Erweiterter Vorstand. Beamte. — 
Neu ernannte correspondirende Mitglieder der Gesellschaft. — Vortrag des Professor 
Dr. Weiland über einige neuerdings von Amelli in einer Handschrift der Capitels- 
bibliothek zu Novara entdeckte Actenstücke zur kirchlichen Rechtsgeschiehte des 5. und 
6. Jahrhunderts, betreffend Appellationen an den apostolischen Stuhl in Rom und betreffend 
das Papstschisma vom Jahr 530. — Vortrag des Geheimen Justizraths Dr. Dove über 
vorreformatorisches Ehescheidungsrecht). 


Göttingen, den 14. Januar 1884. 


Die vierzehnte Sitzung der Gesellschaft wurde Abends 7 Uhr 
von dem Vorsitzenden, Geheimen Justizrath Professor Dr. Dove, mit 
geschäftlichen Mittheilungen eröffnet: | 

Der in der dreizehnten Sitzung am 29. October 1883 und zwar für 
die Zeit vom 10. November 1883 bis 10. November 1885 wieder er- 
wählte Vorstand, bestehend aus den Geheimen Justizräthen Professor 
Dr. jur. R. Dove und D. theel. Dr. jur. et phil. OÖ. Mejer, den Con- 
sistorialräthen D. theol. Dr. jur. et- phil. Ritschl und D. theol. 
Wagenmann und Professor Dr. phil. Weiland hat sich constituirt. 
Vom Vorstande sind zu Mitgliedern des erweiterten Vorstandes 
wiederum cooptirt worden die biesigen Mitglieder: Landgerichtspräsident 
Roscher, Superintendent D. theol. Steinmetz, Geheimer Justizrath 
Professor Dr. jur. von Bar, Professor Dr. phil. A. v. Kluckhohn. 
Die im $. 8 des revidirten Statuts vorbehaltene Bestätigung der in den 
erweiterten Vorstand cooptirten Mitglieder in der nächsten Plenar- 
sitzung wurde demnächst ertheilt. 

Zum Vorsitzenden ist wiederum der Geheime Justizrath Professor 
Dr. Dove, zu dessen Stellvertreter der Geheime Justizrath Professor 
D. theol. Dr. Mejer, zum Schriftführer der Consistorialrath D. theol. 
Wagenmann erwählt. Mit der Verwaltung der Kasse wurde Consi- 
storialrath Wagenmann betraut, mit der Fürsorge für die Bibliothek 
der Vorsitzende unter Unterstützung des Dr. phil. K. Platner. Letz- 
terer ist bereit den Vorsitzenden auch in den ihm obliegenden Expedi- 
tionen zu unterstützen. 


374 Nachrichten von der Gesellschaft für Kirchenrechtswissenschaft. 


Der erweiterte Vorstand hat am 14. Januar Sitzung gehalten. In 
derselben sind in der im $ 15 des revidirten Statuts vorgeschriebenen 
Weise zu Correspondenten der Gesellschaft erwählt worden: 1. der 
Privatdocent der Geschichte an der Universität München Dr. Hermann 
Grauert; 2. der ausserordentliche Professor der Rechte an der Univer- 
sität Marburg Dr. Adolf Frantz. 

Professor Dr. Weiland besprach hierauf einige neuerdings von dem 
italienischen Gelehrten A melli in einer Handschrift der Capitels- 
bibliothek zu Novara entdeckte Actenstücke, welche kirchen- 
geschichtlich und kirchenrechtlich hohes Interesse beanspruchen. Zwei 


derselben hat der Entdecker selbst in der Schrift S. Leone Magno 


e l’oriente (Roma 1882) herausgegeben; andere der Abb& Duchesne 
in Mölanges d’arch&ologie et d’histoire 3. annee, fascicule 3. (Mai 1883). 
Die ersteren beziehen sich auf die Eutychianischen Streitig- 
keiten und die Räubersynode von Ephesus (449): es sind die 
Appellationen der Bischöfe Flavian von Constantinopel 
und Eusebius von Doryläum gegen die Beschlüsse dieser Synode, 


welche ihre Verdammung und Absetzung decretirt hatte. Die frühere 


Existenz ersterer war bekannt, die der zweiten seither nicht. Controvers 
war nach den gleichzeitigen Zeugnissen, an welche Instanz die Appel- 
lation Flavians gerichtet gewesen sei, an ein allgemeines Concil oder 
an den römischen Stuhl, bezw. den Bischof Leo den Grossen. (Vergl. 
Hefele, Conciliengeschichte 2. Aufl. 2, 378 Anm. 3.). Der Text des 
wiederaufgefundenen Actenstückes ergiebt, dass Flavian an den aposto- 
licas thronus von Rom appellirt hat. Ebenso Eusebius von Doryläum, 
der noch bestimmter auch um den persönlichen Entscheid Leos bittet 
(vestram cognitionem poposci). Mit Staunen wird Jeder, der das letztere 


Actenstück liest, in dessen Eingange ein directes Zeugniss für die 


päpstliche Unfehlbarkeit wahrnehmen: »En luculentissimum locum pro 
Romani pontifieis infallibilitates soll nach dem Texte Amelli’s der 
Bischof des 5. Jahrhunderts ausgerufen haben. Die Worte passen nun 
allerdings gar nicht in den Zusammenhang, stören denselben vielmehr 
auf das Bedenklichste, und es bedarf keines besonderen kritischen 
Scharfsinnes, dieselben entweder als eine in den Text gerathene moderne 
Randglosse der Handschrift oder als eine verirrte Note des Herausgebers 
zu erkennen. Die Annahme eines absichtlichen Täuschungsversuches 
des letzteren wird sich schwer begründen lassen; derselbe kann sich zu 
seiner Entlastung stets darauf berufen, dass in seiner wörtlichen italie- 
nischen Uebersetzung des Schreibens die fraglichen Worte nicht vor- 
kommen. Auffallend bleibt es aber immer, dass sie in dem lateinischen 
Texte stehen, auf dessen Herstellung und Emendirung der Herausgeber 
sonst viel Sorgfalt verwandt hat; und die Möglichkeit ist nicht aus- 
geschiossen, dass sie in Zukunft von einem Anhänger des Vaticanums 
als Zeugniss des 5. Jahrhunderts citirt werden. 

Die zweite Serie von Actenstücken, welche Duchesne edirt und 
mit grosser Umsicht und Gelehrsamkeit commentirt hat, betrifft das 
Papstschisma des Jahres 530 zwischen Bonifacius Il. und 


un 
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Dioscorus. Ueber sie verbreitete sich der Redner eingehender, mehr- 
fach polemisirend gegen die Auffassung Duchesne’s. Bekannt war seit- 
her aus dem Liber pontificalis, dass nach dem Tode des von Theoderich 
dem Grossen eingesetzten Bischofs Feiix 1V. 530 ein Schisma entstand, 
dass beide Bewerber consecrirt wurden, dass das Schisma aber bald 
durch den Tod des Dioscorus erlosch. Seine Partei, darunter der grösste 
Theil des Clerus, verzichtete darauf, dem Bonifacius einen neuen Bischof 
entgegenzustellen, unterwarf sich, wurde aber von Bonifacius gezwungen, 
urkundlich den Dioscorus zu verdammen. Im Jahre 535 hat jedoch 
der zweite Nachfolger des Bonifacius Apagetus I. das Andenken des 
Dioscorus durch Verbrennung der Verdammungsurkunden wiederher- 
gestellt. Von den drei Ineditis der Novareser Handschrift ist nun das 
eine die notariell beglaubigte Urkunde, welche jeder Anhänger des 
Dioscorus einreichen und in der er seine Unterwerfung erklären und 
den Dioscorus verdammen musste. Aus der Ueberschrift erfahren wir, 
dass es 60 Presbyter waren, welche solche Urkunden einreichten, also 
der weitaus grösste Theil, etwa ®/ der damaligen römischen Priester- 
schaft. Weit wichtiger ist das zweite der Actenstücke: ein Präceptnm 
des Papstes Felix IV., durch welches er erklärt, der hl. Geist habe ihm 
eingegeben, nach seinem Tode solle sein Archidiakon Bonifacius seinen 
Stuhl besteigen, er habe diess anwesenden Clerikern und Senatoren kund- 
gethan, auch dem Bonifacius sein Pallium überreicht. Er setze voraus, 
dass jeder sich diesem Beschlusse füge, wer es nicht thue, solle aus der 
Kirchengemeinschaft ausgeschlossen sein. Duchesne hat dies als Desig- 
nation des Nachfolgers bezeichnet, es ist aber baare Ernennung eines 
solchen unter Ausschluss jeglicher Wahl ; das zeigt schon die Androhung 
des Anathems, vor allem die Opposition der Presbyter. Und auch der 
Senat war mit dem Vorgehen des Felix nicht einverstanden; das zeigt 
das dritte der Actenstücke, ein Senatusconsult, welches unter Strafe 
jede Verhandlung bei Lebzeiten des Bischofs über die Bestellung eines 
Nachfolgers und jeden improbum ambitum verbietet. Der Senat war 
also ebensowenig wie die Priesterschaft auf die Absichten des Felix 
eingegangen. Duchesne irrt auch darin, dass er behauptet, die Desig- 
nation des Nachfolgers sei alter Brauch in der römischen Kirche gewesen, 
der nur zeitweise durch die freie Wahl zurückgedrängt gewesen sei. 
Er beruft sich natürlich hierfür auf den bekannten Kanon der römischen 
Synode unter Symmachus im Jahre 499, welcher es als Regel voraus- 
setzt, dass der Papst de sui electione successoris decernit. “Allein dieser 
Kanon enthält ohne Zweifel eine dem seitherigen Rechte widersprechende 
Singularität, der es auch nicht gelungen ist sich Eingang zu verschaffen. 
Er enthielt für die römische Kirche zweifellos etwas Neues. Das beweist 
der Ausspruch des Papstes Hilarus auf der Synode von 465, dessen 
sich Duchesne nicht erinnert; es wurde gemeldet, dass in Spanien die 
Bischöfe ihre Nachfolger zu designiren pflegten,, das verdammt Hilarus 
als Missbrauch, er nennt es ein novum et inanditum, eine Hintertrei- 
bung der legitima electio. Was aber für die spanischen Kirchen ver- 
dammt wurde, war gewiss in der römischen nicht Brauch. Bei der 
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Designation war die Wahl durchaus nicht einmal ausgeschlossen , wie 
die Beispiele des hl. Augustinus und des Papstes Bonifacius II. zeigen, 
welch’ letzterer bei seinen Lebzeiten den Vigilius designirte. Beide Male 
fand eine Wahl statt, mit ihrem Schlussacte, der feierlichen Unterzeich- 
nung des Protocolls durch die Wahlberechtigten. War diese Wahl dann 
freilich mehr nur Form, so war doch durch die Designation keiner der 
Berechtigten rechtlich verbunden, den Designirten auch wirklich zu 
wählen, ein Anathem des Designirenden gegen Dissentirende nicht am 
Platze. So steht das Vorgehen Felix IV., die Erhebung Bonifacius’ II. 
einzig in der Geschichte der Papstwahlen da. 
An den Vortrag schloss sich eine Besprechung. :Da in derselbe 

auch auf den Gegensatz von Bischof und Presbytern hingewiesen wor- 
den war, wurde auch die Hypothese von Edwin Hatch (die Gesell- 
schaftsverfassung der christlichen Kirchen im Alterthum, deutsch von 
Adolf Harnack, Giessen 1883) gestreift, wonach die spätere fixirte 
Gemeindeverfassung (Bischof, Presbyterium, Diakonen, Plebs) durch 
Combination aus zwei verschiedenen Organisationen einerseits für die 
Gemeindeleitung (Presbyter) und andererseits für die Oekonomie (Bischöfe 
und Diakonen) hervorgegangen sein soll; eine Hypothese, welche Har- 
nack selbst nicht nur weiter ausgeführt, sondern welcher er auch weit 
grössere Tragweite beigelegt hat als Hatch '!). 


1) Auf das anregende, durch fleissige Benutzung eines reichen 
Materials, besonders auch der Inschriften und lichtvolle Darstellung aus- 
gezeichnete Buch von Hatch wird in der Zeitschrift für Kirchenrecht 
näher eingegangen werden. Die erwähnte Hypothese und die ihr ent- 
gegenstehenden Bedenken sind in der 15. Sitzung der Gesellschaft bei 
Besprechung der »Adayn Tüv Grooröluyv« näher erörtert worden. 
Von den entgegenstehenden Quellenzeugnissen, welche zur Sprache ge- 
bracht wurden , anögen vorläufig die folgenden erwähnt werden: Nach 
Apostelgeschichte XI. 30 geht die aus Anlass der von Agabus geweis- 
sagten Theuerung an die Brüder in Judaea gesandte Unterstützung 
gerade durch dieHand der Aaltesten (&moststAa vrec npdc Tode npeoßoreponc). 
Nach Apostelgeschichte XX. 17. 28. sendet Paulus von Milet nach 
Ephesus und lässt fordern die Aeltesten der Gemeinde (todc rpeo- 
Bortpouc cc Errimstac); in der Anrede aber sagt er ihnen, der heilige 
Geist habe sie gesetzt zu Bischöfen (dpäc rd nveöpe rd &yıov Ehero 
. ERICKÖTODG, mormalvery wmv dnximolav tod Yeoö). Nach dem Jakobusbrief 
V. 14 sollen Kranke die Aeltesten von der Gemeinde zu sich rufen und 
sie über sich beten lassen ; von einer Beschränkung auf Disciplin kann 
bei diesen über den Kranken betenden und ihn mit Oel salbenden Pres- 
bytern nicht die Rede sein. Wenn im ersten Brief Petri II, 25 von 
Christus selbst gesagt wird, ihr seid nun bekehret zu dem Hirten und 
Bischofe eurer Seelen (&rt dv moydva Hol intoxonov züy boyav div), 
so ist damit der Sprachgebrauch der heiligen Schriften neuen Testa- 
ments dargethan, . dass &xtoxoroc nicht nothwendig einen kirchliche 
Gelder verwaltenden Beamten bezeichnet, sondern, wie ja auch die Ableitung 
des Worts ergiebt, allgemein. für »Aufseher«, »Leiter« steht. Wenn 
ferner in den Gemeinden der apostolischen Zeit unbestritten eine Mehr- 
heit von &rtoxoro: vorhanden war (1. Timoth. III, 2 und Tit. I, 7 
stehen nicht entgegen, weil daselbst der Artikel generisch zu nehmen 
ist), so müsste, wenn der Titel nicht ursprünglich alle Mitglieder des 
Presbytercollegs, sondern nur die in dasselbe aufgenommenen »Ver- 
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‚Geheimer Justizrath Professor Dr. Dove sprach darauf: über vor- 
reformatorisches Ehescheidungsrecht. Der Vortragende führte 
aus, dass in der vorreformatorischen Kirche die Lehre, dass das Band 
der vollzogenen Christenehe schlechthin unauflöslich sei, 
nicht: so. früh zur unbestrittenen Herrschaft gelangt sei, als gemeinhin 
angenommen wird. In der alten. Kirche waren in Folge der Beschaffen- 
heit des : biblischen Textes hinsichtlich des‘ Scheideverbots (Matth. V, 
82; XIX, 9; Marc. X, 11; Luc. XVI, 18) einige Kirchenväter 
geneigt, eine Scheidung vom ' Bande im Falle des Ehebruchs anzuer- 
kennen oder doch die Wiederverheirathung des Unschuldigen zu ent- 
schuldigen (Epiphanius, Panarion adv. haeres, 1. LIX. c. 4; Hieronym. 
ep. 77 ad Oceanum c. 3; Hilarius (v. Poitiers), Commentar. in Matth. I. 
c. 4; vgl. Ambrosiaster ad 1. Cor. VI, il in c. 17, C. XXXII qu. 7). 
Und selbst Augustinus, welcher der milden, am Ende des vierten 
Jahrhunderts herrschenden Praxis entgegentrat, ist über die »dunkle 
und 'verwickelte Frage« (vgl. de conjugiis adulterinis L. c. 25) nicht 
ohne Schwankungen zu seiner Ansicht gelangt (siehe: De fide et operi- 
bus IV. 19), wogegen er sich freilich 'an vielen anderen Stellen für die 
Unauflöslichkeit des Bandes erklärt hat. 

Andererseits gehört die einseitige Betonung der Bedeutung der 
copula carnalis für die Verbindung der Gatten zur unauflöslichen 
Einheit dem bereits an die lateinischen Kirchenväter (c. 16, 17. C. XXVL. 
qu. 2). anknüpfenden römisch-kirchlichen Ideenkreise an, während viel- 
mehr die geschlechtliche Gemeinschaft nur Folge des sittlich geknüpften 
Bandes ist, welches die Gatten zu einer Person. im ethischen Sinne 
vereinigt. Wenn ferner im Anschluss an Augustin (c.8,9. C, XXVIIL 
qu. 1) das eanonische Recht die unter Ungläubigen eingegangene 
Ehe für eine im Princip frei lösbare Verbindung erachtet hat, so 
charakterisirt das die äusserlich juristische Weise, welche bereits in der 
altkatholischen Kirche Platz gegriffen hat. Christus selbst hatte sein 
Scheideverbot nur als ethische Consequenz der Thatsache hinge- 
stellt, ‘dass die Ehe nach ihrem ursprünglich, nicht erst im Christen- 
thum, göttlich bestimmten Wesen und zwar als ein sittliches, nicht 
bloss als ein geschlechtliches Band —- die Gatten zu einer unauflöslichen 
Einheit zusammenfügt. Und wenn Paulus im: Falle 1. Korinth.. VII. den 
Christen für gebunden erachtet hat, sofern diesem der ungläubige 


waltungsbeamten« bezeichnet hätte, das Presbytercolleg vor Ausbildung 
des monarchischen Episkopats mehrere »Vorsitzende und Schatz- 
meister« gehabt haben, während es sich viel einfacher erklärt, dass 
ein ursprünglich allen Mitgliedern des Gemeindevorstands gemeinsamer 
Titel erst später dem Director des Collegs als Amtstitel vorbehalten 
-wurde. Irenaeus nennt den Polykarp bald rpeoßörepoc, bald Entsxoroc. 
Derselbe Irenaeus bezeichnet in einem amtlichen Schreiben an den 
römischen Bischof Victor die früheren römischen Bischöfe als Presbyter. 
Erst im. dritten Jahrhundert geben die Grabschriften römischer Bischöfe 
diesen den Titel episcopus. Dazu vgl. Chrysostomus (Hatch S. 248, 
Anm. 18), Hieronymus in c. 24 Dist. XCIIL, c. 5. Dist. XCV., Ambro- 
siaster im Comment. ad I Timoth. UI., 10. . R. Dove. 


rn 
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Gatte es nur nicht unmöglich macht, ohne Gefährdung des eigenen 
Seelenheils die Ehe fortzusetzen, so muss der Apostel das Scheideverbot 
Christi an sich als ein (mindestens) den gläubig Gewordenen (jedoch 
mit der eben angegebenen Restriction) auch hinsichtlich seiner Ehe mit 
dem Nichtchristen ethisch verpflichtendes Gebot aufgefasst haben, 
Die katholische Auffassung aber, welche ethische Verpflichtungen (z. B 
die aus dem Scheideverbot des Herrn hervorgehende) in Rechtsvor- 
schriften umdeutet, hält daher dann auch jene sittlichen Verpflichtungen 
nach Analogie der Gränzen eingeschränkt, welche die Rechtslehre für 
die verpflichtende Kraft der Gesetze entwickelt hat. 

“ In Betreff der vollzogenen Christenehe dagegen hatte die sbend: 
ländische Kirche gegen die Einwirkung des römischen Scheiderechts 
bereits auf dem Concil von Elvira (v. J. 306. c. 9) und: dem ersten 


Coneil von Arles (v. J. 314. c. 10), doch ohne nachhaltigen Erfolg 


(vgl. Augustin, de conjug. adult. IJ. ce. 17) reagirt. Von den römischen 
Bischöfen macht insbesondere Innocenz I. (ad. Exsuperium Tolos. [405] 
c. 6. bei Coustant, Epistolae Roman, Pontif. p. 794) die strengere 
Ansicht geltend, In Gallien aber nahm das Concil von Vannes v. J. 
465 (c. 2) von dem Kirchenbann die Männer aus, welche nach Schei- 
dung wegen erwiesenen Ehebruchs der Frau sich anderweitig ver- 


heirathet haben. 


‘ Ein halbes Jahrtausend hat es gedauert, bis das von der römischen 
Kirche angenommene strenge Princip im Gebiete des Ehescheidungs- 
rechts die nationalen Auffassungen der germanischen Stämme völlig 
überwunden hat. Der strengen altgermanischen Sitte (Taeitus, Ger- 
mania c. 19) stand ein freies Ehescheidungsrecht zur Seite. Nach den 
germanischen Rechten war Ehescheidung durch Uebereinkunft überall 
möglich. Die einseitige Scheidung war ursprünglich nur dem Manne 
gestattet, nicht der Frau, welche sich der Vogtei des Mannes nicht 
entziehen durfte. Erst unter dem Einfluss des römischen Rechts und 
der kirchlichen Auffassung, welche letztere den Ehebruch des Mannes 
ebenso verdammt, wie den der Frau (Innocenz I. ad Exsuper. Tolos. c. 4) 
hat die Frau nach einzelnen Stammrechten, wie dem westgothischen 
und langobardischen, die Befugniss erlangt, ihrerseits auf Grund ge- 
wisser ‚Vergehen des Mannes einseitig die Ehe aufzulösen. Wie im 
römischen Reich die Ehe weltlicher Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit 
unterworfen war, so war das Eherecht der germanischen Stämme welt- 
liches Recht und gab es insbesondere im fränkischen Reiche auch noch 
keine die weltliche Gerichtsbarkeit ausschliessende geistliche Ehegerichts- 
barkeit. Die Kirche konnte ihre eigene Eheordnung daher damals nur 
mit Disciplinarmitteln geltend machen. Der kirchliche Einfluss auf die 
weltliche Ehegesetzgebung reichte zunächst nicht weiter, als dass ein- 


seitige Scheidung des Mannes ohne gesetzlich gebilligten Grund er- 


schwert wurde (s. z. B. lex Burgundionum tit. 34, 4). Dass die Kirche 
andererseits ihre Eheordnung selbst der mildernden Einwirkung der 
nationalen Anschauungen nicht entzogen hat, zeigen die. angelsächsischen 
und fränkischen Bussordnungen. Deren Ehescheidungsrecht hat P. Hin- 
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schius bereits in seiner verdienstlichen Abhandiung in der Zeitschrift 
für deutsches Recht Bd. XX, (Tübingen 1861) S, 66 ff. behandelt. 

Bei den Angelsachsen (vgl. Hinschius a. a. O, S. 68 ff.) hatte 
sich der altgermanische Grundsatz der freien Ehescheidung in der christ- 
lichen Zeit anfänglich unangefochten erhalten. Als dann die Kirche 
hiergegen auftrat, suchte sie, eingedenk der weisen Mässigung , welche 
Gregor der Grosse dem zur Bekelırung der Angelsachsen ausgesandten 
Benedictiner Augustinus empfohlen hatte, nur der einseitigen grund- 
losen Scheidung zu steuern. So bestimmt denn die das zweite Buch 
des sog. Poenitentiale Theodori ausmachende Kirchen- und Eheordnung, 
welche wohl noch zu Lebzeiten des Theodor von Canterbury (7 690), 
wenngleich nicht von ihm selbst verfasst ist, dass die Trennung der 
Ehe ohne gegenseitige Einwilligung nicht erlaubt sei, dass aber der 
eine Gatte dem andern die Erlaubniss zum Eintritt in ein Kloster geben 
und sich selbst, vorausgesetzt, dass die aufgelöste Ehe die erste war, 
anderweitig verheirathen könne. Die angelsächsischen Beichtbücher er- 
kennen ferner folgende einseitige Ehescheidungsgründe an: Ehebruch 
der Frau für den Mann; bösliche Verlassung des Mannes durch die 
Frau; Verbrechen des Mannes, welche für diesen die Sklaverei nach 
sich ziehen; Gefangenschaft, in welche ein Ehegatte gerathen ist und 
aus welcher er nicht ausgelöst werden kann; Erhöhung eines Ehegatten 
in den freien Stand; endlich den Fall, wenn von zwei ungläubigen 
Ehegatten der eine zum Christenthum übergetreten ist, und der andere 
sich nicht bekehren will. In allen diesen Fällen wurde dem geschie- 
denen Ehegatten die anderweitige Verheirathung gestattet, freilich im 
Falle der Scheidung wegen Ehebruchs, wegen Verbrechen des Mannes 
und wegen Gefangenschaft eines Gatten nur unter der Voraussetzung, 
dass die aufgelöste Ehe für den Geschiedenen die erste war. Erst im 
zehnten Jahrhundert suchte die Kirche in England die Zulässigkeit der 
Scheidung vom Bande der volizogenen Christenehe gänzlich zu beseitigen 
und ihr folgte seit dem Anfange des elften Jahrhunderts die weltliche 
Gesetzgebung. 

Eine ähnliche Entwickelung zeigt das Ehescheidungsrecht im frän- 
kischen Reiche (vgl. mit Hinschius a. a. 0.8. 77 fl.: Edgar Löning, 
Geschichte des deutschen Kirchenrechts Band II., Strassburg 1878, 
S. 612 fi). Das weltliche Recht des fränkischen, wie der übrigen 
Stämme, hielt die Scheidung durch Willensübereinstimmung der Ehe- 
gatten fest und noch in der karolingischen Zeit ist auf Grund gegen- 
seitiger Einwilligung volksgerichtliches Ehescheidungsverfahren nach- 
weisbar (s. Richter-Dove, Kirchenrecht 7. Aufl. $ 206. Anm. 9). Auch 
die einseitige Scheidung des Mannes war im fränkischen Reiche aner- 
kannt, und zwar, sofern die Frau die Ehe gebrochen, dem Leben des 
Manns nachgestellt, ihm zu folgen verweigert hatte, ohne dass ihn 
Vermögensnachtheile trafen. Dabei hinderte das weltliche Recht 
selbst den schuldigen Theil nicht an der anderweitigen Verheirathung. 
Die fränkische Landeskirche unter den Merovingern bedrohte nur auf 
dem zweiten Concil von Orleans (v. J. 533, c. 11) Scheidung wegen 


a 
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Krankheit des Gatten mit dem Bann. Erst das Concil von ‚Soissons 

(744) stellte den strengen Satz auf, dass eine anderweitige Verhei- 
rathung des geschiedenen Ehegatten nur im Falle der Scheidung wegen 
Ehebruchs gestattet sein solle. Aber diese Auffassung ist nicht durch- 
gedrungen, wie die Concilien von Verberie (752) und. Compiegne (757) 
und die Bussordnungen des siebenten und achten Jahrhunderts zeigen, 
Bei Scheidung auf Grund gegenseitiger Einwilligung wird danach 
wenigstens im Falle, däss ein Ehegatte ein Keuschheitsgelübde ablegen 
will, sowie wenn der eine aussätzig ist, die anderweitige Verheirathung 
des andern ausdrücklich gestattet. Folgende einseitige Ehescheidungs- 
gründe aber werden in den fränkischen Beichtbüchern im Anschluss an 
die angelsächsischen anerkannt: Ehebruch der Frau; bösliehe Verlassung 
seitens der Frau; Verbrechen des Manns, welche die Sklaverei nach 
sich ziehen; Gefangenschaft des einen Gatten; Erhöhung des Standes; 
Nachstellungen nach dem Leben des einen Ehegatten; Verweigerung 
der ehelichen Pflicht; Untüchtigkeit der Frau zur Leistung der ehe- 
lichen Pflicht ‚, auch wenn sie erst nach der Eheschliessung eingetreten 
ist. In letzterem Falle hat Papst Gregor 1I. (726) die Zulässigkeit: 
der anderweitigen Verheirathung des geschiedenen Manns mit. den 
charakteristischen Worten begründet: »Bonum esset, si sic permaneret, 
ut abstinentiae vacaret. Sed quia hoc magnorum est, ille, qui se non 


poterit continere, nubat magis; non tamen subsidii opem subtrahat ab 


illa, quam infirmitas praepedit, et non detestabilis culpa exeludit 
(Jaff&s, Monumenta Moguntina [Bibliotheca rerum Germanicarum T. IIT. 
[Berol. 1866] p. 89, e. 18. C. XXXII. qu. 7). 

Dieses freie Ehescheidungsrecht wurde nicht, wie Hinschius 
(a. a. O. S; 82) irrig annimmt, gesetzlich geändert; denn in den 
Capitula, quae populo annuntianda sunt v. J. 829 c. 20 (Monum. Germ. 
histor. Leg. T. I. p. 845) liegt kein weltliches Gesetz, sondern nur eine 
geistliche Mahnung mit Beziehung auf das Schriftwort vor. Wohl aber 
erhob sich im neunten Jahrhundert eine Opposition gegen dies freie 
Scheiderecht seitens der hochkirchlichen Partei, welche damals die 
Beichtbücher »quorum certi sunt errores,  incerti sunt auctores«, aus 


-dem Gebrauche zu verdrängen suchte. Allein, dass die früheren Gewohn- 


heiten nicht so leicht zu beseitigen waren, zeigen die Bussordnungen 
des neunten Jahrhunderts, ja selbst die falschen Capitularien des Bene- 
dietus Levita (lib. I. c. 21, vgl. v. Scherer, Ueber das Eherecht bei 


 Benedict. Levita und Pseudo - Isidor S. 38) und selbst noch das dem 


Anfange des zehnten Jahrhunderts angehörige, als praktische Anweisung 
für die Visitation einer Dioecese verfasste Buch des Abtes Regino von 
Prüm: De synodalibus causis et ecclesiasticis disciplinis, und erst mit 
dem elften Jahrhundert verschwinden die aus der früheren Anschauung 
herrührenden Bestimmungen in: den Rechtssammlungen und Poeniten- 
tialien. Nachdem der Vortragende demnächst die Puncte beleuchtet 
hatte, in welchen sich die in so schwerem Kampfe überwundenen ger- 
manischen Anschauungen mit dem protestantischen Ehescheidungsrechte 
des Reformationsjahrhunderts berühren, wandte er sich zu dem Zustand 
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des Ehescheidungsrechts, welcher eintrat, nachdem die mittelalterliche. 


Kirche besonders seit dem zwölften Jahrhundert die Ehe ihrer ausschliess- 
lichen Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit unterworfen hatte. Damit war 
zwar dem römischen Grundsatz von der Unauflöslichkeit der fleischlich 
vollzogenen Christenehe die Herrschaft gesichert, dennoch nicht jede 
Schwankung ausgeschlossen. Denn während Innocenz III. (1199) die ana- 
loge Ausdehnung von 1. Korinther VIL, 12 ff. auf christliche Gatten, deren 
einer vom Christenthum abgefallen oder in Ketzerei verfallen ist, aus- 
geschlossen hat, eine Entscheidung, welche das geltende katholische 
Kirchenrecht darstellt (c. 7. X. de divortiis IV. 19), hatten vorher 
frühere Päpste, Urban III. (vgl. c. 6 in fine X. de divort.) und Cölestin III. 
(c. 1. X. de conversione infidelium III. 33 mit den Ergänzungen in der 
Ausgabe Just. Henning Böhmer’s) das Gegentheil angenommen. Im 
c. Quanto (7 eit.) liest die Compilatio III. »Licet quidam praedeces- 
sores nostri sensisse aliter videantur«. 

_ Für die nicht fleischlich vollzogene Christenehe ist das Princip der 
absoluten Unauflöslichkeit im katholischen Kirchenrecht nicht durch- 
gedrungen. Bei ihr liess die Rechtsschule zu Bologna noch im zwölften 
Jahrhundert acht Scheidegründe vom Bande zu: 1) nachfolgende Ver- 
lobung, zu welcher die Vollziehung des Beischlafs gekonımen ist (sequens 
desponsatio carnali conjunctione perfecta); 2) freiwillige Hurerei des 
andern Theils; 3) Entführung (raptus); 4) Zauberei (maleficium) ; 
5) Ordensgelübde (religionis propositum) ; 6) Verübung eines schweren 
Verbrechens; 7) fortwährende Krankheit des Andern; 8) langwährende 
Gefangenschaft. Siehe den Tractatus de matrimonio der Göttweiger 
Handschrift bei Schulte, Decretistarum jurisprudentiae specimen, Gissad 
1868, 4°, p. 18. sqq, vgl. überhaupt Sohm, Recht der Eheschliessung, 


Weimar 1875, S. 116 ff. Die gallicanische Kirche freilich sah schon 


die sponsalia de praesenti, d. h.’die durch gegenwärtige Knüpfung des 
rechtlichen Ehebands unter Vorbehalt des erst künftigen Eintritts in 
die eheliche Lebensgemeinschaft geschlossene eheliche Verbindung als 
unlöslich an, leugnete also die Bedeutung der fleischlichen Ehevoll- 
ziehung (Consummation) für die Entstehung einer schlechthin unauf- 
löslichen Verbindung unter den Ehegatten (sowie der Sacramentseigen- 
schaft). Alexander III. hat zwar (in c. 3. X. de sponsa duorum IV, 3) 
die von Petrus Lombardus weiter entwickelte gallicanische Sponsalien- 
theorie mit dem Satze, dass sponsalia de praesenti durch spätere con- 
summirte Sponsalien nicht aufgelöst werden, in das gemeine canonische 
Recht aufgenommen, aber das einseitige Ordensgelübde als Auflösungs- 
grund des Bandes der nicht vollzogenen Christenehe beibehalten, c. 2, 
7 X. de conversione conjugatorum Ill. 32, c. 16 X. de sponsal. IV. 1; 
(das Tridentinum hat diesen Rechtssatz sogar dogmatisch definirt, 
can. 6 S. XXIV. Doctrina de -sacramento matrimonii). Bereits im 
funfzehnten Jahrhundert hat ferner der Papst das Recht in Anspruch 
genommen, das Band des matrimonium ratum sed non consummatum 
durch Dispensation zu lösen. Es wird berichtet, dass Martin V. wegen 
Aussatzes vom Bande der nicht consummirten Ehe dispensirt habe; 
Zeitschrift für Kirchenrecht. XIX. (N. F. IV.) 3. 25 
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Eugen IV, hat, wie Sanchez angiebt, von demselben wegen odium dis- 
pensirt. Besonders so lange es zur Einführung einer wesentlichen Form 
der Eheschliessung nicht gekommen war, und häufig sponsalia de prae- 
senti mit der Absicht, den Beginn der ehelichen Lebensgemeinschaft 
erst geraume Zeit nach Knüpfung des rechtlichen Ehebands durch die- 
selben eintreten zu lassen, eingegangen wurden, fand die päpstliche 
Dispensation von der nicht consummirten Ehe, ein weites Feld der Be- 
thätigung. Das Recht derselben blieb aber auch, nachdem unter 
Clemens VIIL (1599) eine ausserordentliche Congregation dasselbe er- 
örtert (es handelte sich unter Clemens VIII. um das matrimonium ratum 
sed non consummatum des Fürsten von Siebenbürgen Sigismund und 
der Erzherzogin Maria von Oesterreich, s. Joh. Kutschker, Das 
Eherecht der kathol. Kirche Band 1, Wien 1856. S. 307) bis in das 
geltende römisch-katholische Kirchenrecht anerkannt. Es ist also nach 
katholischem Kirchenrecht das matrimonium ratum nicht schlechthin 
unauflöslich, sondern diess gilt nur von der vollzogenen Christen- 
ehe. Im Mittelalter war aber auch die letztere thatsächlich leicht 
lösbar durch Annullation bei der enormen Ausdehnung der trennenden 
Ehehindernisse, und weil der Eheconsens beim Mangel einer wesentlichen 
Form seiner Erklärung oft nicht bewiesen werden konnte. (Vgl. über- 
haupt: Dove im Artikel »Scheidungsrecht, evangelisches« in der Real- 
Encyklopaedie für Theologie und Kirche, 2, Auflage, Band XIH. 
S. 463 fü). | 

In der Sitzung wurde das erste Heft des neuen Bandes des Gesell- 
schaftsorgans (Zeitschrift für Kirchenrecht Band XIX. [Neue Folge 
Band IV.]) vorgelegt. Desgleichen kamen die eingegangenen literarischen 
Geschenke (Zuwachsverzeichniss der Gesellschaftsbibliothek Nr. a 
zur Vorlage 


II. 
Vorläufige Mittheilung über die funfzehnte Sitzung. 


Die funfzehnte Sitzung fand am 15. Mai 1884 statt. In der- 
selben wurde eine Besprechung der von dem Metropoliten von Nikomedien, 
Bryennios, entdeckten und herausgegebenen, dem zweiten Jahrhundert an- 
gehörigen Ardayn rüv ıB" arocröluv durch den Geheimen Justizrath 
Professor Dr, Dove eingeleitet. Ueber die daran sich schliessende sehr 
eingehende Debatte wird berichtet werden. 


383 


xl. 


Eherechtliche Conflicete nach dem Breslauer 
Frieden. 
(1742— 1748.) 


Vom 


Geheimen Oberjustizrath Dr. Stölzel 


in Berlin. 


I; 


Dass der Anfall Schlesiens an Preussen einen wesentlichen 
Umschwung in den Verhältnissen der Katholiken und Prote- 
stanten, sei es zu einander, sei es zur Staatsgewalt, mit sich 
führen musste, lag auf der Hand. Unter österreichischer 
Landeshoheit war die katholische Religion unbedingt die 
herrschende gewesen, und wie sie diese Herrschaft gerade in 
Schlesien fast bis zur Unterdrückung der protestantischen 
Religion ausgeübt hatte, ist bekannt!). Der westfälische Frieden 
wurde, als im Jahre 1675 die evangelischen Geschlechter der 
Herzöge von Liegnitz, Brieg und Wohlau ausstarben, dahin 
gedeutet, dass nur den Fürsten, nicht den Unterthanen die 
freie Religionsübung garantirt sei; die Evangelischen galten 
für ausgeschlossen von den öffentlichen Aemtern, ihre Kinder 
erhielten katholische Vormünder und wurden, wenn sie aus 
Mischehen stammten, stets katholisch erzogen; in der Zeit bis 


1) Vgl. Vater, Repertorium der preussisch-schlesischen Verfassung, 
1. Ba., 1798, S. 36 fig., Cauer, zur Gesch. Friedrich des Grossen 1883, 
S. 210 fig. (Abdruck eines in den Schles. Provinzialblättern 1862 ver- 
öffentlichten Aufsatzes über die kirchlichen Verhältnisse der Protestanten 
in Schlesien) Laspeyres, Gesch. der kathol. Kirche in Preussen, 
1. S. 344 flg. ° 
Zeitschrift für Kirchenrecht. XIX. (N. F. IY.) 4. 26 
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zum Jahre 1707 waren den Lutheranern 125 Kirchen weg- 
genommen. Da führte das zum Schutze der schlesischen 
Protestanten heranziehende siegreiche Heer Karls XII, eine 
wenigstens theilweise Besserung herbei; denn Josef I. musste 
sich am 11. August 1707 zum Abschlusse der Altranstädter 
Convention bequemen, welcher der Executionsrecess vom 
8. Februar 1709 folgte?). Laut der Convention wurden »die 
Kirchen und Schulen, welche weggenommen worden, sie mögen 

entweder den Katholischen schon eingeräumt oder nur gesperrt 
sein, in den Stand, wie sie zur Zeit gedachten Friedensschlusses 
gewesen, wieder gesetzet«; sodann vereinbarte man, dass den 
Mündeln und Waisen, welche von den der Augsburgischen Con- 
fession zugethanen Eltern geboren, »keine Vormünder von 
widriger Religion aufgedrungen«, dass »die Ehesachen entweder 
vor das katholische Consistorium nicht gezogen oder doch nach 
den Rechten der Augsburgischen Confession judicirt«, und dass 
die zur Zeit des westfälischen Friedens unter katholischen 
Präsidenten?) bestandenen Consistorien Augsburgischer Con- 
fession wie der auf die alte Art eingeführt wurden, jedoch vorbe- 


_ haltlich der Appellation an den Kaiser. In den Oertern, in denen 


das öffentliche Exercitium der Augsburgischen Confession ver- 
boten war, sollte der Hausgottesdienst und Hausunterricht 
gestattet, auch »Niemand gezwungen werden, katholisch zu 
werden« oder katholische Pfarrer zu Ministerialacten zu brau- 
chen, vielmehr Jedermann erlaubt sein, zur Vollziehung solcher 
Acte in die benachbarten Oerter innerhalb oder ausserhalb 
Schlesiens, wo das Augsburgische Confessionsexercitium getrie- 


. ben wird, sich zu begeben, wenn er nur ‚die Stolgebühren 


an den ordentlichen Pfarrer entrichtete. | 
Auf dieser Grundlage beruhte die Stellung der beider- 
seitigen Religionsverwandten zu der Zeit, als Friedrich der 
Grosse in Schlesien einmarschirte. Ein König, der wenige 
Monate zuvor auf den Antrag, einem Katholiken das Bürger- 
recht in Frankfurt einzuräumen, eigenhändig resolvirte: »alle 


*) Abgedruckt in Kaiser- und Kgl. das Erbherzogthum Schlesien 
concernirende Privilegia, Statuta und Sanctiones. Breslau 1713, 8. 919 flg.; 
Seidel, observ. pract. de juribus.... in Silesia p. 17; Walther 
Silesia diplomatica I. 112, 116. | 

®) cf. Executionsrecess $. XIIJ. Vater 1. c. I. 46. 
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Religionen Seindt gleich und guht, wan nuhr die Leute so 
sie profesiren Ehrliche leute seindt, und wen Türken und Hei- 
den kähmen und wolten das Land Pöpliren, so wollen wier sie 
Mosqueen und Kirchen bauen lassen«‘), oder der die Anfrage 
seines Berliner geistlichen Departements, ob die für katholische 
Soldatenkinder in Berlin bestehenden katholischen Schulen, 
welche zur Proselytenmacherei benutzt wurden, ferner bestehen 
sollten, die berühmte Antwort gab: »Die Religionen Müsen 
alle Tolleriret werden und Mus der fiscal nur das auge darauf 
haben das Keine der anderen abruch Tuhe, den hier mus ein 
jeder nach Seiner Fasson .Selich werden« 5), hatte sich damit 
den Weg vorgezeichnet, welchen seine Kirchenpolitik in den 
neugewonnenen katholischen Landen einschlagen musste. Das 
Besitznahmepatent vom 1. December 1740 garantirte den 
Unterthanen Schutz »bei allen und jeden ihren wohlgebrachten 
Recht- und Gerechtigkeiten, Freiheiten und Privilegien in 
publieis et privatis, in eccelesiasticis et politicis« und unter 
Bezugnahme hierauf wahrte der Art. 6 des Breslauer Friedens 
»die katholische Religion in Schlesien in statu quo, so dass 
jeder Landesbewohner in seinen Besitzthümern, Freiheiten und 
Privilegien, welche ihm gesetzlich zustehen, verbleibe, ohne 
jedoch die volle Gewissensfreiheit der protestantischen Religion 
und die Rechte des Landesherrn zu beeinträchtigen<e (Leh- 
mann a. a. 0. S. 129, 130). 

Die Gewährung der vollen Gewissensfreiheit für die 
Protestanten, sowie der Vorbehalt der landesherrlichen Sou- 
veränetätsrechte schloss selbstverständlich eine wesentliche Um- 
gestaltung der Rechte der Protestanten und damit auch, soweit 
es sich um die Einwirkung der katholischen Religion als der 
herrschenden auf die Verhältnisse der Protestanten handelte, 
eine Aenderung des status quo der katholischen Religion in 
sich. Die katholischen Präsidenten der protestantischen Consi- 
storien verschwanden, ebenso ohne Weiteres die Appellationen 
von diesen Consistorien : nach Wien. Aber in Rücksicht auf 
seine Souveränetätsrechte glaubte der König auch, soweit 
reinkatholische Angelegenheiten in Frage kamen, Einrichtungen 


4) Lehmann, Preussen und die kathol. Kirche seit 1640. BE, 
1881. II. Theil S. 3. (15. Juni 1740). 
6) Das. S. 4 (22. Juni 1740). 
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treffen zu müssen, welche den status quo modifieirten. Sein 
Lieblingsgedanke war, einen von ihm bestellten katholischen 
Generalvicar nach Berlin zu setzen, welcher die einheitliche 
oberste Instanz für alle Katholiken Preussens bilden sollte. 
Die Ausführung dieses Planes hätte zur Folge gehabt, einmal 
dass die zu den Sprengeln ausserpreussischer Bischöfe gehörigen 
preussischen Landestheile den preussischen Bisthümern einver- 
leibt und dann dass alle Berufungen an auswärtige Instanzen 
abgeschnitten worden wären. Der vom König zum General- 
vicar bestimmte Bischof von Breslau, Graf Sinzendorf, arbeitete 
zwar mit den königlichen Ministern seine Instruction .ls 
Generalvicar bis auf’s Kleinste aus aber Benedict XIV. wollte 
einen von ihm unabhängigen Generalvicar nicht zugestehen. 
Die Verhandlungen verschleppten sich jahrelang. Ehe sie 
begannen und so lange sie schwebten, hatte der König sein 
Tribunal zu Berlin als höchste Instanz für die vom katholischen 
Consistorium in Breslau entschiedenen Sachen bestimmt. Damit 
hatte er selbst die höchste Richtergewalt in die Hand ge- 
nommen; denn damals stand das Tribunal noch nicht unab- 
hängig neben dem Könige, sondern es sprach im Auftrage 
. des Königs, was nicht ausschloss, dass in wichtigen Sachen 
der König persönlich befragt wurde und den Spruch that. 
Zu einer lebendigen Wirksamkeit kam aber das Tribunal als 
obere Instanz des Breslauer katholischen Consistoriums nicht; 
der Bischof protestirte fortdauernd gegen die Zuständigkeit 
desselben, bis die Verhandlungen mit Rom im Jahre 1748 
eine andere Einrichtung in’s Leben riefen: laut Cabinetsordre 
vom 6. October 1748 wurde der päpstliche Nuntius am pol- 
nischen Hofe (zu Warschau oder Dresden) als Appellations- 
richter für die vom katholischen Consistorium in Breslau 
. entschiedenen Sachen anerkannt, jedoch mit der Beschränkung, 
dass derselbe nicht selbst entscheide, sondern einen inländischen 
Geistlichen seiner Diöcese zum Synodalrichter in Schlesien 
bestelle. (Laspeyres a. a. O. 8. 376.) 

In die Zeit dieses bis zum Jahre 1748 bestandenen 
Interregnums fallen diejenigen Einzelvorgänge, welche in den 
nachfolgenden Blättern dargestellt werden sollen. Sie sind 
der Hauptsache nach dem jüngst erschienenen Urkunden-Werke 
Lehmann’s (s. oben Note 4) entnommen und betreffen sämmt- 
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lich Eheangelegenheiten. Naturgemäss gaben die Mischehen 
den meisten Anlass zu Streitigkeiten. Wir werden sehen, wie 
scharf der König auf der einen Seite die Zügel der weltlichen 
Gewalt anzog, wie sehr er aber-auch bedacht war, die Rechte 
der katholischen Unterthanen nicht zu kränken. Nur in einem 
Falle, und zwar in einem solchen, welcher noch aus der 
österreichischen Zeit her in Wien anhängig war, ging er, weil 
kirchlicherseits die Delegation eines geistlichen Richters über 
Gebühr verzögert wurde, so weit, die Ehe katholischer Ehe- 
leute aus landesherrlicher Macht zu scheiden, allerdings ledig- 
lich in Bezug auf ihre bürgerlichen Wirkungen; in zwei spätern 
gleichartigen Fällen lehnte er die Scheidung ab, weil die 
katholischen Behörden zu erkennen hätten. Als Gegenstand 
der landesherrlichen Gesetzgebung aber betrachtete er es, auch 
für die Katholiken den elterlichen Heirathsconsens als unbe- 
dingtes Erforderniss der Eheschliessung vorzuschreiben und 
dem weltlichen Gerichte die Scheidung solcher verbotswidrig 
eingegangenen Ehen — bei Katholiken nur rücksichtlich der 
bürgerlichen Wirkungen — aufzugeben. Ebenso beanspruchte 
er kraft seines Souveränetätsrechtes die Befugniss der Prüfung 
und Bestätigung der von den katholischen Instanzen ertheilten 
Dispense vom Eheverbote der Verwandtschaft. Kraft dieses 
Prüfungsrechtes erklärte er in einem Einzelfalle die einer 
päpstlichen Dispensation beigefügte Clausel, nach welcher die 
aus der Ehe erzeugten Kinder katholisch erzogen werden sollten, 
für nicht geschrieben, und das bischöfliche Consistorium fügte 
sich dem Spruche. Dabei erkannte aber der König einer vor 
der Eheeingehung getroffenen Vereinbarung, in welcher Religion 
die Kinder erzogen werden sollten, bindende Kraft zu; nur 
dass katholischerseits ohne vorgängige Vereinbarung der Eltern 
die katholische Erziehung zur Bedingung des Dispenses vom 
Eheverbote der Verwandtschaft gemacht werde, wollte er nicht 
dulden. Bei fehlender Vereinbarung hielt er für das Richtige, 
dass die Söhne in der Religion des Vaters, die Töchter in 
der der Mutter erzogen. würden, dass sie aber vom vierzehnten 
Jahre an sich selbst zu entscheiden hätten). 


e) Ein Königlicher Erlass vom 24. August 1743 setzte das Letztere 
fest. (Lehmann a, a. O. S. 349.) 
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Die Fälle, welche nach diesen Vorbemerkungen mitgetheilt 
werden sollen, beziehen sich auf die bis in die Gegenwart 
hinein mehr oder minder brennend gebliebenen Tagesfragen, 
wie sie bei der Collision des kirchlichen und staatlichen Ehe- 
rechts auftauchen: auf die Einsegnung gemischter Ehen, die 
Kindererziehung, die Ertheilung der Ehedispense, die Heiraths- 
einwilligung der Eltern und die Scheidung. In dieser Gruppirung 
mögen sie jetzt folgen. Der Thatbestand des einzelnen Falles 
ist so festgestellt, wie er den über den Fall verhandelten, von 
Lehmann veröffentlichten Actenstücken sich entnehmen lässt ; 
nach verschiedenen Richtungen hin greifen die in Theiner’s 
Buch: »Zustände der katholischen Kirche in Schlesien von 
1740 bis 1758« (Regensburg 1852) publicirten Correspon- 
denzen ergänzend ein. 


1l. 
1. Einsegnung gemischter Ehen. 


Während der österreichischen Regierung wurde den 
evangelischen Pfarrern überhaupt nicht oder doch nur sehr 
schwer erlaubt, Ehepaare, von denen der eine Theil katho- 
lisch war, zu 'copuliren; den katholischen Pfarrern blieb es 
dagegen unverwehrt, Brautleute von beiden tolerirten Reli- 
gionen zu copuliren. So berichtete unterm 21. April 1744 
die Oberamtsregierung auf eine ministerielle Anfrage vom 
1. Februar jenes Jahres (Lehmann S. 467 vergl. mit S. 429). 
Die Alt-Ranstädtische Convention sicherte, wie wir sahen, den 
Evangelischen zu, behufs Vollziehung aller Actus in die be- 
nachbarten Orte Schlesiens oder des Auslandes sich begeben 
zu dürfen, vorbehaltlich der Entrichtung der gebräuchlichen 
Stolgebühr an den »ordentlichen Ortspfarrer«, und in dem 
Executionsrecess war diese Vereinbarung der Copulation halben 
»repectu parochi sponsae« genehmigt (Schlesische Sanctiones 1. 
8. 930 sub VD. Hieraus schloss die Breslauer Oberamts- 
regierung — offenbar mit Recht — dass im Sinne der frühern 
UVebung der Pfarrer der Braut allein parochus ordinarius sei. 
Sie erachtete aber damit noch nicht entschieden, dass auch 
lediglich der Pfarrer der Braut im Sinne des Tridentinums 
der parochus ordinarius sei, ging vielmehr in ihrer Majorität 
davon aus, dass die vor dem parochus sponsi geschlossene 
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Ehe auf Grund des Tridentinums, welches bei Strafe der Nichtig- 
keit die Eheschliessung ab ordinario parocho verlange, nicht 
für ungültig gesprochen werden und dass nach der Alt-Ran- 
städter Convention auch der parochus extraneus die Copulation 
verrichten könne. Da indess vielleicht bei Mischehen der 
katholische Theil sich einen Gewissensscrupel mache, nicht 
vom ordentlichen Pfarrer getraut zu sein, und der katholische 
Clerus immerhin daraus Schwierigkeiten herleiten könnte, fragte 
die Regierung an, ob der König billige, dass den Brautleuten 
die Wahl des Pfarrers (unter Abfindung des ordentlichen 
Pfarrers wegen der Stolgebühren) frei zu lassen sei. Bezug- 
nehmend auf die in von Friedenberg’s Abhandlung der 
Schlesischen Rechte (P. 1 cap. 10, pag. 171) bezeugte Obser- 
vanz resolvirte der König, Brautleute, die in verschiedenen 
Parochien wohnten, seien, auch wenn sie von verschiedener 
Religion, in beiden Parochien aufzubieten, vom Pfarrer der 
. Braut aber zu copuliren und vom Pfarrer des Bräutigams 
einzuführen ; die schlesischen Katholiken würden sich bei dieser 
Einrichtung um so weniger Scrupel zu machen haben, als die 
Katholiken in den anderen Provinzen meist von evangelischen 
Geistlichen copulirt würden (Lehmann S. 390, 400). Die 
Regierung erwiderte, dass die im Rescript ausgesprochenen 
Sätze bei ihr auch bisher ausser Zweifel gewesen, sie erbitte 
aber Bescheidung, ob den Brautleuten auf Grund des Alt- 
Ranstädter Vergleichs freistehe, sich, nachdem Zahlung der 
Stolgebühren an den ordentlichen Pfarrer geleistet sei, ander- 
wärts trauen zu lassen. Hierauf erhielt sie die Antwort 
(9. Mai 1744): wenn vorkommende Streitigkeiten nicht in Güte 
. sich erledigen liessen, vielmehr richterliches Erkenntniss er- 
forderlich machten, sei die Gültigkeit der Ehe auszusprechen, 
auch wenn die Trauung vom Geistlichen des Bräutigams oder 
wenn sie von einem Dritten nach erfolgter Proclamation und 
nach Entrichtung der üblichen Stolgebühr erfolgt sei. (Das. 
S. 422, 482.) | 
Eine grosse Tragweite musste dieses Rescript haben, wenn 
man in Berücksichtigung zieht, dass das Notificationspatent 
vom 15. Januar 1742 bestimmte: | | 
($. 26.) »Die causae matrimoniales wollen Wir, 
wann beide Theile der katholischen Religion zugethan 
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sein, dem bischöflichen Amte überlassen. Wenn aber 
ein Theil von denen Braut- oder Eheleuten der evange- 
lischen Religion zugethan ist, gehöret die Sache an Unser 
evangelisches Oonsistorium und hat in’s Künftige keine 
Präventio statt«. | 
- Als Sinzendorf es bedenklich fand, die Competenz bei 
 Mischehen dem evangelischen Consistorium zusuprechen, führte 
Cocceji in einer Denkschrift vom 4. Februar 1742 aus, die 
Katholiken, welche ja bisher in dergleichen Fällen die Evange- 
lischen genöthigt hätten, vor dem katholischen Consistorium 
Recht zu nehmen, würden doch nicht zugeben wollen, dass 
dadurch die Gewissen der Evangelischen bedrückt gewesen 
seien; der katholische Clerus könne auch dem katholischen 
Ehegatten, wenn er z. B. vom evangelischen wegen mangelnden 
elterlichen Consenses durch das evangelische Consistorium 
geschieden sei und wieder heirathen wolle, durch Dispensation 
helfen (Lehmann 8. 63). Sinzendorf bat gleichwohl, die, 
causae matrimoniales bei Mischehen dem bischöflichen Consi- 
storium zu belassen ; es liesse sich ja die Einrichtung treffen, 
dass dasselbe nicht spreche, bevor es durch Benehmen mit 
dem evangelischen Consistorium festgestellt, dass dem evange- 
lischen Ehetheil nichts gegen sein Glaubensbekenntniss zuge- 
muthet werde (das. S. 168). Hierauf schlug Cocceji (12. Sep- 
tember 1742) vor, es möge ein collegium mixtum bestellt 
werden; wenn dieses in seiner Entscheidung zweifelhaft, möge 
es beim Könige anfragen (das. S. 181). Ob ein solches 
Collegium in’s Leben trat, erhellt nicht. Das oben erwähnte 
Rescript vom 9. Mai 1744 lässt aber erkennen, dass die 
Oberamtsregierungen, also die evangelischen Behörden über 
den Rechtsbestand von Mischehen, welche wegen Unzuständig- 
keit des trauenden Pfarrers angefochten wurden, zu entscheiden 
hatten. Somit war die Anerkennung des Satzes, dass jeder 
Pfarrer zur Eheschliessung zuständig sei, ein sehr wirksamer 
Schutz der von protestantischen Geistlichen eingesegueten 
Mischehen. In letzter Instanz verblieb, mag nun das evange- 
lische Consistorium nach $. 26 des Notificationspatentes oder 
das collegium mixtum die erste Instanz gebildet haben, die 
Entscheidung dem König. | 
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2, Religiöse Erziehung der Kinder. 
a. Fall Rieck. 


Vor dem Breslauer Frieden war in Schlesien eine Ver- 
ordnung’) in Geltung, nach welcher bei gemischten Ehen, wenn 
nicht in der Eheberedung ein Andres vereinbart, die Söhne in 
der Religion des Vaters, die Töchter in der der Mutter bis 
zum 14. bezw. 12. Lebensjahre zu erziehen seien; mit dem 
genannten Lebensjahr konnte das Kind selbständig seine Reli- 
gion wählen. Ein mit einer Katholikin verheiratheter evan- 
gelischer Componist Rieck in Glogau gerieth im Frühjahr 
1743 mit der katholischen Geistlichkeit in Streit,. weil er seine 
neunjährige Tochter in der evangelischen Religion erzogen 
haben wollte. Auf Anfrage der Oberamtsregierung in Glogau 
entschied der König, er finde das bestehende Recht ganz billig, 
Rieck müsse daher seine Tochter in der katholischen Religion 
erziehen lassen, jedoch dürfe das nicht etwa zum Vorwand 
genommen werden, sie der väterlichen Gewalt und Aufsicht zu 
entziehen (Lehmann 8. 273). 


b. Fall Eschweiler. 


Der Breslauer Generalvicar Anton von Oexle hatte in 
österreichischer Zeit die Tochter eines evangelischen Breslauer 
Einwohners Arnold von Eschweiler und seiner Ehefrau in 
ein Kloster gebracht und die Eltern ungeachtet ihres Pro- 
testes zur Zahlung eines Alimentationsquantums angehalten. 
Er stützte sich darauf, dass die Mutter zum Kathotieismus 
übergetreten war. 

Im April 1742 verlangten die Eltern, dass die Regierung 
in Breslau den Generalvicar zur Auskunft über den Verbleib 
der Tochter und zur Zahlung einer Entschädigung von 5000 
Thir. anhalte. Mittels Königlichen Rescripts vom 20. Mai 
1742 wurde die Oberamtsregierung mit Untersuchung der 
Sache beauftragt; gleichwohl hatten sich die bischöflichen 
Gerichte der Sache angenommen, während die Regierung 
unthätig blieb. Auf Beschwerde der Eschweiler’schen Ehe- 


”) Walther, Silesia Diplomatica I. 133 fl., Vater’s Repertorium II. 
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leute wies Cocceji unterm 15. Juni 1743 die Regierung zu 
energischem Vorgehen an, zumal das Verfahren des General- 
vicars, wenn das gegen ihn Vorgebrachte richtig wäre, eine 
energische Ahndung verdiene (Lehmann 311, 312). Die 
Regierung zog hierauf, obwohl Sinzendorf protestirte, ‚den 
Generalvicar vor ihr Tribunal. Es ergab sich aber, dass die 
Eschweiler’sche Tochter leugnete, gewaltsam in das Kloster 
gebracht zu sein, und dass sie erklärte, katholisch bleiben zu 
wollen. Demgemäss wurde die Mutter mittels Cabinetsreseripts 
vom 13. Juli 1873 mit ihrem Gesuche abgewiesen. 


ec. Fall Arco. 


Graf Arco in Breslau, ein Lutheraner, verlobte sich 
unter Österreichischer Herrschaft mit einer Baronesse von 
Frankenberg, einer Katholikin von beider Eltern Seite, angeblich _ 
mit dem. mündlichen Versprechen, alle seine Kinder in der 
katholischen Religion erziehen zu wollen. Am Vorabende seiner 
Vermählung wurde er katholisch. Im October 1742 erkrankte 
er und starb. Drei Tage vor seinem Tode nahm er von seinem 
Beichtvater, einem Jesuiten, am Tage seines Todes aber vom 
reformirten Hofprediger das Abendmahl und schwor mit seiner 
Ehefrau den katholischen Glauben ab. Die Ehefrau starb 
wenige Monate später. Ein katholischer Oheim des Vaters 
und die katholische Grossmutter mütterlicherseits übergaben 
die hinterbliebenen drei Kinder dem Bischof von Breslau, 
welcher sie in das dortige adlige Waisenhaus unterbrachte. 
Die Breslauer Regierung gab aber den Kindern evangelische 
Vormünder, und diese verklagten Sinzendorf bei der Regie- 
rung in Breslau auf Herausgabe der Kinder. Die Regierung 
verfügte die Herausgabe (September 1743). Eine Appellation 
Sinzendorf’s an das Tribunal in Berlin blieb erfolglos; denn 
durch ein von Cocceji gezeichnetes Rescript vom 16. November 
1743 wurde dem Bischof eröffnet, die Verfügung der Regierung 
könne nicht abgeändert werden, da beide Arco’sche Eheleute 
in der evangelischen Religion verschieden seien und die Altran- 
städtische Convention deutlich festsetze, dass die Kinder in 
der Religion ihrer Eltern erzogen werden sollten; dabei sei 
nicht, wie der Bischof geltend mache, die Religion der Eltern 
zur Zeit der Geburt der Kinder, sondern zur Zeit des Todes 
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der. Eltern gemeint, wie diess in ganz Europa angenommen 
werde und bisher auch unter der vorigen Regierung . ange- 
nommen worden sei; das voreheliche angebliche Versprechen 
des’ Grafen sei gleichgültig, weil es der Ranstädtischen Con- 
vention zuwiderlaufen würde, welche evangelischen Eltern die 
Erziehung ihrer Kinder in ihrer Religion versichere; ohne 
Grund gehe der Bischof davon aus,. dass die Regierung ein 
solches pactum als ein turpe nicht berücksichtigt habe. Wenige 
Tage darauf liess die Regierung die Kinder durch den Exe- 
cutor aus dem Waisenhaus abholen; die beiden Töchter gingen 
gutwillig mit, der achtjährige Knabe sträubte sich aber mit 
solchem Geschrei, dass der Executor — um Gewalt zu ver- 
meiden — von der Wegführung Abstand nahm. Die Regie- 
rung drohte nunmehr dem Bischof 200 Ducaten Strafe an, 
wenn er das Kind nicht ausliefere, mit der ausdrücklichen 
Motivirung : sie wisse sehr wohl, dass sie den Knaben nehmen 
könne, wenn sie Gewalt anwende, und dass der katholische 
Clerus diese Gewaltthätigkeit wünsche, gerade deshalb nehme 
sie davon Abstand und verlauge unter Geldstrafe vom Bischofe 
die Auslieferung. Dieselbe erfolgte am nächsten Tage 
(27. November 1743) durch den Provisor. des Waisenhauses 
(Theiner I. 246, 248, Lehmann $. 385, 386). Aber 
wenige Wochen später gelang es dem Grafen Schaffgotsch, 
den König umzustimmen. »Comme il depend de mon au- 
‚torite souveraine« — schreibt der König am 9. Januar 1744 
an Sinzendorf — »de changer mes ordres sans faire tort 
a personne et d’ordonner pour ce cas particulier selon mon 
plaisiv, je veux bien jouir le fils, qui n’est qu’un enfant 
de huit ans, de la libert& de choisir sa religion, que j’ai 
röglee d’ailleurs A l’age de quatorze anse. Als Grund sei- 
ner Sinnesänderung giebt der König an: Alles, was Schaff- 
gotsch ihm mitgetheilt, habe ihn so sehr gerührt, und er 
sei so entzückt, Schafigotsch von Eifer für seine Religion 
und für die Erlangung dieser Seele durchdrungen zu sehen, 
dass er einen so eindringlich und bestimmt, aber doch so 
respectvoll kundgegebenen Wunsch nicht habe abschlagen 
können. »Son attachement«, schliesst das Schreiben, »pour la 
religion est arrive jusqu’a m’edifier; car j’aime, que chacun 
travaille & son metier, comme il doit, et; le zele des ecelesias- 
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tiques, pourvu qu’il soit discret et prudent, ne me deplaira 
Jamais«. 
3. Ertheilung von Ehedispensen. 


a. Fall Sternetzky. 


Rücksichtlich der Ehedispense von Verwandtschaftsgraden 
verwies das Notificationspatent, welches unter den Evange- 
lischen alle Dispensationen von den »nicht in‘ Gottes Wort 
oder ex paritate rationis verbotenen Graden« aufgehoben 
wissen wollte, die Katholiken, wenn sie ohne Dispensation sich 
trauen zu lassen Anstand nahmen, vor die Oberamtsregierung 
(Lehmann S. 58, 59). Sinzendorf erklärte diess für eine 
Beschwerung der katholischen Gewissen, war aber bereit, wenn 
der König zur Sicherung der bürgerlichen Wirkungen der 
Ehen deren Vollziehung von einer staatlichen Prüfung der 
Legitimation der Verlobten abhängig machen wolle, einem 
solchen Verlangen Folge zu leisten (26. August 1742, — 
Lehmann S. 166, 167). In Nichtanerkennung der Dispen- 
sation, welche ein Bürger von Schimmerau, Andreas Sternetzky, 
von der Oberamtsregierung zur Verheirathung mit seiner 
Schwägerin erhalten hatte, lehnte der Bischof die Trauung 
seinem ausgesprochenen Grundsatze gemäss ab. Die Regierung 
zögerte in Anlass dieses Falles, weitere Dispensation zu ertheilen, 
und berichtete, die Bedenken Sinzendorf’s »einiger Ueberlegung 
für würdig« erklärend, an den König, ob nicht besser zuvör- 
derst die Dispensation bei der geistlichen Behörde zu suchen 
und dann der weltlichen Behörde zur Confirmation einzureichen 
seien. Dieser Vorschlag fand die Allerhöchste Billigung ee 
Sept. 1742, Lehmann S. 181, 182, 195). 


b. Fall Neumeister. 


Indem der Staat zuliess, dass die Trauung katholischer- 
seits von der nach canonischem Rechte erforderlichen kirch- 
lichen Dispensation abhängig gemacht wurde, lag es für die 
Kirche nahe, die Vorenthaltung oder die Ertheilung der Dis- 
pensation von den canonisch verbotenen Graden als Mittel zu 
benutzen, Mischehen zu verhindern oder wenigstens von Ueber- 
nahme der Verpflichtung abhängig zu machen, dass die Kinder 
in der katholischen Religion erzogen würden. Einem Versuche 
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des Papstes, in dieser Weise das Dispensationsrecht zu hand- 
haben, trat aber der König energisch und wirksam entgegen. 
Im Jahre 1745 wollte der Nachrichter Neumeister zu 
Schweidnitz, welcher evangelischer Religion war, die katholische 
Tochter seiner Schwester, Marie Thinel in Breslau heirathen. 
Auf das beim Bischof angebrachte Gesuch um Dispensation 
vom Ehehinderniss der Verwandtschaft erfolgte der Bescheid : 
nur wenn beide Eheleute katholisch, habe der Bischof die 
Befugniss zu dispensiren; der Petent möge sich durch das 
Consistorium nach Rom wenden. Neumeister beantragte aber 
statt dessen bei der Oberamtsregierung, sie möge dem Vica- 
riatamte befehlen, ihm das remissoriale zur Proclamation zu 
ertheilen. Die Regierung hielt sich hierzu. nicht für befugt und 
berichtete an den König, gegen dessen landesherrliche Hoheit 
es ihr zu sein scheine, wenu die Dispensation beim Papste 
nachgesucht würde (Lehmann S. 543, 544). Ueber die 
Ertheilung dieser Art Dispens hatte, wie aus Theiner hervor- 
geht, der Bischof verschiedentlich mit dem Papste correspondirt. 
‘Bei Mischehen pflegte nach dem Stil der römischen Curie die 
Facultät der Dispensation vom 3. und 4. Verwandtschaftsgrade 
den Bischöfen nur mit der Clausel »abjurata prius haeresi« 
ertheilt zu werden. Sinzendorf stellte vor, dass durch diese 
Beschränkung der katholische Verlobte zum Protestantismus 
hinüber gedrängt werden würde und bat um ausgedehntere 
Vollmachten, aber Benediet XIV. erwiderte: »Diese Art Dis- 
pense macht uns die Haare grauer als sie schon sind; mag 
auch mancher Katholik vom Graben abspringen, so kommt 
das Unglück allein von ihm her« (Theiner, I. 275, II. 233, 
277, 279, 280). In der Neumeister’schen Sache erfolgte gegen 
Ende des Jahres 1745 — auf wessen Antrag erhellt nicht —- 
der päpstliche Dispens mit der Clausel, dass die Kinder aus 
der beabsichtigten Ehe in der katholischen Religion erzogen 
werden müssten. Als diess die Oberamtsregierung dem Könige 
berichtete, cassirte er die Clausel mit folgendem Rescripte 
(4. Dec. 1745): | | 
"»was massen Wir so wenig dem römischen Papst als 
einiger andern Puissance einzuräumen gemeint sind, 
‘ Unseren schlesischen Uuterthanen in Sachen, welche in 
das Polizei-Wesen einschlagen (dergleichen die Erziehung 
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der Kinder unstreitig ist), Gesetze und Verördnungen, 

am wenigsten aber solche vorzuschreiben, wodurch die 

Unsern sämmtlichen Unterthanen gnädigst verstattete 

Grewissensfreiheit auf einige Weise eingeschränkt und 

geschmälert werden könnte Wir finden dannenher 

nöthig, vorangezogene päpstliche .Dispensation in Ansehung 

der derselben annectirten präjudicirlichen Klausul aus 

landesherrlicher souveräner Macht und Ge- 

walt, wie hiermit geschieht, gänzlich zu eassiren und 

zu Annulliren; Und befehien Ruch hierdurch in Gnaden,. 

solches obbenannten Desponsatis zu ihrer Achtung behörig 

bekannt zu machen und ihnen die Vollenziehung ihrer 

vorhabenden Heirath (und zwar dem Bräutigam bei 

- Festungs- und der Braut bei Spinnhaus-Arbeit) ernstlich 

zu untersagen, nicht, weniger denen Eltern der Braut zu 

bedeuten, dass sie (bei Vermeidung  gleichmässiger 

Ahndung) zu sothanen Eheverbündniss weder die Hände 
bieten noch conniviren: sollen«. Ä 

' Das bischöfliche Vicariatamt in Breslau fertigte darauf: 

die Dispensation. mit Weglassung der nachtheiligen Clausei 

aus — allem Anschein nach wohl, nachdem es dazu vom 

Papst ausdrücklich ermächtigt war —, die Brautleute ver- 

pflichteten sich, ihre sämmtlichen Kinder evangelisch erziehen 


zu lassen und wurden auf Grund der ihnen von der Amts-. 


regierung in Ausfertigung mitgetheilten Dispensation des 
Bischofs getraut Karmann 8. 558). 


4, Elterlicher Halrathtehnuköns; 


Rs erschien Friedrich dem Grossen als ein dur a: selbst-. 
verständlicher Satz des natürlichen Rechtes, dass Kinder nicht 
ohne oder gegen den Willen ihrer Eltern eine Ehe schliessen 
dürfen. Er. sprach daher ohne alles Bedenken dem Vater, 
gegen dessen Willen das Kind eine Ehe geschlossen hatte, die 
Befugniss zu, die Ehe als wirkungslos anzufechten, und er 
nahm an, dass ein hierüber zwischen Vater und Kind verhan- 
delter Rechtsstreit, auch wenn die Ehe unter Katholiken ge- 
schlossen sei, nicht vor das geistliche, sondern vor das weltliche 
Gericht gehöre. Der König fand aber in diesem Puncte nicht 
die genügende Unterstützung an seinen schlesischen Gerichten. 
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Dieseiben glaubten, den elterlichen Heirathsconsens .als 'Vor- 
aussetzung der Gültigkeit der. Ehe nicht anerkennen zu können, 
.waren auch in ihrer Competenz als weltliahes Forum bedenklich. 
Dadurch reifte beim.König der Gedanke, durch ein allgemeines 
Landesgesetz seine Ansicht zur Geltung zu bringen. So ent- 
stand das. Eheedict für Schlesien vom 22. April 1747, Seine 
Geschichte documentirt .sich durch die en nach- 
stehender zwei Processe. 2 


2. Fall Bess. 


Der Graf von Bess hatte, nachdem er zum Katholieismus 
übergetreten war, im Jahre 1742 ohne die Zustimmung seiner 


. protestantischen Eltern ein katholisches Fräulein geheirathet. 


Der.. Vater klagte im Jahre 1743 :bei der. Oberamtsregierung 
in Breslau darauf, dass die Ehe quoad .efiectus civiles wegen 
fehlenden väterlichen Consenses für ungültig und die daraus 
erzeugten Kinder für successionsunfähig erklärt würden. 
(Lehmann S. 360, 361.) Nach einer Schilderung, welche 
 Sinzendorf dem Papste von den Vorgängen machte, hielt 
man den jungen Grafen drei Monate lang in seinem Hause 

unter streng militärischer Bewachung und führte ihn sammt 
seiner Frau, gleichfalls unter militärischer Bedeckung, vor das 
königliche Gericht in Breslau, wo beide streng bewacht wurden 


.. (Theiner, 1. 8.53). Der König hatte auf eine Anfrage der 


Oberamtsregierung in Breslau entschieden, dass dieselbe sich 
der Bess’schen Angelegenheit unterziehen solle. Cocceji theilte 


diess dem Oberamtspräsidenten unterm 3. Nov. 1743 mit, 


»sehr curieux wie der Inhalt dieser Verordnung. des Königs 
Sinzendorf gefallen werde«; der Präsident möge den. Bischof 
davon par maniere de discours benachrichtigen und dann .an- 
zeigen, »was er dazu sagen und was vor eine contenance er 
dabei halten werde« (Lehmann 8. 211), Sinzendorf stellte 


mittels eigenhändigen Schreibens vom 27. November dem 


Könige vor, sein. Verfahren gewinne Angesichts des ‚Friedens- 
 vertrages und des Notificationspatentes den Charakter reli- 
giöser Verfolgung; es sei bekannt, dass bei den Katholiken 
die Ehe einen. wesentlichen Theil der Religion bilde und 
dass nur der zuständige geistliche Richter ihnen in dieser 
Beziehung Gewissensruhe gewähren könne; der König möge 
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bei seiner Güte, seiner Gerechtigkeit, seinem klaren und 
billig denkenden Geiste geruhen, die Maassregel zu redres- 
siren, welche so sehr dem widerstreite, was er von der 
Religion zu denken und zu sagen gewohnt sei. »Sire, Si 
je m’int6resse«e — schliesst das Schreiben — »pour Votre 
gloire, pour le repos de Vos Etats et si je travaille & 
öter toute defiance aux Catholiques, pour les ranger non 
seulement sous l’obeissancee, mais aussi sous la confiance 
de V. M., pardonnez-moi la libert6, que je prends, de Vous 
supplier, comme je dois, pour süret6 de la religion catho- 
lique et pour la liberte de conscience tant de fois promises«. 
Auch bei der Oberamts-Regierung legte Sinzendorf einen 
Protest ein. Aber der König blieb bei seinem Beschlusse. 
Als die Oberamtsregierung zögerte, mit der Sache vorzugehen, 
ja nach Verlauf fast eines Jahres nochmals anfragte, ob sie 
entscheiden solle, zog sie sich scharfen Tadels wegen Saum- 
seligkeit zu. Sie entschuldigte sich damit, dass der junge 
Graf Bess in dem zum Verhör angesetzten Termine nicht er- 
schienen sei. Darauf wurde ihr eröffnet, dass sie nicht hätte 
Anstand nehmen sollen, in contumaciam zu verfahren, da sie 
irre, wenn sie annehme, es handle sich um einen Streit 
zwischen zwei katholischen Ehegatten; vielmehr handle es sich 
zwischen einem evangelischen Vater und seinem katholischen 
Sohne lediglich um die bürgerlichen Wirkungen einer ohne 
väterlichen Consens abgeschlossenen Ehe; quoad vinculum solle 
die Regierung nicht sprechen; ein deshalbiges (Gesuch habe der 
Vater beim bischöflichen Consistorium anzubringen; nach er- 
folgtem Spruche werde der König die Acten nachsehen lassen 
und, falls etwas versäumt, den Präsidenten und dessen Col- 
legen verantworlich machen; sollten sie bei der bisher bewie- 
senen Negligenz beharren, so werde das auf das Schärfte 
geahndet, auch allenfalls ihnen das zugelegte Sportelgquantum 
wieder entzogen werden (Lehmann Seite 350, 360). Im 
Frühjahr 1744 votirte die Regierung »fast einstimmig«, dass 
die Ehe nicht nur quoad vinculum, sondern auch quoad effectus 
eiviles für gültig zu halten, »dergestalt dass der Vater nicht 
befugt, seinen Sohn erblos zu machen, viel weniger diesen und 
dessen etwaige Söhne quoad fideicommissum der Succession 
unfähig zu achten«. Vor der Entscheidung sandte der Präsi- 
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dent die Vota an den König und dieser befahl, "nunmehr da- 
nach die Sentenz abzufassen und vorbehaltlich der Rechtsmittel 
zu publiciren (Lehmann 8. 480). Bu 

Somit hatte die Oberamtsregierung sich nur mit Wider- 
streben bereit finden lassen, überhaupt in der Sache zu 
erkennen. Ihr endlich gethaner ‚Spruch fiel direct. gegen 
die Meinung des Königs aus. Dass im ‚Wege. der Appel- 
lation an ihn schliesslich ein andres Resultat erzielt. ‚sei, er- 
hellt nicht. 


b. Fall onteser, 


Ein in Polen wohnhafter katholischer Kaufmann -Friese 
hatte sich mit der katholischen Tochter des katholischen 
Kaufmanns Contessa in Breslau verlobt. Der. Vater Contessa 
verweigerte seine Einwilligung in die Ehe. Als Friese den 
Contessa und seine Tochter im Jahre 1746 beim Consistorium 
in Breslau — anscheinend auf Ehevollziehung ; 'Genaues er- 
hellt nicht — verklagte, wandte sich Contessa an .den König 
und dieser gab dem Oberamtspräsidenten den Befehl, dahin 
zu sehen, dass in der Sache vom Consistorium nichts »den 
' Landesgesetzen und der darin stabilirten Gewalt, auch dass 
Kinder ohne der Eltern Consens sich weder versprechen noch 
verheirathen können, zuwider« veranlasst werde (22. Juni 1746, 
Lehmann S. 587). Auf den Bericht des Präsidenten vom 
29. Juni 1746 rescribirte der König: dä auch die Tochter auf 
die Heirath mit dem Polen verzichte, so möge der Präsident 
sehen, die Sache durch Vergleich zu schlichten oder dahin zu 
bringen, dass der Pole sich in Breslau. niederlasse; dann fährt 
er fort: »wenn solches geschehen, Ich dessen Heirath nicht zu- 
wider sein will und glaube, dass der Vater füglich dahin zu dis- 
poniren sein würde, seinen Consens darzu zu geben, da die meh- 
resten Ursachen, so ihn bisher billig davon abhalten, sodann 
wegfallen. Ihr habt also deshalb den gehörigen Versuch zu thun 
und, wo möglich, dergestalt durch einen gütigen Vergleich 
aus der Sache zu kommen. Sollte aber alles solches nicht 
verfangen wollen, so kann Ich Euch nicht verhalten, wie dass 
Ich keinesweges zuzugeben. gemeint bin, dass gedachte ‚Con- 
tessische Tochter (zumalen wider ihres Vaters Willen und 
wider deren nunmehro setbst gethanen Declaration) ausser 
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Landes und an einen Fremden geheirathet und dadurch des 
Vaters Vermögen aus dem Lande gebracht werde, zu Breslau 
aber ein sehr gutes Kaufmannshaus wegfalle: als worunter 
Ich den katholischen Consistorio daselbst nicht so schlechter- 
dings freie Hand lassen kann noch werdes. 

Friese wollte sich aber auf nichts einlassel. Da befahl 
der König am 25. Juli 1746, dass der Process, weil Contessa 
auf keine Weise gezwungen werden dürfe, seine Tochter mit 
einem Fremden ausser Landes zu verheirathen,, auf ein Jahr 
lang vorbehaltlich des von jeder Partei prätendirten Rechtes 
sistirt werde (Lehmann S. 592, 593). Drei Tage darauf 
kam der König nach Breslau und besprach unter Anderm auch 
die Contessa’sche Angelegenheit mit Sinzendorf. Diess veran- 
lasste Sinzendorf zur Einreichung einer Denkschrift über die 
Gründe, weshalb jener Process vor das geistliche Forum ge- 
höre. Im Begleitschreiben appellirt Sinzendorf an »den 
gerechten, klarsehenden Monarchen, welcher selbst regiert et 
qui est capable de decouvrir le fond du pot et de connaitre 
les artifices, qu’on emploie pour le detourner de ce qu'il a 
trouve 6tabli et de ce qu’il a ordonnd lui-möme publique- 
ment«. Das Schreiben schliesst: 

.. »Le tour particulier, qu’on veut donner & cette 
affaire, et les empressements extraordinaires, pour soutenir 
un riche marchand en depit des lois, des droits, de 
l’usage et de tout ce qu’il ya de plus sacr6 et de plus 
engageant parmi les hommes, ne seraient-ils pas un 
objet digne de la curiosit6 du plus grand genie de 
l’Europe, qui aime d’aller & la source de tout ce qu'il 
y a de plus relev6 dans la nature et dans la politique? 
Je me jette aux pieds de ce grand genie avec toute la 
confiance possible«. 

Gegen welche Persönlichkeit aus der Umgebung sich diese 
Worte wenden, kann nicht zweifelhaft sein, wenn man in einem 
Schreiben Sinzendorf’s an den Papst vom 29. November 1743 
Cocceji als einen »unwürdigen Diener des Königs, einen 
schlechten Minister, einen Feind der Gerechtigkeit wie des 
Ruhmes des Königs« bezeichnet findet und in einem weiteren 
Schreiben vom 24. December 1743 liest: »Ausser den Launen 
des Königs sind noch die Ränke seiner Minister und vor Allem 
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des Baron Cocceji zu fürchten, der ‘immer .neue Mittel ent- 
deckt, die Souveränetät des Königs überall geltend zu machen, 
wo er die katholische Religion verfolgen will; und der Kö- 
nig, von den vielen anderen Sorgen zerstreut, giebt sich nicht 
viel Zeit, zu untersuchen, weil ihm solche Angelegenheiten 
Nutzen und Geldvortheil bringen«. 

Die erwähnte Denkschrift Sinzendorf’s beruft sich anf 
das Notificationspatent, den Friedensvertrag, das Concil von 
Trident und das in allen Staaten anerkannte Recht der katho- 
lischen Kirche, nach welchem. Ehesachen vor das geistliche 
Gericht gehörten;, nur in Frankreich sei 1555 unter Heinrich Il. 
das Gegentheil eingeführt worden,.aber da es sich hier um 
den status quo in Schlesien, nicht in Frankreich handle, auch 
nicht darum, neue Gesetze für Contessa zu geben, sondern 
die bestehenden auf ihn anzuwenden, so käme es auf. jenes 
Beispiel nicht an. Wenn jedoch der König. auf die natür- 
liche Billigkeit Gewicht lege, sei es dann nicht unzuträglicher, 
dass eine arme Tochter des Mannes, den sie liebe, beraubt 
bleibe oder gezwungen werde »coucher pendant toute sa vie 
avec un, qu’il ne l’est gueres«, als dass ein Vater einen ihm 
nicht zusagenden Schwiegersohn habe? Die tägliche Erfah- 
rung lehre auch, dass die Versöhnung zwischen Vätern und 
Kindern früh oder spät eintrete, »la grossesse de la fille ou 
de la bru, dont naissent des petits-fils aimables.attendrissent 
les pöres«; so habe der Baron Spättgens, ein viel angesehe- 
nerer Mann als Contesss, seine Tochter den Baron Matuska 
heirathen sehen, und die daraus. entstandenen Kinder, die 


niedlichsten dieser Welt, liessen erkennen, dass »le choix de 
madame a &t6 tout & fait. conferme & la nature<; auch die . 


Tochter Contessa werde wahrscheinlich »keine Katze. im Sacke 
gekauft haben, da Friese lange Zeit in ihrem Hause: gewohnt 
habe«. Die Antwort hierauf ist nur in einem undatirten 
Entwurfe vorhanden, welcher nicht abgegangen zu sein scheint. 
Darin wird ‚gesagt: der König wolle nicht darüber discutiren, 
ob das Tridentinum in Schlesien gelte; aber nach einem obersten 
Naturgesetze dürften Kinder nicht obne väterliche Einwilligung 
sich verheirathen; niemals könne das Consistorium. in Breslau 
die Tochter des Contessa zwingen, irgend .Jemanden ohne 
Zustimmung ihres Vaters zu heirathen, am wenigsten einen 
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Fremden, der Allem Anscheine nach das Mädchen nur um- 
garne, um sich des von ihrem Vater sauer erworbenen Ver- 
mögens zu bemächtigen; der König werde von diesen seinen 
Grundsätzen nicht abgehen. Bei näherer Erwägung scheinen 
indess die Räthe des Königs und dieser selbst allmählich zu 
der Ueberzeugung gelangt zu sein, dass das bestehende Recht 
dem König nicht zur Seite stehe. 

Die Oberamtsregierung in Breslau wurde veranlasst einen 
den Absichten des Königs entsprechenden Gesetzentwurf auf- 
zustellen (Lehmann S. 621, 625, 628). Im November 1746 
reichte sie ihn ein. Er ging zur Begutachtung an die Ober- 
amtsregierung in Glogau. Diese stellte in ihren katholischen 
Mitgliedern unterm 10. Febr. 1747 vor: Die Ausdrückung, 
dass ohne Einwilligung der Eltern sich zu verheirathen eine 
wider alle Rechte, ja wider die gesunde Vernunft laufende 
Sache sei, könne den Katholiken nicht anders als anstössig 
fallen, der König möge in Gemässheit der von ihm garantirten 
Gewissensfreiheit geruhen, das Project so modificiren zu lassen, 
dass das, was vom Erforderniss des Consenses gesagt werde, 
sich nur auf die Evangelischen beziehe (Lehmann S. 644, 
645). Der Minister Arnim gab hierauf zwar nach, dass der 
für anstössig erklärte Passus wegbleiben könne und nach dem 
Wortlaute des brandenburgischen Edictes vom 15. December 
1694 (Mylius C.C.M. I. 2, 177 fi.) gefasst werde, jedoch 
mit der Clausel, dass die durch priesterliche Copulation ge- 
schlossenen Ehen der Katholiken nur quoad effectus civiles 
null und nichtig erklärt würden (das. Seite 657). In dieser 
Form bestimmte denn auch das für »die schlesischen und 
glatzischen Lande« erlassene »Königlich Preussische Edict 
vom 22. April 1747«, dass »keine Ehe (so wenig unter 
Unsern evangelischem als römisch-katholischen Vasallen 
und Unterthanen) durch priesterliche Copulation vollzogen 
werde, es geschehe denn mit allseitiger Interessenten (sowohl 
der Eheleute selbst als auch ihrer Eltern upd anderen, 
deren Consens Unsern Gesetzen und Verord- 
nungen hiernach erfordert wird) freier... Be- 
willigung, ... . alle solche Verbindungen sollen auf Anrufen 
des dissentirenden Theils für unverbindlich erklärt werden, 
jedoch mit dem Unterschied, dass, wann die Verehlichte der 
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evangelischen Religion zugethan sind, das Band der Ehe 
gänzlich getrennet und jedera Theile erlaubt sein solle, sich 
anderweit wiederum zu verehelichen; da ferne es hingegen 
Römisch-Katholische betrifft und die Ehe durch priesterliche 
Einsegnung wirklich vollenzogen worden, selbige zwar nach 
denen Principiis ihrer Kirche und der Tridentinischen Ver- 
sammlung quoad vinculum bestehen möge, quoad effectus 
civiles aber ebenmässig vor nichtig und kraftlos geachtet«, 
| Bei Erlass des Edietes war das Jahr noch nicht abge- 

laufen, für welches der Contessa’sche Process sistirt war. Es 
fiel daher dieser Fall unter das Edicet und er wurde sonach 
im Sinne des Königs erledigt. | 


5. Ehescheidung. 
a. Fall Schimonski. 


Der katholische Landrath des Neissischen Kreises von 
Schimonski hatte sich von seiner Ehefrau getrennt, war aber 


durch Erkenntniss des Consistoriums in Breslau vom 12. Sept. 


1740 verurtheilt worden, seine Ehefrau ad thorum et mensam 
wieder aufzunehmen. Hiergegen hatte er an den Nuntius in 
Wien Berufung eingelegt. Nach der preussischen Besitz- 
ergreifung wendete er sich an das Tribunal zu Berlin. Dieses 
fragte am 12. März 1743 beim Könige an: »ob und inwie- 
weit nach nunmehr etablirten römisch - katholischen General- 
Vicariat in E. K. M. Landen dergleichen zwischen römisch- 
katholischen Eheleuten obwaltende Matrimonialstreitigkeit, 
zumal wenn schon an die päpstliche Nuntiatur appelliret 
worden, zu unserer Cognition gezogen werden könne«. 


Darauf erging ein von Cocceji gezeichneter Erlass an 


Sinzendorf unterm 30. März 1743: In dergleichen Fällen 
solle nach der ihm ertheilten Generalvicariatsinstruction das 
Generalvicariat zuständig sein; weil dasselbe aber noch nicht 
etablirt und deshalb die katholischen Unterthanen in grosser 


Verlegenheit sich befänden, so befehle der König dem Bischof 


dasselbe längstens binnen drei Monaten völlig einzurichten; 
bis dahin sollte die Schimonski’sche Sache und andere ähn- 
liche Sachen ruhen; wäre dann das Generalvicariat nicht in 
Activität gesetzt, so müsse der König dergleichen Sachen ge- 


404 Dr. Stölzel: 


mäss dem Notificationspatent beim Oberappellationsgericht in 
Berlin entscheiden lassen. (Lehmann a. a. 0. 8. 267, 268.) 
Am 6. April 1743 reichte Sinzendorf bei Cocceji einen 
Entwurf zur Declaration des Notificationspatentes ein, dessen 
8. 6 besagt: Da der König die Appellätion in geistlichen 
Sachen weder an auswärtige Nuntien, noch nach Rom selbst, 
noch an apostolische ihm nicht eidlich verpflichtete Delegaten 
gelangen lassen könne, so solle zu Berlin ein katholisches 
' Vicariatamt ehestens errichtet werden, bei welchem die von 
den bischöflichen Aemtern devolvirten Appellationssachen zu 
entscheiden seien (das. S. 271). Gleichzeitig stellte er dem 
Könige vor, die wirkliche Etablirung des Generalvicariats liege 
nicht in seiner Macht, sondern hänge von der Entschliessung 
des Papstes ab ; bis diese erfolge, möge der König von Ge- 
stattung einer Appellation an andere Instanzen absehen und 
in der Schimonski’schen Sache, die er (Sinzendorf) als Chef 
des Consistoriums mitentschieden habe und deshalb doch als 
Generalvicar in zweiter Instanz nicht nochmals entscheiden 
könne, gestatten, dass die Acten dem Nuntius in Wien oder 
in Dresden zugeschickt würden (das. S. 274 275). Diesen 
Vorschlag erklärte der König (20. April 1743) »keineswegs 
agreiren zu können«, er wolle aber zulassen, dass jene Acten 
für diesmal von einer römisch-katholischen Commissiorf, welche 
Sinzendorf benennen möge, revidirt würden (das. S. 281). 
Ehe Sinzendorf antwortete, ging ihm ein päpstliches 
Schreiben (vom 27. April 1743) zu, welches sich über den 
einzurichtenden Instanzenzug, wie folgt, äusserte: »Man will, 
dass die Streitfälle in erster und zweiter Instanz an Ort und 
Stelle erkannt werden; aber um Dies zu erreichen, welche 
Nothwendigkeit ist da vorhanden, Alles in Umordnung zu 
bringen? ... Ist vielleicht Schlesien das erste Land, in 
welchem man prätendirt, dass die Sachen erster und zweiter 
Instanz am Orte verhandelt werden? .. .. Es ist leicht, den 
Bischöfen, Metropoliten und Nuntien vorzuschreiben, in Streit- 
fällen, sei es erster oder zweiter Instanz, Lokalrichter zu 
delegiren. Auf diesem Wege erhält man den gewünschten 
Zweck, dass die Sachen nicht ausser Landes gezogen werden, 
ohne Alles in Ruin zu stürzen« (Theiner a. a. O.I1.S. 224, 
I. S. 96). Auf Grund dieser Instruction berichtete Sinzen- 
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dorf unterm 4. Juni 1743 an den König, das Generalvicariat 
stosse in Rom auf Schwierigkeiten, er beabsichtige sich von 
dort in der Schimonski’schen Sache die Facultäten zur Er- 
nennung von Commissarien besonders auszubitten; da er aber 
nicht wisse, ob er dieselben vor Erledigung der Vicariats- 
angelegenheit erlange, wolle er seinen Antrag, den Nuntius 
in Wien oder Dresden als Richter zuzulassen, wiederholen 
(Lehmann $. 299, 300). Der König erwiderte am 11. Juni 
1743: er könne sich nicht bewegen lassen, dass seine Unter- 
thanen irgendwie vor eine auswärtige Instanz gezogen würden; 
wenn Sinzendorf nichts Anderes vorzuschlagen wisse, bleibe 
nur übrig, das Berliner Tribunal entscheiden zu lassen, welchem 
die Acten zu remittiren seien (Lehmann $S. 304). Mittels 
Schreiben vom 10. Aug. ertheilte der Papst dem Bischof die 
Facultäten, in anhängigen Sachen seines Bisthums, wenn nöthig, 
ein oder zwei unparteiische Appellationsrichter zu ernennen; 
für die Zukunft möge er eine Liste geeigneter Geistlichen 
einsenden, aus welcher dann der Papst ihm eine Anzahl zur 
Verfügung stellen werde (Theiner a. a. O. II. 258). Von 
dieser päpstlichen Entscheidung gab Sinzendorf dem Könige 
unter Benennung des Abtes von Neu-Zell als Richters für die 
Schimonski’sche Sache unterm 2. Sept. 1743 Kenntniss (Leh- 
mann 8. 354, 355), aber der König, zwölf Wochen ohne 
Antwort auf seinen Erlass vom 11. Juni, hatte den Knoten 
“bereits durchhauen und laut Cabinetsbefehles vom 20. August 
1743 »wegen bekannter und bewegender Ursache resolviret, 
den vor dem breslauischen Consistorium bisher geführten sehr 
langwierigen Matrimonialprocess des Landraths v. Sch. aus 
landesherrlicher Macht und Gewalt gänzlich zu cas- 
siren und aufzuheben, dergestalt, dass darin nicht weiter pro- 
cediret noch etwas wider ermeldeten Landrath weder angenom- 
men noch erkannt, auch demselben keine weitere Alimentation 
seines Weibes zugemuthet noch abgefordert werden soll, um so 
weniger als er vorher schon letzterer sowohl ihre vordem ein- 
gebrachte Dotem als Paraphernalia restituiret hate (Lehmann 
8. 346). Auf die Mittheilung Sinzendorf’s vom 2. September 
antwortete der König nunmehr unterm 14. September, er habe 
gern vernommen, dass der Bischof die päpstlichen Faeultäten 
erhalten habe, und hoffe, dass derselbe durch Anordnung eines 
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judieii delegati die Appellationsinstanz baldigst in Gang bringe, 
doch werde sich dieselbe mit der Schimonski’schen Sache nicht 
- mehr zu befassen haben, nachdem er bereits die effectus civiles 
dieses Matrimonii aus landesfürstlicher souverainer Macht auf- 
gehoben, die Dissolution des Vinculi aber von dem von 
Schimonski selbst nicht gesucht werde (Lehmann $. 358). 


b. Fall Almesloe. 


Die katholische Gräfin Leopoldine Braschmann hatte den 
katholischen Grafen Leopold Anton von Almesloe, den Bruder 
des Breslauer Weihbischofs, geheirathet. Sie wünschte ihre 
Ehe getrennt zu sehen, perhorrescirte aber das Breslauer 
Consistorium, weil ihr Schwager Breslauer Weihbischof sei. 
Sie wandte sich deshalb unterm 28. Sept. 1743 an Friedrich 
den Grossen mit der Bitte, ihr das Getrenntleben zu gestatten 
und ihrem Manne zu verbieten, sich wieder zu ihr zu begeben. 
Der König schickte das Gesuch an das Breslauer katholische 
Consistorium mit dem Befehle, das Nöthige zu besorgen; er 
wolle der Supplicantin Bitte gewähren, wenn das Consistorium 
und Sinzendorf nichts Erhebliches dagegen einzuwenden hätten. 
Die Gräfin stellte aber dem Könige nochmals vor, sie wünsche 
die Sache aus dem obenangedeuteten Grunde vom evangelischen 
Consistorium entschieden zu sehen, doch der König eröffnete 
ihr, dass er das nicht zugestehen könne; das katholische Con- 
sistorium werde sie hören und ihr Recht widerfahren lassen 
(Lehmann S. 694 695). Vier Jahre später ging die Gräfin 
von Wien aus wegen ihrer Ehe, welche sie »nichtig gesprochen« 
sehen wollte, den Papst mit der Bitte an, ein anderes Gericht 
als das zuständige Breslauer Consistorium zu bestellen, welches 
sie wegen ihres Schwagers perhorrescirte (Theiner, 11. 8. 281, 
282). Wie die Sache sich schliesslich erledigt hat, erhellt 
nicht; keinenfalls scheint sie aber vor dem weltlichen Gerichte 
entschieden zu sein. 


c. Fall Schmiedel. 

Im März 1744 bat die in der Grafschaft Glatz, also 
innerhalb des Erzbisthums Prag wohnhafte katholische Baronin 
von Schmiedel, weiche vom Bischof zu Breslau an das Con- 
sistorium zu Prag als ihr zuständiges Gericht gewiesen war, 
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den König, sie von ihrem angeblich impotenten Gatten »ex 
potestate regia ut summus episcopus« zu scheiden. Der König 
befahl Sinzendorf, selbst die Sache durch Vergleich oder im 
Processe zu schlichten, wenn es bedenklich erscheine, das 
Consistorium in. Breslau entscheiden zu lassen. Sinzendorf 
weigerte sich dessen aber mit Berufung auf seine nach den 
canonischen Satzungen zweifellose Incompetenz und schlug 
vor, den Erzbischof von Prag zur Delegation eines geistlichen 
Richters in Glatz zu vermögen. Damit erklärte sich der König 
einverstanden. Die Sache war jedoch nach zwei Jahren noch 
auf dem nämlichen Standpunkte, denn unterm 5. April 1746 
berichtete der Minister Arnim an den König, Sinzendorf wolle 
sich der Schmiedel’schen Sache durchaus nicht annehmen; 
der Schmiedel könne nur geholfen werden, wenn der König 
gestatte, dass sie sich nach Prag wende. Darauf entschied 


der König nach der Aufzeichnung seines Cabinetsrathes: 


»Wenn die Schmiedeln katholisch ist, so kann ich ihr nicht 
heifen«e (Lehmann S. 454, 467, 468, 480, 486, 492, 568). 
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ZU. 
Die älteste Ordnung der christlichen Kirche. 
Von 


Emil Friedberg. 


Der Metropolit Bryennios von Nikomedien hat in dem- 
selben zu Constantinopel befindlichen Codex, welcher die voll- 
ständigen Clemens-Briefe und die des Ignatius enthält, eine 
zwischen beiden stehende Schrift entdeckt, die geschrieben 
von einer Hand des XI. Jahrhunderts sich als ein für Ver- 
fassungs- und Cultusgeschichte gleich wichtiges Document 
darstellt. Dieselbe liegt in sorgfältiger vom Entdecker be- 
sorgter Ausgabe uns vor"), und soll im Folgenden in Urtext 
‚und deutscher Uebersetzung Mittheilung finden. 

Dass der sog. apostolischen von Bickell?) mitgetheilten 
Kirchenordnung und dem VII. Buch der apostolischen Consti- 
tutionen eine gemeinsame Quelle zu Grunde liege hat schon 
Bickell vermuthet?) und Krawutzky‘) zu einer Recon- 
struction der, wie man annehmen musste, verloren gegangenen 
Schrift veranlasst, welche in der That mit der von Bryennios 
gefundenen in den ersten fünf Capiteln im Wesentlichen über- 
einstimmt. Schon Clemens von Alexandrien (} ca. 217) eitirt 


- 


1) AIAAXH TEN ATIOSTOAQN ix Toöd teposoAvuetixod Xeıpoypapov 
vöv npürov indrdontwm per& npoksyoptvuv xal aneiwoewv, Ev olc Raul TAG 
Zovobews chc I. A., enc dnd ’Imavv. Tod Xpvoootöpnod, vöynprais xui 
hepoc üverdorov ümb Tod adrod ysıporpapon, dd Pikodtoon Bpvevviou 
knrporoAtton Nixopmöstuc. ’Ev Kwvoravtıvovnöker, tömors &. 1. Boörtope, 
1883. Eöptosxerur apa co Exöory (145, 75 p. 8%). Tiparar ppayrwv 5. 
Ueber den Codex handelt Bryennios in der Vorrede seiner 1876 er- 
schienenen Ausgabe der Clemensbriefe. 

2) Gesch. des Kirchenrechts I, 1, 107 fi. 

)’A.2.0.9. 

*) Tüb. Theolog. Quartalschr. 1882. 8. 359 f. 
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dieselbe®). Eusebius (f 340) stellt sie zu dem Hirten des 
Hermas, der Apokalypse Petri und dem Barnabasbriefe ®), 
Athanasius (} 373) zählt sie zu den für den Gebrauch der 
 Katechumenen bestimmten Büchern?), und Nicephoros (} 828) 
führt sie in seiner Stichometrie als Apokryphum zwischen 
Thomas-Evangelium und den Clemensbriefen an®). In der 
Folgezeit wird sie nicht mehr erwähnt, was unzweifelhaft 
daraus zu erklären ist, dass sie späteren Bearbeitungen hatte 
weichen müssen, — die sog. apostolische Kirchenordnung und 
das VII. Buch der apostolischen Constitutionen stellen sich 
als solche dar — die sie ihres archaistischen für die spätere 
Zeit nicht mehr passenden Inhaltes entkleidet hatten. 


Der Titel der Schrift ist Ardayn xuplov dt ray ıB" Arostölwy 
rois Edveaty®). Ihre Entstehungszeit wird von dem Heraus- 
geber in die Jahre 120—160 verlegt, während Luthardt!®) 
eine noch frühere Abfassung annimmt. Wo sie geschrieben 
ist, erscheint zweifelhaft; Harnack glaubt Aegypten als Vater- 
land bezeichnen zu sollen; doch betont Luthardt m. E. dagegen 
mit Recht, dass dazu nicht Capitel 9 stimmt, wo für das 
auf den Bergen wachsende Getreide gedankt wird, was auf 
Aegypten nicht passt. Noch weniger aber ist ein überzeugender 
Grund dafür beigebracht, dass sie in judenchristlichen Kreisen ent- 
standen sei, wofür Bryennios und-Luthardt sich erklären !!), 

Die Schrift zerfällt in zwei Abschnitte, von denen der zweite 
(ce. 7—16) verfassungsrechtliche Bestimmungen enthält, der 
erstere zum grössten Theil die aus dem Barnabasbrief, den Con- 
stitutionen, der apostolischen Kirchenordnung und den Didaskalien 
bekannten moralischen Lehren in der Form der zwei Wege giebt, 
und ist diese die Quelle gewesen, aus der die Verfasser der ge- 
dachten Schriften geschöpft haben (sofern nicht etwa hinsichtlich 
des Barnabasbriefes das umgekehrte Verhältniss stattfindet). 


®) Strom. I, 20. Migne, Patr. graec. 8, 817 als ypupn. 

®) Hist. eccl. III, 25: zöv Anoctolwv al Aeyöpevor Ötöoyxot. (Migne, 
Patr. graec. 20, 269). 

”) Epistola festalis 39 (v. I. 367): SUdoxn xakounivn tüv dmoctölwv 
opp. ed. Patavii 1777. 1, 768. 

°) Ardayın Amostölwy ariyor 0’. bei Pithoeus opera (Paris 1609) 18. 

®) Eine andere Ueberschrift lautet blos: Adayn tüv ıB" Amoctölwv. 

16) Alle. Evang. Luth. Kirchenzeit. 1884. Nr. 3. 

1!) Theol, Literaturzeit. 1884. Nr. 3, [Vgl. die Anm. am Schluss. R. D.] 
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Ardayın Koptiov öLd Tav öndera Arootöiwv Tois 
Ed veoıv. _ 
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evroliiv" Adiwos Yap Eorıy" odal ro Aayßdvove ei p&v Yap ypelav 
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ölnıv Wvariäiuße Hal eis Ti, Ev svvoyT) 8 yevöinevos Eerasdniosran 
zepi av Enpafe, nat 00x EEelehserar Eneltev möypıs 0b Anodi TOv 
Eoyatov KOÖpdvemVv. 

"Aa ai zepl robron Ö& eipyran® “Töpwodtw N Eenmochvn 
c0D Eis TAG yeipds 000, nEypıs Av yvoc tivi Öüc. 


Key. P. Acvrepa 58 &vroAn Ts day" Od Yovehasıc, Od 
noryeboets, od nawdordopioes, od mopvebosis, ob Akbeis, od 
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evvndtvaroxteveis. Odx Eridopioeis Ta Tod TANOLOD, 06% ETLOPRYOELG, 
0) deudopapruprioss, Od Aaxoloyrioss, od mmornamioss. 00% E07 
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Lehre des Herrn durch die zwölf Apostel den 
Heiden. 

1. Es giebt zwei Wege, der eine des Lebens, der andere 
des Todes. Eine grosse Verschiedenheit aber ist zwischen 
den beiden Wegen. Der Weg des Lebens nun ist dieser. 
Zuerst: du sollst Gott lieben, der dich geschaffen hat; zwei- 
tens deinen Nächsten wie dich selbst. Alles aber, wovon du 
wünschst, dass es dir nicht geschehe, füge-auch du keinem 
Anderen zu. Die Lehre aber dieser Worte ist folgende: Segnet 
die, welche euch fluchen, ‘und betet für euere Feinde. Fastet 
aber für euere Verfolger. Denn welches Verdienst ist es, 
die zu lieben, die euch lieben? Thun das nicht auch die 
Heiden? Ihr aber sollt die lieben, welche euch hassen und 
ihr werdet keinen Feind haben. 

Enthalte dich der fleischlichen und weltlichen Begierden. 
Wenn dir einer einen Streich giebt auf die rechte Backe, so 
reiche ihm auch die andere, und du wirst vollkommen sein. 
Wenn jemand dich eine Meile zu eilen nöthigt, so gehe mit 
ihm zwei. Wenn dir.jemand deinen Mantel nimmt, so gieb 
ihm auch den Rock. Wenn einer dir das Deinige abnimmt, 
so fordere es nicht zurück; denn du vermagst es auch nicht. 
Jedem der von dir etwas verlangt, gieb und fordere nicht 
zurück. Denn der Vater will, dass Allen gegeben werde aus 
seinen eigenen Gnadenschätzen. Seelig ist, wer giebt gemäss des 
Gebotes, denn er ist :unsträflich. Wehe dem, welcher nimmt. 
Nimmt er freilich aus Noth, so ist er unsträflich; wer aber keine 
Noth hat, wird Rechenschaft geben müssen, warum er. genom- 
men hat und wozu, und er wird, ins Gefängniss geworfen, 
verhört werden über das, was er gethan hat, und von dort 
nicht loskommen bis er den letzten Heller wiedergebe. 

Aber auch von solchem ist gesagt: Es schwitze dir dein 
Almosen in deine Hände, bis du erkannt hast, wem du 

geben sollst. | 

Kap. 2. Das zweite Gebot aber der Lehre ist: du sollst 
nicht lödten, du sollst nicht ehebrechen, du sollst nicht Kin- 
der schänden, nicht huren, stehlen, zaubern, giftmischen, du 
sollst nicht tödten das ungeborene Kind, und nicht morden 
das geborene. Du sollst nicht begehren deines Nächsten 
Gut, nicht falsch schwören, nicht. falsches Zeugniss ab- 
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nipav ra npöswre av Arylav, Iva Eravamabın tols Aöyors adrav. 
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legen, nicht lästerreden, nicht Böses nachtragen. Du sollst 
nicht zweierlei Meinung haben noch zweizüngig sein. Denn 
. Fallstrick des’ Todes ist die Zweizüngigkeit. Deine Rede soll 
nicht trügerisch sein, nicht eitel, sondern erfüllt von That. 
Du sollst weder habgierig noch räuberisch sein, noch ein 
Heuchler, weder arglistig noch ükermüthig. Du sollst 
nicht üble Pläne fassen betrefis deines Nächsten. Keinen 
Menschen sollst du hassen, sondern die einen sollst du zu- 


rechtweisen, für die anderen beten, die anderen mehr lieben 


als deine Seele. 

Kap. 3. Mein Kind, fliehe vor allem Bösen and Allem, 
was ihm gleicht. Sei nicht jähzornig. Denn Jähzorn führt 
zum Morde. Kein Eiferer, kein Zänker, nicht leidenschaftlich. 
Denn aus allen diesen entspriessen Mordthaten. Mein Kind, 
sei nicht begehrlich. Denn die Begehrlichkeit führt. zur 
Hurerei. Nicht Schandworte redend noch die Augen umher 
werfend. Denn aus alledem entsteht Ehebruch. Mein Kind 
schaue nicht auf den Flug der Vögel. Denn das führt zum 
Götzendienst. Spreche keine Zaubersprüche, forsche nicht in 
den Sternen, nimm keine Reinigungsweihen vor, und trachte 
auch nicht solches mitanzusehen. Denn “aus diesem allen 
wird Götzendienst erzeugt. Mein Kind, werde kein Lügner, 
denn die Lüge führt zum Diebstahl. Liebe nicht das Geld 
und schätze nicht das Eitele. Denn aus dem allen ent- 


stehen Diebstähle.e. Mein Kind lass das Murren. Denn es 


führt zur Gotteslästerung. Sei nicht selbstgefällig und übel- 
gesinnt. Denn aus dem allen entspriessen Gotteslästerungen. 
Sei aber sanftmüthig. Denn die Sanftmüthigen erhalten die 
Erde zum Erbe. Sei langmüthig; barmherzig, ohne Falsch, 
stille, gut und fürchte jederzeit die Worte, welche du gehört 
hast. Erhöhe dich nichst selbst, und gestatte deiner Seele 
keine Verwegenheit. Deine Seele soll sich nicht verbinden 
mit den Hochmüthigen, sondern mit den Gerechten und 
Demüthigen sollst du wandeln. Was dir widerfährt, nimm 
als gut an, da du weisst, dass ohne Gott nichts geschieht. 
Kap. 4.: Mein Kind denke an den, der dir das Wort 
Gottes sagt Nacht: und Tag. Ehre ihn aber wie den Herrn. 
Denn wo die Herrschaft redet, da ist der Herr. Suche aber 
täglich das Antlitz der Heiligen auf, damit du gestützt wer- 


De 
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dest dur en ihre Worte. Verlange. nicht nach Spaltung son= 
dern versöhne die Streitenden. .Richte gerecht; sei nicht 
parteiisch im Rügen -der Fehltritte. Sei nicht zweifelsüchtig, 
ob es geschehen wird oder nicht. Sei nicht ein solcher, der 
zum Nehmen die Hände ausstreckt, zum Geben aber schliesst. 
Wenn du hast, so gieb mit deinen Händen ein Lösegeld für 
deine Fehltritte. Sei nicht bedenklich zu geben, und wenn 
du. giebst, thue es nicht unwillig, Denn du wirst erfahren, 
wer des Lohnes herrlicher Vergelter ist. Weise. den Bedürf- 
tigen nicht zurück, sondern theile Alles: deinem ‚Bruder mit, 
und sage nicht, dass es dir gehöre. Denn. wenn ihr in dem 
Unsterblichen Genossen seid, ‚wie viel mehr. in. den irdischen 
Dingen. Ziehe deine Hand nicht von deinem Sohne oder 
deiner Tochter ab, sondern lehre sie von Jugend .auf die 
Furcht Gottes. Gebiete deinem Sklaven oder deiner Sklavin 
welche auf denselben Gott hoffen nicht in deiner Härte, da- 
mit sie nicht erschrecken vor Gott, der über beiden waltet; 
denn er kommt nicht zu rufen nach Ansehen’ der Person, 
sondern die, welche der Geist bereitet hat. Ihr Sklaven 
aber seid euren Herren unterthan, wie dem Abbilde Gottes in 
Scheu und Furcht. Hasse alle Heuchelei und alles was. dem 
Herrn nicht gefällig ist. Verlasse nicht die Gebote des 
Herrn, sondern bewahre, was du empfangen hast, ohne. etwas 
hinzuzufügen oder fortzunehmen. In der Gemeinde bekenne 
deine Fehltritte und gehe nieht zu deinem Gebete mit schlechtem 
Gewissen. Dies. ist der Weg des Lebens. | 
Kap. 5. Der Weg des Todes aber ist dieser. Zuerst 
vor allem ist er böse und erfüllt mit Fluch. Morde, Ehe- 
brüche, Lüste, Hurereien, Diebstähle, Götzendienerei, Zau- 
berei, Giftmischerei, Raub, falsche Zeugnisse, Heuchelei, 
Zweizüngigkeit, List, Ueberhebung, - Bosheit, Anmaassung, 
Habsucht, Unverschämtheit im Reden, Neid, Uebermuth, 
Stolz, Prahlerei; Verfolger der Guten, die Wahrheit has- 
send, die Lüge liebend, nicht erkennend den. Lohn der 
Gerechtigkeit, ‚sich nicht anschliessend an ‘das Gute oder an 
gerechtes Gericht, wachend nicht zum: Guten sondern zum 
Schlimmen; denn weit weg ist Sanftmuth und Geduld, die das 
Nichtige lieben, der Belohnung nachjagen, ‚sich nicht der 
Armen erbarmen, nicht. Sorge tragen für die Mühseligen, 
Zeitschrift für Kirchenrecht. XIX, (N. F. IV.) 4. 28 
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nicht erkennen den, der sie geschaffen hat, Kindermörder, 
‚Zerstörer von Gottes Ebenbild, die den Rücken kehren 
dem Bedürftigen, Bedrücker der Bedrängten, Anwälte der 
Reichen, ungerechte Richter der Armen, aller: Sünde 
theilhaftig. Möchtet ihr, Kinder, vor allem diesem be- 
wahrt sein. 

Kap. 6. Siehe zu, dass dich nicht Einer von diesem 
Weg der Lehre ableite, da er ausser Gott dich lehrt. Denn 
wenn du das ganze Joch des Herrn zu tragen vermagst, so 
wirst du vollkommen sein. Bist du es aber nicht im Stande, 
so thue was du kannst. Bezüglich der Speise aber, was du 
kannst, das halte. Des Fleisches der Opferthiere aber ent- 
halte dich gänzlich. Denn es ist ein Dienst todter Götter. 

Kap. 7. Was die Taufe betrifft, so taufet also: Nachdem 
ihr das alles zuvor gesagt habet, so taufet auf den Namen des 
Vaters und des Sohnes und des heiligen Geistes in lebendigem 
Wasser. Hast du aber kein lebendiges Wasser so tauche in 
anderes ein. Kannst du nicht in kaltes, so in warmes. Hast 
du aber Beides nicht, so giesse aus auf das Haupt dreimal Wasser 
im Namen des Vaters, des Sohnes und des heiligen Geistes. 
Vor der Taufe aber soll vorfasten der Taufende und der Täuf- 
ling und wenn einige andere es können. . Befiehl aber dem 
Täufling, ein oder zwei Tage vorher zu fasten. 

Kap. 8. Euere Fasten aber sollen nicht sein mit den 
Heuchlern. Denn diese fasten am zweiten Wochentage und 
am fünften. Ihr aber fastet am vierten und am Rüsttage. 
Betet auch nicht wie die Heuchler sondern wie der Herr 
geboten hat in seinem Evangelium, so betet: Unser Vater im 
Himmel, geheiligt werde dein Name, dein Reich komme, 
dein Wille geschehe wie im Himmel so auf Erden. Unser läg- 
liches Brod gieb uns heute und vergieb uns unsere Schuld, 
wie auch wir vergeben unsern Schuldigern, und führe uns 
nicht in Versuchung, sondern erlöse uns von ‚dem Uebel. 
Denn dein ist die Kraft und die Herrlichkeit in Ewigkeit. 
Dreimal am Tage sollt ihr so beten. 

Kap. 9. Was aber die Eucharistie betrifft, so , feiert sie 
folgendermaassen. Zuerst den Kelch anlangend. Wir danken 
dir, unser Vater, für den heiligen Weinstock Davids, deines 
Knechtes, welchen du uns kundgethan hast durch Jesus, 
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deinen Knecht. Dein sei der Ruhm in Ewigkeit. Bezüglich 
dessen aber, was. gebrochen wird: Wir danken dir, unser 
Vater für das Leben und die Erkenntniss, die du uns kund- 
gethan hast, durch Jesus, deinen Knecht. Dein sei die Herr- 
lichkeit in Ewigkeit: Wie dieses gebrochene Brot zerstreut 
war auf den Bergen, und zusammengebracht und Eins wurde, 
so möge deine Kirche gesammelt werden von den Enden der 
Erde in dein Reich. Denn dein ist der Ruhm und die Kraft 
durch Jesus Christus in Ewigkeit. Niemand aber esse und 
trinke von euerer Eucharistie als die auf den Namen des 
Herrn Getauften. Denn auch in Bezug hierauf hat der Herr 
gesagt: Gebet das Heilige nicht den Hunden. | 

Kap. 10. Wenn ihr. aber gesättigt seid, so danket also: 
Wir danken dir heiliger Vater für deinen heiligen Namen, 
dem du eine Stätte bereitet hast in unseren Herzen und für 
die Erkenntniss und den Glauben und die Unsterblichkeit, 
die du uns offenbart hast durch Jesus deinen Knecht. Dir 
sei Ruhm in Ewigkeit. Du allmächtiger Herr hast alles 
geschaffen um deines Namens willen; Speise und Trank hast 
du den Menschen gegeben zum Genusse, auf dass sie dir 
danksagen. Uns aber hast du begnadigt mit geistlicher 
Speise und Trank und dem ewigen Leben durch deinen Sohn. 
Vor allem danken wir dir, dass du mächtig bist. Dir sei 
Ehre in Ewigkeit. Gedenke Herr deiner Gemeinde, sie zu 
_ erretten von allem Bösen und sie zu vollenden in deiner Liebe, 
und sammle sie von den vier Winden, sie, die geheiligt ist, 
in dein Reich, das du ihr bereitet hast. Denn dein ist die 
Kraft und die Herrlichheit in Ewigkeit. Es komme die 
Gnade, und diese Welt vergehe. Hosianna dem Gotte Da- 
vids. Wer heilig ist, der komme, wer es nicht ist, der thue 
Busse, Maranatha.. Amen. Den Propheten aber gestattet 
Dankesworte zu reden, so viel sie wollen. 

Kap. 11. Wer nun zu euch kommt und euch alles 
dies lehrt, was oben gesagt ist, den nehmt auf. Wenn aber 
der Lehrende, verkehrt, eine andere Lehre predigt, die zur 
Auflösung führt, den hört nicht; führt sie aber zur Mehrung 
der Gerechtigkeit und Erkenntniss des Herın, so nehmet ihn 
auf wie den Herın. Was aber die Apostel und Propheten 
anlangt, so verfahret gemäss der Satzung des Evangeliums 
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*) Der Sinn der schwierigen Stelle ist: Die höhere Sittlichkeit der 
Pneumatiker braucht die Gemeinde sich nicht anzueignen. Aber auf 
diesem Gebiet soll sie nicht selbst urtheilen, sondern Gott das Urtheil 
anheimstellen. R.D. 
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**) Bryennios (also doch wohl die Handschrift) liest an dieser Stelle, 
wie auch im Eing. von Keg. ıy': xadnooı, was sprachlich bedenklich 
ist. Ad. Harnack, Lehre der 12 Apostel in: O. v. Gebhardt und 
Ad. Harnack, Texte und Untersuchungen zur Geschichte der alt- 
christlichen Literatur II. Band Heft 1, 2 (Leipzig 1884) verbessert: 
vodtoon Die Bedeutung (auch von xadnodar) ist: »sich in einer Ge- 
meinde niederlassen«. R.D. 
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also. Jeder Apostel der zu euch kommt werde aufgenommen 
wie der Herr. Er wird aber nicht bleiben über einen Tag. 
Sollte es aber nöthig sein auch den anderen. Falls er aber 
drei bleiben sollte, so ist er ein Lügenprophet. Geht der 
Apostel aber fort, so nehme er nichts mit ausser Brod bis 
zur nächsten Herberge reichend. Fordert er aber Geld, so 
ist er ein falscher Prophet. Und jeden Propheten, der im 
Geiste redet, den versuchet nicht und beurtheilt ihn nicht. 
Denn jegliche Sünde wird vergeben, diese aber wird nicht ver- 
geben werden. Nicht jeder aber, der im Geiste redet, ist 
ein Prophet, sondern nur wenn er sich beträgt, wie der Herr. 
Nach seinem Verhalten also wird der falsche und der wahre 
Prophet erkannt werden. Und kein Prophet, der, wenn der 
Geist über ihn kommt, eine Mahlzeit bestellt, isst davon, er 
sei denn ein falscher Prophet. Aber jeder Prophet, der die 
Wahrheit lehrt, wenn er nicht thut, was er lehrt, ist ein 
falscher Prophet. Aber jeder Prophet, bewährt, wahrhaftig, 
handelnd in Bezug auf das irdische Geheimniss der Kirche, 
der aber nicht lehrt zu thun, was er selbst thut, soll nicht 
bei Euch gerichtet werden. Denn er hat sein Gericht bei 
Gott. Denn ebenso haben auch die alten Propheten gehandelt. 
Wer aber im Geiste sagt, gieb mir Geld oder etwas anderes, 
auf den höret nicht. Wenn er aber bezüglich anderer Bedürf- 
tiger sagt, man solle geben, so soll keiner ihn richten. 

Kap. 12. Jeder aber, der im Namen des Herrn kommt, 
möge aufgenommen werden. Dann aber prüft: und erkennet 
ihn. Denn ihr sollt verstehen, was rechts, was links ist. 
Ist der Ankömmling ein Durchreisender, so helft ihm nach 
Kräften. Er:soll aber nicht bei euch bleiben, es sei denn 
zwei oder drei Tage, falls es nöthig ist. Will er sich aber 
bei euch niederlassen, und ist ein Handwerker, so soll er 
arbeiten und essen. Versteht er aber kein Handwerk, so 
tragt nach euerem Verstande Sorge, dass nicht ein Müssig- 
gänger bei euch lebe als Christ. Will er aber nicht so han- 


422 Emil Friedberg: 


Kep. ey’. Hläs 6& npopnens dAndwos, YEelmv xadhedue 
mpös bnäs, A&ros Sorte hs Tpopns adrod. Youdrws Öcödexalos 


dAndwös Eorıv Äros zul abrös, &snep 6 Eoydrns, TNS TOopnS - 


abrod. Jläücav odv drapyyv yevvyudrwv Anvod xl dAwvos, 
Boöv re zul npoßdrwv Aaßov Öwaeıs Tv ARUPYMV TOLS MOOpjTursS' 
abroi ap el ol dpxeepeis buiv. av Ö& un Eynre npopnTnv, 
Ööre Tors nrwyois. Eav orriav. roms, Tyv dnapynv Jaßav 
Öös xara Thv Evroiyv. oabrws xepduov oivov 7) EAalov 
dvoltas, Tv dnapyyv Aaßav dos Tois npopnturs * dorupiov 
ÖE zal inareonod za mavrös xrnuaros Aaußov Tyv drapymv 
&s dv 00er ÖbEn, Öös xara rmv EvroAnv. | 


Key. 0°. Kara xzupeaxmv Ö& Kupiov avvaydeures xidonre 
äprov xl ebyapeotyouare npooeLouoAoynodpevor TA TUPART- 
para buäv, önws xadapa 7) dvala buav 7. Iläs ö& &ywv Thu 
dugpeßoitav nera Tod Eralpov abrod um ovveiderw byiv, Eos 
ob dallaydcw, va un x0owwdT N, dvoia bnav' abrn ydp 
gorev N bydeica Ömo Kupiov. Ev navri Tonw zul Ypbvw 
rpooypspew po: Bvalav xadapdv dre Buordebs ueyus elul, Acyeı 
Kopeos, xzui To Övoud. nov Üavuaaröv &v Tois &dvear. 


Key. ıed. Xeıporovnoare odv Eavrois Entoxbmous xul 
Ödeaxbvous d£tous Tod Kuptov, Avdpas mpaeis xar dyelapybpous 
xat dindeis xal Öedoxeumapevous ' Öyiv Yap derroupyoder zul 
abroi nv Aerrovpyiav TOv rpoyyTav xul Ördaoxdiwv. Mn 
odv Ömeptöyre abrobs‘ abroi ydp elomw ol rereumuevor bumv 
nıera Tov npopnTov xal Öcdaoxdlav. ’Eieyryere d& AAANAovs 
un &v boy, AAN Ev elonvn, ws Eyere Ev To ebayyeiiw zul 
zavri daroyodvre xara Tod Erepov umdeis Aukeitw undE rap” 
busv dxoverw, Ews oD neravonon. Tas Ö& ebyas Öuiv xal 
tas &lennoobvas xal ndcas Tas npdfes odrTw nomoare, Ws 
&yere &v To edaryeiim Tod Kupiov Nuorv. ’ 


Keo. ec’. Tioyyopsite Öntp ns Cons dumv ol Auyvor 
ducv um oßeodnrwoav xal al daybes buav um Exiuscdweooy, 


Die älteste Ordnung der christlichen Kirche. 428 


deln, so ist er einer der mit dem Christenthum ein Geschäft 


macht. Enthaltet euch der Gemeinschaft solcher. 

Kap. 13. Jeder wahrhaftige Prophet aber, der sich bei 
euch niederlassen will, ist seines Unterhaltes werth. Ebenso 
ist auch ein wahrhaftiger Lehrer wie der Arbeiter des Unter- 
haltes werth. . Alle Erstlinge nun deiner Erträgnisse in Kelter 
und Tenne, der Rinder und Schafe, nimm und gieb sie den 
Propheten. Denn sie sind euere Hohenpriester. Falls ihr 
aber keinen Propheten: habt, so gebet es den Armen. Wenn 
du einen Teig machst, so nimm das Erste davon und gieb 
es gemäss der Vorschrift. Ebenso wenn du einen Wein- oder 


Oelkrug öffnest, so nimm das Oberste und gieb es den Pro- 


pheten. Von Geld und Kleidern und jedem Besitz nimm den 
Erstling, wie es dir recht dünket, und gieb ihn gemäss der 
Verordnung. 

Kap. 14. Am Tage des Herrn versammelt euch und 
brechet das Brod und saget Dank, nachdem ihr euere Fehl- 
tritte bekannt habt, damit euer Opfer rein sei. Jeder aber, 


der Streit hat mit seinem Genossen, komme nicht zu euerer . 


Zusammenkunft, bis sie sich versöhnt haben, damit euer 
Opfer nicht verunreinigt werde. Denn das ist das vom Herrn 
gesprochene Wort: »An jedem Ort und zu jeder Zeit sollt ihr 
mir ein reines Opfer bringen. Denn ich bin ein grosser 
König, spricht der Herr, und mein Name ist wunderbar bei 


den Völkern«. 


Kap. 15. DBestellet euch nun Bischöfe und Diakonen, 
die des Herrn würdig sind, sanftmüthige Männer und nicht 
geldgierige, wahrhaftige und erprobte. Denn euch leisten 
auch sie den Dienst der Propheten und Lehrer. Sehet nun 
nicht über sie hinweg. Denn sie sind die von euch mit 
Ehrenamt betrauten mitsammt den Propheten und Lehrern. 
“ Rüget euch untereinander nicht im Zorne, sondern im Frieden, 
wie ihr es findet im Evangelium. Und mit jedem der sich 
verfehlt hat an seinem Nächsten, soll Niemand reden, und er 
soll kein Wort von euch hören bis er Reue empfindet. Euere 
Gebete aber und die Almosen und alle euere Thaten verrichtet 
so, wie ihr es findet im Evangelium unseres Herrn. 

Kap. 15. Wachet über euer Leben. Euere Lichter mögen 
nicht ausgelöscht werden und euere Lenden nicht schlaff wer- 
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vavres &v 77) niorer adr@v FwdNoovrar. dr AbTOoV TOD. xarTude- 
naros"”*). Kai röre payjoerar ra anyeia Tns dANdelas‘ npWror, 
onyeiov Exrerdoews Ev obpavo, elta anyeiov pwvns adAntyyos 
xal To Toltov duderasss vexrp@v od navrwv ÖE, AAN bs &opedy. 
Hefe 6 Köpeos xal ndvres ol Äycoe ner’ adrod. Tore Önera: 
ö xoonos Tv Küpeov Epyöuevov Erdvo Tav veyeliv TOD 
obpavod Fr), | | 


***) Christus, »der Fluch« (xaradeuo) im Sinne Derjenigen, 
welche ein Aergerniss an ihm genommen haben und, sich der 
jüdischen und heidnischen Zumuthung fügend, »maledixerunt Christo«. 

R.D. 

*##*) Die Addayn ist jedenfalls in der heidenchristlichen 
Kirche entstanden. Dafür spricht schon das rotc Edwveow in der Ueber- 
schrift. Ausser Zweifel aber wird diese Thatsache gestellt durch Kap. 6: 
Ilept d& cc Ppwosws 6 dbvaour, Baotacov Amb 6: Tod elöwAohdron Alıv 
rpöosxe* Aarpela yap dorı Oewv vexpüv. »Bezüglich der Speise, was Du 
kannst, das halte; des Fleisches der Opferthiere aber enthalte Dich 
gänzlich, denn es ist ein Dienst todter Götter.« Doch ist die Entstehung 
in solchen heidenchristlichen Kreisen, welche unter starker jüdischer Um- 
gebung lebten, zu suchen. Dafür spricht z. B., dass das christliche Fasten 
am Mittwoch und Freitag dem pharisäischen am Montag und Donnerstag 
gegenübergestellt wird. — Das »auf den Hügeln wachsende Ge- 
treide« in dem eucharistischen Gebet (c. 9) entscheidet nicht gegen den 
aegyptischen Ursprung der Didache, da die uralten Gebete, welche die 
Didache aufgenommen hat, nicht in demselben Lande, wie diese, ent 
standen zu sein brauchen. Aber nicht einmal der aegyptische Ursprung 
dieser Gebete wird durch jene Redewendung widerlegt. Denn erst 
seit der Mamelukenherrschaft ist in Aegypten der Anbau auf 
das Nilthal beschränkt, während er früher sich auf das angränzende 
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den, sondern seid bereit. Denn ihr wisst nicht die Stunde in 
welcher unser Herr kommt. Häufig aber sollt ihr zusammen 
kommen, zu suchen, was eueren Seelen zuträglich ist. Denn 
die ganze Zeit, wo ihr gläubig wart, wird euch nichts nutzen, 
wenn ihr nicht in der letzten Zeit vollkommen seid. Denn 
in den letzten Tagen werden sich mehren die falschen Propheten 
und die Verderber, und die Schafe werden sich wandeln in 
Wölfe und die Liebe wird sich verkehren in Hass. Denn 
wenn die Gesetzlosigkeit überhand nimmt, werden sie ein- 
ander hassen und sich verfolgen und preis geben und dann 
wird erscheinen der Weltverführer gleich dem Sohne Gottes 
und wird Zeichen und Wunder thun und die Erde wird in 
seine Hände übergeben werden und er wird Frevel thun, wie 
nie geschehen ist seit Ewigkeit. Dann wird die menschliche 
Creatur in die Feuerprobe der Bewährung kommen und viele 
werden ein Aergerniss nehmen und verloren gehen; die aber 
verharrt haben in ihrem Glauben, die werden gerettet werden 
von dem, den jene verflucht haben (P). Und dann werden 
erscheinen die Zeichen der Wahrheit. Zuerst das Zeichen, 
dass sich der Himmel aufthut, dann das Zeichen des Tones 
der Posaunen und zum Dritten die Auferstehung der Todten, 
jedoch nicht aller, sondern wie gesagt ist: »Kommen wird 
der Herr und alle Heiligen mit ihm«e. Dann wird die Welt 
den Herrn sehen, kommend auf den Wolken des Himmels. 


Hügelland erstreckte. Für Aegypten als Ursprungsland der Didache 
spricht der von Harnack (s. Anm, **), gelieferte Nachweis, dass die 
eigenthümliche Doxologie in der Didache die sahidische (oberaegyptische) 
ist. — Dagegen ist von Harnack der Nachweis nicht erbracht, dass das 
Stück von den zwei Wegen (Didache c. 1—6) aus dem Barnabasbrief in 
die Didache geflossen. Die betreffenden Schlusscapitel desselben fehlen 
in der sehr alten lateinischen Uebersetzung und wenn, worauf Euse- 
bius deutet, die Didache in alten Handschriften hinter dem Barnabas- 
brief vorkam, erklärt sich leicht das Herüberziehen ihres ersten Stücks 
(welches dabei freilich in Verwirrung gerathen sein muss), zu jenem, 
als man den Rest der Didache (wegen der geschichtlich vollzogenen 
Veränderung der Kirchenordnung) ferner mit abzuschreiben kein Inter- 
esse ınehr hatte. Jenes Hinüberziehen muss freilich bereits vor der 
Aufnahme des Barnabasbriefs in den Codex Sinaiticus stattgefunden 
haben, welchen OÖ. v. Gebhardt unter Constantin den Gr. setzt. 
! | R. W. Dove. 
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Ueber die Zeit der Veröffentlichung der Johanneischen Glosse zum - 
Decret. 


Nebst einigen Bemerkungen über die Bamberger Decretshandschrift 
P. I. 16. 


Von 
Dr. Oskar Reich. 


Im Bande XVII. (Neue Folge II.) dieser Zeitschrift (8. 405 flg.) 
äussert Friedberg Zweifel, ob die Ergebnisse, zu denen die jüngste 
Biographie des Johannes Teutonicus gelangt ist, als endgültig feststehend 
betrachtet werden dürfen. Zweck dieser Zeilen ist, für solche Skepsis 
neue Gründe beizubringen — wenn ich dabei lediglich über die Zeit 
des Erscheinens der Glosse zum Decret handle, so geschieht dieses nicht 
sowohl deshalb, weil m. E. die Erledigung gerade dieser Frage für 
jede dogmengeschichtliche Arbeit auf dem Gebiet der Canonistik wün- 
schenswerth sein muss, als weil eine Erwiderung auf eine von geschätzter 
Seite gegen mich gerichtete Bemängelung (vgl. Zeitschr. B. XV, S. 126 fig.) 
ein Eingehen auf weitere Puncte nicht erfordert. 

In meiner Dissertation über die canonische Verjährungslehre hatte 
ich eine Stelle, in welcher die ursprünglich der vierten Compilation 
angehörige Decretale Dudum (c. 31 X. 3. 30) eitirt wird, dem Johannes 
selbst zuweisen zu dürfen geglaubt. Diese Vermuthung widersprach der von 
v. Schult«c in den Denkschriften der Wiener Akademie 1872 (S. 77) dar- 
gelegten Meinung, dass die Johanneische Glosse vor dem 11. November 
1215, also vor dem Erscheinen der vierten Compilation vollendet war, und 
da von Nachträgen, welche Johannes später selbst zu seiner Glosse 
machte, damals noch nicht die Rede war, so glaubte ich es kurz recht- 
fertigen zu müssen, warum ich mich den Beweisgründen der Wiener 
Abhandlung nicht anschliessen konnte. Die bereits erwähnte Lebens- 
beschreibung des Johannes berücksichtigt diese Bemerkungen — aber 
nur um sie zu verwerfen: als Vollendungszeit der Glosse wird das Jahr 
1212 angegeben: eine spätere Revision in den Jahren 1215—1220 durch 
den Verfasser selbst als möglich, ja als wahrscheinlich angenommen. 
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Wenigstens in dem hier interessirenden Punct erleichtert die Mono- 
graphie ein Nachprüfen der aufgestellten Behauptungen nicht gerade 
sehr. Allerdings werden diese durch den Hinweis auf die ältesten 
Handschriften gestützt, bei welchen eine Benutzung der in der Com- 
pilatio IV. enthaltenen Decretalen für keine Stelle »erwiesen« sei: aber 
wo diese Handschriften liegen, darüber verlautet nichts; und so bleibt 
der Leser auf die dankenswerthen Aufschlüsse angewiesen, welche die 
Wiener Denkschrift über das Handschriftenverhältniss giebt. A. a. 0. 
werden S. 80 Anm. 4 drei Handschriften namhaft gemacht, welche den 
Text des Johannes »rein« haben: die Bamberger P. I. 16 (vgl.a. a. O. 
S. 25), die Prager I. B. I. (a. a. 0. S. 22) und die Trierer Nr. 906 
(S. 21). Wie ich mich bezüglich P. I. 16 durch eigenes Einsehen über- 
zeugt habe, steht hier das beregte Citat dudum der 4. Compilation im 
Text der Glosse offerre ad c. 7 C. XVI. q. 3 und zwar so, dass die 
Möglichkeit späteren Zusatzes gar nicht in Frage kommen kann; gleiches 
gilt nach den mir durch die gütige Vermittlung des Herrn Dr. Vrtiätko 
in Prag und des Herm Prof. Houber in Trier gewordenen Nachrichten 
von der Prager, beziehentlich Trierer Handschrift‘). Da demnach für 
diejenigen Handschriften, welche nach der Wiener Abhandlung den 
reinen Text des Johannes haben, die Benutzung der vierten Compilation 
mindestens für Eine Stelle erwiesen sein dürfte, so bleibt somit dem 
Verfasser der Monographie vor Allem die Aufgabe seine Behauptungen 
durch eine kurze Uebersicht über das Handschriftenverhältniss zu ver- 
vollständigen: bevor dieses geschehen ist, ist die These, dass die Zeit- 
bestimmung der Monographie durch den Stand der Handschriften unter- 
‚stützt wird, undiscutirbar. 

Was die Monographie zur Stütze der von mir angegriffenen Auf- 
stellungen der Wiener Abhandlung anführt, kann für die unterlassene 
Örientirung in der Handschriftenfrage nicht entschädigen. Die Denk- 
schrift hatte als »absolut beweisend« für die Vollendung der Glosse 
vor November 1215 angeführt, dass die Glosse die Constitution Inno- 
cenz III. über die Beschränkung der Ehehindernisse der Verwandtschaft 
und Schwägerschaft nicht kenne: ich hatte dagegen auf die nahezu 
feindselige Haltung hingewiesen, welche Johannes in seinem Apparat 
dem neuen Lateranensischen Canon gegenüber einnimmt (vgl. die gewiss 
recht verständliche Bemerkung: Gregorius tamen dieit, qui dissolvit 
haec genera affinitatis, negat verbum dei in aeternum manere), Es 
‘sollte dadurch der Gedanke angeregt werden, dass sich unter so eigen- 
artigen Umständen aus dem blossen Verschweigen der Constitution noch 
kein absolut beweisendes Argument für die Chronologie gewinnen lässt, 
dass es dazu nöthig sei die handgreiflichsten Widersprüche der Glosse 


!) In der Trierer Handschrift schliesst die Glosse mit dem Citat; 
am Rande stehen mit anderer Dinte die Worte nachgetragen: Sed fatuus 
est, qui allegat titulum, quem probare non potest. Diese Worte stehen 
in der Bamberger und der Prager Handschrift im Text der Glosse, 

woraus gefolgert werden kann, dass die Trierer Handschrift den Text 
am reinsten von späteren Zusätzen giebt. | 
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mit der im Sinne des Johannes erklärten Concilssatzung aufzudecken. 
Das ist weder in der Denkschrift noch in der Monographie geschehen, 
und so darf das absolut beweisende Moment zunächst auf sich beruhen 
bleiben. Immerhin müsste in einer nach 1215 erschienenen Glosse das 
stillschweigende Hinweggehen über die Normen des Lateranensischen 
Concils auffallen. Dieses stillschweigende Hinweggehen bedarf indessen 
noch der Feststellung: denn in den ältesten von mir benutzten Hand- 
schriften P. I, 16 eit. und den beiden Berlinern, Ms. lat. fol. 1 und 2 
fehlt hinter der Glosse Quia ergo ad C. XXXV. q. 2 $ 3 princ.: Quae 
dicuntur in hac quaestione fere per totum sunt correcta per constitu- 
tionem novam quae ineipit Non debet: nec est opus haec legi?) die in 
den Drucken befindliche Sigle B und gleiches ist mir bezüglich der 
Trierer Handschrift berichtet. Es wird dadurch fraglich, ob die An- 
sicht der Wiener Denkschrift, die genannten Worte rührten von Bar- 
tholomaeus Brixiensis her, aufrecht erhalten werden kann, zumal Johannes 
Teutonicus weit eher Veranlassung hatte, eine im Jahr 1215 erschienene 
Decretale als nova constitutio zu bezeichnen, wie Bartholomaeus. 

Als weitere Stütze für die Zeitbestimmung der Glosse wurde von 
der Wiener Abhandlung angeführt, dass der Tancredische Apparat zur 
Comp. III. die Johanneische Decretsglosse eitirt. Unzweifelhaft lag 
demnach dem Tancred bei der Abfassung des genannten Apparats die 
Decretsglosse vor — aber dass diese schon November 1215 vollendet 
war, lässt sich erst behaupten, wenn Tancred nachweislich kurz nach 
dem November 1215 seine Arbeit veröffentlichte. Das war sicher nicht 
der Fall: denn Tancred erwähnt in seiner Vorrede des im Juli 1216 
erfolgten Todes Innocenz IIl. und damit ist der Schluss von dem Citat 
bei Tancred auf den November 1215 noch keineswegs zwingend, zu- 
‚mal es gar nicht erweislich ist, dass die Veröffentlichung des Tancre- 
dischen Apparats dem Tode Innocenz III. auf dem Fusse folgte. Ein 
solcher Schluss beruht ausschliesslich auf der Vermuthung, dass Tancred 
die vierte Compilation noch nicht kenne: fällt die Vermuthung, so bricht 
auch der auf sie gebaute Schluss zusammen. 

Tancred sagt in seiner Vorrede, er berücksichtige die iura a domino 
Innocentio post XII annum edita. Ich lasse ununtersucht, in wiefern 
man schon aus dem Ausdruck iura ableiten kann, dass es sich hier 
nicht um Decretalen als solche, sondern um Decretalen handelt, welche 
als Normen des Rechtslebens zu gelten haben — jedenfalls besagen 
Tancreds Worte, dass er nur Innocentische Decretalen berücksichtigen’ 
will. Wäre das geschrieben, als Innocenz noch lebte, so hätte damit 
gesagt sein können, dass der Apparat alle seit 1210 erschienenen Decretalen 
verwerthe: unter der Regierung Honorius’ III. geschrieben, muss der 
Sinn ein anderer sein: es entsteht die Frage, weshalb Tancred von 


2) Ich citire nach P.I. 16. Haec ist hier auf einer radirten Stelle 
mit schwärzerer Dinte nachgeschrieben. Den Text der Glosse habe ich 
vor dem Abdruck nicht noch einmal collationirt: ich hoffe indessen die 
erste Abschrift wird zuverlässig sein. 
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den Decretalen des. herrschenden Papstes grundsätzlich absieht. Die 
Lösung finde ich darin, dass es eine Sammlung der nachinnocentischen 
Decretalen noch nicht. gab. An sich waren. die Decretalen Innocenz IU. 
und seines Nachfolgers einander gleichwerthig: was die: Decretalen 
Innocenz für Tancred bedeutender machte, das war eben der Umstand, 
dass diese in einer auf die Zwecke des canonischen Rechts berechneten 
Sammlung vorlagen, und weil Tancred nur solche Sammlungen benutzen 
wollte,. konnte er die Constitutionen des Honorius unerwähnt lassen: 
Wer.den Apparat Tancreds selbst einsehen kann, ist in der Lage 
die. entscheidende Probe. auf diese Vermuthung zu machen. Benutzte 
Tancred wirklich die einzelnen Decretalen, so.müsstö ex doch: wirklich 
eine wundersame Divinationsgabe besessen haben, wenn er seine Citate 
immer nur aus Decretalen nahm, welche in der, den zu -Gebote stehen- 
den Stoff mehr als decimirenden vierten Compilation Aufnahme fanden. 
Dergleichen Zufälle sind möglich, aber nicht wahrscheinlich. So.lange 
nach dieser Richtung nicht klar gesehen wird, wird die Ansicht, dass 
Tancred die vierte Compilation kannte und benutzte, noch ebenso hör- 
bar sein als die gegentheilige, besonders so lange für letztere nichts 
‚weiter angeführt wird, als. dass Tancred von einer compilatio quarta 
nicht spricht. Eine solche Beweisführung würde nur dann etwas bedeuten, 
wenn nachgewiesen oder glaublich gemacht würde, dass die Sammlung 
sofort nach ihrem Erscheinen regelmässig diesen Namen führte. Und 
selbst angenommen, wofür mir jeder Anhalt fehlt, dass dem so war, 
was hätte den Tancred abhalten sollen, die Sammlung nach ihrem 
Inhalt als iura a domino Innocentio post XII. annum edita zu bezeichnen? 
Was übrigens die Citate im Tancredischen Apparat angeht, so steht 
nach W. S. B. Bd. 66 8. 133 Anm. 1 die Sache so, dass sich jetzt in 
Handschriften C. IV. d.h. also ein Citiren nach der vierten Compilation 
findet. Die W. S. B. a. a. O. vermeinen, dass diese Citate später zu- 
recht gemacht worden sind: ebenso gut wird man es zur Zeit noch 
nicht einmal für ‚sicher halten dürfen, ob nicht Tancred die iura a 
domino Innocentio edita bald als constitutiones Innocentii, bald als 
Bestandtheile der vierten Compilation citirt.- Die Behauptung, dass ein 
Nebeneinanderhergehen beider Citirungsweisen eine Unmöglichkeit sei, 
scheint unbeachtet gelassen zu haben, dass sogar noch die von Bar- 
tholomaeus Brixiensis revidirte Glosse zuweilen einfach von constitutiones 
Innocentii spricht, ohne es der Mühe werth zu halten, die Citirungs- 
weise der Gregorianischen Sammlung nachzutragen: die Citirungsweise 
constitutiones Innocentii galt sogar auch nach dem Vorhandensein der 
Gregorianischen Sammlung noch nicht als unzulässig ®). 


®) Vgl. gl. quod autem praescriptio C. XVI. q. III. in: Et in con- 
stitutione Innocentii: Quoniam omne. Gl. discernant ad c. 56 C.XVL . 
q. I. Et in constitutione Innocentii: Contingit, quae est de arbitris. 
Die Titelangabe erklärt sich, weil die vierte Compilation  zwei:Decretalen 
Contingit enthält. — Sonderbarer Weise: fehlt Rs Wort Contingit in 
dem Text beider Berliner Handschriften: in Ms. lat. fol. I. steht es 
(Bl. 137) am Rande von anderer Hand nachgetragen — in Ms. lat. 
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Aus diesen Gründen halte ich noch jetzt dafür, dass zwingende 
Beweise für eine vor November 1215 erfolgte Veröffentlichung der 
Glosse zur Zeit nicht bekannt sind. Wohl aber sehe ich noch ein 
schwer wiegendes Moment, was dagegen spricht: dagegen spricht auch 
dann, wenn die Classifieation der Handschriften, je nachdem sie die 
vierte Compilation beachten oder nicht, in der Art durchgeführt vor- 
liegt, wie sie der Verfasser der Monographie für möglich hält. Das 
Fehlen von Citaten aus der vierten Compilation giebt ein stringentes 
Element für die Zeitbestimmung der Glosse erst dann, wenn man ver- 
‚sichert ist, dass Johannes angesichts der vierten Compilation so nicht 
hätte schreiben können, wie es in der Decretsglosse steht. Dass die 
Stellen, an welchen dieses nach der Wiener Abhandlung der Fall sein 
sollte, nicht beweistüchtig sind, habe ich theils hier, theils in meiner 
Dissertation darzulegen versucht — es kommt zu dem Gesagten noch 
ein Argument allgemeinerer Natur, dessen Betrachtung ein kurzes Ein- 
gehen verdient. = 

Ueber wenige Detailpuncte der canonistischen Literatur- und Gelehr- 
tengeschichte sind wir verhältnissmässig so ausführlich und zuverlässig 
unterrichtet. als darüber, wie Johannes die Stellung der vierten Com- 
pilation zum Decret auffasstee Unendlich oft wird dieses im Apparat 
des Johannes citirt — die Summe dieser Citate ist zugleich ein Ver- 
zeichniss der Stellen, deren juristische Bedeutung nach des Johannes 
Meinen irgendwie durch die vierte Compilation berührt werden konnte. 
Unendlich oft ist in dem Apparat demnach dem Johannes die Gelegen- 
heit geboten die Auffassung seiner Decretsschrift zu prüfen, zu erwähnen, 
dass die hier ausgesprochene Ansicht unhaltbar geworden sei. Der 
nahe liegende Einwand, dass ein Citiren des Decrets noch kein Citiren 
der Glosse sei, verliert gerade dem Johannes gegenüber erheblich an 
Gewicht: wenn irgend Jemand, so sah sicherlich Johannes das Decret 
durchweg mit den Augen der Glosse an: unbedenklich citirt Johannes 
das Decret wo nur die Glosse gemeint sein kann‘). Trotzdem ist es 
mir nicht gelungen, auch nur eine Wendung im Apparat aufzufinden, 
welche ein Bedauern andeutet, dass die Decretsglosse vor dem Bekannt- 
werden der vierten Compilation der Oeffentlichkeit übergeben worden 
sei. Der Apparat deutet zuweilen wohl an, dass sich noch ein Zusatz 
zu der älteren Arbeit machen liesse — wenigstens kann man die gl. 
restituendus ad c. 3. X. 5. 1 und die gl. ad onera matrimoniü ad c. 1 


fol. II. steht Blatt 159 I. unten rechts am Rand verwischt anscheinend 
dilecti filii, im Uebrigen stimmen die Berliner Handschriften mit den 
Drucken. Ein auffallendes Uebereinstimmen der beiden Berliner Hand- 
schriften zeigt sich auch im Anfang des c. 5 Dist. 84: beide haben 
hier fol. 552 bez. 66? Si quis. Die jüngere Handschrift hat in der 
Glosse quisquis, 

4) Vgl. gl. illius aetatis. ad can. un. X. 8. 11 (der Comp. IV.): Arg. 
contra XXXIIL g. 5 Notificasti: quia ibi dieitur, quod coacta licentia 
nulla videtur. Die betreffenden Worte stehen nur in der gl. Licentiam 
a. a. O. Direct geschieht der Decretsglosse mehr als zwanzig Mal 
Erwähnung. 
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X. 5. 7 in diesem Sinn auffassen — dass die Glosse in manchen 
Stücken durch den jüngsten Entwicklungsgang des Rechtslebens veraltet 
sei, wird m. W. nirgends gesagt, und dieses Schweigen muss unter 
allen Umständen ein Stein des Anstosses für die Behauptung sein, dass 
die Decretsglosse nach dem ‚Bekanntwerden der vierten Compilation die 
Billigung des Johannes nicht mehr habe finden können. Absolut un- 
möglich bleibt dieses noch nicht: aber so lange diese unwahrscheinliche 
Möglichkeit durch die unwiderlegbarsten Mittel®) nicht zur Evidenz 
gebracht ist, entfällt das Moment, durch welches erst das Vorhanden- 
sein von Handschriften ohne Gitate aus der vierten Compilation zu 
einem zwingenden terminus ad quem wird. An sich lehren solche 
Handschriften nur, was ohriehin bei der Lectüre der Glosse sogar: noch 
in der Ueberarbeitung des Bartholomaeus hervortritt, dass Johannes den 
Decretalenstoff der drei ersten Compilationen in einer ganz anderen 
Weise verarbeitet hatte, als den der vierten Compilation — man kann 
sich an mehr als einer Stelle des Verdachts nicht erwehren, dass Jo- 
hannes anders geschrieben hätte,. wenn ihm von vorn herein die vierte 
Compilation bekannt gewesen wäre®). Für die Vollendungszeit der 
Arbeit folgt daraus nichts Entscheidendes, zumal auch sonst Anzeichen 
vorliegen, dass sich Johannes nicht immer die Mühe nahm, das bereits 
Niedergeschriebene den Zusätzen, welche er während der Ausarbeitung 
machte, ängstlich anzupassen’). Somit wäre das Vorhandensein von 


6) Wie behutsam man sein muss, aus inneren Gründen der Decrets- 
glosse Unkenntniss der vierten Compilation vorzuwerfen, zeigt die gl. 
Duxerit ad c. 5 Dist. 84. Hier giebt Johannes dem sich mit einer 
Jungfrau vermählenden Kleriker das priv. can. falls der Kleriker die 
Tonsur trägt. Bartholomaeus bemerkt dazu: Hoc hodie corrigitur per 
decretalem X. de cl. conj. Joannes = c. 1 Domp: IV.3.1= 7X.33 
welches Citat anscheinend auf die Worte geht: (acolytus) etiam ton- 
suratus privilegio non potest gaudere. Man könnte sich wirklich ver- 
sucht fühlen mit Bartholomaeus anzunehmen, dass die gl. Duxerit mit 
der erwähnten Decretale unvereinbar sei, wenn nicht Johannes im Ap- 
a i die in der Glosse vorgetragene Meinung ausdrücklich aufrecht 
erhielte. 

°) Einen zugleich auch nach einer anderen Richtung hin interessanten 
Beleg hierfür giebt die gl. Quod intra annos C. XX. q. 1 in. Zu der 
Zeit als diese Glosse niedergeschrieben wurde, scheint die Meinung des 
Huguccio noch nicht canonisirt gewesen zu sein. Ein Argument für 
die Publication lässt sich daraus nicht ableiten: denn Johannes ver- 
weist gerade auf die gl. Quod intra annos und auf ihre Aufzählung 
älterer Lehrmeinungen in der gl. Prudentia ad can. un. X. 8, 10 


Uebrigens steht in den Drucken (womit die älteste Berliner Handschrift 


übereinstimmt) der Hinweis auf die citirte Decretale. Bartholomaeus 
kann diesen nicht gemacht haben — denn dieser bemerkt, dass das 
Citat auf eine pars deeisa gehe. — Weitere Belege für das im Text 
Gesagte gl. Monachus ad c. 2 C. XIX. q. 3 vgl. mit gl. circa curam 
ad c. 2X. 1.8, gl. Instantissime ad c. 4 XXXILIL. q. 5 vgl. mit gl. 
Eum nen ligat ad c. 2X. 2.9 us. w. S. auch vor. Anm. 

?) Vgl. gl. Quod autem ad Causam XIII. q. III. in. Hier werden 
erst fünf Fälle angekündigt, in denen das Nehmen von Zinsen erlaubt 
sein soll: dann wird fortgefahren: Item in sexto casu. Die ausserberli- 
nischen Handschriften habe ich nicht verglichen. 
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Handschriften, welche von Citaten aus der vierten Compilation frei sind, 
noch immer mit der Ansicht vereinbar, welche ich bei dem heutigen 
Stande der Beweisfrage für die begründetste erachte, dass die Veröffent- 
lichung der Glosse nicht lange nach dem Erscheinen der vierten Com- 
pilation, also etwa 1217 oder 1218 erfolgte. 

Im Vorstehenden war wiederholt der Bamberger Handschrift P. I. 16 
gedacht worden. Da es zur Zeit an einer allen Anforderungen der 
Wissenschaft genügenden Untersuchung über dieselbe gebricht, so dürfen 
vielleicht nachfolgende Bemerkungen vorübergehend interessiren, welche 
ich während. der mir äurch die Liberalität des Herrn Prof. Leivschuh 
gestatteben Benutzung der Handschrift zu machen Gelegenheit hatte. 

Der Werth der Handschrift (vgl. auch die Wiener Denkschrift S. 25) 
beruht darauf, dass der Text der Glosse frei ist von den Zusätzen des 
Bartholomaeus. Nichtsdestoweniger enthält er bereits Zuthaten, welche 
die Hoffnung zerstören, dass der Schreiber von P. I. 16 den Text so 
schrieb, wie er von Johannes herrührte. Auf fol. 84 lautet der Schluss 


der gl. Nec esse ad c. 33 C. DI. q. 7: Et prokatur hodie distinctio in 


decr. de testibus testimonium. Die Decretale, auf welche, wie ich aus- 
drücklich bemerke, dieses von den vorangegangenen Wörtern sich nicht 
äusserlich unterscheidende, ohne irgend welche Lücke angefügte Citat 
sich bezieht, ist c. 54 X. 2. 20, eine von Gregor IX. herrührende Decretale. 
Auch : das häufige Fehlen der Compilationsziffern spricht dafür, dass 
P. I. 16 eine getreue Abschrift einer vor dem Erscheinen des Gregoria- 
nischen Gesetzbuchs gefertigten Glossenhandschrift nicht ist. 


Sehr wahrscheinlich besitzen wir in P. I. 16 eine nach 1234 . 
‘ gemachte Redaction der Johanneischen Glosse: eine Concurrentin der 


Arbeit des Bartholomaeus. Ein Beispiel mag dieses veranschaulichen. 
In der Glosse Primum ad c. 6 Dist. 25 spricht Johannes die An- 


sicht aus, dass das crimen occultum enorme die dispensationslose Pro- 


motion hindere. Hierzu bemerkt Bartholomaeus (nach der ersten Berl. 
Handsch, fol. 221-): Sed certe hoc non est verum, licet Johannes hoc 
dicat. Nam pro occulto crimine nemo repellitur post poenitentiam, nisi 
in homicidio, ut dieit nova decretalis X de temp. ord. can. ult (d.i. c. ult. 
X. 1. 11 von Gregor IX. herrührend) que declarat hoc totum capitulum. B. 
Die Bamberger Handschrift P. I. 16 hat zunächst die letzten Worte der 
Johanneischen Glosse in folgender Form: impedit promovendum, licet 
egerit poenitentiam, ut X. de temp. ord. Ex literarum et dist. L. Miror. 
(d. i. c. 4) Jo. Dann fährt der Text der ‘Glosse fort: Hodie videtur hoc 
totum. declaratum. Nam pro crimine occulto non eo repellitur post poeni- 
tentiam, nisi in homicidio ut X. de temp. ord. can. ult. (Gregor IX.) ph. 
Et etiam in symonia ut X de acc. ing. (d.i. c. 21 X.5.1 Innocenz ITI.). 
Sed in illa decretali Quaesitum forte de homicidio fuit quaesitum et 
ideo tantum de. illo responsum. — Die Sigle ph findet sich auch sonst 
inP.I.16 und zwar hinter Glossen, welche in der ordinaria des Bartho- 


lomaeus entweder überhaupt nicht oder in anderer Form stehen. Das ° 


Erste gilt von der Glosse Euphemius zu c. 7 C. II. q. 3 (fol. 76): das 
Zweite von der Glosse Omnia zu c. 1C. III. q. 1 (fol. 86). 
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I. 


Zur Geschichte des Eiheschliessungsrechts im 16. Jahrhundert. 
Mitgetheilt 


von 


. Dr. Adolf Frantz, 


ausserord. Professor der Rechte zu Marburg. 


Als einen kleinen Beitrag zur Geschichte der Eheschliessung im 
16. Jahrhundert erlaube ich mir nachstehenden Fall zu unterbreiten, 
welcher den im Staatsarchive zu Marburg befindlichen Acten entnommen 
ist. Derselbe war zu seiner Zeit eine cause c&löbre und erregte sowohl 
wegen der betheiligten Personen, als auch wegen der selbstverständlich 
hier nicht näher zu .erörternden scandalösen Einzelheiten ein weit über 
Hessen hinausgehendes gerechtes Aufsehen. Was die rechtliche Ent- 
scheidung desselben anlangt, so stützt sich dieselbe allerdings auf einen 
längst bekannten Satz; immerhin aber dürften die darin ergangenen 
Sprüche der Schöffenstühle zu Halle und Leipzig in ihren Ausführungen 
für die Geschichte der Eheschliessung nicht ganz ohne Interesse sein 
und in mehrfachen Beziehungen Bemerkenswerthes bieten. 

Der Sachverhalt, von welchem nur soviel mitgetheilt werden soll, 
als zum Verständniss der beiden Schöffensprüche erforderlich erscheint, 
ist kurz folgender: 

Die Gröfin Anna Maria von Schwarzburg, zn den 7. December 
1538, hatte sich 1554 mit dem Grafen Samuel von Waldeck-Wildungen 
vermählt und während ihrer Ehe demselben mehrere Kinder geboren. 
Ihr eheliches Verhalten mag wohl kein gerade mustergültiges gewesen 
sein, obwohl von Seiten des Grafen niemals Zweifel in ihre Treue gesetzt 
wurden. Jedenfalls aber gingen während der letzten Lebensjahre des 
Grafen, der zuletzt schwach und kränklich geworden war, allerhand 
Gerüchte, als ob sie demselben die eheliche Treue nicht bewahre. Wenn 
vorläufig auch dahingestellt bleiben. musste, welche Bedeutung diesen 
Gerüchten beizumessen sei, so wurde doch wenigstens später anlässlich 
des gegen die Gräfin geführten Processes unter den Papieren derselben 
»ein ehelichs verschreibung« vorgefunden, »darjnnen sich eine andere 
jhr der Greuin Ebenburtige Person so gleichwoll bey jres herren leben 
bey jhnen aus vnnd jngezogen vnnd zue zeiten ‚etzliche viell wochenn da- 
selbstet gelegen, mit eigenem Blute gegen sie die Greuin vnter seinem 
vffgetruckten Sigell verschreibet, dass er sie nach jres herren absterben 
zur ehe habenn vnd behalten wolte«. Ä 

Bald nach dem am 6. Januar 1570 erfolgten Tode ‚des Grafen 
Samuel nahmen diese Gerüchte eine immer greifbarere Gestalt an und: 
zwar wurde der frühere Rath unä Secretär des Grafen, Magister Geb- 
- hard Rabe, den die Gräfin in ihren Diensten behalten hatte, immer 
entschiedener als der begünstigte Liebhaber derselben bezeichnet. Es 
wurden ihr deshalb auch von Seiten der Verwandten ihres verstorbenen 
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Mannes Vorhaltungen gemacht, denen sie jedoch beharrliches Leugnen 
entgegensetzte. Als indessen die Gräfin 1571 eines Kindes genesen war, 
konnte und wollte sie ihre Beziehungen zu Rabe nicht länger verheim- 
lichen und beide erklärten demnach übereinstimmend, »das sie einander 
die ehe gleichwoll mitt vorwissen etzlicher weniger Leuthe versprochenn 
vnnd zugesagt, vnnd haben zubestetigunge dessen zwo ehelichs ver- 
schreibungen!) vffgelegt, welche zwischen jnen beidenn, etwa Sechs 
wochen nach des Grauenn absterben, vffgerichtet sein sollen, mit ferner 
anzeige, das sie darauf auch das Sacrament des nachtmals mit einander 
genommen hetten«. 

Die nächste Folge dieses Geständnisses war, dass sich die »Freundt- 
schaft« der Gräfin alsbald beschwerdeführend an den Landgrafen Wilhelm 
von Hessen-Cassel wendete, indem sie namentlich auf die Nichteben- 
bürtigkeit des Rabe hinwies und behauptete, dass demzufolge von einem 
»ehelich Buntnuss nicht die Rede sein könne. Der Landgraf aber hatte 
nichts Eiligeres zu thun, als dem an ihn gerichteten Ersuchen statt zu 
geben und liess im September 1571 die Gräfin sowohl wie den Magister 
Rabe im Schlosse zu Wildungen gefangen setzen, wo sie übrigens nicht 
allzu strenge gehalten zu sein scheinen und ihnen namentlich, wenn 
auch wider den Willen des Landgrafen, zuweilen Gelegenheit zum un- 
gestörten Beisammensein geboten wurde. 

Bald nach der etwas übereilten Gefangensetzung wusste der Land- 
graf nicht recht, was er mit den Beiden anfangen sollte, da er auf 
den Stand der Gräfin immerhin eine gewisse Rücksicht nehmen musste 
und zudem diese sowohl wie Rab@ während der langen Dauer ihrer 
Haft nach wie vor fest darauf bestanden, »dass sie einander die eheliche 
treuw zugesagt, vnnd vor Gott dem Allmechtigen eheleutt sein, wollen 
auch nicht geschieden sein, sondern bitten, das man jnen zusammen 
verstatten, vnnd ehelich bey einander zu leben vergönnen wolle«e. Trotz 
alledem konnte sich der Landgraf doch auch nicht entschliessen, die- 
selben ohne Weiteres wieder frei zu lassen. Er beliess sie deshalb ruhig 
in ihrer Haft und: erst als mehrere Jahre in fruchtiosen Verhandlungen 
verstrichen waren und er keinen andern Ausweg wusste, um die Sache 
zu Ende zu bringen, verstand er sich dazu, die Gutachten der Schöffen- 
stühle zu Halle und Leipzig einzuholen. In dem an dieselben im De- 
cember 1573 gerichteten, die Species facti ohne Namensnennung ent- 
haltenden Schreiben, in welchem zugleich die Bitte um möglichst dis- 
crete Behandlung ausgedrückt ist, wird um Rechtsbelehrung gebeten 
einmal darüber, ob beide Personen ihrer That halber peinlich zu verfolgen 
und am Leib, Leben oder mit ewigem Gefägniss zu bestrafen seien, 
oder was sonst mit ihnen geschehen solle, was uns hier weniger interes- 
sirt; sodann aber über die Frage, >ob auch dies ein ehe vor Gott seie 
vnnd jnenn derowegen eine eheliche beywohnunge zugelassen, oder 
aber dieselb mit gutem gewissen... .. verweigert werden könne«, 


1) Leider finden sich die beiden Verschreibungen nicht mehr bei 
den Acten vor. 
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Die Sprüche beider Schöffenstühle trafen Anfang Februar 1574 in 
Cassel ein; dieselben sprachen übereinstimmend die Ansicht aus, dass 
das Verhältniss der Gräfin mit dem Magister Rabe allerdings vor Gott 
für eine Ehe zu erachten und ihnen demnach die nachgesuchte eheliche 


- Beiwohnung zu gestatten sei. 


Dieselben lauten wie folgt 2); 


I. Spruch des Schöffenstuhles zu Halle, 


Durchlauchtiger, Hochgeborener Fürst. Eueren F. G. seindt vnser 
vnterthenige vnnd gantz willige Dinste jder zeitt zuuor. Gnediger 
Fürst vnnd.Herre. Nach dem Euer F. G. vns jn gnaden vortraulich 
berichtet, welcher. gestalt eine Wittwie von greflichem stam_vnnd Her- 
kommen nach absterben jhres Heren Ehegemals, so auch ein Graffe 
gewesen, vnnd mit jhr, jn wehrendem ehestande, junge Herlein vand 
Freulein erzeuget, derer noch etzliche am leben, Mit gedachtes jhres 
Herren ‚gewesenem Rathe vnnd Secretario ehelichen vorsprochen, vortrauet 
vnnd vorschrieben lautt beygelegter Copey, vnd darauf fleischliche vor- 
mischung gepflogen, dauon sie geschwengert, vnnd ein kindt zuer welt 
geboren, derwegen sie beide gefenglichen eingezogen, vnnd über zwey 
Jhar lang, wie auch noch, verwahret worden, vnnd doch gleich sehr 
die zugesagte versprochene Ehe mit einander zuuolziehen begeren vnnd 
fürhabens sein sollen, welchs aber der greflichen withwen freundtschaftt 
zum hochsten widdersetzten mit fürwendung, das gedachter Secretarius 
wider seinen eidt vnnd pflicht gehandelt, jn dem ehr sich so baldt 
nach seines Heren absterben mit gemelter Greffin vormischet, auch vber 
alle vorwarnung vnnd vngeachtet, das ehr wohl gewust, das ehr jhr 
der Greffin nicht ebenbürtigk wehre, die eheliche Zusagung gethan 
zuedeme auch vormutlich, weill sonsten die andere cheliche vorschrei- 
bunge, .dar jnnen sich ein ander jhr der Greffin ebenbürtige person, so 
bey jhres Hern leben bey jhnen aus vnnd eingezogen, mit jhrem bluete 
vorpflichtet, sie die Greffin zu ehelichen, von dem Secretario abcopiret 


_ vnnd wider vberschicket worden, das ehr albereit bey des Heren leben 


mit jhr jn solchem vorbundtnis gestanden sein mochte, derwegen jhnen 
die Ehe nuhnmehr nicht zuuorstatten, sondern vielmehr peinlich zu 
straffen, vber welchem allen E. F. G. sich des rechten zu belernen gne- 
diglich begeren, Demnach erachten vnnd sprechen wir Scheppen des 
Gerichts vfm Berge, vor dem Rolande, zu Halle vor Recht, das gemelte 
beyde gefangene personen peinlich nicht zuuerfolgen, sondern wirdt jhnen 
billich die vorsprochene Ehe wirklich zuuolziehen.. nachgelassen, doch 
weill sie für das fleischliche vnzucht getrieben, muegen sie wilkürlich 
mit gefengniss, wie allbereit geschehen, gestraffet, vnnd jbhnen vferleget 
werden, das sie Euer F. G. fürstenthumb reumen müssen. Von Rechts 
wegen. Urkundlich mit vnserm Insiegel besiegeldt. . 
Scheppen des Gerichts vfm Berge, 
vor dem Rolande, zu Halle, 


*) Nach den in Marburg befindlichen Originalen. 
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II. Spruch des Schöffenstuhles zu Leipzig. 


Durchlauchtiger Hochgeborener Fürst, E. F. G. a vnsere gantz- 
willige Dinst ieder zeit zuuor. 

Gnediger Fürst und herr. Als E. F. @. vns bericht eines handels, 
auch beigefügte Copeien dreier jnn itztgemeltem handell ergangener 
schrifften, zusambt etzlichen vnderschiedenen fragen zugeschickt vnd 
sich der Rechte darüber zuberichten gnediglich begeren, Demnach 
sprechen wir Schöppen zu Leipzigk darauf vor Recht, do die giefliche 
Witbe, dauon E. F. G. bericht meldet, sich mit jhren Secretario, dessen 
daselbst auch erwehnunge geschieht, jnnerhalb jharesfrist nach jres hen 
und Ehegemals absterben, sich anfengklich, ehe vnd zuuoren sie sich 
ehelich kegen jme verpflichtet, [dafür sichs. aus jrer Verschreibunge 
deren Copei E. F. G. vns mit A. signiret zugeschickt ansehen lasset] 
fleischlich vermischet, vnd sich also jm trauer jhare stupriren lassen 
hette, So hette sie sich dadurch jres eingebrachten Ehegeldes, oder auch 
jres dakegen vermachten oder bestalten Leibgedings, nach gemeinem 
Wahn der Rechtsgelarten, verlustig gemacht, vngeachtet, das sie sich 


_ volgendes mit gemeltem Secretario jnn eheliche verpflichtung eingelassen, 


Aber am leibe, leben, oder auch mit ewigem gefengknus mochte sie, 
sowol auch der Secretarius, jnn ansehunge, das zwischen jhnen beiden 
die eheliche verpflichtung eruolget, jnn straff nicht genommen werden. 
Do aber itztgedachte Personen nicht von vbunge der fleischlichen 
vnzucht, sondern von der ehelichen tractation vnd verpflichtunge den 
anfangk gemacht hetten [dafür sichs aus berührtes Secretarij verschrei- 
bunge, des Buchstabens ordnung nach ansehen last] vf den fahll were 
gemelt greflichen Witben nach jnnhalt der heiligen schrift vnd der 
geistlichen Rechte [welche jnn Ehesachen vornemlich jnn acht zuhaben] 
auch jnnerhalb des trauerjhares sich in den Ehestandt wiederumb zu- 
begeben vnbenommen gewesen, Vnde hette sich demnach dadurch, 
vngeachtet das jr vilgedachter Secretarius nicht ebenbürtigk, vnd was 
daneben jnn dem vbersandten bericht ferner angezogen, nicht straf- 
würdigk gemacht. Weil aber auch beide Personen sich jnn schriften 
kegeneinander ehelich mit eigenen handen, auch jrem antzeigen nach, 
mit vorwissen etlicher weniger leute mundlich versprochen, verbunden 
vnd verpflichtet vnd nach Innhalt des vbersandten berichts, nachmals 
vest darauf bestehen, das sie einander die eheliche trew zugesagt vnd 
vor Gott dem Allmechtigen eheleute seindt, auch nicht geschieden sein 
wollen, sondern vilmehr bitten thun, das mann sie zusammen verstatten 
vnd jhnen ehelich beieinander zuleben vergönnen wolle, So ist solches auch 
vor Gott vor eine Ehe zuachten vnd werden demnach nunmehr jrer 


. zweijherigen gefengklichen enthaltung [welche sie alleine von wegen des 


am heiligen Sacrament des Nachtmahls vnsers Heilandts vnd Seligk- 
machers Jesu Christi geübten missbrauchs nicht vnschuldigklich erlitten] 
vf vorgehenden gewehnlichen vhrfrieden billich entlediget vnd jhnen 
alsdann auch die gesuchte eheliche beiwohnunge billich gestattet, Es 
were dann sache, das obgemelter Secretarius mit seines gewesenen heren 
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Grauen Ehegemahl noch bei desselben leben vnehrlicher weiss zugehalten 
vnd sie das Ehegemahl zu wolgedachtes jres hern des Grauen schwacheit 
vnd todtlichem abgange vrsach gegeben hette, vff den fahll möchte 
erwehnter Secretarius mit S. G. nachgelassener Witben keine bestenn- 
dige Ehe besitzen, Alles von Rechts wegen. Zu Vrkundt mit vnserm 
Insigel versigelt. 
Ä | E. F. 6. 
Gantzwillige 
Schöppen zu 
Leipzigk. 

Auf einem dem Leipziger Spruche beiliegenden Zettel ist noch die 
‘ originelle Bemerkung gemacht: >An dieser Rechtsbelerunge haben wir 
Sieben thaler gar wol verdienet, welche E. F. G. vns zu erster jhren 
gelegenheit gnediglichen wol vbersenden werden vnd wollen diesen 
handel jun geheimer und gebürlicher verschwiegenheit bei vns wol 
behalten«. 

Landgraf Wilhelm war durch dieses Resultat nicht gerade ange- 
nehm berührt. Augenscheinlich hatte er gehofft, dass die Schöffen die 
Ehe für nichtig erklären und zugleich eine Strafe für angemessen er- 
achten würden. Dadurch wäre sein bisheriges Verfahren mit der Gräfin 
nach aussen hin gerechtfertigt worden und die Autorität der beiden 
angesehenen Schöffenstühle hätte ihn zugleich für den Fall einer Voll- 
streckung der Strafe von den sonst zu nehimenden Rücksichten ent- 
bunden. Zudem musste die 1572 erlassene Kirchenordnung mit von 
bestimmendem Einflusse auf die Ansicht des Landgrafen sein. Diese 
Kirchenordnung enthielt nämlich in ihrem Abschnitte »Von heimlichen 
verlöbnissen und fleischlichen vermischungen« gegen derartige Vergehen 
sehr strenge -Bestimmungen. So kam es, dass auch nach Eingang 
der Gutachten der Landgraf zu keinem rechten Entschlusse kommen 
konnte und in Folge dessen die Gräfin und Rabe ruhig weiter in Haft 
behielt. 

Inzwischen hatte das Schicksal der Gräfin, welche bereits im dritten 
Jahre im Gefängniss sass, trotz ihres behaupteten Fehltritts allgemeines 
Bedauern erregt und verschiedene Fürsten veranlasst, sich für dieselbe 
zu verwenden. Ja, die Herzogin von Saalfeld hatte sich sogar bereit 
erklärt, dieselbe bei sich aufzunehmen. Auch der damals 17 jährige Sohn 
der Anna-Maria Graf Günther bestürmte den Landgrafen mit Bitten, 
seine Mutter doch endlich aus der Haft zu entlassen. . Und schliesslich 
hielten es selbst die Vormünder der gräflichen Kinder, wie aus einer 
Eingabe derselben vom 26. Juli 1574 hervorgeht, für das Gerathenste, 
wenn der Landgraf sich entschliessen wollte, der Sache dadurch ein 
Ende zu machen, dass er der Gräfin eine bequeme Behausung mit dem 
nöthigen ‚Unterhalt in Wildungen anwiese. 

Leider schliessen mit dieser Vorstellung der Vormünder die Acten 
über diesen Gegenstand. Doch geht aus einigen Notizen, die sich in 
andern die Gräfin Anna-Maria ebenfalls betreffenden Acten finden, soviel 
hervor, dass der Landgraf dem allseitigen Drängen wenigstens insoweit 
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nachgab, "dass er die Gräfin zwar der bisherigen Haft entledigte, sie 
aber zwang, auch ferner auf dem Schlosse zu Wildungen zu wohnen, 
und ihren Wandel einer scharfen Controle. unterwarf. Dagegen war er 
weit entfernt, ihre Ehe mit Rabe, den er allerdings gleichfalls freiliess, 
anzuerkennen, untersagte ihr vielmehr für die Zukunft jeglichen Verkehr 
mit demselben. | . 
Ueber die ferneren Lebensschicksale der Gräfin möge noch soviel 
bemerkt werden, dass sich dieselbe ihrer höchst problematischen Frei- 


heit nicht lange zu erfreuen hatte. Sehr bald wurde dem Landgrafen 


durch seine Spione zugetragen, dass sie nicht bloss mit Rabe wieder 
zusammenkomme, sondern dass sie auch mit einem Musicus ein Verhältniss 
angefangen habe, und bereits am 30. April 1576 wurde sie wieder in 
ihr früheres Gefängniss zu strenger Haft zurückgebracht. Es muss 
dahingestellt bleiben, ob resp. inwieweit die Gräfin, die ihre Unschuld 
fortwährend betheuerte, ein Opfer der Intriguen und Angebereien der 
sie umgebenden Aufpasser geworden ist. Auch erhellt nicht, ob- sie 
vor ihrem Tode noch einmal vorübergehend die Freiheit wiedererlangt 
hat. Jedenfalls starb sie als Gefangene am 11. August 1583 im Kloster 
Hönscheid. | 


dl. 


Constanzer Visitationsinstruotion für die Ruraldeoane von 1584. 
Mitgetheilt 
von 
Dr. Adolf Frantz, 
ausserord. Professor der Rechte zu Marburg. 

Im Fürstlich Fürstenbergischen Archiv zu Donaueschingen findet 
sich eine Constanzer Visitationsinstruction für die Ruraldecane aus 
dem Jahre 1584, die in mehrfacher Hinsicht Interessantes bietet. Die 
Instruction, welche den Präsentations-Vermerk 20. Juni 1584 trägt, ist 
auf dem Umschlage bezeichnet als »Visitation in specie Interrogatoria, 


über welche ein Decan zu inquiriren, und seine relation nacher Constanz 


abzuschicken hat, de anno 1584«. 
Dieselbe lautet folgendermaassen : 
»Notandum omnes Capitulorum ruralium Decanos ad subse- 


_ quentia Interrogatoria ex statutis synodalibus deprompta, rela- 


tionem teneri singulis annis Fiscali Constantiensi.« 

»Erstlich damit man wisse wie sich ain jeder prüester hab muess 
man wissen wie er haisse? Item wie lang er vf seinem benefitio 
gewesen? Von wannen er bürtig? Ob er ehelich oder vnehelich? Ob 
er glertt sey? Ob er bonus et sincerus Catholicus sey? Ob er jnuestirt 
sey? Ob er seinem berueff vleissig nachkhomme. Ob die Oberkhait vnd 
die Vnterthanen sich seinen wol vermüegen vnd khain klag ob jm 
gaben? Ob er ain Concubinarius sey? Was er für ain Haushaltung, 
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vnond ob er auch Kinder hab vnd wieuül? Wie lang es sey das jm das 
jüngst worden? Vnnd ob er auch desswegen absolviert sey? Ob er 
nit blasphemus, ain Zuethrinckher vnnd ain voller Zapf, ain Spiler, 
Wucherer, oder mit dergleichen lastern behaft sey? Ob er nit vnder 
jm verbannete leüth oder Eheleüth die ain anderen nit beywonung 
thuend, oder die jn verbottnen ehehen vnd graden bey ain anderen 
sitzen in seiner kürchen gedulde? Ob er statuta synodalia hab? Ob 
er in seiner Kürchen mit allerley notwendigen als Messbüchern, Dire- 
cetoriis, Agendis seu obsequialibus etc. behaft, Ob auch die selbige sine 
menda vnnd gantz seyen? Ob alle prüester breuiaria haben, jre horas 
auch modo debito complieren? Ob auch ain jeder pfarrer das mandatum 
de reformatione matrimonii in seinen Kürchen publiciert? Ob er mehr 
dan ain benefitium, et si plura habeat, qua authoritate et ex qua dis- 
pensatione? Wer sein. Collator sey? Ob er jme der pfrüendt etwas 
entziehe? Wer den Zehend einneme? Ob auch newbreuch innerhalb 
der pfarr seyn? Was die pfrüendt järlich vngefarlich ertrage? Mit 
was gericht das vnrichtig einbringe? Ob er sich mit weltlichem gericht 
lasse fürnemen?!) Was ain jeder pfarrer für Helpfer? Vnnd das 
Alles vnnd mehr in specie soll ain jeder Decanus pro sua discretione 
referiern. 
Georgius Wirtt Sigillifer 
et Fiscalis Constantiensis.« 

Dass diese ziemlich scharf gehaltene Instruction den verrotteten 
Zuständen sonderliche Abhülfe zu schaffen vermocht habe, muss füglich 
in Zweifel gezogen werden. Zum Mindesten ergiebt sich aus den 
betreffenden Visitationsacten nichts, was eine derartige Behauptung zu 
unterstützen im Stande wäre. Im Gegentheil finden sich noch aus weit 
späterer Zeit Notizen, die ein grelles Streiflicht auf die damaligen Zu- 
stände werfen. Um nur einige Beispiele anzuführen, so wird in den 
Visitationsacten von 1652 erwähnt, dass der Pfarrer zu Vöhrenbach*) 
einen Kelch nach Schaffhausen versetzt und die Gemeinde zu Donau- 
eschingen auf die Monstranz und acht Kelche 200 Gulden aufgenom- 
men habe. 


!) Zu dem Vorhergehenden von den Worten ab »Wer sein Collator 
sey?« hat eine ältere Hand die boshafte, aber offenbar zutreffende Rand- 
bemerkung gemacht: »Sic latet anguis in herba«. 

*, Im badischen Amt Villingen. R. Dove. 
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IV. 


Der Entwurf der Zweibrückischen Kirohenordnung von 1557. 
Mitgetheilt 


von 


J. Schneider, 
Pfarrer zu Limbach, Rheinpfalz. 


Bei der weiten Verbreitung, welche diese Kirchenordnung in den 
evangelischen Gebieten am Rhein gefunden hatte *), ja selbst noch darüber 
hinaus — sie galt auch in der Grafschaft Stolberg und in Oesterreich ?) — 
und dem Einfluss, den sie auf das kirchliche Leben dieser Gebiete aus- 
übte, wird es wohl nicht ohne Interesse sein, über den ersten Entwurf 
derselben etwas Näheres zu erfahren. Es wird dadurch das was Aem. 
L. Richter in seinem treffllichen Werk über die Kirchenordnungen 
gesagt hat, berichtigt, ergänzt und weiter ausgeführt. Der fragliche 
Entwurf findet sich in der Bibliothek des Gymnasiums zu Zweibrücken. 
Dass er bisher unbekannt blieb — wiewohl, wie wir nachher sehen werden, 
nicht ganz — kam daher, dass er im Katalog als »Kirchenordnung 
Otto Heinrichs, 1554« verzeichnet ist und auf dem Rücken den 
Titel trägt »Ott-Heinrichs Kirchenordnung Verändert«.. Aus diesem 
Buch geht nämlich zur Evidenz hervor, dass die Quellen, aus welchen 
die Zweibrückische Kirchenordnung geschöpft ist, die Mecklenburgische 
Kirchenordnung von 1554 und die Neuburgische Kirchenordnung Ott- 
heinrichs von 1554 sind; nicht wie Richter und Goebel meinten 
an zweiter Stelle die Württembergische von 1553. Diese Ungewissheit 
über die eine der beiden Quellen kam daher, dass die Neuburgische 
Kirchenordnung der Württembergischen fast wörtlich entnommen ist. 
Melanchthon (Corp. Reformat. t. VIII p. 800 u, 804 sq.) erkannte 
zwar die eine Quelle, die Mecklenburgische Kirchenordnung, aber über 
die andere schweigt er. Ein Zweifel kann aber hier nicht obwalten, da 
in dem Entwurf die beiden gedruckten Kirchenordnungen selbst ver- 
wendet sind; die Aenderungen sind auf den Rand geschrieben, die ander- 
weitigen Bestandtheile sind handschriftlich eingefügt. 


Der Grund, warum man die Neuburgische Kirchenordnung benutzte, 
liegt sehr nahe. Öttheinrich hatte 1555 Neuburg an seinen Vetter, 
Pfalzgraf Wolfgang von Zweibrücken, übertragen?) Zwar wurde 
die Kirchenordnung WORDEN erst nach Ottheinrichs Tode 1399 um 


1) Max Goebel, Geschichte des chr. Lebens in der rhein, westph. 
ev. Kirche. II. Bd. 1852 8. 521. 

2) Aem. L. Richter, Die ev. Kirchenordnungen des 16. Jahrh. 2. Bd. 
1846 S. 194. 

®) G. W. H. Brock, Die ev.-Iuth. Kirche der ehemaligen Pfalz- 
grafschaft Neuburg. Nördl. 1847 8. 44. Dort ist auch bereits gesagt, 
dass die zweibrück. Kirchenordnung in den wichtigsten Punkten mit der 
Ottheinrichs übereinstimmt, 
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christlicher gottseliger Gleichförmigkeit willen beider Fürstenthumben«, 
wie es auf dem Titel der Ausgabe von 1570 heisst, in Neuburg ein- 
geführt, aber immerhin mochte man die Einführung schon zur Zeit ihrer 
Abfassung für die Zukunft in’s Auge gefasst haben. Beide Kirchen- 
ordnungen, die Mecklenburgische und die Neuburgische waren dem Ver- 
fasser um ihrer mildlutherischen, näher : melanchthonischen, Haltung willen 
sympathisch. 

Aus dem Entwurf lernen wir zuerst genau die Abfassungszeit, und 
sodann den Verfasser (oder Redactor) kennen. Am Ende der Vorrede 
steht: »Dat. Zweybruck Im Jar 1555«. Die letzte Ziffer —5— ist aber 
durchstrichen und durch 6 ersetzt. Am Schluss des Werkes steht 
»Finit. 10 Martij Anno 56, Laus deo V.S.« Die Arbeit wurde also 1555 
begonnen und am 10. März 1556 beendet. V. S. aber sind die Anfangs- 
buchstaben des Namens des Verfassers, des zweibrückischen Kanzlers 
Ulrich Sitzinger. Dav. Chyträus in seiner Oratio de illustrissimo 
Principe Wolfgango Palatino (Witteb. 1580) nennt den Verfasser nicht; 
in seiner Oratio de Vlrico Sitzingero sagt er von diesem nur: suasor 
fuit principi, ut summa doctrinae etc, scripto comprehenderetur. 
Mehr sagt auch Melchior Adam in seinen Vitae (Ausgabe Frankf. 
1706 fol. 99), der Chyträus als Quelle benutzte, nicht. Der gelehrte 
zweibrückische Geschichtschreiber G. Ch. Crollius in seinem Commen- 
tarius de cancellariis et procancellariis bipontinis (Frf. et Lips. 1768) 
weist zwar darauf hin, dass die Zweibrückische Kirchenordnung nach 
dem Muster der Neuburgischen angefertigt sei, wiederholt aber sonst 
nur die Worte des Chyträus: suasor fuit principi etc. Und doch war 
der Sachverhalt in Zweibrücken nicht unbekannt; denn in Melchior 
Adam steht bei dieser Stelle am Rande die handschriftliche Bemerkung: 
ipse illud confecit ex ordine eccl. Ottonis Henrici. 

Da der Verfasser des Entwurfs, Ulrich Sitzinger, jetzt so ziem- 
lich unbekannt ist, wollen wir mit einigen Worten das Wichtigste aus 
seinem Leben nach den oben genanuten Biographen mittheilen. Er 
ist geboren 1525 zu Worms und begab sich 1544 nach Wittenberg, wo 
er Melanchthon’s Tischgenosse war. Nach siebenjährigen gründlichen 
Studien, die sich auf verschiedene Wissenszweige erstreckten, — er hielt 
auch während dieser Zeit Vorlesungen — kehrte er mit dem juristischen 
Doctortitel geschmückt 1551 in seine Heimath zurück und wurde noch 
in demselben Jahre von Pfalzgraf Wolfgang in Zweibrücken berufen 
und zum Rath ernannt, Schon 1553 ward er Kanzler in Zweibrücken, 
wurde aber 1558 als Kanzler nach Neuburg geschickt; die zur Geltung 
gekommene strengere Richtung verdrängte den Schüler Melanchthon’s 
aus der Umgebung des Fürsten. 1561 erhielt er das Oberamt Sulzbach 
in der Oberpfalz und starb am 30. October 1574 auf seinem nahen 
Schloss Holenstein. 

Sehen wir uns nun sein Werk näher an. Vergleichen wir es mit 
der gedruckten Zweibrückischen Kirchenordnung, so sehen wir, dass auch 
abgesehen von den Vorschlägen Melanchthon’'s manche Aenderungen vor- 
genommen wurden. Schon in dem Entwurf selbst begegnen wir an 


er 
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einigen Stellen einem Manuscript von anderer Hand, nämlich bei der 
Haustafel, die wie in der Neuburgischen Kirchenordnung vor dem 
Katechismus steht, und bei der »Ordnung der Feiertage«. Ausserdem 
kommt allerdings noch eine dritte Hand vor, die eines Kanzlisten, die 
wohl einmal von der des ersten Schreibers unterbrochen ist, so dass an 
diesen Stellen der Verfasser wohl dem Kanzlisten dictirte. 

Die Vorrede ist theilweise der Neuburgischen Kirchenordnung 
entnommen *); die Eintheilung in fünf »Stücke« der Mecklenburgischen, 
welcher auch das erste Stück: »Von der Lehre und Predig« ent- 
nommen ist, mit Ausnahme der Einleitung (fol. Hb.—HIb.), die auch 
in unserm Entwurf fehlt. Dieser Theil enthält »Ein christlich und 
kurze Anleitung für die Kirchendiener, darnach sie ihre Lehre richten 
sollen« und das »Examen der Ordinanden« von Melanchthon. Der zweite 
Theil handelt $Von Erhaltung des Predigampts«. Er ist gemischt 
aus Bestandtheilen der Mecklenburgischen Kirchenordnung und eigenen 
neuen Stücken. Die Abschnitte »vom Predigampt«, »von der Ordinatio«, 
»Forma Ordinationis« und theilweise »von den Kirchengerichten« stammen 
aus der Mecklenburgischen Kirchenordnung. Die Hinweisung auf ein zu 
errichtendes Consistorium, sodann »Wie es in den Fällen, wann Streit 
von der Lehre fürfällt, gehalten werden soll«, »Warnung und Befehl 
wider die Irrthumb der Widertaufer«e aus dem Entwurf. Das »Mandat 
wider die Widertaufere erschien erst nach Vollendung des Entwurfs, 
23. April 1556. Auch der folgende Abschnitt » Von Lastern, Ehebruch etc.« 
ist mit Ausnahme der Ueberschrift dem Entwurf eigenthümlich, die 
beiden letzten Abschnitte »Wie es mit den Ehefällen gehalten werden 
solle«, und »Von der Visitatio« sind wieder, wenn auch mit Aenderungen, 
aus der Mecklenburgischen Kirchenordnung. Also Bestandtheile der letzteren 
am Anfang und zu Ende, eigene Bestandtheile des Entwufs in der Mitte, 
— Der dritte Theil der Kirchenordnung, der an Raum beinahe die Hälfte 
einnimmt, ist gemischt aus allen Bestandtheilen. Er handelt »Von 
Ordnung der Ceremonien«. Nach der Einleitung aus der Mecklenburgischen 
Kirchenordnung tritt nun die Neuburgische Kirchenordnung in grösserem 
Umfange ein, »Von der Taufe, »Von der Jachtauf«, »Von dem Catechismos, 
von welchem jedoch nur die Haustafel genommen ist (mit Zufügung 
neuer Sprüche), An Stelle des Neuburgischen Katechismus tritt der 
kleine lutherische nach einer eigenen Ausgabe. Er ist in 32° und hat 
zu den Geboten, dem Glauben und Vaterunser Holzschnitte. Das Titel- 
blatt ist aufgeklebt und der Titel kann also nicht angegeben werden; 
ebenso fehlt der Schluss von dem Gebet nach dem Gratias an. Die 
Haustafel wurde, weil vorher schon aus der Neuburgischen Kirchen- 
ordnung mitgetheilt, weggelassen, und eine Vorschrift über den Gebrauch 
des Katechismus nebst einem Gebet zu Ende desselben angeschlossen. 
Der Abschnitt »Von der Buss und Absolution« ist aus der Neuburgischen, 
»Wie mit den Leuten in der Beicht zu handeln« aus der Mecklenburgischen, 


4) Vgl. die Inhaltsangaben bei Richter, Medicus (S, 423), Brock 
und Goebel. | 
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»die Vorstellung der jungen Christen«e in diesem Abschnitt, theilweise 
die »Ordnung des Abendmahls« aus der Neuburgischen, die Abendmahls- 
liturgie ist jedoch gekürzt, vereinfacht und auch manches aus der 
Mecklenburgischen Kirchenordnung herübergenommen. In dieser singt 
der Priester das Crede, nach der Zweibrückischen Kirchenordnung die 
»ganze Kirch« : Wir glauben all an einen Gott. Der lateinische Gesang 
der Schüler steht noch nicht im Entwurf. »Eine Vermahnung und Unter- 
richt vom hochw. Sacrament« soll der Priester nicht bloss »so man Zeit 
hat« (Mecklenburgische Kirchenordnung) vorlesen. Ebensowenig wie vom 
Gesang des Credo durch den Priester weiss der Entwurf etwas vom Gesang 
des Vaterunsers und der Einsetzungsworte, der in der gedruckten Zwei- 
brückischen Kirchenordnung wenigstens facultativ ist. Die Spendeformel 
ist der Neuburgischen Kirchenordnung entnommen, ebenso die »Ordnung 
des gemeinen Gebets« und »die Vorrede des gemeinen Gebets« theilweise, 
und die »Gebete auf bestimmte Tage und Feste« (Collecten), während 
die andern »gemeinen Collecten« der Mecklenburgischen Kirchenordnung 
angehören. Das »Gebet wider den Türken«s steht noch nicht im Entwurf. 
»Die Litanei«, »von dem Kirchengesang«, »von der Kirchenkleidunge«, 
»von Ordnung der Feiertage«, »was an Festen und Feiertagen soll für- 
nehmlich gepredigt werden« aus der Neuburgischen, die »Ordnung der 
Kirchenämter«e aus der Mecklenburgischen Kirchenordnung. Bei den 
Festen Benutzung der Mecklenburgischen Kirchenordnung und Eigenes, 
Die »Ordnung der Eheeinleitung« gehört der Mecklenburgischen Kirchen- 
ordnung an, das Trauungsformular ist eine Composition aus dieser und 
der Neuburgischen®). Der Abschnitt »von Ehegelübden«e ist aus 
der Mecklenburgischen, »von Besuchung und Communion der Kranken« 
aus der Neuburgischen Kirchenordnung, »wie man Gefangene und zum 
Tode Verurtheilte unterrichten und trösten soll« aus Veit Dietrich's 
Agendenbüchlein (Richter a. a. O. S. 197°). Von der Begräbnissordnuug 
ist nur der Anfang aus der Neuburgischen Kirchenordnung, das Uebrige 
stammt aus der Schwäbisch - Haller Kirchenordnung von 1543 (Medicus 
S. 426). — Der vierte Theil der Kirchenordnung »Von Erhaltung christ- 
licher Schulen und Studien«, ist der Hauptsache nach aus der Mecklen- 
burgischen Kirchenordnung mit Zusätzen unseres Verfassers, der Schluss 
aus der Neuburgischen Kirchenordnung. — Der füufte Theil »Von Unter- 
haltung und Schutz der Pastoren« ist ebenfalls grossentheils aus der 
Mecklenburgischen Kirchenordnung. Diese sagt, (Bl. 140b.), man klage 
über der armen Priester Geiz, »so jnen doch vnd jren armen ehelichen 
Hausfrawen vnd Kindlin der Hunger zun Augen aussihet«. Da der Ver- 
fasser diesen Satz tilgte, so scheint es, dass die Pfarrer in Zweibrücken 
besser gestellt waren als in Mecklenburg. — Der Entwurf behält seinen 


5) Gen. 3,16 lautet in der letzteren: »Ich will dir viel Kummer 
schaffen, wenn du schwanger wirst, du sollt deine Kinder mit Kummer 
gebären und sollt dich ducken vor deinem Mann«. 

6) Melanchthon sagt in seinen Annolata: »Scriptum luculentum et 
plenissimum consolationis vom Trost wider den leiblichen todt vnd wider 
die weltlichen schand«. | 


- 
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compilatorischen Charakter bis zum Ende. Denn auf der letzten Seite 
der Mecklenburgischen Kirchenordnung ist nach dem Amen ein Satz aus 
der Neuburgischen Kirchenordnung eingeklebt und darunter ein Schluss- 
satz vom Verfasser gesetzt. 

Stellt man die einzelnen Theile der Mecklenburgischen und Neu- 
hurgischen Kirchenordnung zusammen, so ergiebt sich die merkwürdige 
Wahrnehmung, dass beide dem grössten Theile nach in der Zweibrückischen 
Kirchenordnung verwendet worden sind, nämlich aus der Neuburgischen 
ausser der Vorrede Bl, 1— 22, 27—31, 34—36, 38— 73, aaij, aus der 
Mecklenburgischen Bl. 5—85, 88, 91—96, 98, 99, 106--108, 116—118, 
124 — 125, 127 — 144. 

Ueber die Entstehung des zweiten Theiles der Zweibrückischen Kärchen- 
ordnung, »Die Kirchengesänges giebt-uns unser Entwurf leider keinen 
Aufschluss: er schliesst mit der eigentlichen Kirchenordnung. 

Der Verfasser unseres Entwurfs — wie wir gesehen haben Ulrich 
Sitzinger — zeigt sich als Anhänger Melanchthon’s. Dies war für die 
Zukunft der Kirchenordnung von Bedeutung, indem sie sowohl in luthe- 
rischen als reformirten Kirchen (Zweibrücken selbst wurde 30 Jahre 
später reformirt) Eingang fand. Die hohe Werthschätzung Melanchthon's 
wird schon gleich im Anfang bei Aufstellung der Lehrnorm sichtbar. 
Sitzinger erwähnt neben der augsburgischen Confession von :1530 auch 
die Hauptartikel christlicher Lehr, zu Latein loci theologiei genannt, so 
. Philippus Melanthon in Druck hat ausgehen lassen«. Ja er strich sogar 
den von der Mecklenburgischen Kirchenordnung erwähnten »Katechismus 
und Bekenntnis Lutheries, obwohl er am Schluss des »Examen« ihn 
stehen liess. Und er fügt hinzu: »aus welchen Schriften die Kirchen- 
diener fernern Bericht nehmen und sich in allen Hauptartikeln darnach 
richten sollen«e. Die gedruckte Kirchenordnung geht noch weiter, sie 
stellt nicht bloss an erster Stelle »Katechismus und Bekenntnis Lutheri« 
wieder her, sondern nennt auch noch die schmalkaldischen Artikel, 
weshalb dieselben auch in der Ausgabe von 1570 abgedruckt wurden. 
Auch bei der Schulordnung zeigt sich die Vorliebe für Melanchthon ; 
die Schulmßister sollen »die Etymologie und Syntaxis Philippi Melanthonis 
und keine andere der Jugend fürlesen«, und im Religionsunterricht 
sollen zwar die jüngsten Schüler den Katechismus Luther’s gebrauchen, 
wann aber die Knaben etwas erwachsen, und man ihnen weitere Er- 
klärung von den Artikeln christliches Glaubens fürhalten will, mag man 
Philippi Melanthouis lateinischen Catechismum an die Hand nehmen«. 
Dass die Mitarbeiter einer strengeren Richtung angehörten, sieht man 
bei der »Ordnung des Abendmahls«, wo es in der Kirchenordnung heisst: 
»Auf der andern Seiten als durch die Zwinglischen ist es dahin 
gedeutet, als ob darin der wahrhaftig Leib und das wahrhaftig Blut 
Christi nit gegenwärtiglich ausgeteilet würdes. Die unterstrichenen 
Worte fehlen sowohl in der Quelle, der Neuburgischen Kirchenordnung, 
als in dem Entwurf. Auch zwei andere Stellen sind in dieser Beziehung 
noch merkwürdig. Wenn es nämlich in der Mecklenburgischen Kirchen- 
ordnung BI1.40a. heisst »aus des ehrwürdigen Herrn Lutheri Schriften«, 
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oder bei der Form der Ordination Bl. 73a., »wie sie der ehrwürdige 
Herr Doctor Martinus Luther gestellet hats, so tilgt der Ent- 
wurf die unterstrichenen Worte ; dagegen setzt er statt Kaiser: kaiser- 
liche Majestät. Der »Stenckenfeld« der Mecklenburgischen Kirchen- 
ordnung Bl, 4la. wird in »Schwenckfeld« verwandelt. Jene nennt Bl. 558. 
neben den päpstlichen Irrthümern und der Widertäuferei auch das 
Interim; der Entwurf strich das letztere und ebenso BI. 67b., da- 
gegen in die gedruckte Kirchenordnung fand es Aufnahme. Bl. 39a. 
haben die Päpstlichen »ihren Irrtum jetztund im Concilio zu 
Trident geschärft« ; der Entwurf strich das tridentinische Concil, der 
Druck stellte es wieder her. Auf der folgenden Seite ersetzte es der Entwurf 
durch »die Päpstlichen an etlichen Orten«, auch hier wurde der Wortlaut 


der Mecklenburgischen Kirchenordnung wieder hergestellt; fol. XXVIIb. 


und XXVIlIb. Diese Aenderungen dürften schwerlich grundlos ge- 
wesen sein; warum aber Sitzinger die Erwähnung des Interims und des 
Tridentinums unterliess, wissen wir nicht. Geschah etwa jenes aus 
Connivenz gegen den Kaiser, der das Interim noch fortwährend als 
Reichsgesetz betrachtete? Aber Sitzinger’s Landesherr, Pfalzgraf Wolfgang, 
hatte sich gerade dem Interim nicht gebeugt. Wurde das tridentinische 
Concil nicht erwähnt, weil es noch nicht geschlossen war und Sitzinger 
noch eine Aenderung für möglich hielt? 


Die Feststellung des Textes der Kirchenordnung geschah rasch; 
schon am 16. Juli 1556 erhielt sie Melanchthon durch einen besonderen 
Boten des Pfalzgrafen, der bis zum 28sten blieb. (Corp. Ref. t. VIII. 
p. 807). In Briefen an Camerarius und Chyträus spricht er von der 
Sache und erklärte sich mit der Lehre, die aus der Mecklenburgischen 
Kirchenordnung entnommen sei, einverstanden (l. c. p. 800, 804 sq). Am 
25. Juli schrieb er an Wolfgang selbst: »Ich sprech nach meinem ge- 
ringen Verstand, dass die Lehr in gedachter Ew. F. G. Buch recht ist, 
und ohne Sophisterei und Calumniis zu verstehen, ist sie gewisslich der 
Verstand der Confession, die in aller Chur- und Fürsten zu Sachsen 
Landen und in den sächsischen Städten christlicher Lehr angenommen 
ist«”). Wir finden nur einen Zusatz, den er im »Examen« macht: als 
dritten Zweck der Ehe fügt er (zu Bl. 60b. der Mecklenburgischen Kirchen- 
ordnung) hinzu: »sie sei da zu treuen Diensten und Schutz, wie Joseph und 
Maria ehelich gewesen sind«. Bezüglich des Gottesdienstes hatte er 
zwar gegen Chyträus Bedenken geäussert®); aber doch erklärte er dem 
Fürsten, dass die Ceremonien ziemlich (andere Lesart: getreulich) ge- 
ordnet seien und mögen christlich gehalten werden®). Zugleich jedoch 


?) Ueber die Aenderung bezüglich der Taufe siehe weiter unten. 
®) Sed in ritibus quaedam addita sunt, quae mihi plus negotii 
faciunt. | 

®) Vgl. auch sein Urtheil über die Kirchenordnung in den Annotata 


zu Rauscher's Brief, (l. c. p. 940), das mit dem Brief an Hz. Wolfgang 
übereinstimmt. 
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sandte er ein Verzeichniss seiner Bemerkungen !9), wie er auch in der 
Kirchenordnung selbst manches am Rand mit rother Schrift verzeichnet 
hatte. Leider ist diese Urschrift der Zweibrückischen Kirchenordnung 
nicht mehr vorhanden. Wäre er, schreibt er, bei der Abfassung zugegen 
gewesen, so würde er vielleicht etliche Stücke deutlicher erklärt haben; 
doch sei auch dieses Buch unsträflich. 

Betrachten wir die Ausstellungen Melanchthon's näher! Vor 
allem hatte er gewünscht, dass seine loci nicht neben den Bekennt- 
nissen und der augsburgischen Confession erwähnt werden, weil sie eine 
Privatschrift seien. Aber Rauscher dachte hierin wie Sitzinger — auch 
der Superintendent Mich. Hilspach war ein Freund Melanchthon’s — 
und es blieb beim Entwurf. 

Ferner hatte Melanchthon zu den (fol, LVIII.) aufgezählten vier 
Irrthümern der Wiedertäufer!!) einen fünften namhaft gemacht, 
dass die Wiedergeborenen, auch wenn sie sündigen, den h. Geist behalten 
und nicht aus der Gnade fallen. Ebenso hatte Melanchthon de bapti- 
sandis infantibus chartam insertam beigefügt. Sie steht in der Kirchen- 
ordnung fol. LVIllb.sg.. »Nachdem man die groben Irrthumb der 
Widertauffer« bis zu dem Absatz: »Von diesen ernstlichen Sachen sollen 
die Prädicanten ete.« und trat an die Stelle eines nun ausfallenden 
Abschnittes des Entwurfs. Wir haben also hier eine Arbeit 
Melanchthon’s, welche als solche bisher nicht erkannt 
worden ist. — 

Bezüglich des Katechismus wünscht Melanchthon einen zwar nicht 
weitläufigen, aber völligeren (plenior) Katechismus und wörtliches Me- 
moriren desselben. Sitzinger hatte sich einige Aenderungen erlaubt. 
Wenn es im Katechismus heisst: »Was sagt nun Gott zu diesen Ge- 
botten allen?« so setzt er statt zu richtiger von. Dagegen ändert er 
ohne Grund die alte Fassung des ersten Glaubensartikels. »Ich glaub 
an Gott Vatter, Allmächtigen, Schöpfer etc.« in die jetzt gebräuchliche 
Form: allmächtigen Schöpfer. Sitzinger liess den ganzen Abschnitt 
von der Beichte weg; die Kirchenordnung hat dann wenigstens, um die 
Lücke auszufüllen, den Spruch Joh. 20, 22f. vom Amt der Schlüssel. 
Beim Morgen- und Abendgebet strich er die Bekreuzung. — Die Vor- 
schläge Melanchthon’s zu den Fragen über die Sacramente fanden in 
Zweibrücken keine Annahme. Die Frage: »Was bedeutet solch Wasser- 
taufen ?« 12) beantwortete er: »Es bedeut, dass wir mit dem Blut Christi 


10) Ausser diesem Verzeichniss (1. c. p. 807sq.) ist jedoch noch ein 
zweites ausführlicheres vorhanden in dem Briefe des Hofpredigers 
M. Hieron. Rauscher an Hz. Wolfgang vom 25. December 1556; es ent- 
hält wohl auch die Randbemerkungen (l. c. p. 937—940). 

11) Die Kirchenordnung schreibt immer Widertauffer, 

12) Melanchthon hatte — und zwar hier mit Erfolg — auch eine 
Aenderung im »Examen« vorgeschlagen. Die Mecklenb. Kirchenordnung 
sagt (Bl. 32a.): »(Gott) wäscht dich mit dieser Tauf zur Bedeutung, 
dass dir deine Sünden mit seinem Blut abgewaschen sind, und dass er 
dich mit dem h. Geist zu neuer und ewiger Gerechtigkeit und Seligkeit 
heiligen will.« So liess es der Entwurf; dagegen in der Kirchenordnug 
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gewaschen sind von allen Sünden und sind in den Tod und Auferstehung 
Christi gesteckt«. Beim »Sacrament des Leibs und Bluts Christi«'®), 
— so sagt der Entwurf mit Zustimmung Melanchthon’s — antwortet 
er auf die Frage: »Was nützt. denn solch Essen und Trinken?« »Das 
zeigen uns diese Worte: für euch gegeben und vergossen zur Vergebung 
der Sünden, nämlich dass diese Niessung ein Zeugnis und 
Pfand sein soll, dass uns Gott gewisslich Vergebung der Sünden 
geben will, darum dass Christus seinen Leib und Blut für uns geopfert 
hat, so wir dieses mit Glauben annehmen«. Rauscher erklärte, er könne 
diese Worte nicht anders verstehen, als dass wir im Abendmahl nur 
der Vergebung der Sünden ermahnt würden, aber sie nicht wirklich 
bekommen. Jedenfalls ist die Fassung eine Annäherung an die calvinisch- 
reformirte Lehre. — Man hatte für die Vermahnung, Absolution, 
Danksagung und Gebet vor der Communion zwei Formulare auf- 
genommen, das der Mecklenburgischen und das der Württembergischen 
Kirchenordnung. — Rauscher war für das letztere, Melanchthon da- 
gegen, weil die ausdrückliche Danksagung fehle, »nec est heic posita 
expressa sumentis invocatio et applicatio«. Man behielt allein das 
Mecklenburgische Formular bei, wie es schon der Entwurf hatte. — 
Die Elevation der Hostie wurde auf Melanchthon’s Rath abge- 
schafft (fol. CXa.). | 

Die Jachtaufe wird von der Neuburgischen Kirchenordnung und 
dem Entwurf nur in der »höchsten«e Noth zugelassen, die Kirchen- 
ordnung streicht jenen Superlativ, aber auf Melanchthon’s Rath auch, 
dass man zur ‚Ertheilung womöglich zuerst einen Kirchendiener »oder 
sonst einen christlichen Mann« rufen solle. Die Kirchenordnung 
hebt noch hervor, dass die Kinder, wenn es die Noth erfordert, jeder- 
zeit getauft werden sollen. — Bei dem Gebet nach der Taufe hat die 
Neuburgische Kirchenordnung — und der Entwurf — die Randbemerkung, 
wann »ein Altes« getauft werde, solle zu der Bitte, dass an ihm unter- 


gehe alles, was ihm von Adam angeboren ist, noch hinzugefügt werden: 


»Und er selb darzu gethan hat«. Auf Melanchthon’s Rath wurden die 
letzteren Worte gestrichen. — 

Bei den Festen stammt von Melanchthon die Aufhebung des 
Frohnleichnamfestes fol. CXVb. — Die »Collectene für bestimmte 
Festtage f. CVIIIb. ff., die aus der Neuburgischen Kirchenordnung 
genommen sind, erklärt er für jejunae, non sumtae ex fontibus doctrinae 
principalis. Ebenso beanstandete er das Gebet auf Trinitatisfest f. CIXb., 
weil es, wie die vorhergehenden nichts sage über den Unterschied der 
göttlichen Personen *). Es lautet: »Allmächtiger ewiger Gott, der du 


steht nun (Gott) wäscht dich mit dieser Tauf zum Zeugnus etc. und 
gibt den h. Geist, Gerechtigkeit und Seligkeit, und gebiert dich wiederum 
zu einem neuen Leben, dass er dich mit dem h. Geist ete. 

12) Der Entwurf setzt (und ebenso die Kirchenordnung) statt der 
Mecklenb. Kirchenordnung Bl. 95a. Mess oder Communio, einfach: 
Communio (fol. CXXb.). | 

#) Darauf bezieht sich wohl auch die Bemerkung im Brief an 
Chyträus: Precationes ad patrem, filium et Spiritum sanctum concinnas 
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uns gelehrt hast, im rechten Glauben zu wissen und bekennen, dass 
du in drei Personen gleicher Macht und Ehren, ein einiger wahrer Gott 
und darfür anzubeten biste. Melanchthon schlug vor: »Allmächtiger 
Gott, ewiger Vater unsers Heilandes Jesu Christi, Erschaffer sammt 
deinem Sohn und heil. Geiste. Aber statt dessen heisst es in der 
Zweibrückischen Kirchenordnung: »Allmächtiger Gott, ewiger Vater 
unseres Heilandes Jesu Christi, der du sammt deinem Sohn und heil. 
Geist alle Creaturen erschaffen haste. Es scheint, dass das Gebet, 
welches in seiner jetzigen Gestalt weder im Entwurf noch 
in einer der beiden benutzten Kirchenordnungen steht, von 
Melanchthon selbst verfasst ist. — Was Melanchthon in seinen 
Bemerkungen mit »Gebet für die Obrigkeit etc.« »Gebeth ih festo 
Trinitatis« meint, ist beim Mangel anderer Andeutungen nicht zu ersehen. 

Endlich finden wir auch bei der Begräbnissliturgie eine Aenderung 
Melanchthon’s. Im Entwurf heisst es nach der Schwäbisch-Hallischen 
Kirchenordnung »So sein wir tröstlicher Hoffnung, Gott habe ihme von 
Christi wegen alle seine Sünd vergebene. Melanchthon: »So sollen 
wir nicht anders, denn also von ihm schliessen, laut des Spruchs: 
»Beati mortui qui in Domino moriuntur, nämlich das ihm Gott hab um 
des Mittlers Christi willen alle seine Sünd vergeben«. 

Melanchthon hatte also für eine grosse Zahl seiner Vorschläge Zu- 
stimmung gefunden, aber gerade bezüglich der Sacramente hatte man 
die wichtigsten, die Aenderungen im Katechismus, abgewiesen, 

Ausser Melanchthon wurde auch, wie Rauscher in dem mehr- 
erwähnten Briefe meldet, Brenz, der Verfasser der Württembergischen 
Kirchenordnung, um sein Gutachten angegangen. Es ist uns im Wort- 
laut nicht bekannt, aber Rauscher sagt: »Der Herr Brentius lässt ihm 
die Kirchenordnung gefallen, allein dass er im Missiva erstlich besorgt, 
man fahre zu scharf mit den Wiedertäufern, will nicht, dass man sich 
auf die Kajiserl,. Constitution ziehen solls. In der »Warnnng wider 
die Widertauffer«e fol. LXb. werden nämlich die Widerspenstigen mit 
Strafen bedroht: »Alles weitters jnnhalts des heyligen Reichs ordnung 
vnd der Rom. Kay. Mt. vnsers allergnädigsten Herrn auss gegangenen 
Constitution etc.e, wie es im Entwurf heisst. Man liess Brenzens 
Rath doch nicht ganz unbeachtet und fügte’zu der Reichsordnung und 
kaiserl. Constitution noch hinzu: »alles in kraft göttliches Befehls«. 
Ausserdem bemerkte Brenz auch noch, dass die Censur und der Actus 
beim Abendmahl zu lang seien; man liess aber beides unverändert. 

Chyträus sagt (Oratio de Wolfgango B. 5), auch von Marbach 
in Strassburg sei ein Gutachten eingeholt worden, und diese Behauptung 
wurde seitdem öfter wiederholt. Aber in seiner Rede über Ulrich 
Sitzinger (F. 5) nennt er nur Melanchthon und Brenz, und auch Rauscher 
erwähnt in seinem doch ein halb Jahr nach Melanchthon’s Gutachten, 


esse velim. Praesertim cum nuper Canisius Pragae concionatus sit, 
Christum non posse maiore contumelia affiei, quam si invocetur ut 
Mediator. — Melanchthon beruft sich auf Cyprians Gebet: Peto a te, 
Domine Jesu Christe, ut pro me petas. 
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am 25. December 1556 geschriebenen Briefe nur diese beiden, und ebenso 
nennen die Söhne Wolfgang’s in der Vorrede zur Ausgabe der Kirchen- 
ordnung von 1570 nur Melanchthon und Brenz. Marbach wurde erst 
1558 zur Vornahme der Kirchenvisitation nach Zweibrücken berufen; 
legte man ihm die Kirchenordnung zur Beurtheilung vor, so geschah 
es erst nach dem Druck. 

Noch ein Punct bedarf der Aufklärung. Richter sagt a. a. 0. 
über die fol. LXIIIb. angeführte und dann abgedruckte »Form der 
Censur und Kirchengezwangs, so Anno 1539 in unserm Fürsten- 
thumb aufgerichtet worden«, dieselbe habe nicht aufgefunden werden 
können, und vermuthet, dass sie unter dem Einfluss der Strassburger 
. Theologen, welche das zweibrückische Gebiet reformirten, entstanden sei. 
Aber nicht die Strassburger Theologen reformirten dasselbe, sondern 
Johannes Schweblin von Pforzheim, allerdings ein Freund der 
Strassburger, mit welchen er in Verbindung stand. (Vgl. seine biograph. 
Skizze in der Theol. Real-Encyclopädie 2. Ausg. Bd. XII. S. 737 ft.) 
Eben dieser Schweblin ist auch der Verfasser der Censur von 1539. 
Schon Medicus (Gesch. d. ev. Kirche Bayerns Supplkd. $. 29) war 
nahe daran, das Richtige zu treffen, wenn er annahm, jene Censur sei 
aus der Schrift »Von der Lehres (Der ander Theil aller teutschen 
Bücher Joh. Schwebelii. Zweybruck 1598 S. 343—354). Diese Schrift 
ist jedoch keine Kirchenordnung, sondern ein Bericht der vornehmsten 
Prediger über ihre Wirksamkeit. Die Censur aber findet sich S. 379—384 
unter dem Titel »Von der Kirchendisciplin.« Nur ist die in der Zwei- 
brückischen Kirchenordnung enthaltene Censur dort nicht wörtlich zu 
finden, sondern eine Erweiterung derselben 15), Der Entwurf selbst liefert 
den Beweis, dass es sich um eine Umärbeitung handelt. Es heisst 
2. B. es sollen ehrbare Männer, Censoren, gewählet werden, »wie vor 
dieser Zeit geschehen«, oder »welche man bis anhero Censores genennet 
hat«!®). Der jetzige Anfang der Censur stand im Entwurf erst an späterer 
Stelle, wurde dann gestrichen und nachträglich vorn an den Rand hin- 
geschrieben in veränderter Fassung. In der ersten Fassung sollten die 
Censoren zwar durch die Gemeinde »verordnet« werden, »doch mit Rat 
und mit Wissen der Amtleut«, eine Bestimmung, welche dann gestrichen 
wurde. Die Verweigerung des kirchlichen Begräbnisses für die unbuss- 
fertig Verstorbenen (fol. LXIVb.) fehlt im Entwürf, ebenso die Be- 
stimmung (fol. LXVa.), dass die Beamten den Predigern ihr Amt 
' nicht sperren oder in dasselbe Eintrag thun sollen. Ferner nennt erst 
die Kirchenordnung unter den Stücken, auf welche die Censoren acht 
haben sollen unter VI. neben Verleumdung »und was dergl. offentliche 


16) Es ist auch fraglich, ob sie aus dem Jahre 1539 stammt, ob- 
wohl sie unter diesem Jahre in Schweblin’s Schriften steht. Denn 
S. 385—8388 steht ein Schreiben Schweblins von Martini 1540, worin 
er um Einführung einer beigelegten »brüderlichen Warnung« bittet, die 
nach dem Inhalt nichts anderes sein kann als die »Kirchendisciplin«. 

16) Die Bezeichnung »Censoren« oder »Kirchencensoren« ist noch 
heute im Zweibrückischen gebräuchlich. 
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Laster wider Gottes Gebot sind, als Wucher ete.e Eine kurze Darlegung 
des Inhalts der »Kirchendiscipline von 1539 wird ihren Unterschied von 
der Kirchenordnung zeigen, aber auch dass sie mit der »Censur« ge- 
meint ist. Joh. Schweblin, Pfarrer und M. Mich. Zimmermann (ge- 
wöhnlich Hilspach genannt) haben, wie es einleitend heisst, wegen 
öffentlicher Verachtung der Gebote Gottes das Pfarrvolk ermahnt, Busse 
zu thun, und die Gemeinde gebeten, auf Mittel zu denken, dem abzu- 
helfen. Auf vielfaches Begehren in der Gemeinde eröffneten die Prediger 
zuerst der Ortsobrigkeit (Schultheis, Bürgermeister und Vierzehn) und 
mit ihrer Bewilligung allen Bürgern ihre Meinung und fanden sie willig 
zur Annahme folgender fünf Puncte: 1. Die Prediger nahmen den 
Brauch der alten Kirche vor die Hand und alle beschlossen, 6 Censoren 
zu wählen, die acht haben sollten auf den Wandel und Mahnung und 
Warnung ertheilen sollten. 2. Nach zweimaliger vergeblicher, Warnung 
sollen die Schuldigen von den Kirchendienern und Censoren zum dritten Mal 
gewarmt und dann, aber ohne Nennung der Namen, von Abendmahl 
und Patenschaft ausgeschlossen werden, nicht von der Predigt. Die 
Kirchenordnung verweigert den Ausgeschlossenen auch Theilnahme an 
kirchlichen Trauungen und das Begräbniss. 3. Aufzählung der Stücke, 
auf welche die Censoren besonders achten und gegen welche sie ein- 
schreiten sollen. 4. Die Censoren sollen auch die Eltern ermahnen, 
Kinder und Gesinde in Zucht zu halten; hilft die Ermahnung nichts, 
so kommt es vor die Kirchendiener und Sechs. 5. Wer so vom Sacra- 
ment ausgeschlossen ist, kann auch nur mit Rath der Kirchendiener 
und Sechs wieder zugelassen werden, ausgenommen in Todesgefahr. 
Schliesslich wird sich für diese Anordnungen auf den Befehl Christi 
und den Brauch der alten Kirche berufen und der Obrigkeit ihr Recht 
zur Aufrechthaltung ihrer Mandate gewahrt. — Was die Kirchenordnung 
noch weiter enthält: Ermahnung der Kirchendiener und Sechs zur Un- 
parteilichkeit, Unterricht über den Kirchenbann, Wiederaufnahme der 
Ausgeschlossenen, Zucht gegen Pfarrer und Censoren, Bestrafung der 
Ausgeschlossenen durch die Amtleute — das steht noch nicht in der 
>Kirchendiscipline von 1539. — Man hat auch fälschlich von einer 
Zweibrückischen Kirchenordnung von 1529 gesprochen. Dieselbe ist 
nichts Anderes als die 1533 entstandenen »12 Artikel« oder »Form und 
Mass, wie es von den Predigern des Fürstentums Zweybruck — — solle 
gehalten werdens (Teutsche Schr. II. 237 ff. und nebst Vertheidigung 
8. 150 fi.). Dass sie nicht von 1529 sein kann, geht schon aus ihrem 
Titel hervor: »Kirchenordnung oder form Herzog Ruprechts von Bayern« 
(S. 153). Herzog Ruprecht wurde aber erst nach dem Tode seines Bruders, 
5. December 1582, Administrator ($. Real-Enc. 1. c. S. 739), Uebrigens 
enthalten die Schriften Schweblin’s, wenn auch damals noch keine 
Kirchenordnung vorhanden war, einzelne das kirchliche Leben betreffende 
Ordnungen, welche eingehender gewürdigt zu werden verdienten. 
Nachschrift. Beim Niederschreiben des vorstehenden Aufsatzes 
war mir Crollius’ Commentarius de canceli. Bipont. gerade nicht zur 
Hand. Nachträglich sehe ich, dass er über die Entstehung der Zwei- 
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brückischen Kirchenordnung genau unterrichtet war, Er schreibt p. 78: 
Hanc igitur archipalatinam (die K.-O. Otto-Heinrichs von 1556) sumsit 
Sitzingerus, eamque ipse pro sus harum rerum prudentia ad 
ecclesiam Bipontinam accomodavit. Quo facto ejus exemplum ad 
praestantissimum Melanchthonem transmissum ab hoc Sitzingeri quondam 
magistro emendatum quidem et auctum est; neque tamen omnia ab eodem 
monita dein approbari visa sunt. Ungenau ist in dieser Angabe nur, 
1. dass die Ausgabe von 1556 zu Grunde gelegt sei, während es die von 
1554 war, und 2. dass Sitzinger die K.-O. an Melanchthon geschickt 
habe, während es Herzog Wolfgang that. | 


J. Sch. 
V, 
Das französische Ehescheidungsgesetz vom 27. Juli 1884, 
Von 


Emil Friedberg. 


Der von der französischen Constitution vom 3. September 
1791 ausgesprochene Satz: La loi ne considere le mariage que comme 
contrat civil war für die Zeitgenossen nichts Neues. Beständig hatte 
die Doctrin die Verschiedenheit des Ehe-Sacramentes vom Contracte 
behauptet, aber allerdings nur bezüglich der , Befugniss des Staates 
trennende Ehehindernisse aufzustellen Folgerungen daraus gezogen !). 
Jetzt wurde verkündet, dass der Staat die Civilstandsführung regeln 
und Beamte damit beauftragen werde. Die weitere Consequenz, dass 
er auch eine Trennung des ehelichen Bandes zulassen werde, mochte im 
Allgemeinen kaum erwartet werden. War doch bisher nur eine Tren- 
nung des ehelichen Zusammenlebens zulässig gewesen, welche noch dazu 
von den Gerichten nicht leicht bewilligt zu werden pflegte?). Die 
Nation hatte das um so weniger schwer empfunden, als die herrschende 
Frivolität den Bestand der Ehe wenig achtete, und Concubinat und 
Ehebruch wenigstens in den höheren Gesellschaftskreisen auf der Tages- 
ordnung standen. Allerdings hatten die Encyclopädisten, hatte Diderot, 
hatte Rousseau die Unlöslichkeit der Ehe für eine Tyrannei erklärt?), 
aber ihre Lehren hatten doch geringen Anklang gefunden, und nur 
einzelne Personen deuteten die Bestimmung der Constitution dahin, dass 
sie eine Trennung ihrer Ehen, eine Lösung des Contractes schon jetzt 
für erlaubt erachteten und vornahmen*). Es ist wesentlich eine That 
der Girondisten gewesen, dass sie die Gesetzgebung bestimmten. Am 


ı Vgl. Friedberg, das Recht der Ehscnliäsnng: Leipz. 1865. 
S. 546 ff. 

2) Vgl. Pothier, Contrat de mariage No. 507. 

®) vol die Citate bei Glasson, le mariage civil et le divorce. 
“Paris 1880. S. 255, und Friedberg a. a. O. 502. 

*) Vgl. den Eingang des Gesetzes v. 20 Sept. 1792. 
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20. September 1792 wurde das Gesetz über die Ehescheidung 
publicirt®). Dasselbe unterscheidet drei Kategorien von Scheidungen. 
Zunächst auf einseitigen Antrag aus den gesetzlich anerkannten Grün- 
den. Diese sind Geisteskrankheit des andern Theiles, Verurtheilung zu 
entehrenden Strafen (peines afflictives ou infamantes), Verbrechen, 
Misshandlungen und schwere Beleidigungen die ihm von dem andern 
Ehegatten zugefügt sind, notorische Sittenlosigkeit desselben, Quasider- 
sertion während zweier Jahre, Desertion während eines mindestens fünf- 
jährigen Zeitraumes, und ungesetzliche Auswanderung. Weiter gestattet 
das Gesetz Scheidung auf gegenseitige Uebereinstimmung hin; hier sind 
lediglich formale Bedingungen zu erfüllen. Die Ehegatten haben eine 
Versammlung von sechs zur Hälfte von jedem benannten. Verwandten, 
oder in deren Ermangelung Freunden zu berufen, und nach Monatsfrist 
hier ihren Scheidungswillen zu erklären. Ein Municipalbeamter nimmt 
ein Protokoll darüber auf, und frühestens nach Monatsfrist, spätestens 
innerhalb von sechs Monaten sollen dann die Eheleute vor dem Civil- 
standsbeamten des Ehemanns ihre Scheidung anmelden, die von jenem 
ausgesprochen werden muss. Aber auch auf einseitiges Verlangen 
sollte endlich geschieden werden können, pour cause d’incompatiblite 
d’humeur et de caractere®), wobei allerdings die für die Scheidung auf 
gegenseitige Einwilligung vorgeschriebenen Formen in der Verschärfung zur 
Anwendung kommensollten, dass die Ehegatten drei auf einander folgenden 
Familienzusammenkünften die Versöhungsaufgabe zu überlassen hatten. 
Die Scheidung von Tisch und Bett wurde gänzlich beseitigt, und durch 
das Gesetz vom 8. Nivöse des Jahres II”) wurde ausdrücklich dem 
geschiedenen Ehemann die Wiederverheirathung gestattet, der Frau, 
falls der Mann seine Frau und das eheliche Domicil schon seit min- 
destens zehn Monaten verlassen habe, und auf ale Fälle nach Ablauf 
dieser Frist, 

Auf dieser Bahn schritt die Gesetzgebung unaufhaltsam weiter. 
Das war allerdings wenig bedenklich, dass die Frau von der Wartefrist 
für die Wiederverheirathung entbunden wurde, falls sie nachwies, nach 
Trennung ihrer früheren Ehe geboren zu haben, da damit die Möglich- 
keit der turbatio sanguinis ausgeschlossen war, Aber ungemein lax 
musste es erscheinen, das das Gesetz vom 4. Flor6al des Jahres IL?) 

jedem Ehegatten ohne Weiteres die Scheidung vergönnte auf Grund des 
 Nachweises, von dem anderen über sechs Monate getrennt gelebt zu 
haben, oder von ihm verlassen worden zu sein. Gar keine Klage sollte 
hier erforderlich sein, sondern nur die Beibringung des Beweismateriales 
für-die Behauptung. Endlich dehnte das Gesetz vom 24. Vendemiaire 


5) Abgedruckt u. a. bei Carette, Lois annotees, Paris 1854. 
S. 209 ff. 

6) Montesquieu, Esprit des lois liv. 16 ch. 15 spricht von der 
incompatibilit& mutuelle als Grund der auf beiderseitiger Uebereinstim- 
mung beruhenden Scheidung (divorce) im Gegensatz zur r&pudiation. 

”) Carette a. a. O. 230. 
8) Ebendas. 295. 
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des Jahres III.?) diese letztere Bestimmung auch auf die Ehegatten 
aus, welche nachweisen könnten, dass der andere Theil emigrirt sei, oder 
im Auslande, oder in den Colonien lebte. 

Freilich hat dann das Gesetz vom 15. Thermidor d. J. III. die 
Ausführung der Gesetze vom 8. Nivöse und 4. Flore&al d. J. II. 
suspendirt, und das Gesetz vom 1. Komplementartage d. J. V.!) 
die Fristen bei der Scheidung auf Grund von incompatiblite d’humeur 
erstreckt, aber die Wirkungen der neuen Institution waren wenigstens 
in den Städten kaum geahnte. 

In den ersten drei Monaten des Jahres 1793 war die Zahl der Ehe- 
schliessungen und Ehescheidungen die gleiche, in den zwei ein viertel 
Jahren nach Erlass des Gesetzes sind in Paris allein 5994 Scheidungen 
ausgesprochen worden. Im Pluviöse d. J. III. gab es 223 Schei- 
dungen — bei 205 hatten die Frauen wegen incompatibilite d’humeur 
geklagt — und im J. VI. mehr Scheidungen als Eheschliessungen !'). 

Nicht viel besser waren die Zustände beschaflen, als der Code cwil 
berathen wurde. Die Beseitigung der Ehescheidung glaubte man nichts 
destoweniger nicht decretiren zu dürfen. Schon der Nichtkatholiken 
wegen, denen man durch Versagung der Scheidung die verheissene 
Cultusfreiheit zu unterbinden fürchtete. Wohl aber unternahm man es, 
die Ehescheidungsgründe einzuengen, indem man, wenn auch unter 
erschwerenden Formen, die Scheidung auf gegenseitige Uebereinstim- 
mung hin!?) beibehielt, wegen incompatibilite d’humeur dagegen unter- 
drückte, und dem Klagenden die Wahl zwischen dem Gesuch auf Schei- 
dung oder beständige Trennung von Tisch und Bett offen hielt. 

Es ist von allen Seiten zugestanden worden, dass dies Recht des 
Code keinerlei sociale Missstände im Gefolge gehabt hat. Nachdem die 
Einrichtung der Scheidung sich eingebürgert hatte, war sie nicht häufig 
in Wirksamkeit getreten. Dennoch meinte die Restauration, der katho- 
lischen Kirche die Genugthuung schuldig zu sein, die Ehescheidung 
wieder zu beseitigen. Das Gesetz vom 8, Mai 18161?) erklärte im 
Art. 1. Le divorce est aboli, und da das Gesetz sich über die Tren- 
nungsgründe in tiefes Schweigen hüllte, so hat die Praxis diejenigen 
aus welchen der Code die Scheidung zuliess mit Ausnahme des con- 
sentement mutuel'*) analog auf die Trennung ausgedehnt. 

Seit der Zeit hat Frankreich keine Revolution erlebt, ohne dass der 
Antrag auf Wiedereinführung der Scheidung gestellt worden wäre. Im 
Jahr 1830 stelle De Schonen das Amendement, Odilon Barrot 
trat dafür auf, die Deputirtenkammer nahm es an, die Pairs verwarfen 
es. Ebenso brachte i. J. 1848 der Siegelbewahrer Cr&ömieux einen da- 


®) Ebendas. 309. 

10) Ebendas. 425. 

u) Vgl. Glasson a. a. O0. 261. 

12) Vgl. darüber Laurent, Principes de droit civil. 3, 311 ff. 
„(Bruxelles 1870.) 

‘*) Tripier, Les Codes frangais. Paris 1863. S. 48. 

14) Vgl, Code civ. Art. 307. 
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rauf bezüglichen Gesetzentwurf ein, den wenige Monate später sein Nach- | 
folger Marie wieder. zurückzog. | 

Erst während der jetzigen Republik sind diese Bestrebungen von 
günstigerem Erfolge begleitet gewesen‘), und nachdem der Senat frei- 
lich einmal einen ven der Nationalversammlung schon angenommenen 
Gesetzentwurf abgelehnt hatte, hat er in diesem Jahre den wiederholt 
eingebrachten angenommen. So ist das folgende Gesetz vom 27. 
Juli 1884 zu Stande gekommen, 


Le President de la röpubligue promulgue 13 loi dont la teneur suit: 

Art. 1. La loi du 8 mai 1816 est abroge£e. 

Les dispositions du Code civil abrogses par cette loi sont rötablies, 
& l’exception de celles qui sont relatives au divorce par consentement 
mutuel, et avec les modifications suivantes, apportses aux articles 230, 
232, 284, 235, 261, 268, 295, 296, 298, 299, 306, 307 et 310. 

Art. 230. La femme pourra demander ledivorce pour cause d’adul- 
tere de son mari!®). = 

Art. 232. La condamnation de Yun des &poux & une peine afflic- 
tive!”) et infamante sera pour l’autre &poux une cause de divorce. 

CHAPITRE 1. 
Do la proosäure du divoroe, 
SEOTION Ir® 
| Des formes du divorce. 
Art. 234. La?) demande en divorce ne pourra ätre formee qu’au 
tribunal de V’arrondissement dans lequel les &poux auront leur domicile. 

Art. 235. Si quelgues-uns des faits allö&guds par l’öpoux demandeur 
donnent lieu & une poursuite criminelle de la part du ministöre public, 
Y'action en divorce restera suspendue jusqu’apres la decision de la juri- 
diction röpressive!P); alors elle pourra ötre reprise sans qu’il soit permis 
d’inferer de cette decision aucune fin de non-recevoir ou exception pr6- 
judicielle contre. ’öpoux demandeur. 

Art. 261. Lorsque le divorce sera demand@ par la raison quun 
des &poux est condamn& & une peine afflietive?°) et infamante, les seules 
formalites ä observer consisteront ä prösenter au tribunal de premiere 
instance une exp&dition en bonne forme ?!) de la döcision portant condam- 


15) Auf die Nachtheile des geltenden Rechtes hat ausser Nagquet, 
Emile de Girardin, Alex. Dumas fils namentlich auch hin- 
gewiesen Laya, Causes cel&bres du mariage. Paris 1883. 

. 12) Früherer Zusatz: Lorsqu’il aura tenu sa concubine dans la maison 
commune. Vgl. Friedberg, Lehrb. d. K.-R. II. Aufl. S. 373. 

7) Afflietive fehlte im Code, stand aber im Ges. v. 1792. Doch ist 
nach Code p&nal Art. 6 jede peine afflictive gleichzeitig infamante. 

18) Frühere Fassung : Quel que soit la nature des faits ou des delits 
qui donneront lieu & la demande en divorce pour cause determinde cette 
demande etc. wie oben. 

19) Frühere Fassung‘: L’arröt de la cour d’assises. 

20) Affi. fehlte früher. 

21) Frühere Fassung: Forme du jugement de condamnation, avec un 
certificat de la cour d’assises, portant, que ce m&me jugement n’est 
plus susceptible d’ötre reform& par aucune voie legale. | 
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nation, avec un certificat du grefffer constatant que cette decision n’est 
plus susceptible d’&tre reformee par les voies legales ordinaires. Le 
certificat du greffier devra &tre vis6 par le procureur gäneral ou par le 
procureur de la r&publique. 

Art. 263. L’appel ne sera recevable qu’autant qu’il aura &t& inter- 
jete dans les deux ??) mois & compter du jour de la signification du 
jugement rendu contradietoirement ou par defaut. Le delai pour se 
pourvoir & la Cour de cassation contre un jugement en dernier ressort 
sera aussi de deux?®) mois & compter de la significalion. Le pourvoi . 


sera suspensif. 
SECTION II, 


Des mesures provisoires auxquelles peut donner lieu la demande en 
divorce. 


SECTION II. 
Des fins de non-recevoir .contre l’action en divorce. 


CHAPITRE III. 
Des effets de divoroe. 

Art. 295°), Les &poux divorc&s ne pourront plus se röunir, si l’un 
ou J’autre a, posterieurement au divorce, contract& un nouveau mariage 
suivi d'un second divorce. Au cas de r&union des &poux, une nouvelle 
celebration du mariage sera n&cessaire. | 

Les &poux ne pourront adopter un regime matrimonial autre que 
celui qui röglait originairement leur union. Ä 

Apres la r&union des &poux, il ne sera regu de leur part aucune 
nouvelle demande de divorce, pour quelque cause que ce soit, autre que 
celle d'une condamnation & une peine afflietive et infamante prononcde 
contre l’un d’eux depuis leur r&union. 

Art. 296. La?°) femme divorc&e ne pourra se remarier-que dix mois 
apres que le divorce sera devenu d£finitif. 

Art. 298. Dans le cas de divorce admis en justice pour cause 
d’adultere, ’&poux coupable ne pourra jamais se marier avec son com- 
plice 26). 

Art. 299. L’&poux?”) contre lequel le divorce aura &t& prononce 
perdra tous les avantages que l’autre &poux lui avait faits, soit par con- 
trat de ınariage, soit depuis le mariage, | 


22) Frühere Fassung: trois, 

28) Ebenso. 

**) Der Art, lautete früher: Les &poux qui divorceront pour quelgue 
cause que ce soit ne pourront plus se r&unir. 

28) Früher: Dans le cas de divorce prononc& pour cause döterminee 
la femme‘... . apr&s le divorce prononc£. 

°) Früher wurde fortgefahren: La femme adultöre sera condamnde 
par le. m&me jugement, et sur la r&quisition du ministere public, & la 
reclusion dans une maison de correction pour un temps determine, qui 
ne pourra ätre moindre de trois mois, ni excöder deux annöes. 

*”) Früher: Pour quelque cause que le divorce ait lieu, hors le cas 
du consentement mutuel, l’&poux etc. 
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CHAPITRE IV. 
De 1a söparation de corps. 

Art. 306. Dans le cas ou il y a lieu de demande en divorce®), 
il sera libre aux öpoux de former une demande en söparation de corps. 

Art. 307. Elle sera intentöe, instruite et jug&e de la möme maniöre 
que toute autre action civile?®), 

Art. 310°°). Lorsque lasöparation de corps aura dur& trois ans, le 
jugement pourra &tre converti en jugement de divorce sur la demande 
formee par l’un des &poux. 

Cette nouvelle demande sera introduite par assignation, & huit jours 
francs, en vertu d’une ordonnance rendue par le president. 

Eile sera debattue en chambre du conseil. 

L’ordonnance nommera un juge rapporteur. ordonnera la communi- 
cation au ministöre public et fixera le jour de la comparution. - 

Le jugement sera rendu en audience publique. 

.  Bont abrogös les articles 233, 275 ä& 294, 297, 305, 308 et 309 du 
Code civil. 

Art, 2. Le päragraphe ajouts & l’article 312 du Code civil par 1a 
loi du 6 decembre 1850 est modifi& comme il suit®!); 

»En cas de jugement ou m&me de demande soit de divorce, soit de 
separation de corps, le mari pourra desavouer l’eufant qui sera nö trois 
cents jours apres la decision qui aura autoris6 la femme ä avoir un 
domicile separe, et moins de cent quatre-vingts jours depuis le rejet 
definitif de la demande, ou depuis la reconciliation. L’action en dösaveu 
ne sera pas admise s’il y a eu r&union de fait entre les Spoux«, 

Art. 3. La reproduction des debats sur les instances en divorce ou 
en söparation de corps est interdite sous peine de l’amende de 100 ä 
2,000 fr. &dictee par l’article 39 de la loi du 30 juillet 1881. 

DISPOSITION TRANSITOIRE. 

Art. 4, Les instances en s&paration de corps pendantes au moment 
de la promuigation de la presente loi pourront ötre converties par les 
demandeurs en instances de divorec. Cette conversion pourra ötre de- 
mandee m&me en Cour d’appel. 

La procedure sp6ciale au divorce sera suivie & partir du dernier 
acte valable de la procedure en s&paration de corps. 

Pourront &tre convertis en jugemens de divorce, comme il est dit 


28) Früherer Zusatz: Pour cause determine. 

3°) Früherer Zusatz: Elle ne pourra avoir lieu par le consentement 
mutuel des &poux. 

0) Frühere Fassung: Lorsque la s&paration de corps prononcee 
pour toute autre cause que l’adultöre de la femme aura durs trois ans, 
Y’&poux qui &tait originairement defendeur, pourra demander le divorce 
au tribunal, qui l’admettra, si le demandeur originaire, present ou düment 
appel&, ne consent pas immediatement & faire cesser la söparation. 

1) Die frühere Fassung dieses Gesetzes bezog sich nur auf Tren- 
nung von Tisch und Bett. 
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a l’article 310, tous jugemens de söparation de corps devenus definitifs 
avant ladite promulgation. 


‚Art. 5. La prösente loi est applicable ä l’Algerie et aux eolonies | 


de la Martinique, de la Guadeloupe et de la Röunion, 
La presente loi, deliberde et adoptee par le Senat et par la Cham- 
bre des Deöputes, sera ex&cutee comme loi de l’Etat. 
Fait & Mont-sous-Vaudrey, le 27 juillet 1884. 
JULES GBEVY. 


Par le President de la r&publique: 
Le garde des sceaux 
ministre de la sustice et des cultes. 
Martin-Fouillee, 


er 
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Staatliche und kirchliche Gesetzgebung !). 
VL 


Herzogthum Braunschweig. Gesetz, betreffend das Verfahren bei 
Trennung der Ehe aus landesherrlicher Machtvollkommenheit vom 
23. Juni 1879. 


Von Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm, Herzog zu Braunschweig und 
Lüneburg etc. etc. etc. 
erlassen mit Zustimmung der Landesversammlung das nachfolgende 
Gesetz. 


8.1. 

Die Trennung einer bestehenden Ehe ans landesherrlicher Macht- 
vollkommenheit findet nur Anwendung bei hiesigen Staatsangehörigen. 

Das betreffende Gesuch ist bei demjenigen Amtsgerichte anzu- 
bringen, bei welchem der Ehemann seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. 

8. 2. 

Das Gesuch kann bei dem Gerichte schriftlich eingereicht oder von 
beiden Ehegatten persönlich zum Protocoll des Gerichtsschreibers vor- 
getragen werden. 

Das schriftlich eingereichte Gesuch, welchem die Heirathsurkunde 
beizufügen ist, bedarf der Unterschrift beider Bittsteller oder Derjenigen, 
welche für dieselben als Bevollmächtigte handeln. Der Bevollmächtigte 
hat die Bevollmächtigung durch eine schriftliche, öffentlich beglaubigte 
Vollmacht nachzuweisen und diese dem Gesuche beizufügen. 

8. 3. 

Nach Eingang des Gesuches hat das Amtsgericht einen Sühne- 
termin anzuberaumen und zu demselben die Bittsteller zu laden. 

Die letzteren müssen in dem Termine persönlich erscheinen; Bei- 
stände können zurückgewiesen werden. 

Erscheint einer der Bittsteller oder erscheinen beide Bittsteller in 
dem Sühnetermine nicht, so ruht das Verfahren bis auf emeuertes An- 
rufen beider Theile. | | 

Der Sühneversuch ist nicht erforderlich, wenn der Aufenthalt eines 


1) Vgl. auch in Miscelle V: S. 454. sq. 
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der Bittsteller im Auslande ist, wenn dem Sühneversuche ein anderes 
schwer zu beseitigendes, von dem Bittsteller nicht verschuldetes Hinder- 
niss entgegensteht, oder wenn nach dem Ermessen des Gerichts die 
Erfolglosigkeit des Sühneversuchs mit Bestimmtheit vorauszusehen ist. 


8. 4. 

Ist der Sühneversuch nicht erforderlich oder erfolglos gewesen, so 
hat das Amtsgericht eine genaue Sachuntersuchung anzustellen, ins- 
besondere die vorhandenen Zeugen über die das Gesuch begründenden 
Thatsachen zu vernehmen, auch, soweit dies nothwendig oder sach- 
gemäss erscheint, Erkundigungen bei der Ortspolizeibehörde des Wohn- 
orts der Bittsteller oder bei sonstigen Behörden und Privatpersonen 
einzuziehen, auch die Auseinandersetzung der Bittsteller in Betreff ihrer 
persönlichen und Vermögensverhältnisse, sowie in Betreff der etwa vor- 
handenen Kinder für den Fall der Gewährung des Gesuches zu veran- 
lassen, hiernächst aber bei Einsendung der Acten und des Gesuches an 
Uns zu berichten, 

8. 5. 

Wird durch das von Uns an das Amtsgericht zu erlassende Reseript 
das Gesuch um Trennung der Ehe verworfen, so sind die Betheiligten 
hiervon durch Zufertigung einer Abschrift des Rescripts in Kenntniss 
zu setzen. 

Ist dagegen von Uns die Trennung der Ehe verfügt, so hat das 
Amtsgericht einen Termin zur Verkündung des landesherrlichen Re- 
scripts anzuberaumen und dazu die Betheiligten von Amtswegen zu laden. 


8. 6. 


In dem anberaumten Termine haben die Bittsteller in Person zu 
erscheinen ; eine Vertretung durch Bevollmächtigte ist nur zulässig auf 
Grund einer bei Uns nachzusuchenden Dispensation und unter Ueber- 
reichung schriftlicher, öffentlich beglaubigter Vollmacht. 

War die Dispensaticn in dem die Trennung der Ehe verfügenden 
Rescripte ertheilt, so hat das Gericht die Bittsteller bei deren Ladung 
hiervon in Kenntniss zu setzen, ohne jedoch des übrigen Inhalts des 
Rescripts Erwähnung zu thun. 

5.7. 

Im Fall des Nichterscheinens beider Bittsteller oder eines derselben 
gilt das Gesuch als zurückgenommen. 

Sind beide Bittsteller bezw. deren Bevollmächtigte ($. 6) erschienen, 
so hat der den Termin leitende Richter dieselben zu befragen, ob sie 
auf ihrem gemeinschaftlichen Gesuche um Trennung ihrer Ehe beharren ? 
Wird diese Frage auch nur von einem der Bittsteller verneint, so findet 
die Verkündung des von Uus erlassenen Rescripts nicht statt. Wird 
sie von beiden bejaht, so hat der Vorsitzende das landesherrliche Re- 
seript zu verlesen und nach geschehener Vorlesung den Betheiligten zu 
eröffnen : 

dass ihre Ehe nunmehr getrennt sei. 


Die Ehe gilt als getrennt, sobald die vorstehende Aranung erfolgt ist. 
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8. 8. 
Ueber den Gang der Verhandlung ist ein Protocoll durch den 


Gerichtsschreiber aufzunehmen, 

Durch Aufnahme in das Protocoll sind festzustellen : 

1. die Namen der erschienenen Bittsteller oder deren Vertreter, 
letzteren Falls unter Bezugnahme auf die ertheilte Dispensation 
von dem Erforderniss des persönlichen Erscheinens ; 

2. die den Bittstellern durch den Amtsrichter vorgelegte Frage 
und die darauf abgegebenen Erklärungen (8.7 Abs. 2); 

3. die geschehene Verkündung des landesherrlichen Rescripts 
nebst der den Bittstellern gemachten Eröffnung. 

Die von den Bevollmächtigten überreichte Vollmacht ist dem Proto- 
colle beizufügen. 

Das Protocoll ist von dem Vorsitzenden und dem Gerichtsschreiber 
zu unterschreiben. 

8.9. 

Im Uebrigen finden auf das durch das gegenwärtige Gesetz geordnete 
Verfahren die Vorschriften der $$ 21. 23. 34. 35. 45 bis 50. 67. 71 
und 75 des Ausführungsgesetzes zum Deutschen Gerichtsverfassungs- 
gesetze vom 1. April 1879 über das Verfahren in Sachen der nicht- 
streitigen Gerichtsbarkeit Anwendung. 

$. 10. 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Deutschen Gerichtsver- 
fassungsgesetze in Kraft. 

Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten. 

Urkundlich Unserer Unterschrift und Be Herzoglichen 
Geheime-Canzlei-Siegels. 

Braunschweig, den 23. Juni 1879. - 

(L. S.) 
AufHöchsten Special-Befehl. 
W. Schulz. Trieps. Graf Görtz-Wrisberg. 


vo. 


Herzogthum Braunschweig. (Staatliches) Gesetz, den Erlass der 
Kirchengesetze und Kirchenverordnungen für die evangelisch- 
lutherische Landeskirche betreffend, vom 27. März 1882. 


Von Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm, Herzog zu Braunschweig und 
Lüneburg etc, etc. etc. 


erlassen zur näheren Ausführung des $. 212 der Neuen Landschafts- 
ordnung vom 12. October 1832 sowie des $. 20 des Gesetzes vom 
31. Mai 1871 No. 34, die Errichtung einer Landessynode und eines 
Synodal-Ausschusses für die evangelisch-lutherische Kirche des Landes 
betreffend, unter Zustimmung der Landesversammlung das nachfolgende 
Gesetz. 
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$. 1. 

Kirchengesetze für die evangelisch-lutherische Kirche des Landes 
werden vom Landesfürsten kraft der ihm zustehenden Kirchengewalt 
unter Beirath des Herzoglichen Consistoriums nach erfolgter Zustimmung 
der Landessynode mit Bezugnahme auf diese erlassen. 

Kirchenverordnungen d. h. solche Verfügungen, welche aus dem 
allgemeinen Verwaltungs- oder Oberaufsichtsrechte der Kirchenregierung 
hervorgehen, oder welche die Ausführung und Handhabung der be- 
stehenden Kirchengesetze betreffen, erlässt der Landesfürst kraft der 
ihm zustehenden Kirchengewalt unter Beirath des Herzoglichen Con- 
sistoriums. 

$. 2. 


Der Regelung durch Kirchengesetz beziehungsweise durch Kirchen- 
verordnung unterliegen die Lehrordnung, der Cultus, die Disciplin und 
die Verfassung der Kirche. 

Kirchengesetze und Kirchenverordnungen können verpflichtende 
Normen nur für die Kirche selbst, deren Organe und Angehörige auf- 
stellen, und dürfen nichts enthalten, was entweder 

a. der Landesverfassung (Neue Landschaftsordnung vom 12. Octo- 
ber 1832, beziehungsweise die an Stelle ihrer Vorschriften 
getretenen gesetzlichen Bestimmungen), 

oder 

b. solchen Staatsgesetzen beziehungsweise Verordnungen zuwider- 
läuft, welche im staatlichen oder öffentlichen Interesse etwas 
absolut gebieten oder verbieten. 

$. 3. 

Die Staatsgesetze und Verordnungen über die im $. 2 Absatz 1 
genannten Gegenstände gelten, insoweit sie nicht Bestimmungen ent- 
halten, welche nach Absatz 2 desselben Paragraphen der kirchlichen 
Gesetzgebung entzogen sind, als subsidiäres Recht. 

Sie kommen nur zur Anwendung, wenn und solange durch ein 


Kirchengesetz oder eine Kirchenverordnung nicht anderweitige Bestim- 


mungen getroffen sind, 
8. 4. 

Unsere Herzogliche Landesregierung wird Sorge dafür tragen, dass 
die Kirchengesetze und Kirchenverordnungen den Vorschriften der $$ 2 
und 3 entsprechen, und dass dieselben auch sonst nichts enthalten, 
wodurch das staatliche oder öffentliche Interesse gefährdet wird. 

Kirchengesetze und Kirchenverordnungen sollen nur dann vollziehbar 
sein, wenn dieselben durch ein stimmführendes Mitglied Unseres Herzog- 
lichen Staats-Ministeriums contrasignirt oder auf Unseren Höchsten 
Special-Befehl an Unserer Statt unterzeichnet sind. 

Bedingt der Erlass eines Kirchengesetzes das Hinzutreten der 
staatlichen Gesetzgebung. so wird Unser Herzogliches Staats-Ministerium 
das Erforderliche dieserhalb herbeiführen. 

$. 9. 
Hinsichtlich des Verfahrens bei Veröffentlichung der Kirchengesetze 


Zr 2; 
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und Kirchenverordnungen, sowie hinsichtlich der Zeit ihres Inkrafttretens 
kommen, sofern in letzterer Beziehung durch dieselben nicht ausdrücklich 
etwas anderes bestimmt ist, die jeweiligen für die Landesgesetze und 
Verordnungen geltenden Normen zur Anwendung. 

Alle, die es angeht, haben sich hiernach zu achten. Ä 

Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzoglichen 
Geheime-Canzlei-Siegels. 

PIAUNACh WEIN, den 27. März 1882. 

(L. S.) 
AufHöchsten Special-Befehl. 
W. Schulz. Graf Görtz-Wrisberg. Wirk, 


VII. 


Königreich Bayern. Protestantische Kirche diesseits des Rheins. 
Königliche Verordnung vom 16. Mai 1879, die Taufe, Confirmation 
und kirchliche Trauung, dann die Führung der Kirchenbücher 
in der protestantischen Kirche diesseits des Rheins betr. 


Nachdem die kirchlichen Verpflichtungen in Bezug auf Taufe und 
Trauung durch das Reichsgesetz vom 6. Februar 1875 nicht berührt 
werden, bleiben diese Verpflichtungen nach wie vor in Kraft und wird 
hinsichtlich derselben Folgendes bestimmt: 

A. Traupflicht. 
S.1. 

‘ Jeder evangelische Christ hat die Pflicht, wenn er in die Ehe tritt, . 
diesen Schritt nicht ohne die Mitwirkung seiner Kirche zu thun. 

Er ist verbunden, auf die Eheschliessung die kirchliche Trauung 
en zu lassen und dieselbe rechtzeitig nachzusuchen. 

$. 2. 

Kein Geistlicher darf eine Trauung vornehmen ohne den gelieferten 
Nachweis, dass das zu trauende Paar die me Eheschliessung 
vor dem Standesbeamten vollzogen hat. 

8. 3. 

Es soll aber, wenn immer möglich, die Trauung noch an dem näm- 
lichen Tage mit der Eheschliessung und vor dem Eintritte des Paares 
in die eheliche Lebensgemeinschaft stattfinden. 

Doch ist eine spätere Nachholung der Trauung nicht unbedingt 
ausgeschlossen. 

B, Traurecht. 
$. 4. ge. 

‘ Zur Vornahme der Trauung ist nach der Wahl der eheschliessenden 
Theile das Pfarramt, in dessen Bezirk eines der Verlobten seinen Wohn- 
sitz hat oder sich gewöhnlich aufhält, oder das Pfarramt, in dessen 
Bezirk sie als Eheleute ihren Wohnsitz nehmen oder haben, zuständig. 

Sollte ein Geistlicher eines anderen Pfarramtes zur Vornahme der 
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Trauung gewählt werden, so hat der Pfarrer des Ehewohnsitzes für den 
selben das Dimissoriale auszustellen. E 

Wurde die Trauung nicht am Orte des Ehewohnsitzes vorgenommen, 
so ist von dem Pfarramt, das getraut hat, unverzüglich dem Pfarramte 
des Ehewohnsitzes hiervon Nachricht zu geben. 


C. Kirchliche Verkündigung. 
$. 5. 


Zweck der kirchlichen Verkündigung ist die Bekanntgabe einer ein- 
zugehenden oder eingegangenen Ehe an die Gemeinde und Aufforderung 
zur Fürbitte für dieselbe. 

S. 6. 

Sie hat ordnungsgemäss der Trauung vorauszugehen, und zwar in 
der Regel einmal an einem Sonntage am Schlusse des Hauptgottes- 
dienstes, stattzufinden, 

8.7. 

Auf Wunsch der Verlobten kann dieselbe jedoch auch am Schlusse 
eines in die Woche fallenden Gottesdienstes vorgenommen, und auch 
wiederholt werden. 

S. 8. 

Die Vornahme der kirchlichen Verkündigung kann erst nach Ver- 
fügung des bürgerlichen Aufgebotes beantragt werden. Sie ist zu 
wiederholen, wenn seit ihrer Vornahme sechs Monate verstrichen sind 
ohne dass die Trauung vollzogen wurde. 


8.9. 

Im Falle die Anfangs verschmähte Trauung später nachgeholt wird, 
kann auch noch die kirchliche Verkündigung nach Massgabe der $$. 6 
und 7 nachgeholt werden, jedoch nur dann, wenn dieses von den 
Betheiligten begehrt wird. 

S. 10. 

Zuständig zur Verkündigung ist das zur Trauung gewählte Pfarr- 
amt. Auf Wunsch kann die Verkündigung auch in mehreren Parochien 
geschehen. 

Nur im Falle einer Cession der Trauung an ein anderes Pfarramt 
ist die kirchliche Verkündigung am Orte der Trauung nicht nothwendig, 
wenn der cedirende Pfarrer die Proclamation schon vorgenommen hat, 


$. 11. 

Von der kirchlichen Verkündigung kann das für dieselbe zuständige 
Pfarramt dispensiren, jedoch nur in dringenden Fällen und bei Beschei- 
nigung der Gründe, die dafür geltend gemacht werden. 

Diese Bescheinigung hat wegzufallen, wenn die Dispensation schon 
von dem bürgerlichen Aufgebote durch die bürgerliche Behörde erfolgt ist. 

Von der erfolgten Dispensation hat das Pfarramt dem Decanate 
Anzeige zu erstatten. 

$. 12. 

Hält das betreffende Pfarramt die für eine nachgesuchte Dispensation 

vorgebrachten Gründe nicht für ausreichend, so hat es dieses den Ver- 
Zeitschrift für Kirchenrecht. XIX. (N. F. IV.) 4. 31 
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 dlobten zu eröffnen, denen es freisteht, durch Vermittlung des Pfarramtes 
dem vorgesetzten Decanate die Entscheidung anheimzugeben. 
8. 18. | 
Die Ertheilung der Dispensation ist taxfrei. 


D. Form der Trauung. 


$. 14. | 
Der Ort für die Vornahme der Trauung ist die Kirche. Doch kann 
sie auch in die Sacristei verlegt oder aus dringenden Gründen auf 
Wunsch im Hause vorgenommen werden. 

8. 15. 

Die Anwesenheit von wenigstens zwei Zeugen bei der Trauung ist 
erwünscht und als Regel festzuhalten, wenn auch nicht unbedingt noth- 
wendig. 

$. 16, | 

Die Handlung der Trauung beginnt mit einer Ansprache des trau- 
enden Geistlichen, die entweder frei gehalten oder nach der Agende 
gelesen wird. | 

Nach dieser fährt der Geistliche fort: 

Weil Ihr hier erschienen seid, Eurer Ehe die Weihe der Kirche 
geben und Euch im Namen des dreieinigen Gottes trauen zu lassen, 
frage ich Euch N. N. vor Gottes Angesicht, vor diesen versammelten 
Zeugen, auf Euor Gewissen, wollet Ihr diese hier gegenwärtige (Jungfrau) 
N. N.) als Eure christliche Ehefrau haben und behalten und ihr alle 
eheliche Liebe und Treue erzeigen in guten wie in bösen Tagen, bis der 
Tod Euch scheidet, so sprechet: .Ja. 

Dessgleichen frage ich Euch N. N. wollt Ihr diesen hier gegen- 
wärtigen N. N. als Euren christlichen Ehemann haben und behalten und 
ihm alle eheliche Liebe und Treue erzeigen in guten wie in bösen 
Tagen, bis der Tod Euch scheidet, so sprechet: Ja. 

Zum Zeugniss dessen, was Ihr gegenseitig Euch gelobet habt, 
nehmet und wechselt diese Ringe. 

(Ringwechsel kann wegbleiben, wo er nicht ortsüblich ist.) 

So reichet Euch nun die rechte Hand und knieet nieder. 

(Das Knieen ist nicht zu unterlassen, wo es üblich ist; wo das nicht 
der Fall ist, kann es nicht gefordert werden.) 

Nachdem Ihr vor Gottes Angesicht gegenseitige eheliche Liebe und 
Treue und christliche Führung Eurer Ehe gelobt habt, spreche ich als 
ein verordneter Diener der christlichen Kirche Euch zusammen im Namen 
Gottes des Vaters und des Sohnes und des heiligen Geistes. Amen, 

Was Gott zusammengefügt hat, soll der Mensch nicht scheiden. 
Amen, 

Nach der Agende reiht sich hieran die biblische Lection, sie kann 
aber auch dem Trauungsacte vorangehen ; den Schluss macht Gebet und 
Segen. 


1) Die zu trauende ist dann als N. N. geb. N, zu bezeichnen, wenn 
die Trauung nicht an demselben Tage mit der Eheschliessung stattfindet, 
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In welcher Gemeinde eine von obiger Trauformel abweichende Form 
gebräuchlich ist oder von der Gemeinde ausdrücklich gewünscht wird, 
da soll der Gebrauch derselben mit Genehmigung der obersten Kirchen- 
behörde beibehalten werden dürfen, beziehungsweise gestattet werden 
können. 

E. Verweigerung der Trauung. 


$. 17. 

Einem Paare, welches vor dem Standesbeamten seine Ehe geschlosssen 
hat, kann die Trauung nicht verweigert werden, ausser wo die Ehe, 
- unbeschadet der vollen Anerkennung ihrer rechtlichen Giltigkeit, aus 
kirchlichen Rücksichten entschieden gemissbilligt werden muss, 

Demnach ist die Trauung zu verweigern: 

1) bei Ehen mit Nichtchristen ; 

2) bei Ehen zwischen Personen, wovon erwiesenermassen die eine 
mit einem Ascendenten oder Descendenten der anderen ausser- 
eheliche Geschlechtsgemeinschaft gepflogen hatte. 

S. 18. 


Liegen andere Verhältnisse vor, welche dem Geistlichen zweifelhaft 
machen, ob er den kirchlichen Segen über eine geschlossene Ehe sprechen 
könne, so hat er seine Bedenken dem vorgesetzten Consistorium darzu- 
legen und dessen Entscheidung zu erholen, 

Diess hat namentlich zu geschehen: 

1) bei Wiederverheirathung Geschiedener vor dem Tode oder der 
Wiederverheirathung des anderen Theils, sofern die vorige Ehe 
aus einem anderen Grunde als wegen Ehebruchs oder böslicher 
Verlassung geschieden worden war und auch, wo aus diesen 
Gründen geschieden worden ist, in dem Falle, dass der die 
Trauung begehrende Theil für den Schuldigen erklärt worden war; 

2) bei der Verheirathung eines Geschiedenen mit einem leiblichen 
Bruder oder Schwester des noch lebenden anderen Ehetheils; 

3) bei der Ehe mit der Vater- oder Mutterschwester. 
8. 19. 

Findet die Trauung eines gemischten Paares in der katholischen 

Kirche statt, so ist sie in der evangelischen nicht zu wiederholen. 


F. Verschmähung der Trauung. 


$. 20. 

Unterlässt ein Ehepaar die Trauung zu suchen, so hat der Pfarrer 
des Ehewohnsitzes auf seelsorgerlichem Wege dahin zu wirken, dass das 
Unterlassene nachgeholt werde. 

Zu diesem Zwecke kann er sich der Hilfe eines oder etlicher Glieder 
des Kirchenvorstandes versichern. 

$. 21. 

Wird die Trauung beharrlich verschmäht, so kann derjenige, welcher 
sie zurückgewiesen hat, zu keiner kirchlichen Vertretung, also weder in 
den Kirchenvorstand, noch in eine Diöcesan- oder Generalsynode gewählt 
werden. 


3l* 


466 Miscellen. 


$. 22. 

Vom heiligen Abendmahl können diejenigen, welehe die kirchliche 
Trauung verschmäht haben, nur dann ausgeschlossen werden, wenn ihrem 
Verfahren Verachtung des göttlichen Wortes in der Kirche zu Grunde 
liegt. Ist der Pfarrer in der Lage, das Vorhandensein einer solchen 
Gesinnung annehmen zu müssen, so hat er unter Nachweis seiner Gründe 
die Entscheidung des Consistoriums einzuholen, bis zu deren Eintreffen 
aber die Betheiligten nur einstweilen in schonender Form BUFOCKEUEIO EI 

$. 23. 

Die Bestimmungen der $$. 21 und 22 finden auch auf dlenigen 
Anwendung, welche eine Ehe geschlossen haben, für welche die Trauung 
unbedingt zu verweigern ist. 


. Bestimmungen hinsichtlich der Taufe und 
Confirmation. 
S. 24, 

Jedes Glied der evangelischen Kirche ist verpflichtet, die ihm gebo- 
renen Kinder durch die heilige Taufe der christlichen Kirche zu über- 
geben und denselben, wenn sie die erforderliche Reife erlangt haben, 
den kirchlichen Religionsunterricht ertheilen und sie zur Confirmation 
vorbereiten und confirmiren zu lassen, 

S. 25. 

Sollten Eltern oder Mütter ausserehelich geborener Kinder die Taufe 
derselben über Gebühr verzögern, so sind sie seelsorgerlich an ihre 
Christenpflicht zu erinnern. 

S. 26. 

Entziehen sie beharrlich ihrem Kinde den Segen der christlichen 
Taufe, so stellen sie damit sich selbst ausserhalb der Gemeinschaft der 
evangelischen Kirche. Damit werden sie des Rechtes verlustig, als 
Taufpathen für Pflichten einzutreten, die sie selbst nicht erfüllen, und 
der männliche Theil kann zu kirchlichen Aemtern weder wählen noch 
gewählt werden. 

8. 27. 

Dass ein Gemeindeglied, welches für seine Kinder das Sacrament der 
heiligen Taufe verschmäht, nach dem Sacrament des heiligen Abendmahls 
Verlangen tragen sollte, ist von vornherein nicht anzunehmen. Solchem 
Verlangen könnte auch nicht entsprochen werden, so lange die Verschmä- 
hung des andern Sacramentes nicht zurückgenommen oder gut gemacht ist, 

8. 28. 

Wer seinem Kinde den kirchlichen Religionsunterricht und seiner 
Zeit die Confirmation entzieht, unterliegt denselben Folgen, welche auf 
die Verschmähung der Trauung gelegt sind und verliert überdiess das 
Recht, zum Taufpathen gewählt zu werden. 


H. REN ENE und Aufhebung der Hrchiiehen 
Censuren. 
8. 29. 
Verhängt: werden die in SS. 21, 26 und 28 ausge prochenen Folgen 
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durch Beschluss des Kirchenvorstandes auf Antrag des Pfarrers oder 
jeden anderen Mitgliedes des Kirchenvorstandes. 

Der gefasste Beschluss ist dem DBetreffenden mit der Eröffnung 
bekannt zu geben, dass ihm Berufung an das einschlägige Consistorium 
innerhalb vierzehn Tagen vom Tage der Zustellung zusteht. 

Aufgehoben werden diese Censuren auf gleichem Wege nach Offi- 
cialantrag des Pfarramtes. 

$. 30. 

Aufzuheben sind die Folgen der Unterlassung kirchlicher Pflichten: 

a) wenn die versäumte Pflicht nachträglich erfüllt ist; sollte diese 
Nachholung unmöglich geworden sein, 

b) wenn das gegebene Aergerniss durch aufrichtig bezeugte 
Umkehr und andauerndes christliches Verhalten gutgemacht 
erscheint. 

8. 31. 

Von jeder Verhängung und Aufhebung solcher Censuren, welche die 
Wahlfähigheit eines Gemeindegliedes zum Gegenstande haben, ist dem 
vorgesetzten Decanate Anzeige zu erstatten. 


I. Kirchliche Bücher. 


$. 32. 

Bei jedem Pfarramte (bei combinirten Pfarreien für jede Pfarrei) 
sind Tauf-, Trauungs- und Beerdigungs-Bücher zu führen, in welche die 
betreffenden kirchlichen Handlungen nach der Zeitfolge einzutragen sind. 

Selbe sind nach den hiefür entworfenen Formularen anzulegen. 

(Formular A, B, C.) 
8. 33. 

Die Fortführung der gegenwärtig im Gebrauche befindlichen Register 

ist, so lange Papiervorrath hievon vorhanden ist, gestattet. 
$. 34. 

Zum Zwecke der Seelsorge und zur Gewährung einer verlässigen 
Uebersicht für Nachfolger im Amte ist bei jedem Pfarramte ein Ver- 
zeichniss (Formular D.) über jene Pfarrangehörigen, welche Taufe, 
Religionsunterricht und Confirmation für ihre Kinder, die Trauung für 
sich und die Beerdigung für die verlebten Ihrigen verschmähen, anzu- 
legen und nach Möglichkeit evident zu halten. 

$. 35. 

Die bisherigen Confirmanden- und Confitenten-Register sind unver- 

ändert fortzuführen, 
$. 36. 

Falls kirchliche Acte nachgeholt werden, so sind aus dem bezügli- 
chen Verzeichnisse (Formular D.) sofort die entsprechenden Einträge 
nach der Nummernfolge in das Tauf-, Trauungs- und Confirmanden- 
Register zu bethätigen und ist in der Rubrik »Bemerkungen« von den 
Registern auf die Nummernfolge der Bücher und von diesen auf die 
Nummernfolge jener zu verweisen, 
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IX. 


Königreich Preussen. Gesetz vom 11, Juli 1883, betreffend 
Abänderungen der kirchenpolitischen Gesetze. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. ver- 
ordnen mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtages Unserer 
Monarchie, für den Umfang derselben, was. folgt: 


Artikel ll. 

Die Verpflichtung der geistlichen Oberen zur Benennung des Kan- 
didaten für ein geistliches Amt, sowie das Einspruchsrecht des Staates 
werden aufgehoben: 

1) für die Uebertragung von Seelsorgeämtern, deren Inhaber un- 
bedingt abberufen werden dürfen, 

2) für die Anordnung einer Hülfsleistung oder einer Stellver- 
tretung in einem geistlichen Amte, sofern letztere nicht in der 
Bestellung des Verwesers eines Pfarramts (Administrators, 
Provisors etc.) besteht. 


Artikel 2. 

Die Zuständigkeit des Königlichen Gerichtshofes für kirchliche 
Angelegenheiten zur Entscheidung auf Berufungen gegen die Einspruchs- 
erklärung des Oberpräsidenten bei 

1) Uebertragung eines geistlichen Amts ($. 16 des Gesetzes vom 
11. Mai 1873, Ges.-Sanıml. S. 191), | 

2) Anstellung als Lehrer oder zur Wahrnehmung der Disziplin 
bei kirchlichen Anstalten, welche der Vorbildung der Geist- 
lichen dienen ($ 12 des Gesetzes vom 11. Mai 1873), 

3) Ausübung von bischöflichen Rechten oder Verrichtungen in 
erledigten katholischen Bisthümern ($ 3 des Gesetzes vom. 
20. Mai 1874, Gesetz-Samml. S. 135) 

wird aufgehoben. 

Die beiden letzten Absätze des $. 16 des Gesetzes vom 11. Mai 
1873 werden aufgehoben. 

Artikel 3. 

Die Vorschrift des Artikel 5 im Gesetz vom 14. Juli 1880 (Gesetz- 
Samml. S. 285) wegen Straffreiheit der Vornahme geistlicher Amtshand- 
lungen in erledigten oder solchen Pfarreien, deren Inhaber an der 
Ausübung des Amtes verhindert ist, kommt für alle geistlichen Aemter, 
und ohne Rücksicht darauf, ob das Amt besetzt ist oder nicht, zur 
Anwendung. 


Artikel 4. 

Die Strafbestimmung des $. 4im Gesetze vom 20. Mai 1874 (Gesetz- 
Samml. 8. 135) findet nicht Anwendung auf die Vornahme einzelner 
Weihehandlungen, welche von staatlich anerkannten Bischöfen in er- 
ledigten Diözesen vollzogen werden. 
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Artikel 5. 

Die den Bestimmungen der Artikel 1 und 2 dieses Gesetzes entgegen- 
stehenden Vorschriften der Gesetze vom 11. Mai 1873, vom 20. Mai 
1874 und 21. Mai 1874 (Gesetz-Samml. S. 139) werden aufgehoben. 

Urkundlich .unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichen Insiegel. | 

Gegeben Schloss Mainau, den 11. Juli 1883. 

(L.S) Wilhelm. 
Fürst v. Bismarck. v. Puttkamer Lucius. Friedberg. 

v. Boetticher. v. Gossler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. 

Bronsart v. Schellendorff. 
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Nachrichten von der Gesellschaft für Kirchen- 
rechtswissenschaft zu Göttingen Nr. 8 


I. 


Bericht über die dreizehnte Sitzung vom 29. October 1883. 


Göttingen, den 29. October 1883. 
| (Inhalt: Geschäftliches. Veränderungen in dem Bestande der Mitglieder. Bei- 
träge für den Eichhornfond. — Der Vorsitzende erstattet den zweiten Bericht über die 
Entwicklung der Gesellschaft. — Neuwahl des Vorstands. — Vortrag des Consistorial- 
raths D. th. Wagenmann: Zur Geschichte der Keizerinquisition und des Hexen- 
Processes.). 

Die dreizehnte Sitzung der Gesellschaft wurde Abends 7 Uhr 
von dem Vorsitzenden, Geheimen Justizrath Professor Dr. Dove mit 
geschäftlichen Mittheilungen eröffnet. 

In der durch das revidirte Statut der Gesellschaft (8. 4) vor-. 
geschriebenen Weise sind unter die Zahl der hiesigen Mitglieder 
aufgenommen worden: 1. Der Superintendent der Inspection Göttingen 
II. Theils, Pastor zu St. Jacobi Hermann; 2. der Dr. phil. Karl . 
Platner. | 

Ausgeschieden sind aus der Zahl der hiesigen Mitglieder: 1. der 
ausserordentliche Professor in der theologischen Facultät unserer Uni- 
versität Licentiat Dr. phil. Hans Wendt, welcher zum October 188% 
einer Berufung an die Universität Kiel als ordentlicher Professor de: 
Theologie Folge leistete; 2. der Privatdocent in der philosophischen 
Facultät Dr. Ernst Bernheim, welcher ebenfalls zum October 1883 
an die Universität Greifswald als ausserordentlicher Professor der 
Geschichte berufen worden ist *). 

Zum Eichhornfonds sind Beiträge eingegangen: 1. von dem König- 
lichen Staatsminister a. D. Bacmeister Excellenz hierselbst: 50 Mk., 
2. vom Geheimen Justizrath Dr. Thöl: 30 Mk. 

Demnächst erstattete der Vorsitzende Geheime Justizrath Dr. Dove 


Professor D. th. Dr. phil. Hans Wendt in Kiel und Professor 
Dr. p Ren Ernst Bernheim in Greifswald sind im Januar 1884 zu 
auswärtigen Mitgliedern der Gesellschaft erwählt worden. 
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gemäss der Bestimmung im $. 6 des revidirten Statuts den zweiten 
Bericht über dieEntwicklung der Gesellschaft, umfassend 
das zweite und dritte Jahr des Bestehens derselben. (Der 
Bericht ist abgedruckt in Nr.6 der Nachrichten von der Gesellschaft für 
Kirchenrechtswissenschaft, Zeitschrift für Kirchenrecht. Band XIX., Neue 
Folge Band IV. H. 1, S. 173 f£f.). 

Als hierauf nach $. 6 des revidirten Statuts der Gesellschaft zur 
Neuwahl des. Vorstandes für die Zeit vom 10. November 1883 
bis dabin 1885 geschritten werden sollte, beantragte Geheimer Justiz- 
rath Professor Dr. John von der Wahl durch Stimmzettel abzusehen 
und den bisherigen Vorstand, bestehend aus den Geheimen Justizräthen 
Dr. Dove und Dr. Mejer, den Consistorialräthen D, Dr. Ritschl 
und D. Wagenmann und dem Professor Dr. Weiland durch Accla- 
mation für die zweijährige Wahlperiode bis zum 10. November 1885 
wieder zu erwählen. Da von keiner Seite Zettelwahl verlangt wurde, 
wurde die Wiederwahl der bisherigen Mitglieder des Vorstandes als 
erfolgt erklärt. 

Hierauf hielt Consistorialrath Professor D. th. Wagenmann einen 
Vortrag: Zur Geschichte der Ketzerinquisition und des 
Hexenprocesses, 

Ausgehend von der am 5. December 1484 ergangenen Bulle des 
Papstes Innocenz VIII. Summis desiderantes affectibus wurde theils 
die allgemeine religions- und culturhistorische Bedeutung des Hexen- 
glaubens, theils insbesondere der geschichtliche Zusammenhang zwischen 
Ketzerprocess und Hexenprocess besprochen. 

In der christlichen Kirche gehen von Anfang an zwei verschiedene 
Ansichten über das Hexenwesen neben einander her: entweder wird 
der Hexenglauben als ein aus dem Heidenthum stammender, un- und 
widerchristlicher Irrthum betrachtet, der von der Kirche durch die 
Mittel der Lehre und Zucht zu beseitigen sei; oder aber es wird die 
Realität der Dämonenwelt und die Möglichkeit eines Teufelsbündnisses 
vorausgesetzt, und daher die wirkliche oder beabsichtigte Theilnahme 
an einer solchen widergöttlichen Verbindung und insbesondere der: Ver- 


“such, durch dämonische Künste Andere zu schädigen als ein strafwür- 


diges Verbrechen angesehen, in dessen Verfolgung Kirche und Staat 
mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln zusammenzuwirken haben. 

Nachdem zum erstenmal i. J. 385 in dem Verfahren des Usurpators 
Maximus gegen die spanischen Priseillianisten der Begriff der Häresie 
und Magie in Verbindung gebracht war, indem jene nicht sowohl wegen 
häretischer Lehren als vielmehr wegen des crimen magiae mit dem Tode 
bestraft wurden — damals noch unter dem Widerspruch der angesehensten 
Kirchenmänner —: so war es dann seit Anfang des fünften Jahrhunderts 
vorzugsweise Augustin, der einerseits durch seine an die weltliche 
Gewalt gerichtete Aufforderung zur gewaltsamen Unterdrückung des 
nordafrikanischen Donatismus (cogite intrare !), andererseits durch seine 
theils aus verkehrter Exegese, theils aus manichäischen und neuplato- 
nischen Reminiscenzen stammende Behauptung der Möglichkeit von 
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. Teufelsbuhlschaften (de civitate Dei lib. XV. c. 28) auch in diesem 
Stücke der Vorläufer der mittelalterlichen Theorie und Praxis gewor- 
den ist. | | | ö | 

Während noch im früheren Mittelalter‘ aufgeklärte Kirchehmänner, 
wie Agobard von Lyon und Claudius von Turin den Wahnglauben des 
Volks an' Zauberer und Wettermacher als einen irrthümlichen bestritten 
‚und kirchliche wie staatliche Verordnungen es dem Klerus zur Pflicht 
machten, die neubekehrten Völker über die Nichtigkeit des heidnischen 
Zauberwesens und die Unvereinbarkeit des Hexenglaubens mit dem 
Christenthum ‘zu belehren (vgl. den sog. canon Ancyranus fe. 12 C. 
XXVI, qu. 5] **), Martin. Bracarensis, Regino von Prüm, Burchard von 
Worms, Gratian, Johannes Sarisberiensis): so gewinnt dagegen seit dem 
zwölften bis dreizehnten Jahrhundert in der Zeit des päpstlichen Abso- 
lutismus und der Ketzerverfolgung die Meinung die Oberhand, dass 
Ketzerei und Zauberei correlate Verbrechen seien, beide vom Teufel 
herrührend und beide unter Beihülfe des weltlichen Arms mit Feuer 
und Schwert zu verfolgen und auszurotten, — da ja schon das Mosaische 
Gesetz gebiete: die Zauberinnen sollst Du nicht leben lassen (2. Mos. 
22, 18) und da Christus selbst Joh. 15, 6 lehre, dass die verdorrten 
Reben mit Feuer sollten verbrannt werden. | 


| **, Der Kanon Episcopi, im Decretum Gratiani c. 12 C.XXVL qu. 
5 mit der Inscription: Item ex Concilio Anquirensi steht bei Regino 
de synodalibus causis et disciplinis ecelesiasticis lib. II. c. 371 mit der 
Ueberschrift: Unde supra, um anzudeuten, dass das Kapitel einen seinem 
Vorgänger verwandten Stoff behandle (vgl. Dove in dieser Zeitschrift 
Bd. IV. S. 31). Regino hat das dem Kanon Episcopi vorausgehende 
Kapitel (lib. II. c. 370) aus Rabani epist. ad Heribald. v. J. 853 ent- 
lehnt. Schon Rabanus aber hatte dasselbe und zwar aus dem — von 
Wasserschleben, Beiträge zur Geschichte der vorgratian. Kirchen- 
rechtsquellen, Leipz. 1839 und in seiner Ausgabe des Regino, Lips. 1840, 
ad lib. II. c. 370 p. 354 not. k angeführten — Grunde, dass er, Raban, 
eine Kanonensammlung benutzt hat, in der hinter einem Kanon von 
Ancyra Poenitentialkanonen folgten) irrthümlich dem Concil von Ancyra' 
beigelegt: Daher hat Regino die dem Kanon Episcopi vorausgehende 
Stelle lib. II. c. 370 überschrieben: Ex concilio Anquirensi, Burchard 
von Worms, indem er dem »Unde supra« der Ueberschrift von Regino 
1. II. c. 371, wie öfter, imig die Bedeutung: »Aus derselben Quelle« 
beimass, hat in seinem Decret lib. X. c. 1 den Kanon »ÜUt episcopi« 
zuerst mit der falschen Inscription: »Ex coneilio Anquiren. c. l« ver- 
sehen. Darin ist ihm dann [vo im Decret. 3. XI. c. 30, die Panormie 
1. VIII c. 75 (ed. Sebast. Brant. Basil. 1499 fol. 166), endlich 
. Gratian gefolgt. Schon Wasserschleben vermuthet, dass Regino den 
Kanon Episcopi vielmehr einem bis jetzt nicht ermittelten fränkischen 
Königsgesetz entlehnt hat. Der Abschnitt des Kanon Episcopi von 
»quaedam sceleratae« bis >in corpore accidere arbitretur« findet sich 
bereits in einer dem h. Augustin im 6. Jahrhundert untergeschobenen 
Schrift Despiritu et anima c. 28. Friedberg in seiner Ausgabe des 
Decrets p. 1030 not. 142 zieht zu dem Kanon Episcopi mit Unrecht auch 
Regino lib. IL. c. 373, 374 an, welche, entlehnt aus der Kanonen- 
sammlung des Martin von Braga c. 72, 74 {bei Migne, Patrolog. 
lat. T. 84 p. 584) vielmehr als c. 3 pr. u.$ 1 C. XXVI. qu. 5 in Gratians 


Decret übergegangen sind. Richters Ausgabe des Decrets giebt den 
R 


richtigen Verhalt an. ‚.W. Dove. 
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So entstand jetzt im engsten Zusammenhange mit der älteren 
Institution der Ketzerinquisition die neue des Hexenprocesses, d. h. 


kirchliche und bürgerliche Anordnungen in Betreff der Aufsuchung und 


Bestrafung solcher Personen, welche des angeblichen Verbrechens eines 
Teufelsbündnisses und magischer Künste sich verdächtig gemacht haben, 
und bald galt nicht bloss die Zauberei als die schlimmste Art von 
Ketzerei, sondern es galt auch als ketzerisch, an der Möglichkeit und 
Wirklichkeit zauberischer Künste zu zweifeln. 

Insbesondere war es der grosse dominikanische Ordenstheolog 
Thomas von Aquino, der in Anlehnung an Augustin die dogmatische 
Theorie in diesem Stücke begründete und seine Ordensgenossen, die 
Dominikaner, als Tbomisten und päpstliche Inquisitoren, wurden von 
jetzt an die eifrigsten Verfolger der Hexerei, aber auch die eifrigsten 
Vertheidiger und Verbreiter des Hexenglaubens. Wie das classische 
Werk für die Ketzerinquisition, das directorium inquisitorum des spani- 
schen Dominikaners Nicolaus Eimericus (f 1399)***) war, so lieferten 
dann auf Grund der päpstlichen Bulle Summis desiderantes von Innocenz 
VIII. die beiden deutschen Dominikaner Heinrich Kremer (H. Institoris) 
und Jakob Sprenger 1487 das classische Werk für den Hexenprocess in 
dem berüchtigten Malleus maleficarum, der es als obersten Grundsatz 
voranstellt, die haeresis maxima sei, opera maleficarum non credere. 
Nun erst kamen die Hexenprocesse wahrhaft an die Tagesordnung, und 
nun erst, in Folge jener päpstlichen Dogmatisirung des Hexenwesens 
steigerte sich der im Volke von den heidnischen Zeiten her fortwuchernde 
Aberglaube zu einer wahren Hexenepidemie. 

Nachdem in der ersten Hälfte des sechzehnten Jahrhunderts in 
Folge der Reformation ein kurzer Stillstand eingetreten (wie z. B. 
Luther ausdrücklich bezeugte, »seit das Evangelium wieder geoffenbart, 
höre man hiervon nicht mehr so viele): so wurde dagegen in der 
zweiten Hälfte des sechzehnten und im Anfange des siebzehnten Jahr- 
hunderts durch die Gegenreformation und die in den verschiedenen 
Kirchen zur Herrschaft gelangte fanatische Orthodoxie der Hexenwahn 
und die Rohheit der Hexenverfolgung aufs höchste gesteigert, da einer- 
seits die katholische Kirche auf Grund jener mittelalterlichen Theorie 
an der Correlation von Hexerei und Ketzerei jetzt, nachdem die Carolina 
keine Strafe gegen Ketzerei mehr aufgenommen, und der Religions- 
frieden die Bekenner der neuen Lehre wenigstens theilweise schützte, 
diese unter dem Vorwand der Hexerei verfolgte, und da andererseits 
protestantische Obrigkeiten, Juristen und Theologen, den Teufelsglauben 


***) Vgl. über denselben v. Schulte, Geschichte der Quellen und 
Literatur des canonischen Rechts Band II, Stuttgart 1877, S. 400. 
(F. A. Biener, Beiträge zu der Geschichte des Inquisitions-Processes, 
Leipz. 1827, S. 63 giebt als Todesjahr 1398, in welchem Jahre Eymerich 


vielmehr, von Peter IV. aus Aragonien exilirt, nach Avignon zu Clemens 


VD. ging; 1397. ist er nach Gerona zurückgekehrt. — Das Directorium 
inquisitorum ist, wie es scheint, 1376 vollendet worden. 


R.D. 


- 47 4 Nachrichten von ir Gesellschaft für  Rirchenechtwisenschaft. 


! 


R a für ein nothwendiges Stück der Orthodoxie. erachtend und sich seihat: 
‘zur custodia utriusque tabulae verpflichtet glaubend, in der Bekämpfung 


und Bestrafung jenes seelengefährlichen und gemeinschädlichen Ver- 
brechens ‚nicht zurückbleiben wollten trotz des lutherischen Worts: 
Ketzer verbrennen sei wider den Willen des heiligen Geistes. 

An einzelnen Gegnern des Hexenwesens und der Hexenprocesse fehlte 
es freilich niemals unter Theologen, Philosophen und Juristen, aber erst 
nachdem frühere Stimmen ungehört verhallt oder gewaltsam zum 
Schweigen gebracht waren, wirkten im achtzehnten J ahrhundert Pietis- 
mus und Aufklärung durch Verbreitung reinerer Religions- und. besserer- 
Natur- und Rechtsbegriffe zusammen, erst eine Milderung der Praxis, 


dann das Erlöschen des Hezenproeosnes: in allen christlichen Cultur- 


ländern- herbeizuführen. 
Nur der Vorsitzende fand N "Bemerkungen an den Vortrag 
zu knüpfen. Dieselben bezogen sich auf Frankreich und Deutschland. 
In der Sitzung kamen die eingegangenen literarischen Geschenke 
(Zuwachsverzeichniss der Gesellschaftsbibliothek Nr. 549 — 569) zur Vorlage. 


Il, 


Vorläufige Mittheilung über die sechzehnte und siebzehnte 
Sitzung vom 22. Juli und 28. Ootober 1884, 


In der sechzehnten Sitzung vom 22. Juli 1884 sprach Professor 
Dr. Frensdorff: Zur Erinnerung an Heinrich Thöl. (Der Vortrag 


‚wird veröffentlicht.) 


Daran knüpfte der Vorsitzende Dr. Dove Bemerkungen über die 


Beziehungen von Kirchenrecht und Handelsrecht. 


In der siebzehnten Sitzung vom 28. October 1884 behandelte 


Geh, Justizrath Professor Dr.Dove die Entwickelung der Ehejurisdietion 


und des landesberrlichen Ehescheidungsrechts seit der Reformation. 
_ Darauf referirte Professor Dr. Weiland über die Kritik, welche 


Dr. Philippi in Münster kürzlich an dem Privilegium Friedrichs II. für 


die geistlichen Fürsten vom 26. April 1220 in seiner Schrift: Beiträge 
zur Reichskanzlei der späteren Staufer geübt hat. 

„a beiden Sitzungen lagen die für die Gesellschaft eingegangenen 
Schriften (Zuwachsverzeichniss Nr. 616629, Nr. 626638) vor. 


. 3 pr 
ER ‘ 
PR 3 B - 
u h 
SEN 5 in v 
Ä n ns 
> B - 
. F 
BZ En &r > 
5 w . 
% > = „’ 
. P B P 
’ Es - 
. 
ß vu P . 
m u h Pe 
. ° F ie 
2 
‘“. " 
v B 
. 
. , B 
ın . 
.- s ; 
a ; 
- - - 
Ir 
Be 
. 
Sp = " 
„ 
ai D 
R -. 
ae 
I: R Be 
DEMErN R 
x B x 
” I . “ 
” : A - r 
D 
» 
- “ u 
.. 
: a 
g N 
ir L3 
Es h . . 
ER: 5 k . 
. 5 
. * 
. [1 % “ 
‚ we . 
une. 


” 


x 
a Wi ‘ 
Se 
re 
a 
z Di 
De 
‚' 
.yj 1 
oo 
MEER 
h 
ernen 
a, PM, € 
er 
t 
; 
’ 
S 0 
; 
% 
F: 
i 
; 
Sn 
2 
r 
le 
. 
De 
a 
, 
’ 

Pa 
“ n 
’ 

ö N 

N 
f 
x 
% 
, 
’ 
i 
; 
hr ' 
; 
ß 
; 
% 


.. 


ar 
P 


D 
» 
' 


“ r 


RE], 


u Yan 


DR 


” i# » ia Er w = ” . " “ . n 
2 nm £ m % em Ss Yar: N Pr. - f ‚v 
Br DW s . Ö « u x R — iR . Ö ’ 1 < 
5 ur hr I: u Alcdıe y un 0 an! 0 > 
nm Nee dr nd pw 1 4 ] kA rn mE m ö < % en. e ’ y. 
? 4 Pr ’ Fa SUR Rd Da f Pu. 4 ® . 
(N de > dern Ki & we P g x x 
2 \ BP u-- ’ u NG EINE SE If n - - N; % 
} . r \ ' m XL v y +2 2 u s 77 
, PA} - ö \ \ \ . r R k ”. « 
u v / \4' } ' 2 4 
\r l} \ > - B . - ’ 
\J 4 7 “ N “ 4 f u zn 
£ d ” . N . > EEE : »“ .. » j r Y 4 
N 7% " wert x f = h 
’ Y Tr, Re \ Zu » ww n) El, F ’ ‘ . ; “ 
NN 14 . 5 FIR n ! / pP k Kl P: 
an ww „‚. 6 a pr { D n ’ Bi . " y } > “ . f 
\ £ & ” I. . . 
N ’ f nn - E u u DE 
”ı N % v ‘ ß 2 2“ \ Ä 72 au 
A y an dl f WE, U ‘a0 5 3 
‘ 7 v 7 a „W T; 
PZ 5 Abe Wi x h Bu, \— ) . + JS 
i 4 N N - . E = ‘ f v4 8 
T . 4 NY 


as 
N 
A 
>. 


N G 
7 


en Fe u 
j ie. Pi Tyr. = & 


2 u 
E E 4 
5 ’ 
- “y “> - 
= E > > 1 4 
ö vr. 4 “u ‘ 2 im. 
y ar “ ı $ nr 
” G “ 
T f N ’ ’ -* 
“ Fi 
Be \ . “ k & br 
= r —; “ 
. Pa ig 
” u % " 
- % u 
- 
Um Ei: 
. ; a 
, h 


